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Tabaksteuer

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Verbrauchsteuer, die dem Bund zusteht (>>> Bundessteuer) und von der Bundeszollverwaltung erhoben wird. Thr
unterliegen Tabakwaren (Zigarren, Zigarillos, Zigaretten, Rauchtabak, Schnupftabak, Kautabak), gleichgestellte
Erzeugnisse, die ganz oder teilweise aus Tabakersatzstoffen bestehen, und Zigarettenhiillen (Blittchen, Hiilsen).
Rund 95 v.H. des Gesamtaufkommens ergeben sich aus der steuerlichen Belastung der Zigarette.

Das Tabaksteuergesetz sieht fiir die einzelnen Erzeugnisse unterschiedliche Steuersétze vor. Die wichtigsten sind
fiir

- Zigarren und Zigarillos 13 v.H. des Kleinverkaufspreises, mindestens 3,1 Pf/Stiick,

- Zigaretten 8,3 Pf/Stiick + 24,8 v.H. des Kleinverkaufspreises, mindestens 11 Pf/Stiick,

- Rauchtabak
a) Feinschnitt 30,21 DM/kg + 18,12 v.H. des Kleinverkaufspreises, mindestens 45 DM/kg,

b) Pfeifentabak 5,50 DM/kg + 22 v.H. des Kleinverkaufspreises, mindestens 21 DM/kg,
Der Kleinverkaufspreis - die Bemessungsgrundlage der preisbezogenen Tabaksteuer oder ihres preisbezogenen
Anteils - wird von den Herstellern und Importeuren frei bestimmt.
Die Tabaksteuer fiir die Tabakwaren und Zigarettenhiillen entsteht mit der Entfernung aus einem inléndischen
Herstellungsbetrieb oder mit der Entnahme zum Verbrauch im Betrieb. Steuerschuldner ist der Inhaber des Betriebs

(Hersteller). Bei der Einfuhr entsteht die Tabaksteuer gleichzeitig mit der Zollschuld, und wenn kein Zoll zu erhe-
ben ist, mit der zollamtlichen Freigabe der Ware.

Die Tabaksteuer wird - von wenigen Ausnahmen abgesehen - nicht durch Zahlung des Steuerbetrages entrichtet,
sondern durch Verwenden von Steuerzeichen, d.h. durch Entwerten und Anbringen der Zeichen an den Kleinver-
kaufspackungen. Die Hersteller und Importeure beziehen die Steuerzeichen von bestimmten Zollstellen. Die miis-
sen nicht sofort, sondern erst innerhalb bestimmter Fristen nach ihrem Steuerwert bezahlt werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Mehrfache Steuerrechtsinderungen, u.a. Neueinteilung der Tabakwaren in Gruppen und ihre begriffliche Abgren-
zung ab 1980. Letzte Erhohung der Tabaksteuer zum 1. 5. 1989 fiir Pfeifentabak, zum 1. 3. 1992 fiir Zigaretten und
Feinschnitt. Die Steuer fiir Zigarren und Zigarillos wurde zum 1. 5. 1989 auf einheitlich 13 v.H. des Kleinver-
kaufspreises gesenkt.

Aus haushaltsméBigen Griinden erfolgte eine Verkiirzung der Zahlungsfrist fiir die im Dezember bezogenen Ziga-
rettensteuerzeichen durch das Steuerinderungsgesetz 1967.

Tabakwaren

Index der GroBShandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 69 "Tabakwaren" des Systematischen Warenverzeichnis-
ses fiir die Industriestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir die Produktionsstati-
stiken, Ausgabe 1982.
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Einbezogen sind Zigaretten, Zigarren und Rauchtabak.
Nicht beriicksichtigt werden Kau- und Schnupftabak sowie Tabakfolien.

Tafelwein

Ernteberichterstattung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Tafelwein ist Wein aufier >>> Qualititswein b.A., der ausschlieBlich von empfohlenen, zugelassenen oder als vor-
iibergehend zugelassenen >>> Rebsorten stammt, in der Gemeinschaft hergestellt und den Vorschriften nach Alko-
holgehalten und Sauregraden entspricht. : .

Inlindischer Tafelwein muB als "Deutscher Tafelwein" bezeichnet werden. Landweine sind in der Regel auch Ta-
felweine, die aus enger regional gegliederten Landschaften stammen und den speziellen Vorschriften des Weinge-
setzes entsprechen.

Tanker

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1951

Begriffsinhalt:
Seeschiffe, die zur Beforderung von fliissigen Giitern dienen.

ErfaBt werden die Tanker, die unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahren und iiber mehr als 17,65
BRT Raumgehalt verfiigen.

Unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland kénnen u.a. auch Seeschiffe fahren, die von deutschen Reedern
aus dem Ausland gechartert wurden. Entsprechend fahren an das Ausland vercharterte Schiffe im allgemeinen
nicht unter deutscher Flagge.

Zu den fliissigen Giitern zihlen z.B. Mineral6l, Fliissiggas und Chemikalien.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1973 wurden die Tanker erfaft, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen waren, unabhéngig
davon ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die fiir die Schiffahrt aufierhalb von Binnengewdssern
(Fliissen, Kanilen und geschlossenen Seen) bestimmt sind, die einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT haben
und deren Eigentiimer Deutsche sind (natiirliche und juristische Personen).

Begriffsbeziehungen:

Die Tanker der Seeschiffahrt unterscheiden sich von den >>> Tankschiffen der Binnenschiffahrt einerseits durch
ihr Einsatzgebiet, zum anderen durch Ausriistung und Konstruktion.

Die Zuordnung der Schiffe zu den See- bzw. Binnenschiffen erfolgt nur aufgrund der Eintragung in die entspre-
chenden Register; Binnenschiffe konnen unter bestimmten Voraussetzungen auch auf See und Seeschiffe auch auf
Binnenwasserstrafien fahren.

Tankschiffe

1

Statistik des Bestandes an Binnenschiffen
Datennachweis: ab 1961
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Begriffsinhalt:
In die Binnenschiffsregister eingetragene Schiffe, die zur Beforderung fliissiger Ladung bestimmt sind.

Die Tankschiffe miissen iiber mindestens 20 t Tragfahigkeit verfiigen und fiir die Schiffahrt auf Binnengewdssern
(Fliissen, Kanilen und geschlossenen Seen) bestimmt sein.

Anderungen im Zeitablauf:
Seit 1972 werden die Tankschiffe ohne Bunkerboote ausgewiesen.

Begriffsheziehungen:
Die Tankschiffe der Binnenschiffahrt unterscheiden sich von den >>> Tankern der Seeschiffahrt einerseits durch
ihr Einsatzgebiet, zum anderen durch Ausriistung und Konstruktion.

Eine eindeutige Zuordnung zu den Binnen- bzw. Seeschiffen ist jedoch nur aufgrund der Eintragung in die entspre-
chenden Register méglich, da Seeschiffe auch auf Binnenwasserstrafien und Binnenschiffe u.U. auch auf See fahren
konnen.

Titige Inhaber

1. Arbeitsstittenzihlung 1970

Begriffsinhalt:

Personen, die eine nichtlandwirtschaftliche >>> Arbeitsstitte wirtschaftlich und organisatorisch als Eigentiimer,
Miteigentiimer oder Pichter leiten, ferner selbstindige Handelsvertreter sowie alle freiberuflich Tatigen.

Zu den Titigen Inhabern zédhlen auch die selbstdndigen Handwerker.
Als freiberuflich Titige gelten z.B. Arzte, Rechtsanwilte, Schriftsteller und Kiinstler.

Nicht zu den Titigen Inhabern rechnen Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhltnis zur Arbeitsstitte ste-
hen und lediglich innerhalb ihres Arbeitsbereiches selbstindig disponieren kénnen (z.B. der selbsténdige Filiallei-
ter).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

Begriffsinhalt:

Personen, die >>> Betriebe des Bauhauptgewerbes wirtschaftlich und organisatorisch als Eigentiimer, Miteigentii-
mer oder Pichter leiten.

Zu den Tétigen Inhabern zihlen auch die selbstindigen Handwerker.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Handwerkszihlung 1977

Begriffsinhalt: ,

Zu den Tétigen Inhabern zihlen alle Inhaber und Mitinhaber von >>> selbstindigen Handwerksunternehmen, die
im Unternehmen mitarbeiten, ferner alle Inhaber und Mitinhaber von nicht-handwerklichen Unternehmen, sofern
sie in einem handwerklichen >>> Nebenbetrieb dieser Unternehmen mitarbeiten.

Begriffsbeziehungen: .

Die Begriffe Tétige Inhaber und >>> Selbstindige (Volks- und Berufszihlung 1987, Mikrozensus, Gebaude- und
Wohnungszihlung 1987) entsprechen sich weitgehend. Unterschiede ergeben sich durch den unterschiedlichen Er-
hebungsbereich und durch die unterschiedliche Wahl der Erhebungseinheiten. T4tige Inhaber, die z.B. mehrere
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Arbeitsstitten bzw. Betriebe leiten, werden in der Arbeitsstittenzihlung 1970, im Monatlichen Baubericht und in
der Handwerksziihlung 1977 mehrfach erfafit und nachgewiesen. In der Volks- und Berufszihlung, im Mikrozen-
sus sowie in der Gebaude- und Wohnungszihlung 1968 wird in der Regel jeder Selbstindige nur einmal erfafit, da
die einzelne Person, der Haushalt oder die Wohnpartei und nicht die Arbeitsstitte, der Betrieb oder das Unterneh-
men die Erhebungseinheit ist.

Im Unterschied zu den Tatigen Inhabern handelt es sich bei den Selbstandigen in der Wohngeldstatistik um solche
Selbstindige, die fiir sich - und ggf. ihre bei der Gewihrung von Wohngeld zu beriicksichtigenden Familienange-
hérigen - Wohngeld beziehen. In der Studentenstatistik handelt es sich um deutsche Studienanfanger, die auf den
Immatrikulationspapieren als letzte berufliche Stellung des Vaters "Selbstindiger" eingetragen haben.

Titige Inhaber, Mithelfende Familienangehdorige

Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1977; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991/92

Begriffsinhalt:

Personen, die >>> Betriebe des Bauhauptgewerbes wirtschaftlich und organisatorisch als Eigentiimer, Miteigentii-
mer oder Pichter leiten sowie deren Familienangehérige, die im Betrieb mitarbeiten, ohne hierfiir Lohn oder Ge-
halt zu beziehen und ohne daB fiir sie Pflichtbeitréige zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt werden.

Zu den Titigen Inhabern zéhlen auch die selbstindigen Handwerker.

Die Mithelfenden Familienangehérigen werden nur erfafit, wenn sie mindestens ein Drittel der iiblichen Arbeitszeit
im Betrieb tatig sind.

Titige Personen

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:

Personen, die in >>> Betrieben, >>> Unternehmen oder >>> Arbeitsstitten titig sind und entweder in einem Ar-
beitsvertrags- bzw. Dienstverhiltnis oder einem Eigentiimer-, Miteigentiimer- oder Pachtverhiltnis zum Betrieb,
Unternehmen oder zur Arbeitsstitte stehen.

Zu den Tétigen Personen zihlen auch Erkrankte, Urlauber sowie Personen, die Ubungen bei der Bundeswehr ab-
leisten und alle sonstigen voriibergehend Abwesenden, Streikende und von Aussperrung betroffene Personen, so-
lange das Arbeitsverhaltnis nicht geldst ist, ferner Saison- und Aushilfsarbeiter, Kurzarbeiter, Schlechtwettergel-
dempfinger, Teilzeitbeschiftigte, Personal auf Bau- und Montagestellen, Fahrzeugen usw. sowie Arbeitskréfte, die
von anderen Unternehmen gegen Entgelt zur Arbeitsleistung geméafl dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz iiberlas-
sen werden (Leiharbeitnehmer wie Fremdlohner, Zeitbeschéftigte fur Biirotitigkeiten usw.).

Nicht zu den Titigen Personen rechnen die lingerfristig im Ausland Tétigen Personen, zum Grundwehrdienst bzw.
Zivildienst einberufene Personen, Strafgefangene, ehrenamtlich Tétige sowie Arbeitskrifte, die als Beauftragte an-
derer Betriebe (Unternehmen, Arbeitsstitten) im meldenden Betrieb (im Unternehmen, in der Arbeitsstétte) Mon-
tage- oder Reparaturarbeiten durchfiihren.

Heimarbeiter rechnen ebenfalls nicht zu den Tétigen Personen.

>>> Mithelfende Familienangehérige, d.h. Personen, die im Betrieb (im Unternehmen, in der Arbeitsstitte), der
von einem Familienmitglied als >>> Titigem Inhaber geleitet wird, mitarbeiten, ohne hierfiir Lohn oder Gehalt zu
beziehen, werden in den einzelnen Statistiken unterschiedlich beriicksichtigt. Sie werden z.T.

- ohne Riicksicht auf die von ihnen geleistete Arbeitszeit erfafit, z.T.
- nur dann erhoben, wenn sie mindestens ein Drittel der betrieblichen Arbeitszeit titig sind.

Unter den Tétigen Personen werden Beschiftigungsfille nachgewiesen, so daf} Personen mit mehreren Arbeitsver-
haltnissen in verschiedenen Unternehmen, Betrieben oder Arbeitsstitten auch mehrfach gezihlt werden.
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Begriffsbeziechungen:

Der Begriff Titige Personen ist - von den durch die einzelnen Erhebungsbereiche bedingten Besonderheiten abge-
sehen - gleich abgegrenzt wie der Begriff >>> Beschiftigte (verschiedene Bereichsstatistiken, Arbeitsstittenzih-
lungen); soweit die Begriffe Tatige Personen und Beschiftigte in jeweils denselben Statistiken verwendet werden
(z.B. in den Statistiken fiir den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe, in der Arbeitsstittenzih-
lung und der Einzelhandels- und Gastgewerbestatistik), stimmen sie inhaltlich voll iiberein.

Unterschiede zwischen dem Begriff Tatige Personen und dem Begriff >>> Erwerbstitige (Volks- und Berufszih-
lung 1970, Mikrozensus) sind vor allem durch die unterschiedliche Wahl der Erhebungseinheiten bedingt.

In den Bereichsstatistiken und der Arbeitsstittenzihlung 1970 ist Erhebungseinheit das Unternehmen, der Betrieb
oder die Arbeitsstiitte, die jeweils Gesamtangaben iiber ihre Tatigen Personen melden; in der Volks- und Berufszih-
lung 1970 bzw. im Mikrozensus ist dagegen die einzelne Person bzw. der Haushalt die Erhebungseinheit.

Hieraus folgt u.a.: Personen, die im Berichtszeitraum geringfligige oder aushilfsweise Erwerbstitigkeiten ausiiben
(z.B. Kellner oder Musiker, die nur stundenweise oder am Wochenende titig sind, arbeitende Studenten, Schiiler
u.4.) sowie besondere Personengruppen (z.B. Heimarbeiter, Ordensangehérige im erwerbsfihigen Alter, Strafge-
fangene, die in der Regel verpflichtet sind, Arbeiten in und aufierhalb der Anstalt zu verrichten u.4.) zihlen grund-
sitzlich zu den Erwerbstitigen, hiufig aber nicht zu den Tétigen Personen.

Bei den Tatigen Personen (= Beschiftigten) werden lediglich die Soldaten auf Wehriibungen, bei den Erwerbstiti-.
gen hingegen alle Soldaten beriicksichtigt.

Die Mithelfenden Familienangehérigen zihlen grundsitzlich zu den Erwerbstitigen, und zwar ohne Riicksicht auf
die von ihnen geleistete Arbeitszeit; sie werden bei den Tétigen Personen in den Bereichsstatistiken und der Ar-
beitsstittenzihlung unterschiedlich beriicksichtigt.

-Sind Personen in mehreren Unternehmen, Betrieben oder Arbeitsstitten beschaftigt, dann konnen sie auch in meh-
reren Unternehmens-, Betriebs- oder Arbeitsstittenmeldungen enthalten sein.

Die Bereichsstatistiken und die Arbeitsstittenzahlungen weisen daher nur Beschaftigungsfalle nach und nicht die
tatsichliche Zahl der dahinterstehenden Individuen.

Bei den Erwerbstitigen wird dagegen - soweit von der Wohnbevélkerung ausgegangen wird - jede Person nur ein-
mal nachgewiesen, weil die Person selbst bzw. der Haushalt Erhebungseinheit ist.

Unterschiede ergeben sich auch bei der Zuordnung der Erwerbstéitigen und Tatigen Personen zu Wirtschaftszwei-
gen, weil die befragten Personen héufig nur ungenauere Angaben iiber den Wirtschaftszweig als die Unternehmen,
Betriebe und Arbeitsstitten machen kénnen.

Bei den Tatigen Personen werden Personen (Beschiftigungsfille) mit Arbeitsort im Inland (Inlandskonzept) ge-
zihlt, bei den Erwerbstitigen dagegen Personen der Wohnbevélkerung (Inlinderkonzept).

Zu den Tétigen Personen im Schienenverkehr (Eisenbahnstatistik), Straenpersonenverkehr (Statistik der Perso-
nenbeforderung im StraBenverkehr), und zu den in der Luftfahrt Beschiftigten (Statistik der Luftfahrtunternehmen)
zihlen nur Personen, die iiberwiegend bzw. ausschlieBlich in den Unternehmensteilen "Schienenverkehr",
"StraBenpersonenverkehr” oder "Luftfahrt" titig sind, wihrend zu den Tétigen Personen in der Binnenschiffahrt
(Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt) auch das Landpersonal gerechnet wird.

Zur Abgrenzung der Titigen Personen gegeniiber den Arbeitskréften in der Landwirtschaft siehe unter

>>> Familienarbeitskrifte und stiandige >>> familienfremde Arbeitskréfte (im Jahresdurchschnitt) (Statistik der
Arbeitskrifte in der Landwirtschaft).

Zur Abgrenzung der Titigen Personen gegeniiber den >>> Beschaftigten des unmittelbaren Sffentlichen Dienstes
und den >>> Beschiftigten des mittelbaren offentlichen Dienstes (beide Statistik iiber den Personalstand des of-
fentlichen Dienstes) siehe jeweils dort.

1.1 Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

1.2 Totalerhebung im Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1955 bis 1976

1.3 Unternehmens- und Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1962 bis 1975

753



Begriffsinhalt: .

Die Titigen Personen umfassen die >>> Tatigen Inhaber (einschl. Mitinhaber), die >>> Mithelfenden Familienan-
gehorigen, die >>> kaufméannischen und technischen Angestellten und die kaufménnischen und technischen Aus-
zubildenden die >>> Facharbeiter, die >>> Fachwerker und Werker und die >>> gewerblichen Auszubildenden.
Die Mithelfenden Familienangehérigen sind einbezogen, sofern sie mindestens ein Drittel der iiblichen Arbeitszeit
im Betrieb tatig sind.

Die Titigen Personen in der Unternehmens- und Investitionserhebung umfassen neben den unmittelbar im Unter-
nehmen Beschiftigten auch die an Arbeitsgemeinschaften abgestellten Personen. Arbeitskréfte, die unmittelbar von
der Arbeitsgemeinschaft eingestellt wurden, werden in der Hohe des Arbeitsgemeinschaftsanteils des jeweils be-
fragten Unternehmens 1t. Arge-Vertrag zu den Titigen Personen dieses Unternehmens gerechnet.

Anderungen im Zeitablauf:

Im Monatlichen Baubericht sind die Mithelfenden Familienangehérigen nur 1977, in der Totalerhebung im Bau-
hauptgewerbe werden sie erst seit 1962 erfafit und einbezogen. ’

2.1 Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (chne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975

2.2 Unternehmenserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975

2.3 Monatlicher Industriebericht
Datennachweis: 1950 bis 1976

2.4 Industriebericht-Totalerhebung-September
Datennachweis: 1962 bis 1975

Begriffsinhalt:

Die Tétigen Personen umfassen die >>> Titigen Inhaber bzw. Mitinhaber, >>> Angestellten, >>> Arbeiter,
>>> kaufménnischen, technischen und gewerblichen Auszubildenden sowie die >>> unbezahlt mithelfenden Fa-
milienangehorigen, sofern sie mindestens ein Drittel der iiblichen Arbeitszeit im >>> Unternehmen bzw.

>>> Betrieb titig sind.

Im Monatlichen Industriebericht und im Industriebericht - Totalerhebung - September werden Tétige Personen nur
fiir die industriellen Betriebsteile eines Betriebes einschl. der Titigen Personen in Verwaltungen und Hilfsbetrieben
ermittelt. Nicht erfaft werden dagegen die Titigen Personen in den iibrigen nichtindustriellen Betriebsteilen des
Betriebes (z.B. in baugewerblichen und sonstigen Betriebsteilen wie Handel, Transport, Landwirtschaft u.a.m.). Zu
Einzelheiten beziiglich des Nachweises von Betrieben und Betriebsteilen siehe auch unter Betriebe.

Im Monatlichen Industriebericht wird die Zahl der Tétigen Personen zum jeweiligen Monatsende erfragt; der Jah-
resdurchschnitt errechnet sich als arithmetisches Mittel aus den Monatswerten.

In der Investitions- sowie der Unternehmenserhebung im Bergbau und in der Industrie werden auch die in nichtin-
dustriellen Teilen des Unternehmens (z.B. Handelsabteilungen, Verkaufsbiiros) titigen Personen einbezogen. Zu
Einzelheiten beziiglich des Nachweises von Unternehmen und Unternehmensteilen siehe auch unter Unternehmen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Mithelfenden Familienangehérigen zihlen im Monatlichen Industriebericht erst seit 1962 zu den Tatigen Per-
sonen. -

3. Arbeitsstiittenzihlung 1970

Begriffsinhalt:

Die Titigen Personen umfassen die >>> Tatigen Inhaber, die >>> Beamten, die >>> Angestellten, die
>>> Arbeiter und die >>> Nachwuchskrifte sowie die >>> Mithelfenden Familienangehérigen, unabhéngig von
der Arbeitszeit, die sie in der >>> Arbeitsstitte titig sind. '
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4.1 GroBhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1963

4.2 Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: 1963 bis 1969

4.3 Gastgewerbestatistik
Datennachweis: 1963 bis 1969

Begriffsinhalt:

Die Tétigen Personen umfassen die >>> Tatigen Inhaber, >>> Arbeiter, >>> Angestellten, >>> Auszubildenden
sowie die >>> Mithelfenden Familienangehérigen, unabhingig von der Arbeitszeit, die sie im >>> Unternehmen
téitig sind. .

In der GroBhandels- und Einzelhandelsstatistik werden MeBzahlen der Tétigen Personen und in der Gastgewerbe-
statistik MeBzahlen der >>> Vollbeschiftigten sowie Mefzahlen der >>> Teilzeitbeschiftigten nachgewiesen.
Die Mefizahlen der Titigen Personen (Vollbeschéftigten, Teilzeitbeschiftigten) werden durch Division der Zahlen
der Titigen Personen (Vollbeschiftigten, Teilzeitbeschéftigten) im jeweiligen Berichtszeitraum durch die entspre-
chenden Zahlen der Titigen Personen (Vollbeschaftigten, Teilzeitbeschiftigten) im Basiszeitraum ermittelt.

5. Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Personen, die in >>> Unternehmen, die 6ffentlichen Schienenverkehr betreiben (>>> Deutsche Bundesbahn,

>>> nichtbundeseigene Eisenbahnen), ausschlieflich oder iiberwiegend im Unternehmensteil "Schienenverkehr”
tatig sind und in einem Arbeitsvertrags- bzw. Dienstverhaltnis zum Unternehmen stehen.

Voriibergehend Abwesende, Erkrankte und Urlauber werden vollstindig, >>> Teilzeitbeschaftigte anteilig nach ih-
rer geleisteten Arbeitszeit einbezogen.

Nicht zu den Titigen Personen im Schienenverkehr rechnen Personen, die zwar in Eisenbahnunternehmen be-
schaftigt sind, jedoch nicht ausschliefilich oder {iberwiegend im Unternehmensteil "Schienenverkehr" titig sind
(z.B. Personen, die im Unternehmensteil "Kraftwagenverkehr" arbeiten).

Nach dem Beschaftigungsverhiltnis (der Stellung im Betrieb) werden >>> Beamte, >>> Angestellte, >>> Arbeiter
und >>> Nachwuchskrifte unterschieden.

Nach dem betrieblichen Einsatz werden Titige Personen unterschieden nach "Betriebs- und Verkehrsdienst",
"Vorhaltung des Fahrzeugparks" und "Vorhaltung der Fahrwege".

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1982 wurden die Tatigen Personen in der "Allgemeinen Verwaltung®, im "Betriebs- und Verkehrs-
dienst" (z.B. Bahnhofs-, Zugbegleitdienst), in den Bereichen "Zugforderung und Fahrzeugpark” (z.B. Betriebsma-
schinen-, Triebfahrzeugdienst) und "Feste Anlagen" (z.B. Bauliche Anlagen, Signaldienst, Starkstromdienst) unter-
schieden.

6. Statistik der Personenbeférderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1969

Begriffsinhalt:

Personen, die in zur Unternehmensstatistik auskunftspflichtigen >>> Unternehmen ausschlieflich oder iiberwie-
gend im Unternehmensteil "Straenpersonenverkehr" als >>> Arbeitnehmer, >>> Beamte, >>> Tétige Inhaber
oder Mitinhaber oder als >>> mithelfende Familienangehorige titig sind.

Voriibergehend Abwesende, Erkrankte, Urlauber und >>> Teilzeitbeschiftigte werden vollstindig, Personen, die in
der Verwaltung und shnlichen nicht zuordenbaren Betriebsteilen titig sind, anteilsmafig einbezogen.
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Nicht zu den Tétigen Personen im StraBenpersonenverkehr zihlen Personen, die zwar in Unternehmen des Stra-
fenpersonenverkehrs beschaftigt sind, jedoch nicht ausschliefSlich oder iiberwiegend im Unternehmensteil
“Strafenpersonenverkehr" titig sind (z.B. Personen, die in Tankstellen oder Reisebiiros arbeiten).

Nach dem Beschiftigungsverhiltnis (der Stellung im Betrieb) werden Tatige Inhaber und titige Mitinhaber, Mit-
helfende Familienangehérige - unabhingig von der Arbeitszeit, die sie im Unternehmen titig sind -, ferner Beamte,
>>> Angestellte, >>> Arbeiter und >>> Auszubildende unterschieden.

Nach dem betrieblichen Einsatz werden Fahrer und Schaffner, sonstiges Personal im Fahrdienst und Verkehr (z.B.
Kontrolleure, Fahrdienstleiter), technisches Personal (z.B. Werkstattpersonal) und Verwaltungspersonal unter-
schieden. ‘

Anderungen im Zeitablauf:

Von 1952 bis 1968 galt als Stichtag der 30.6., ab 1969 der 30.9. Weitere Anderungen aufgrund von Anderungen im
Berichtskreis der zur Unternehmensstatistik auskunfispflichtigen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).

7. Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Personen, die in >>> Unternehmen der Binnenschiffahrt fiir den Unternehmensteil "Binnenschiffahrt” tétig sind
und in einem Arbeitsvertrags- bzw. Dienstverhiltnis oder Eigentiimer- bzw. Miteigentiimerverhéitnis zum Unter-
nehmen stehen.

Fiir die Zuordnung von Personen zu den Tétigen Personen in der Binnenschiffahrt ist es unerheblich, ob diese ne-
ben ihren Aufgaben in der Binnenschiffahrt noch (oder sogar iiberwiegend) andere Titigkeiten im Unternehmen
ausiiben.

Voriibergehend Abwesende, Erkrankte, Urlauber und >>> Teilzeitbeschiftigte werden vollstindig einbezogen.
Nach dem Beschaftigungsverhiltnis (der Stellung im Betrieb) werden >>> Titige Inhaber, >>> Unbezahlte Mithel-
fende Familienangehérige - unabhingig von der Arbeitszeit, die sie im Unternehmen beschiftigt sind -, ferner
>>> Angestellte, >>> Arbeiter und >>> Auszubildende unterschieden.

Nach ihrer Funktion im Unternehmen werden das fahrende Personal und das Landpersonal unterschieden. Zum
fahrenden Personal gehoren die Besatzungsmitglieder der Schiffe, an Bord titige Schiffseigner einschl. der dort
unbezahlt Mithelfenden Familienangehorigen. Das Landpersonal ist das in der Binnenschiffahrt tatige Personal
ohne das fahrende Personal.

Titige Personen im Schienenverkehr

Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Personen, die in >>> Unternehmen, die 6ffentlichen Schienenverkehr betreiben (>>> Deutsche Bundesbahn,
>>> nichtbundeseigene Eisenbahnen), ausschliefilich oder iiberwiegend im Unternehmensteil "Schienenverkehr"”
titig sind und in einem Arbeitsvertrags- bzw. Dienstverhéltnis zum Unternehmen stehen.

Voriibergehend Abwesende, Erkrankte und Urlauber werden vollstindig, >>> Teilzeitbeschiftigte anteilig nach ih-
rer geleisteten Arbeitszeit einbezogen. -

Nicht zu den Tétigen Personen im Schienenverkehr rechnen Personen, die zwar in Eisenbahnunternehmen be-
schaftigt sind, jedoch nicht ausschlieBlich oder iiberwiegend im Unternehmensteil "Schienenverkehr" titig sind
(z.B. Personen, die im Unternehmensteil "Kraftwagenverkehr" arbeiten).

Nach dem Beschiftigungsverhiltnis (der Stellung im Betrieb) werden >>> Beamte, >>> Angestellte, >>> Arbeiter
und >>> Nachwuchskrifte unterschieden. !

Nach dem betrieblichen Einsatz werden Titige Personen in der "Allgemeinen Verwaltung", im "Betriebs- und Ver-
kehrsdienst" (z.B. Bahnhofs-, Zugbegleitdienst), in den Bereichen "Zugférderung und Fahrzeugpark" (z.B. Be-
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triebsmaschinen-, Triebfahrzeugdienst) und "Feste Anlagen" (z.B. Bauliche Anlagen, Signaldienst, Starkstrom-
dienst) unterschieden.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung der Tétigen Personen im Schienenverkehr gegeniiber den >>> Tétigen Personen in der Binnen-
schiffahrt (Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt), den >>> Tétigen Personen im Strafienperso-
nenverkehr (Statistik der Personenbeforderung im Strafienverkehr), den >>> Beschiftigten, die in der Luftfahrt ta-
tig sind (Statistik der Luftfahrtunternehmen) sowie den >>> Titigen Personen und >>> Beschiftigten (beide ver-
schiedene Bereichsstatistiken, Arbeitsstittenzihlungen) siehe unter Tatige Personen in der Binnenschiffahrt.

Zur Abgrenzung der Titigen Personen im Schienenverkehr gegeniiber den >>> Erwerbstitigen (Volks- und Be-
rufszihlung 1987, Mikrozensus) siehe dort.

T:tige Personen im Strafienpersonenverkehr

Statistik der Personenbeférderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1969

Begriffsinhalt:

Personen, die in zur Unternehmensstatistik auskunftspflichtigen >>> Unternehmen ausschlieBlich oder iiberwie-
gend im Unternehmensteil "Strafenpersonenverkehr" als >>> Arbeitnehmer, >>> Beamte, >>> Tatige Inhaber
oder Mitinhaber oder als >>> Mithelfende Familienangehdrige titig sind. ‘

Voriibergehend Abwesende, Erkrankte, Urlauber und >>> Teilzeitbeschiftigte werden vollstindig, Personen, die in
der Verwaltung und dhnlichen nicht zuordbaren Betriebsteilen titig sind, anteilsmiflig einbezogen.

Nicht zu den Tétigen Personen im Strafenpersonenverkehr zdhlen Personen, die zwar in Unternehmen des Stra-
Benpersonenverkehrs beschaftigt sind, jedoch nicht ausschliefilich oder iiberwiegend im Unternehmensteil
"StraBenpersonenverkehr" titig sind (z.B. Personen, die in Tankstellen oder Reisebiiros arbeiten).

Nach dem Beschéftigungsverhiltnis (der Stellung im Betrieb) werden Titige Inhaber und titige Mitinhaber, Mit-
helfende Familienangehérige - unabhéngig von der Arbeitszeit, die sie im Unternehmen titig sind -, ferner Beamte,
>>> Angestellte, >>> Arbeiter und >>> Auszubildende unterschieden.

Nach dem betrieblichen Einsatz werden Fahrer und Schaffner, sonstiges Personal im Fahrdienst und Verkehr (z.B.
Kontrolleure, Fahrdienstleiter), technisches Personal (z.B. Werkstattpersonal) und Verwaltungspersonal unter-
schieden.

v

Anderungen im Zeitablauf:

Von 1952 bis 1968 galt als Stichtag der 30.6., ab 1969 der 30.9. Weitere Ande'mngen aufgrund von Anderungen im
Berichtskreis der zur Unternehmensstatistik auskunftspflichtigen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung der Tétigen Personen im Straflenpersonenverkehr gegeniiber den >>> Titigen Personen in der
Binnenschiffahrt (Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt), den >>> Tatigen Personen im Schie-
nenverkehr (Eisenbahnstatistik), den >>> Beschiftigten, die in der Luftfahrt titig sind (Statistik der Luftfahrtun-
ternehmen) sowie den >>> Titigen Personen und >>> Beschéftigten (beide verschiedene Bereichsstatistiken, Ar-
beitsstittenzihlungen) siehe unter Tétige Personen in der Binnenschiffahrt.

Zur Abgrenzung der Titigen Personen im Strafienpersonenverkehr gegeniiber den >>> Erwerbstitigen (Volks- und
Berufszihlung 1987, Mikrozensus) siehe dort.

Tiitige Personen in der Binnenschiffahrt

Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:

Personen, die in >>> Unternehmen der Binnenschiffahrt fiir den Unternehmensteil "Binnenschiffahrt" tatig sind
und in einem Arbeitsvertrags- bzw. Dienstverhaltnis oder Eigentiimer- bzw. Miteigentiimerverhaltnis zum Unter-
nehmen stehen.

Fiir die Zuordnung von Personen zu den Tatigen Personen in der Binnenschiffahrt ist es unerheblich, ob diese ne-
ben ihren Aufgaben in der Binnenschiffahrt noch (oder sogar iiberwiegend) andere Tétigkeiten im Unternehmen
ausiiben.

Voriibergehend Abwesende, Erkrankte, Urlauber und >>> Teilzeitbeschiftigte werden vollstindig einbezogen.
Nach dem Beschiftigungsverhiltnis (der Stellung im Betrieb) werden >>> Titige Inhaber, >>> Mithelfende Fami-
lienangehodrige - unabhingig von der Arbeitszeit, die sie im Unternehmen beschiftigt sind -, ferner

>>> Angestellte, >>> Arbeiter und >>> Auszubildende unterschieden.

Nach ihrer Funktion im Unternehmen werden das fahrende Personal und das Landpersonal unterschieden. Zum
fahrenden Personal gehoren die Besatzungsmitglieder der Schiffe, an Bord tétige Schiffseigner sowie unbezahlt
Mithelfende Familienangehérige. Das Landpersonal ist das in der Binnenschiffahrt titige Personal ohne das fah-
rende Personal.

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Titige Personen in der Binnenschiffahrt, >>> Titige Personen im Schienenverkehr
(Eisenbahnstatistik), >>> Titige Personen im Strafenpersonenverkehr (Statistik der Personenbeforderung im Stra-
Benverkehr), >>> Beschiftigte, die in der Luftfahrt titig sind (Statistik der Luftfahrtunternehmen) sowie

>>> Titige Personen und >>> Beschiiftigte (beide verschiedene Bereichsstatistiken, Arbeitsstéttenzihlungen) sind
im Prinzip vergleichbar abgegrenzt.

Im einzelnen bestehen jedoch folgende Unterschiede:

Die Teilzeitbeschiftigten bei den Titigen Personen im Schienenverkehr werden nur anteilig nach ihrer geleisteten
Arbeitszeit einbezogen, wihrend sie in den anderen Statistiken vollstindig erfafit werden.

Die Mithelfenden Familienangehorigen werden bei Tétigen Personen bzw. Beschiftigten z.T. nur bei Vorliegen ei-
ner Mindestarbeitszeit, z.T. ohne Riicksicht auf die geleistete Arbeitszeit, z.T. gar nicht beriicksichtigt.

(2) Die Mithelfenden Familienangehérigen werden nur dann erfafit, wenn sie mindestens ein Drittel der
betriebsiiblichen Arbeitszeit titig sind: z.B. fast alle Statistiken im Produzierenden Gewerbe.
(b) Die Mithelfenden Familienangehorigen werden ohne Beriicksichtigung der von ihnen geleisteten Arbeitszeit

erfaBt: z.B. Statistik der Personenbeforderung im Strafenverkehr, Statistik iiber die Unternehmen in der Bin-
nenschiffahrt, Statistik der Luftfahrtunternehmen, Arbeitsstittenzdhlungen.

(¢) Die Mithelfenden Familienangehorigen werden nicht erfaft bzw. konnen in bestimmten Bereichen iiberhaupt
nicht auftreten: z.B. Eisenbahnstatistik.

Zu den Titigen Personen im Schienenverkehr, Strafienpersonenverkehr und zu den in der Luftfahrt Beschaftigten
zihlen nur Personen, die iiberwiegend bzw. ausschlieBlich in den Unternehmensteilen "Schienenverkehr",
"Straflenpersonenverkehr" oder "Luftfahrt” titig sind, wiihrend zu den Tétigen Personen in der Binnenschiffahrt
auch das Landpersonal gerechnet wird.

Zur Abgrenzung der Titigen Personen in der Binnenschiffahrt gegeniiber den >>> Erwerbstatigen (Volks- und Be-
rufszihlung 1987, Mikrozensus) siehe dort. :

Tatsichliche Sozialbeitriige

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Die tatsichlichen Sozialbeitrige setzen sich aus Arbeitgeber-, Arbeitnehmer- und sonstigen Sozialbeitragen zu-
sammen. Die sonstigen Sozialbeitrige umfassen Pflichtbeitréige der Selbstindigen, Beitrége des Staates fiir Emp-
fanger sozialer Leistungen (z.B. Rentner, Empfinger von Arbeitslosengeld und -hilfe) und Eigenbeitrige dieser
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Personengruppe, ferner iibrige Beitrége der Selbstindigen, Hausfrauen u.4. an den Staat (Sozialversicherung) sowie
an Unternehmen (Versorgungswerke). :

Im folgenden werden die tatsichlichen Sozialbeitrige aus der Sicht der empfangenden Sektoren néher erliutert.
- Beitrige an Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit

Bei den tatsichlichen Sozialbeitrigen an Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit handelt es sich um tat-
sachliche Beitréige an Versicherungsunternehmen. Diese beruhen hauptséchlich auf Einzel- und Gruppenversiche-
rungen der Arbeitgeber bei Lebensversicherungsunternehmen und Pensionskassen zugunsten ihrer Arbeitnehmer.
Hinzu kommen Beitrige an Versorgungswerke zur Pflichtversicherung von Selbstindigen aufgrund gesetzlicher
Vorschriften in berufsstindischen Selbstverwaltungen (Kammern), z.B. fiir Arzte, Apotheker, Notare usw. Soweit
beschftigte Arbeitnehmer dieser Berufsgruppen Mitglieder bei Versorgungswerken sind, sind Arbeitgeber und
Arbeitnehmerbeitrige enthalten.

- Beitrige an den Staat

Bei den tatsichlichen Sozialbeitrigen an den Staat (Sozialversicherung) handelt es sich um Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerbeitrige, Pflichtbeitréige von Selbstindigen, Beitrige des Staates fiir Empfanger sozialer Leistungen
und Eigenbeitrige dieser Personengruppe, iibrige Beitrige von Selbstindigen, Hausfrauen u.d. an die folgenden
Trager:

Rentenversicherung der Arbeiter,

Rentenversicherung der Angestellten,

knappschaftliche Rentenversicherung,

Zusatzversorgung im 6ffentlichen Dienst,

landwirtschaftliche Alterskassen,

gesetzliche Krankenversicherung,

gesetzliche Unfallversicherung,

Arbeitslosenversicherung,

Familienausgleichskassen (bis 1964 sowie Restbetrige in 1965).
Die tatsichlichen Sozialbeitrige an die Sozialversicherung werden von inlandischen privaten Haushalten (einschl.
der bei den Stationierungsstreitkriften Beschiftigten) und privaten Haushalten aus der iibrigen Welt (Einpendler)
geleistet. Sie sollen wie alle laufenden Ubertragungen grundsitzlich im Zeitpunkt der Falligkeit nachgewiesen
werden. Die Ausgangszahlen fiir die Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestellten, die knappschaftliche
Rentenversicherung und die gesetzliche Krankenversicherung entsprechen dem angestrebten Prinzip. Bei den
Beitrigen zur Arbeitslosenversicherung werden dem jeweiligen Berichtsjahr die Kassenzahlen fur die Monate Fe-
bruar des Berichtsjahres bis Januar des folgenden Jahres zugerechnet (entsprechend wird in den halbjahrlichen
Berechnungen vorgegangen).

- Beitrdge an die iibrige Welt

Bei den tatsichlichen Sozialbeitridgen an die iibrige Welt handelt es sich um Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbei-
trage von Auspendlern (ohne beschiftigte Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkréiften) an Institutionen in
der librigen Welt,

Tatséchlich geleistete Arbeitsstunden

Mikrozensus
Datennachweis: 1964 bis 1971

Begriffsinhalt:

Arbeitsstunden, die von >>> Erwerbstitigen in der Berichtswoche tatsichlich geleistet wurden.

Einbezogen sind die geleisteten Uber-, Nacht- und Sonntagsstunden einschl. der ohne Bezahlung geleisteten Ar-
beitsstunden (z.B. Arbeitszeit von Mithelfenden Familienangehérigen). Als tatsichlich geleistete Arbeitszeit gilt
auch die Arbeitsbereitschaft (z.B. bei Chauffeuren, Taxifahrern). Bei Lehrern ist der Zeitaufwand fiir das Korrigie-
ren der Hefte und fiir die Vorbereitung des Unterrichts mit einbezogen. Bei Arzten wurde die fiir Sprechstunden,
Hausbesuche, schriftliche Arbeiten, Laborarbeit usw. aufgewandte Zeit beriicksichtigt. Bei Erwerbstitigen mit wé-
chentlich wechselnder Arbeitszeit (z.B. Personen, die in Betrieben mit gleitender Arbeitswoche arbeiteten) wurde
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die in der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit erfaBt. Bei den Mithelfenden Familienangehdrigen wurden nur die
fiir den Betrieb geleisteten Arbeitsstunden - ohne die Zeit fiir hauswirtschaftliche Arbeiten - beriicksichtigt.

Nicht einbezogen sind bezahlte, aber nicht geleistete Arbeitsstunden (z.B. wegen Urlaub oder Krankheit). Die Zeit
fiir den Hin- bzw. Riickweg zur bzw. von der Arbeitsstelle gilt ebenfalls nicht als Arbeitszeit.

Nachgewiesen werden im einzelnen >>> Selbsténdige, >>> Mithelfende Familienangehorige, >>> Beamte,
>>> Angestellte sowie >>> Arbeiter nach Grofienklassen der tatsdchlich geleisteten Arbeitsstunden.

Technologie- und Innovationsférderung, Hilfen fiir bestimmte
Industriebereiche

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
>>> Finanzhilfen zur Férderung technologischer Innovationen sowie Finanzhilfen fur ‘bestimmte Industriebereiche.
Bei der Technologie- und Innovationsférderung handelt es sich im einzelnen um

- seit 1979 Zuschiisse zu Personalaufwendungen im Forschungs- und Entwicklungsbereich kleiner und mittlerer
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes;

- Férderung von Forschung und Entwicklung bei kleinen und mittleren Unternehmen in Berlin, um die standort-
bedingten und strukturellen Nachteile auszugleichen, damit diese Unternehmen mit der allgemeinen techni-
schen Entwicklung Schritt halten kénnen;

- seit 1984 Forderung des Zuwachses der Forschung und Entwicklung, insbesondere der personalintensiv for-
schenden mittleren Unternehmen; es werden Zuschiisse fiir neu eingestelltes Personal fiir max. 15 Monate ab
Zeitpunkt der Neueinstellung gewahrt,

- seit 1985 Forderung der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Mikroperipherik (Sensoren und Lei-
stungselektronik), insbesondere kleinerer und mittlerer Unternehmen; im Rahmen der indirekt-spezifischen
FérderungsmafBnahmen soll die Entwicklung intelligenter, mikroelektronik-kompatibler Sensoren und der
Einstieg in die dafiir notwendigen Miniaturisierungstechnologien breitenwirksam beschleunigt werden;

- seit 1984 indirekt-spezifische Mafnahmen im Programm Fertigungstechnik, um u.a. die betriebliche Anwen--
dung von rechnerunterstiitzten Systemen zur Konstruktion und zur Steuerung des Fertigungsablaufs breiten-
wirksam zu beschleunigen und die industrielle Basis fur die Entwicklung und Herstellung von Industrierobo-
tern, Handhabungssystemen und zugehdriger intelligenter Peripherie zu verbreitern;

- seit 1978 Forderung der Auftragsforschung und -entwicklung insbesondere kleiner und mittlerer Unternehmen,
um diesen Unternehmensbereich, der in der Regel nicht iiber eigene Forschungskapazititen verfiigt, einen An-
reiz zur Inanspruchnahme externer Forschungs- und Entwicklungsleistungen zu geben,

- seit 1983 Verbesserung der Startchancen fiir technologieorientierte Unternehmensgriindungen und ‘Anregung
des Marktes fiir Risikokapital fiir derartige Griindungen;’ .

- Marktnahe Férderung im Rahmen technologischer Schwerpunktprogramme; marktnahe Vorhaben sind dem
Bereich direkter Projektforderung zuzuordnen und dadurch gekennzeichnet, dafl sie bei iiberschaubarem Zeit-
raum, Aufwand und Risiko eine privatwirtschaftliche Verwertung der Forschungs- und Entwicklungsergebnisse
erwarten lassen; solche Vorhaben sind iiberwiegend auf Produkt- und Verfahrensverbesserung sowie deren Er-
probung und anwendungstechnische Absicherung angelegt; die Férderung marktnaher Vorhaben erfolgt im
Rahmen der technologischen Schwerpunktprogramme des BMFT, sie ist auf Einzelfélle beschrankt und weist
eine abnehmende Tendenz auf.

An Hilfen fiir bestimmte Industriebetriebe werden gewéhrt:

- seit 1967 Finanzierungshilfen fiir die Werftindustrie, um annéhernd gleiche Wettbewerbsverhiltnisse zwischen
den Werften in der Bundesrepublik Deutschland und ausléndischen Konkurrenzwerften herzustellen; sie werden
zur Verbilligung von Krediten an die Abnehmer der deutschen Werften (Lieferanten- oder Finanzkredite) ge-
wihrt und sollen den deutschen Werften ermoglichen, zu den in der OECD vereinbarten Exportkreditkonditio-
nen anbieten zu konnen.

\
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- Férderung der Luftfahrttechnik durch bedingt riickzahlbare Zuschiisse, um der Luftfahrtindustrie eine angemes-
sene Beteiligung an technologisch und wirtschaftlich aussichtsreichen zivilen Entwicklungen und Produktionen
zu ermdglichen und langfristig die internationale Wettbewerbsfahigkeit der Luftfahrtindustrie im europdischen
Verbund sicherzustellen; die Vermarktungs- und Stiitzungshilfen beschrinken sich auf den Airbus.

Anderungen im Zeitablauf:

1979 und 1980 wurden MaBnahmen der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Fertigungstechnik gefor-
dert. Die Mafinahmen waren Bestandteil des Férderungsschwerpunktes "Entwickeln, Konstruieren, Entwerfen und
Disponieren in der industriellen Fertigung" im Programm "Fertigungstechnik".

Bis 1983 wurden risikoreiche technologische Erstinnovationen, die mittelfristig einen greifbaren wirtschaftlichen
Nutzen erwarten lassen und an denen sich die Unternehmen angemessen beteiligten, gefordert.

Von 1982 bis 1984 wurden firmenspezifische Produkt- und Verfahrensentwicklungen, bei denen die Mikroelektro-
nik funktionsbestimmend ist, durch Gewihrung von Zuschiissen nach einem einfachen Verfahren geférdert.

Von 1982 bis 1985 wurden Beihilfen an ARBED Saarstahl gezahlt, um das Restrukturierungsprogramm des Unter-
nehmens finanziell zu flankieren.

In den Jahren 1978 bis 1983 wurden Zuschiisse fiir Investitionen der saarldndischen Stahlindustrie bewilligt, um
bruchartige Entwicklungen im sozialen Bereich zu vermeiden.

1984 und 1985 wurden im Rahmen des Sonderprogramms Stahlforschung Zuschiisse fiir Forschungs- und Entwick-
lungsaufwendungen der Stahlindustrie gezahlt.

1981 wurden FuE-Vorhaben auf dem Gebiet der Informationstechnik (Teilbereich Software-Technologie) gefordert.
1981 wurde die Radionuklidtechnik durch bedingt riickzahlbare Zuschiisse in Héhe von 50 v.H. der Vorhabenko-
sten fiir die technische Nutzung radioaktiver Stoffe bei der Entwicklung neuer Methoden und Geréte in den ver-
schiedensten Gebieten, z.B. ProzeBanalyse und -steuerung, Materialpriifung, Prospektion, Umweltiiberwachung,
Bodenkunde, Hydrologie und Medizin gefordert.

Von 1968 bis 1980 wurden DV-Systeme und -Technologien durch bedingt riickzahlbare Zuschiisse in Héhe von 50
v.H. der Vorhabenkosten geférdert.

1981 wurden Finanzhilfen zur Entwicklung eines lirmarmen Zangenvorschubgerates fiir Blechwerkstiicke gewahrt.
Um drohenden Beschiftigungseinbriichen in der Werftindustrie zu begegnen, wurden von 1979 bis 1982 Antrags-
hilfen gewihrt, die in ihrer Ausgestaltung insbesondere durch eine bedingte Verpflichtung der Empfanger zur
Riickzahlung und durch Erlafl der Riickzahlung im Falle von Investitionen zugleich die Strukturanpassung der
Branche forderten; die Werften erhielten die Férdermittel in Form von Einzelplafonds, empfangene Hilfen sind aus
der Halfte der Gewinne der Jahre 1983 bis 1988 zuriickzuzahlen;

Bis 1977 wurden Entwicklung, Bau- und Versuchsbetrieb von Kommunikationssatelliten durch Finanzhilfen gefor-
dert.

1969 wurden Zuschiisse zur Forderung des Flugzeug- und Triebwerkbaus gewéhrt.

Von 1976 bis 1981 wurden fiir die Férderung der Prospektions- und Explorationstechnik, Abbau- und Fordertech-
nik mit Schwergewicht auf der Erschlieflung neuer Rohstoffquellen Finanzhilfen gewéhrt. :

Teesteuer

'

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 19.’?0

Begriffsinhalt: .

Dem Bund zustehende, von der Zollverwaltung verwaltete Verbrauchsteuer, die nach dem Kaffee- und Teesteuerge-
setz auf Tee, Teeausziige und -essenzen sowie bei bestimmten eingefiihrten teehaltigen Waren auf den in ihnen
enthaltenen Teeanteil erhoben wird.

Die Teesteuer wird auf Tee, einschl. Ausziige und Essenzen aus Tee erhoben, der in den Geltungsbereich des Tee-
steuergesetzes (Bundesgebiet einschlieBlich Berlin (West) bzw. seit 3.10.1990 Deutschland, mit Ausnahme der
Zollausschliisse und Zollfreigebiete) eingefiihrt wird.
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Wie die >>> Kaffeesteuer ist auch die Teesteuer eine reine Einfuhrsteuer, auf die grundsétzlich die fir >>> Zolle
geltenden Vorschriften sinngemi$l Anwendung finden.

Steuerschuldner ist der Zollberechtigte.

Die Teesteuer betragt zur Zeit:

- fiir Tee 4,15 DM/kg,

- fiir feste Ausziige oder Konzentrate aus Tee 10,40 DM/kg, ,

- fiir fliissige Ausziige, Essenzen oder Konzentrate aus Tee 10,40 DM fiir 1kg der darin enthaltenen Trockenma-
ssen.

Die Steuersitze sind im Zeitablauf mehrfach geéndert worden.

Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Teesteuer Handlern fiir aus dem Erhebungsgebiet ausgefiihrten Tee
und Herstellern von techaltigen Waren, die ausgefiihrt worden sind, fiir die zur Herstellung verwendete Teemenge
auf Antrag erstattet oder vergiitet werden.

Teilnehmer an Abschlufpriifungen

Berufsbildungsstatistik
Datennachweis: ab 1973

Begriffsinhalt:
Personen, die an einer Abschlufpriifung in einem anerkannten Ausbildungsberuf teilnehmen.

Durch die AbschluBpriifung wird festgestellt, ob die in der Ausbildungsordnung geforderten Fertigkeiten und
Kenntnisse vom Auszubildenden erworben wurden.

Zur AbschluBpriifung wird zugelassen, wer eine der Ausbildungsordnung entsprechende Berufsausbildung beendet
hat.

Dariiber hinaus kénnen unter bestimmten Voraussetzungen auch Berufstitige ohne ordnungsgeméfe Berufsausbil-
dung, jedoch mit langjdhriger Praxis oder Personen, die in berufsbilden den Schulen oder sonstigen Einrichtungen
ausgebildet worden sind, zur Abschlupriifung zugelassen werden.

Auch diese sogenannten "externen" Priifungsteilnehmer werden bei den Teilnehmern an AbschluBpriifungen erfafit.

Die Teilnehmer an Abschlufipriifungen werden nach dem Priifungserfolg (bestanden/nicht bestanden) untergliedert.
Die AbschluBpriifung kann zweimal wiederholt werden, wenn sie nicht bestanden wurde. Auch Personen, die die
AbschluBpriifung wiederholen, rechnen zu den Teilnehmern an Abschlufpriifungen.

Teilnehmer an Zwischenpriifungen

Berufsbildungsstatistik
Datennachweis: bis 1981

Begriffsinhalt:
>>> Auszubildende, die im Rahmen ihrer Berufsausbildung an einer Zwischenpriifung teilnehmen.

Zwischenpriifungen werden entsprechend den Ausbildungsordnungen fiir die einzelnen Ausbildungsberufe durch-
gefiihrt. Sie dienen der Ermittlung des Ausbildungsstandes.

Im Rahmen der beruflichen Ausbildung ist mindestens eine Zwischenpriifung abzulegen, bei der Stufenausbildung
in jeder Stufe. )

Anderungen im Zeitablauf:
1976 wurden Teilnehmer an Zwischenpriifungen in Industrie und Handel nicht erhoben.
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Teilstiicke

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

Riaumlich voneinander getrennt liegende Stiicke der selbstbewirtschafteten >>> landwirtschaftlich genutzten Fldche
eines Betriebes.

Nicht als rdumlich getrennt gelten Stiicke, die nur von Wirtschaftswegen oder Griben geteilt sind.

Unter Teilstiicken sind nicht die Teilstiicke im Sinne der Flurbereinigung und auch nicht die Stiicklindereien der
Einheitsbewertung zu verstehen.

Einbezogen werden alle von einem Betrieb selbstbewirtschafteten landwirtschaftlich genutzten Flichen, unabhén-
gig von den Eigentumsverhiltnissen. Einbegriffen sind mithin - neben der selbstbewirtschafteten landwirtschaftlich
genutzten Flache - die zugepachtete landwirtschaftlich genutzte Fliche und die zur Bewirtschaftung unentgeltlich
erhaltene landwirtschaftlich genutzte Fliche (z.B. aufgeteilte Allmende und dgl.). Nicht einbezogen sind dagegen
verpachtete oder unentgeltlich abgegebene Flichen der landwirtschaftlich genutzten Flache.

Arrondierte Betriebe (d.s. Betriebe, deren gesamte landwirtschaftlich genutzte Flache rdaumlich zusammenliegt),
gelten als Betriebe mit einem Teilstiick (Grenzfall).

Nachgewiesen werden nur Teilstiicke, die von landwirtschaftlichen Betrieben bewirtschaftet werden.

Landwirtschaftlich genutzte Flachen sind Fldchen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher Produkte
genutzt werden (als >>> Ackerland, >>> Dauergriinland, >>> Dauerkulturen oder Gartenland).

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers (des Be-
triebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen, land- und/oder forstwirtschaftli-
che Erzeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Flache mindestens 10 % ihrer

>>> Waldfldche betrégt.

Nachgewiesen werden zum einen die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe mit selbstbewirtschafteter landwirt-
schaftlich genutzter Fliche, zum anderen die Zahl der Teilstiicke der landwirtschaftlich genutzten Fliche; beide
Positionen werden nach der Zahl der Teilstiicke pro Betrieb untergliedert.

Teilzeitbeschiiftigte

1. Arbeitsstittenzihlung 1970

Begriffsinhalt: ‘

>>> Titige Personen, die am Zihlungsstichtag zur Ableistung einer kiirzeren als der betriebsiiblichen Wochenar-
beitszeit in der >>> Arbeitsstitte eingestellt sind.

Zu den Tétigen Personen ziihlen Personen, die in Arbeitsstitten tétig sind und in einem Arbeitsvertrags- bzw.
Dienstverhiltnis oder Eigentiimer-, Miteigentiimer- bzw. Pachtverhiltnis zur Arbeitsstitte stehen.

Im einzelnen rechnen dazu die >>> Titigen Inhaber, die >>> Beamten, >>> Angestellten, >>> Arbeiter und die
>>> Nachwuchskrifte sowie die unbezahit >>> Mithelfenden Familienangehérigen.

Die Titigen Inhaber und die Mithelfenden Familienangehdrigen gelten als teilbeschéftigt, wenn sie iiblicherweise
wihrend einer kiirzeren als der betriebsiiblichen Wochenarbeitszeit fiir >>> Arbeitnehmer im >>> Betrieb tétig
sind.

Kurzarbeit gilt dabei nicht als Teilbeschiftigung.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Statistik der Arbeitskrifte in der Landwirtschaft
Datennachweis: ab Wirtschaftsjahr 1964/65
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Begriffsinhalt:

>>> Familienarbeitskrifte und stindig >>> familienfremde Arbeitskrafte, die mindestens 15 Jahre alt sind und in
landwirtschaftlichen Betrieben (ohne Haushalt des Betriebsinhabers) wéihrend des Berichtsmonats weniger als die
Mindestzahl der fiir vollbeschiftigte Arbeitskrifte giiltigen Anzahl der Wochen und Stunden erreichen.

Zu den Familienarbeitskriften zihlen die Betriebsinhaber und Familienangehdrigen (ein§chl. Verwandte und Ver-
schwigerte), die im Haushalt des Betriebsinhabers leben und im landwirtschaftlichen Betrieb (ohne Haushalt des
Betriebsinhabers) beschéftigt sind.

Zu den stindig familienfremden Arbeitskréften rechnen Arbeitskréfte, die im landwirtschaftlichen Betrieb (ohne
Haushalt des Betriebsinhabers) beschiftigt sind und in einem unbefristeten oder auf mindestens drei Monate abge-
schlossenen Arbeitsverhiltnis zum Betrieb stehen. Dazu zihlen auch Verwandte und Verschwiégerte des Betrieb-

sinhabers, die nicht im Haushalt des Betriebsinhabers leben.

Anderungen im Zeitablauf:

Familienarbeitskrafte: - Bis 1974 galt fiir diese Teilzeitbeschaftigten: < 45 Std. / Woche und Person.
1975 - 1978: < 43 Std. / Woche und Person.
Ab 1979: < 42 Std. / Woche und Person.

Familienfremde Arbeitskrifte: Bis 1974 galt fiir diesen Personenkreis: < 45 Std. / Woche und Person.
1975 - 1978: < 43 Std. / Woche und Person. ‘
1979 - 1990: < 40 Std. / Woche und Person.
Ab 1991: < 38 Std.'/ Woche und Person. N

. Fiir die ab 1991 in den fiinf neuen Landern neu hinzugekommenen Erhebungen gilt folgende Regelung fiir alle Per-
sonengruppen: < 40 Std. / Woche und Person.

Als Mindestalter galt fiir eine Arbeitskraft bis 1978: 14 Jahre; ab 1979: 15 Jahre.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Teilzeitbeschaftigte (z.T. wird auch der Begriff "Teilbeschaftigte” verwendet) bezeichnet in den unter-
schiedlichen Statistiken vergleichbare Tatbestinde. Allerdings umfassen die Teilzeitbeschiftigten, die in der Sta-
tistik der Arbeitskrifte in der Landwirtschaft nachgewiesen werden, nicht jene Arbeitskrafte, deren Arbeitsverhlt-
nis zum landwirtschaftlichen Betrieb auf weniger als drei Monate abgeschlossen worden ist (nicht stindig beschaf-
tigte familienfremde Arbeitskréfte).

3. Beschiiftigtenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

- >>> Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte, die aufgrund einer arbeitsvertraglichen Vereinbarung eine kiirzere
als die volle betriebs-, branchen- oder ortsiibliche Wochenarbeitszeit tétig sind. Zu den Teilzeitbeschéftigten rech-
nen regelmiBig stundenweise, halbtags oder nur an bestimmten Tagen tétige Personen.

Bei der Teilzeitbeschiftigung wird folgende Gliederung unterschieden:

- Teilzeitbeschiftigt mit mindestens der Hilfte der regelmaBigen Wochen arbeitszeit eines Vollzeitbeschéftigten,
jedoch nicht vollzeitbeschéftigt und ?

- Teilzeitbeschiftigt mit weniger als der Hilfte der regelméfiigen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschiftigten.

4, Statistik iiber den Personalstand des 6ffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: .

>>> Beschiftigte, deren regelmafige Arbeitszeit weniger als die iibliche volle Zahl von Wochenarbeitsstunden
(z.B. 38,5 Stunden) betrigt. '

Teilzeitbeschiftigte Lehrkrifte sind Lehrkréfte, die weniger als das jeweils volle Stundendeputat leisten.

Die Teilzeitbeschiftigten werden in Teilzeitbeschaftigte mit mindestens der Halfte der regelméfigen Wochenar-
beitszeit eines entsprechenden Vollbeschaftigten (T 1) und in Teilzeitbeschéftigte mit weniger als der Hilfte der re-
gelmaBigen Wochenarbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschiftigten (T 2) unterschieden.
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5.1 Handels- und Gaststiittenzihlung 1979

5.2 Gro8ihandelsstatistik
Datennachweis: ab 1980

5.3 Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1963

5.4 Gastgewerbestatistik
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt:
>>> Titige Personen bzw. >>> Beschiftigte, die eine kiirzere als die volle betriebs-, branchen- oder ortsiibliche
Wochenarbeitszeit im >>> Unternehmen tétig sind.

Zu den Teilzeitbeschiftigten rechnen stundenweise, halbtags oder nur an bestimmten Tagen titige Personen.

Zu den Titigen Personen bzw. Beschiftigten zihlen Personen, die in Unternehmen titig sind und in einem Arbeits-
vertrags- bzw. Dienstverhiltnis oder Eigentiimer-, Miteigentiimer- bzw. Pachtverhiltnis zum Unternehmen stehen.
Im einzelnen rechnen dazu die >>> Tatigen Inhaber, >>> Arbeiter, >>> Angestellten, >>> Auszubildenden sowie
die >>> unbezahlt mithelfenden Familienangehdrigen.

In der Handels- und Gaststittenzihlung werden die Teilzeitbeschaftigten in absoluten Zahlen nachgewiesen.

In der GroBhandelsstatistik, der Einzelhandelsstatistik und der Gastgewerbestatistik werden MefBzahlen der Teil-
zeitbeschaftigten nachgewiesen. Die MeBzahlen werden durch Division der Zahlen der Teilzeitbeschéftigten im je-
weiligen Berichtszeitraum durch die entsprechenden Zahlen der Teilzeitbeschiftigten im Basiszeitraum ermittelt.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

Telexanschliisse

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Anschliisse an das éffentliche Fernschreibnetz.

Das Fernschreibnetz ermoglicht es den Teilnehmern, miteinander unmittelbar fernschriftlich zu verkehren.
Ausgewiesen wird die Zahl der Telexanschliisse am Jahresende.

- Terms of Trade

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Relation der Ausfuhrpreisentwicklung zur Einfuhrpreisentwicklung. (Die Preise der Ein- und Ausfuhrgiiter werden
- in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nach der Paasche-Formel mit jahrlich wechselnder Gewichtung,
gemessen.).

Die Terms of Trade wirken sich neben der im Sozialprodukt zum Ausdruck kommenden Preisentwicklung der Pro-
duktionsleistungen der Inlinder infolge der hiervon haufig abweichenden Preisentwicklung der eingefiihrten Waren
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und Dienstleistungen auf die Preise der Giiter aus, die in die letzte inldndische Verwendung (Privater Verbrauch,
Staatsverbrauch, Anlageinvestitionen und Vorratsverdnderung) eingehen.

Steigen die Einfuhrpreise stirker als die Ausfuhrpreise, verschlechtern sich die Terms of Trade, sie verbessern sich
dagegen bei einer Einfuhrpreisentwicklung, die unter der gleichzeitigen Ausfuhrpreisentwicklung liegt.

Begriffsbeziehungen:

Preisentwicklung der letzten inlindischen Verwendung
+ Terms of Trade
= Preisentwicklung des Bruttosozialprodukts

Textilien

Index der GroShandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 63 "Textilien" des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Indu-
striestatistik, Ausgabe 1975 bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir die Produktionsstatistiken, Ausgabe
1982.

Dazu rechnen im einzelnen textile Spinnstoffe, Garne, Meterware, Heim- und Haustextilien sowie verwandte Er-
zeugnisse, Wirk- und Strickwaren sowie sonstige Spinnstoffwaren.

Textil- und Nihmaschinen, Maschinen fiir die Leder-, Schuh- und
Lederwarenherstellung

1.1 Index der Industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Ausgewihlte Waren/Giiter (Waren-/Giiterarten) aus den Waren-/Giiterklassen
Textilmaschinen =~ . Waren-/Giiterklasse 3265
Nihmaschinen " 3267
Maschinen fiir die Leder-, Schuh-
und Lederwarenherstellung " 3269

des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fur
Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zihlen.

Als Investitionsgiiter gelten Waren/Giiter, die von der "Industrie” hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter gekauft
werden. '

Dazu rechnen alle Waren-/Giiterarten aus den Waren-/Giiterklassen Textilmaschinen, Nihmaschinen, Schuh- und
Lederindustriemaschinen, mit Ausnahme der Haushaltsndhmaschinen und der zu den Warenklassen zdhlenden Zu-
behor-, Einzel- und Ersatzteile.

Im wesentlichen zdhlen dazu:

Aufbereitungs-, Vorbereitungs- und Hilfsmaschinen fiir die Spinnerei, Spinnmaschinen,
Zwirnerei- und Seilereimaschinen,
Vorbereitungs- und Hilfsmaschinen fir die Weberei, Webmaschinen,

766



Textilveredelungs-, Filz- und Hutherstellungsmaschinen,
Strick- und Wirkmaschinen,

Industrie-Steppstich- und -Kettenstichndhmaschinen,
Lederherstellungsmaschinen,
Schuhherstellungsmaschinen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Textil- und Nihmaschinen, Schuh- und Lederindustriemaschinen rechnenden Waren auf
der Grundlage des Systematischen Warenverzeichnisses fiir die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von
der o.g. Giiterauswahl nach dem Systematischen Giiterverzeichnis fur Produktionsstatistiken.

2. Auflenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wie unter 1., jedoch unter "Textil- und Ndhmaschinen, Schuh- und Lederindustriemaschinen” nachgewiesen.

Die Ergebnisse der AuBenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die AuBlenhandelssta-
tistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses fir die Industrie-
statistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umgeschliisselt. Da im
WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen nach zolltechnischen
(materialmaBigen) Kriterien gegliedert werden, kénnen sich bei der Gegeniiberstellung geringfiigige Abweichun-
gen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehung an die Warenaus-
wahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fiir Investitionsgiiter und Verbrauchsgiiter
getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:

In den alteren Segmenten des Statistischen Informationssystems des Bundes sind von 1960 bis 1974 die Textil- und
Nihmaschinen, Schuh- und Lederindustriemaschinen unter "Textil-, Nah-, Schuh- und Ledermaschinen" nachge-
wiesen.

Theologie

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: 1972 bis 1979

Begriffsinhalt:
Erfassung des Studienbereichs "Theologie, Religionslehre" an Hochschulen.

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der Abschlufiklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Theologie zu studieren.

Begriffsbeziehungen:

Der Studienbereich Theologie ist bei der Statistik der Studien- und Berufswiinsche, ab 1976, in der Fachergruppe
>>> Sprach- und Kulturwissenschaften enthalten.

Theologische Hochschulen

Studentenstatistik
Datennachweis: ab Sommersemester 1967
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Begriffsinhalt:

Kirchliche sowie staatliche philosophisch-theologische und theologische Hochschulen ohne die theologischen Fa-
kultiten/Fachbereiche an Universititen.

Voraussetzung fiir den Besuch der theologischen Hochschulen ist die allgemeine oder die fachgebundene Hoch-
schulreife,

Tiefbau

1.1 Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1962; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991/92

1.2 Index des Auftragseingangs fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1971 bis 1976

1.3 Index des Auftragseingangs fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977

1.4 Index des Auftragsbestands fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1971 bis 1976

1.5 Index des Auftragsbestands fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

Der Tiefbau umfafit den >>> Straflenbau, den gewerblichen und industriellen Tiefbau, den Tiefbau fiir Gebietskor-
perschaften, Sozialversicherung sowi¢ fiir Bundesbahn und Bundespost.

Zum Tiefbau rechnen z.B. die Anlage von StraBien, Wegen und Plitzen, Schienenwegen, Briicken, Friedhofen,
Sportplitzen, Kanalisations-, Abwasserbeseitigungs- und Wasserversorgungsanlagen, Deichen und Didmmen, Ha-
fenanlagen usw., nicht aber der Bau von Tiefgaragen.

Nachgewiesen werden, neben absoluten Werten und MeBzahlen zum Tiefbau, auch der >>> Index des Auftragsein-
gangs und der >>> Index des Auftragsbestands im Tiefbau.

Beim unter 1.3 genannten Index des Auftragseingangs, im Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung und
beim unter 1.5 genannten Index des Auftragsbestands wird der landwirtschaftliche Tiefbau jeweils nicht einbezo-
gen, sondern zum >>> Hochbau gerechnet; in allen tibrigen Nachweisen iiber den Tiefbau ist der landwirtschaftli-
che Tiefbau (z.B. Wasserbauten) enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1976 rechnete der Bau von Tiefgaragen ebenfalls zum Tiefbau.

2. Index der Nettoproduktion fiir das Produzierende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt: ’
Zum Tiefbau rechnen Betriebe, deren wirtschaftliche Titigkeit iiberwiegend darin besteht, Tiefbauten zu errichten.

Zur Errichtung von Tiefbauten rechnen die Ausfithrung von Tief- und Ingenieurtiefbauten einschl. Strafienbau, die
Ausfiihrung von Briicken- und Spezialbauten sowie die Reparatur- und Unterhaltungsarbeiten an diesen Bauten.

Nachgewiesen werden:

- Indizes der Nettoproduktion fiir Tiefbauleistungen als Teil des Bauhauptgewerbes; ab 1976 untergliedert in In-
dizes fiir Unternehmen und fiir fachliche Unternehmensteile (ab Basis 1980)

- der Index fiir das Baugewerbe, vierteljahrlich, fir Tiefbauleistungen (ab 1978).
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Zum Tiefbau als Teil des Bauhauptgewerbes rechnen sowohl Industrie- als auch Handwerksbetriebe, zum Tiefbau
als Teil der Bauindustrie dagegen nur Industriebetriebe. Im letzten Fall entspricht daher der fiir den Tiefbau nach-
gewiesene Index dem >>> Index der industriellen Nettoproduktion, der mit dem Produktionsindex fiir das Bau-
hauptgewerbe auf Basis 1976 konzeptionell identisch ist.

Tiefbauauftrige der 6ffentlichen Hand

Tiefbaustatistik
Datennachweis: 1962 bis 1978

Begriffsinhalt:

Erteilung der Zuschlige auf Angebote iiber die Errichtung von Tiefbauten durch >>> Bund, >>> Lander,
>>> Gemeinden/Gemeindeverbinde sowie sonstige 6ffentliche Bauherren.

Zu den sonstigen 6ffentlichen Bauherren rechnen alle juristischen Personen des éffentlichen und privaten Rechts,
an denen Gebietskorperschaften maBigeblich beteiligt sind; hierzu zihlen auch die Deutsche Bundesbahn und die
Deutsche Bundespost. Auftrige mit einem Wert von unter 25 000 DM und Auftrdge von Gemeinden mit weniger
als 5 000 Einwohner werden nicht erfafit.

Zu den Tiefbauten rechnen >>> StraBen, >>> Strafenbriicken, >>> Bundeswasserstrafien und Héfen,
>>> wasserwirtschaftliche Tiefbauten und Landeskulturbauten sowie sonstige Tiefbauten mit Ausnahme von Tief-
bauten zur Elektrizitéits- und Gasversorgung und von Rohrleitungen fiir den Giitertransport.

In den Angaben iiber den Auftragswert ist die Umsatz-(Mehrwert-)steuer enthalten.

Die Tiefbavaufirige der 6ffentlichen Hand werden monatlich ausschlieBlich und jahrlich einschlieBlich des vom
Bauherrn gestellten Materials erfafit und dargestellt, gegliedert in "Auftrige des Bundes", "Auftrage der Lander",
" Auftrige der Gemeinden und Gemeindeverbinde" und " Auftrige sonstiger offentlicher Bauherren".

Tiefbauten

Tiefbaustatistik
Datennachweis: 1962 bis 1978

Begriffsinhalt:
Bauwerke, deren Hauptteile zu ebener Erde oder unter der Erde liegen.

Die Tiefbauten umfassen im einzelnen >>> StraBen, >>> Straflenbriicken, >>> Bundeswasserstrafien einschl. Ha-
fen, >>> wasserwirtschaftliche Tiefbauten einschl. Landeskulturbauten und sonstige Tiefbauten.

Zu den "sonstigen Tiefbauten" zihlen z.B. Bahndimme und -briicken, Gleisanlagen, U-Bahn-Bauten, Tunnelbau-
ten, Flughifen und -plitze, Luftschutzanlagen, Fernmelde- und Signalanlagen, Sportanlagen und Zoologische
Girten, nicht jedoch Graben, Schichte und Leitungen fiir die Gas- und Elektrizité4tsversorgung oder Pipelines.

Tierische Produkte

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Sammelposition, unter welcher fiir die Ermittlung des >>> Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte
44 (auf Basis 1985), 39 (auf Basis 1980 und 1976) bzw. 27 (auf Basis 1970) tierische Produkte zusammengefafit
sind.
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Es bestehen Unterschiede in Auswahl und Gewichtung (Wégungsanteilen) der beriicksichtigten Waren zwischen
den Indizes auf Basis 1985, 1980, 1976 und 1970. Einbezogen sind die Warengruppen

- beim Index der Erzeugerpreise tierischer Produkte auf Basis 1985, 1980 und 1976:

Schlachtvieh: GroBschlachtvieh (Rinder, Kilber, Schweine (jeweils lebend und geschlachtet), Schafvieh
(geschlachtet), Schlachtgefliigel, lebend (Suppenhiihner, Jungmastgefliigel, Truthithner (Puten), Enten, Génse),
Nutz- und Zuchtvieh: Milchkiihe, Férsen, Kilber, Ferkel, Sauen und Gefliigel,

Milch (ohne die ab 16. Sept. 1977 von der Mehrheit der milcherzeugenden Betriebe zu leistende EG-
Mitverantwortungsabgabe),

Eier,

Wolle,

Bienenhonig;

beim Index der Erzeugerpreise tierischer Produkte auf Basis 1970:

Schlachtvieh: -
GroBschlachtvieh (Rinder, Kilber, Schweine (jeweils lebend und geschlachtet), Schafvieh (lebend),
Schlachtgefliigel (Suppenhiihner, Jungmastgefliigel, Truthiihner (Puten), Enten, Génse),

Nutz- und Zuchtvieh:

Milchkiihe, Ferkel, Kiiken und Junghennen, Arbeitspferde,

Milch (ohne die ab 16.09.77 von der Mehrheit der milcherzeugenden Betriebe zu leistende EG- -
Mitverantwortungsabgabe),

Eier,

Wolle,

Bienenhonig,

Begriffsbeziehungen:

Tierische Produkte unterscheiden sich von den >>> Ernihrungsgiitern tierischen Ursprungs (Indizes der Einfuhr-
und Ausfulirpreise) in Art und Gewichtung der einbezogenen Waren.

Nur zu den tierischen Produkten zihlt Wolle. Nur zu den Ernédhrungsgiitern tierischen Ursprungs rechnen vor al-
lem Waren, die in der Bundesrepublik Deutschland nicht erzeugt werden (soweit es sich um Einfuhren handelt)
und Waren, die die landwirtschaftliche Erzeugerstufe iiberschritten haben.

Unter solche Warengruppen fallen im wesentlichen Butter, Kase, Fleisch und Fleischwaren, Fische und Fischzube-
reitungen, Walél, Schmalz, Talg, andere tierische Fette und Ole zur Erndhrung, Eiweif}, Eigelb, Fischmehl.

Tilgungen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis Mirz 1980

Begriffsinhalt:
Nominalbetrag der von Boden- und Kommunalkreditinstituten getilgten >>> Schuldverschreibungen.

Als getilgt gelten Schuldverschreibungen, die endgiiltig aus dem Verkehr gezogen, fur kraftlos erklart, entwertet,
vernichtet oder dem Treuhinder zur Vernichtung iibergeben worden sind.

Nicht zu den Tilgungen rechnen Schuldverschreibungen, die ausgelost oder gekiindigt, aber noch nicht eingeldst
oder fiir kraftlos erklirt wurden.

Erfaft werden ausschlieBlich Tilgungen von nach der Wihrungsreform begebenen Schuldverschreibungen.
Zu den Boden- und Kommunalkreditinstituten zihlen alle unter das Hypothekenbankgesetz, das Pfandbriefgesetz
und das Schiffsbankgesetz fallenden Institute sowie die Landwirtschaftliche Rentenbank, die Deutsche Siedlungs-

und Landesrentenbank (bis 1965 Deutsche Landesrentenbank) und die Bayerische Landesbodenkreditanstalt (seit
1.7.1972 rechtlich-unselbstéindige Anstalt der Bayerischen Landesbank Girozentrale).
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Tilgungsausgaben an Offentlichen Bereich

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben fiir die Tilgung von Darlehen

an Bund

an Lastenausgleichsfonds

an ERP-Sondervermégen

an Linder

an Gemeinden/Gemeindeverbinde
an Zweckverbinde.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Haushaltsansatzstatistik bis 1973 sind die Tilgungsausgaben an Zweckverbinde nicht hier, sondern bei den
>>> besonderen Finanzierungsvorgingen (>>> Schuldentilgung am Kreditmarkt) nachgewiesen.

Topf- und Ballenpflanzen

Gemiiseanbauerhebung
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Zierpflanzen, die unter Glas oder Kunststoff einzeln - in Topfen oder mit Ballen - kultiviert und in der Regel auch
als Einzelpflanzen gehandelt werden, unterteilt nach den wichtigsten blithenden Arten und Griinpflanzenarten.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter >>> Beet- und Balkonpflanzen.

Totgeborene

Statistik der natiirlichen Bevilkerungsbewegung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Geborene, bei denen nach der Scheidung vom Mutterleib weder das Herz geschlagen, noch die Nabelschnur pul-
siert, noch die natiirliche Lungenatmung eingesetzt hat und deren Korpergewicht mindestens 1 000 g betrégt.

Fehlgeburten (Totgeborene mit weniger als 1 000 g Korpergewicht) werden nicht einbezogen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1957 galten solche Geborene als Totgeborene, bei denen die natiirliche Lungenatmung nicht eingesetzt
und deren Korperldnge mindestens 35 cm betragen hatte.
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In der Zeit vom 1.1.1958 bis zum 30.6.1979 galten solche Geborene als Totgeborene, bei denen weder das Herz ge-
schlagen, noch die Nabelschnur pulsiert, noch die natiirliche Lungenatmung eingesetzt hatte und deren Kérperlan-
ge mindestens 35 cm betrug. ‘

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den Totgeborenen gelten als >>> Gestorbene in den ersten 7 Lebenstagen. (Statistik der natiirli-
chen Bevélkerungsbewegung) solche Neugeborene, bei denen nach der Scheidung vom Mutterleib entweder das
Herz geschlagen, die natiirliche Lungenatmung eingesetzt oder die Nabelschnur pulsiert hat, die aber innerhalb von
bis zu sieben Tagen nach der Geburt gestorben sind.

Triger der Zusatzversorgung

Statistik iiber den Personalstand des éffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1974.

Begriffsinhalt:

Zusatzversorgungskassen, denen die zusatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung fiir die Angestellten und
Arbeiter des 6ffentlichen Dienstes obliegt.

Zu den Tréagern der Zusatzversorgung zihlen die Versorgungsanstalt des Bundes und der Lénder sowie kommunale
Zusatzversorgungskassen. -

Nachgewiesen wird der Personalstand dieser Zusatzversorgungskassen.

Triebfahrzeuge (Einsatzbestand am Jahresende)

Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Fahrzeuge, die ausschlieBlich auf Schienen laufen und iiber eigene Antriebseinrichtungen verfiigen.

Zum Einsatzbestand zihlen Triebfahrzeuge, die der entsprechenden Eisenbahnverwaltung gehoren, abziiglich der

vermieteten und zuziiglich der von ihr angemieteten Triebfahrzeuge. Berticksichtigt werden auch kurzfristig unbe-
nutzte betriebsfihige Fahrzeuge sowie die in Ausbesserung befindlichen, auf Ausbesserung wartenden oder in gu-

tem oder schlechtem Zustand abgestellten oder in Reserve gehaltenen Fahrzeuge. - ’

Nicht beriicksichtigt werden die Schienenfahrzeuge, die zum Verkauf, zur Zerlegung oder zur Ausmusterung ab-
gestellt sind. ‘

Die Triebfahrzeuge werden untergliedert in Lokomotiven und Triebwagen, wobei die Triebwagen aufler mit An-
triebseinrichtungen so ausgestattet sind, da} sie Personen und/oder Giiter befordern konnen. Diese Doppelfunktion
fiihrt dazu, daB Triebwagen sowohl bei den Triebfahrzeugen als auch bei den Fahrzeugen zur Personen- bzw. Gii-
terbeférderung gezahlt werden.

Bei untrennbaren Tricbwagenziigen werden 1 Triebfahrzeug und entsprechend der Zahl der Wagenkasten Perso-
nen- bzw. Giiterwagen gezihlt.

Je nach Antriebseinrichtung werden die Triebwagen in >>> Dieseltrieowagen und >>> E-Triebwagen unterteilt;
bei den Lokomotiven werden >>> Diesellokomotiven und >>> E-Lokomotiven unterschieden.

Trinkwein

Weinbestandsstatistik
Datennachweis: ab 1962
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Begriffsinhalt:

Erzeugnis, das ausschlieBlich durch vollstindige oder teilweise alkoholische Gérung der frischen, auch einge-
maischten Weintrauben oder des Traubenmostes gewonnen wurde und zum menschlichen Verzehr bestimmt ist.

Trockenfrachtschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1971

Begriffsinhalt:
Seeschiffe, die dem Transport von Trockenfracht dienen, einschl. >>> Massengut- und Mehrzweckschiffe.

Zu den Trockenfrachtschiffen rechnen im einzelnen Stiickgutfrachtschiffe, >>> Kiihlschiffe einschlielich Fisch-
transportschiffe, Containerschiffe, Trigerschiffe sowie Frachtschiffe fiir Spezialtransporte wie Viehtransportschiffe,
Flugzeugtransportschiffe, Bohrinselversorgungsschiffe usw.

Erfafit werden Trockenfrachtschiffe, die unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahren. Unter der Flagge
der Bundesrepublik Deutschland kénnen u.a. auch Seeschiffe fahren, die von deutschen Reedern aus dem Ausland
gechartert wurden. Entsprechend fahren an das Ausland vercharterte Schiffe im allgemeinen nicht unter deutscher

Flagge.

Anderungen im Zeitablauf: )

Bis einschl. 1973 wurden die Trockenfrachtschiffe erfaft, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen wa-
ren, unabhingig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

Bis einschl. 1976 rechneten die Bohrinselversorgungsschiffe nicht zu den Trockenfrachtschiffen.

Trockenladungsschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: 1951 bis 1970

Begriffsinhalt:
In die Seeschiffsregister eingetragene Schiffe, die dem Transport von Trockenfracht dienen.

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die fiir die Schiffahrt aufierhalb von Binnengewdéssern
(Fliissen, Kanilen und geschlossenen Seen) bestimmt sind und einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT haben.

Seeschiffe, die sowohl feste als auch fliissige Ladung transportieren, z.B. Erz-Ol-Frachtschiffe, zdhlen.auch zu den
Trockenladungsschiffen.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschlieBlich 1968 wurden die >>> Kiihlschiffe zu den Trockenladungsschiffen gerechnet.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zu den Trockenladungsschiffen umfassen die >>> Trockenfrachtschiffe (Statistik des Bestandes an
Seeschiffen) auch Schiffe, die sowohl feste als auch fliissige Ladung transportieren (Mehrzweckschiffe).
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Ubernachtungsumsatz

Gastgewerbestatistik
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Entgelte fiir Ubernachtungsleistungen, die von >>> Unternehmen im Beherbergungsgewerbe erbracht werden.
Zu Einzelheiten der Abgrenzung des >>> Umsatzes in der Gastgewerbestatistik siehe dort.

Im Ubernachtungsumsatz ist der Preis fiir Ubernachtung mit Friihstiick (auch ggf. der auf Ubernachtung mit
Friihstiick entfallende Teil aus Halb- oder Vollpension) einschl. Bedienungsgeld enthalten.

In der Gastgewerbestatistik werden fiir das Beherbergungsgewerbe Mefizahlen des Ubernachtungsumsatzes
nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1969 war das Entgelt aus dem von den Ubernachtungsgisten eingenommene Friihstiick im Ver-
pflegungsumsatz enthalten.

Begriffsbeziehungen:

Ubernachtungsumsatz ist abzugrenzen von >>> Verpflegungsumsatz (Gastgewerbestatistik). Zu letzterem ge-
héren alle Entgelte fiir Verpflegungsleistungen. Nicht einbezogen ist allerdings das Friihstiick, wenn dies mit
einer Ubernachtung gekoppelt ist.

Uberstundenentgelt

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: 1971 bis 1985

Begriffsinhalt:

Uberstundenzulagen fiir Mehrarbeit und Uberstundenzuschlége fiir Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, die
der Haushaltsvorstand aus seiner hauptberuflichen Tatigkeit im Monat erhilt.

Haushaltsvorstand ist beim >>> Haushaltstyp 2: 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen
dasjenige Haushaltsmitglied, das - i.d.R. alleiniger - Einkommensbezieher ist; beim >>> Haushaltstyp 3:
4-Personen Haushalte von Beamten und Angesteliten mit hoherem Einkommen ist Haushaltsvorstand derjeni-
ge, der Hauptverdiener in der Familie ist.

Ubertragungen
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
Begriffsinhalt: .-
Geldleistungen, fiir die keine (sachlich und/oder zeitlich) direkt zurechenbaren Gegenleistungen erbracht wer-

den. In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wird zwischen >>> laufenden Ubertragungen und
>>> Vermogensiibertragungen unterschieden. '

Ubertragungen der Gebietskorperschaften

Wirtschaftsrechnungen ausgewiihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab.1965
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Begriffsinhalt:

Renten, Unterstiitzungen und dhnliche laufende Ubertragungen der Gebietskérperschaften an die privaten
Haushalte je Haushalt und Monat.

Zu den Ubertragungen der Gebietskorperschaften rechnen im einzelnen laufende Leistungen der Sozialhilfe
(z.B. laufende Hilfe zum Lebensunterhalt, Mietbeihilfen), der Arbeitslosenhilfe, der Kriegsopferversorgung und
-fiirsorge (Grundrenten, Ausgleichsrenten u.d.), des Lastenausgleichs (Entschidigungsrenten, Unterhaltshilfe
u.4.), Mutterschaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz, Jugendhilfe nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz, Wohn-
geld nach dem Wohngeldgesetz, Ausbildungsférderung nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz
(BAF6G), Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und Wiedergutmachungszahlungen.

Anderungen im Zeitablauf:

Der besonders hohe Anstieg der Ubertragungen im Jahre 1975 bei den Haushaltstypen 2 und 3 erklért sich in
erster Linie durch das seit 1975 unabhingig vom Einkommen des Haushalts gezahlte Kindergeld.

Uberwiegend benutztes Verkehrsmittel

Volks- und Berufszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Erwerbstitige sowie Schiiler und Studierende hatten das Verkehrsmittel anzugeben, mit dem sie hauptsichlich,
d.h. die langste Strecke des Weges von der Wohnung oder Unterkunft zur Arbeitsstétte bzw. Schu-
le/Hochschule zuriicklegen.

Ubrige Ausgaben

Wirtschaftsrechnungen ausgewiihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

Die iibrigen Ausgaben je Haushalt und Monat umfassen die Zinsen, die gezahlten Steuern (ohne Einkommen-
und Vermégensteuern), freiwillige Beitrdge zur gesetzlichen Sozialversicherung, Prémien fur private
Kranken-, Unfall- und andere Schadenversicherungen und an Pensionskassen, Mitgliedsbeitrdge an Vereine,
Berufsvereinigungen, Parteien u.4., Geldspenden sowie Ubertragungen an andere private Haushalte und sonsti-
ge Ausgaben.

Zu den >>> Zinsen zihlen alle Zinsen auf vom Haushalt aufgenommene Kredite aller Art, wie Warenkredite
(bei Abzahlungskiufen, soweit Zinsen getrennt nachgewiesen werden), Bank- und Sparkassenkredite, 6ffentli-
che Darlehen usw.

Zu den hier nachgewiesenen >>> Steuern (ohne Einkommen- und Vermégensteuern) rechnen z.B. Erbschafts-
steuer, Schenkungsteuer, >>> Kraftfahrzeugsteuer (ohne Steuerriickzahlungen) und sonstige Steuern der priva-
ten Haushalte, wie Hunde-, Jagd- und Fischereisteuer und Bdrsenumsatzsteuer. Nicht enthalten sind neben der
Lohn-, Einkommen-, Vermégen- und Kirchensteuer und den laufenden Lastenausgleichsabgaben auch die
Grunderwerbsteuer und Grundsteuer.

Zu den freiwilligen Beitrigen zur Sozialversicherung zéhlen die >>> freiwilligen Beitréige zur gesetzlichen
Krankenversicherung und die >>> freiwilligen Beitrige zur gesetzlichen Rentenversicherung.

Zu den Priamienzahlungen rechnen >>> Priimien fiir private Krankenversicherung, >>> Primien fur Kraftfahr-
zeugversicherung, ferner >>> Pramien fiir sonstige Schaden- und Unfallversicherung u.4. Nicht einbezogen
sind Priimien fiir Lebensversicherungen, die unter der >>> Veriinderung (+/-) der Vermdgens- und Finanzkon-
ten (Ersparnis) beriicksichtigt werden.

Zu den >>> Mitgliedsbeitragen an Organisationen ohne Erwerbszweck rechnen alle laufenden Geldleistungen
an politische Parteien, Gewerkschaften, kirchliche Organisationen, Organisationen der Wohlfahrtspflege, an
Sportorganisationen und Automobilclubs sowie Organisationen der Bildung, Wissenschaft, Forschung etc. usw.
Unter den >>> Geldspenden, Ubertragungen an andere private Haushalte, sonstige Ausgaben u.d. werden z.B.
Geldspenden und sonstige unregelmaBige Ubertragungen an Organisationen ohne Erwerbszweck, Unterstiit-
zungs- und Unterhaltszahlungen an nicht im Haushalt lebende Familienangehdrige (z.B. an Studierende), an
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geschiedene Ehepartner, Alimentenzahlungen, Geldgeschenke, Aussteuer in Bargeld, Schadenersatz, Spielver-
luste, Spieleinsitze fiir Lotto, Toto, Riickzahlungen von Sozialhilfeleistungen, Geldstrafen, Bufigelder, Finder-
lohn, Pachten fiir Gérten, Ausgaben fur geschaftliche und dienstliche Zwecke usw. zusammengefafit.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1980 waren in die iibrigen Ausgaben nur die Zinsen auf Konsumentenkredite einbezogen.

Begriffsbeziehungen: . _
Im Unterschied zu den >>> Ausgaben fiir den privaten Verbrauch (Wirtschaftsrechnungen ausgewahlter priva-
ter Haushalte) zihlen zu den "sonstigen Ausgaben" alle Ausgaben, die nicht fiir Konsumzwecke getitigt wer-
den; dies sind neben den iibrigen Ausgaben die >>> Pflichtbeitrige zur Sozialversicherung und die

>>> Einkommen- und Vermogensteuern (Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte).

Umlauf (Neugeschiift)

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennaghweis: 1962 bis Mirz 1980

Begriffsinhalt:

Nominalbetrag von tatsichlich umlaufenden >>> Schuldverschreibungen, die nach dem 20.6.1948 von Boden-
und Kommunalkreditinstituten ausgegeben wurden.

Zu den tatsichlich umlaufenden Schuldverschreibungen zéhlen auch Schuldverschreibungen, die aus druck-
technischen Griinden noch nicht ausgefertigt wurden, deren Gegenwert aber bereits bezahlt ist (Vorverkiufe).
Ebenso zihlen ausgeloste oder gekiindigte, aber noch nicht eingeloste oder fiir kraftlos erklarte Schuldver-
schreibungen zum Umlauf.

Im Eigenbestand befindliche Stiicke eigener Emissionen der Kreditinstitute rechnen demgegeniiber nicht zu
den in Umlauf befindlichen Schuldverschreibungen.

Zu den'Boden- und Kommunalkreditinstituten zahlen alle unter das Hypothekenbankgesetz, das Pfandbriefge-
setz und das Schiffsbankgesetz fallenden Institute sowie die Landwirtschaftliche Rentenbank, die Deutsche
Siedlungs und Landesrentenbank (bis 1964: Deutsche Landesrentenbank) und die Bayerische Landesboden-
kreditanstalt (seit 1.7.1972 rechtlich-unselbstindige Anstalt der Bayerischen Landesbank Girozentrale).

Umlaufvermogen

Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Wirtschaftsgiiter, die nicht dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschiftsbetrieb des gewerblichen Betriebes zu
dienen.

Das Umlaufvermogen umfaft das >>> Betriebskapital und das >>> Vorratsvermogen. Zum Betriebskapital
rechnen u.a. Kassenbestiinde, Bank- und Postscheckguthaben, Forderungen, Wechselbestinde, gef. auch Wert-
papiere, Geschiftsanteile sowie aktive Rechnungsabgrenzungsposten. Das Vorratsvermdgen setzt sich aus den
zur alsbaldigen VeriuBerung oder Weiterverarbeitung bestimmten Bestinden an Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-
fen, unfertigen und fertigen Erzeugnissen sowie Waren zusammen.

Fiir den Bestand und die Bewertung des Umlaufvermdgens sind grundsétzlich die Verhiltnisse am Hauptfest-
stellungszeitpunkt maBigebend. Bei Betrieben, die regelmafig jahrliche Abschliisse am Schluf des Kalenderjah-
res machen, ist dieser Abschluftag zugrunde zu legen. Auf Antrag kann fiir Betriebe, die regelmaBig jéhrliche
Abschliisse auf einen anderen Tag machen (Betriebe mit einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschafts-
jahr), als Bewertungsstichtag der SchluB des Wirtschafisjahres zugrunde gelegt werden, das dem Feststellungs-
zeitpunkt vorangeht. Der auf den AbschluBzeitpunkt ermittelte Wert gilt in diesen Fallen als Wert vom Fest-
stellungszeitpunkt. Die vorgenannten Ausnahmen gelten jedoch nicht fiir die Bewertung von Wertpapieren,
Anteilen und GenuBscheinen an Kapitalgesellschaften. Im Falle zwischenzeitiger Bestandsverinderung erfolgt,
sofern diese mit dem Erwerb oder der VerduBerung von Grundbesitz zusammenhingt, ggf. ein Ausgleich.
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Bewertungsmafstab fiir die einzelnen zum Umlaufvermdgen gehdrenden Wirtschaftsgiiter ist grundsétzlich der
Teilwert. Dabei handelt es sich um den Betrag, den ein Erwerber des ganzen Unternehmens bei dessen Fortfiih-
rung im Rahmen des Gesamtkaufpreises fiir das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen wiirde. Der Teilwert findet in
der Regel seine obere Grenze in den Wiederbeschaffungskosten fiir ein Wirtschaftsgut gleicher Art und Giite
am Feststellungszeitpunkt und seine untere Grenze im Material- oder Schrottwert. Beim Vorratsvermdgen sind
die Wiederbeschaffungskosten in der Regel aus den Tagespreisen vom Bewertungsstichtag abzuleiten.

Abweichend von diesem Grundsatz sind u.a. anzusetzen:
1. Bargeld, Postscheckguthaben, Bankguthaben mit dem Nennwert;
2. Wertpapiere, Anteile und GenuBischeine an Kapitalgesellschaften in der Regel entweder
a) mit dem niedrigsten im amtlichen Handel notierten Kurs oder aber, falls kein Kurs besteht,
aa) soweit die Wertpapiere Anteile an Kapitalgesellschaften verbriefen mit dem gemeinen Wert,
bb) soweit die Wertpapiere Forderungsrechte verbriefen mit dem Nennwert oder

b) mit dem Riicknahmepreis, sofern die Wertpapiere Rechte der Einleger gegen eine Kapitalanlagegesell-
schaft oder einen sonstigen Fonds verbriefen;

3. Kapitalforderungen grundsétzlich mit dem Nennwert.
Der gemeine Wert stellt den EinzelverauBerungspreis dar, der sich fiir das aus dem Betrieb herausgelste Wirt-

schaftsgut im gewdhnlichen Geschiftsverkehr bei der VerduBerung erzielen 14t. Zu Einzelheiten der Bewer-
tung siehe Bewertungsgesetz sowie die entsprechenden Vermégensteuerrichtlinien.

Anderungen im Zeitablauf:

Vor 1963 galt insbesondere fiir die Festsetzung der Steuerkurse ein anderes Verfahren mit fur den gesamten
Bewertungszeitraum starr festgesetzten besonderen "Steuerkurswerten".

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zum Umlaufvermogen umfafit das >>> Anlagevermogen (Statistik der Einheitswerte der ge-
werblichen Betriebe) alle Wirtschaftsgiiter, die dauernd dem Geschéfisbetrieb eines gewerblichen Betriebes in
Form von >>> Sachanlagen (z.B. Betriebsgrundstiicke, Maschinen und dhnliche Anlagen) oder

>>> Finanzanlagen (z.B. Mineralgewinnungsrechte, immaterielle Wirtschaftsgiiter, Wertpapiere, Beteiligun-
gen) dienen.

Umsatz

1. Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Erlése fiir Lieferungen und Leistungen, die von >>> Unternehmen bzw. >>> Betrieben an Dritte erbracht und
im Berichtszeitraum in Rechnung gestellt werden, ohne Riicksicht auf den Zahlungseingang, oder den Liefer-
termin.

Zur Ermittlung der Erlose werden Preise abziiglich unmittelbar gewéhrter Preisnachldsse (Rabatte, Boni,
Skonti) zugrunde gelegt. Die Kosten fiir Fracht, Verpackung und Porto (auch wenn getrennt in Rechnung ge-
stellt) und ebenso die auf den eigenen Erzeugnissen liegenden Verbrauchsteuern werden einbezogen.

Die >>> Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist in den Erlosen dagegen nicht enthalten.

Zum Umsatz rechnen der Umsatz aus eigenen Erzeugnissen und industriellen/ handwerklichen Dienstleistun-
gen im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe, der Umsatz baugewerblicher Betriebsteile und der sonstigen
Betriebsteile. Jedoch werden beim Nachweis fiir fachliche Betriebsteile Umsitze, die in den baugewerblichen
und den sonstigen Betriebsteilen des Unternehmens bzw. Betriebs getitigt werden (z.B. Umsatz aus Handels-
ware) nicht einbezogen.

AuBer Ansatz bleiben die aufierordentlichen und betriebsfremden Ertrige (z.B. aus dem Verkauf von Anlage-
giitern, aus der Verpachtung von Grundstiicken, Zinsen, Dividenden u.a.m.).

Als Umsatz gelten auch Erlése aus Lieferungen und Leistungen an mit dem Unternehmen verbundene rechtlich
selbstéindige Kohzern- und Verkaufsgesellschaften, in der Regel aber nicht Erzeugnis- und Leistungsabgaben
zwischen Betrieben eines Mehrbetriebsunternehmens. :

Im einzelnen rechnen zum Umsatz aus eigenen Erzeugnissen und industriellen/ handwerklichen Dienstleistun-
gen auch Erlése aus dem Verkauf von Waren, die in Lohnarbeit bei anderen Unternehmen hergestellt werden
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(einschl. Lohnveredlung), Erlose aus dem Verkauf von Energie und Wasser, von Produktionsriickstanden, der
Wert der fiir Dritte geleisteten Lohnarbeiten (einschl. Lohnveredlung) sowie Erlose aus Vermietung (auch
Leasing) von im Rahmen der Produktionstétigkeit des Betriebs/Unternehmens selbst hergestellter Erzeugnisse.

Zum Umsatz sonstiger Betriebsteile zihlen Erlose aus Handelsware (d.s. fremde Erzeugnisse, die im allgemei-
nen unbearbeitet und ohne fertigungstechnische Verbindung mit eigenen Erzeugnissen weiterverkauft werden),
aus Vermietung und Verpachtung von Geréten, betrieblichen Anlagen und Einrichtungen (einschl. Leasing),
die nicht im Rahmen der Produktionstitigkeit des Betriebs/Unternehmens entstanden sind sowie aus Woh-
nungsvermietung, aus der Verduflerung von Patenten und der Vergabe von Lizenzen, ferner Provisionseinnah-
men, Gaststittenumsatz, Erlése aus Transportleistungen fir Dritte, aus Belegschaftseinrichtungen (z.B. von
werkseigenen Kantinen), aus dem Verkauf von eigenen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und dem Verkauf
von Anwendungs-Software (nicht Betriebssystem-Software). \

Bei Verlagsdruckereien wird - abweichend von der o.g. Regel - auch der Wert der Lieferungen und Leistungen
an den zugehdrigen Verlag (innerbetriebliche Verrechnungswerte) zum Umsatz gerechnet.

Die Umsitze werden nach Inland und Ausland wie folgt gegliedert:

Inlandsumsatz: Erlose fiir Lieferungen und Leistungen an Empfinger im Bundesgebiet sowie Erl6se fiir Liefe-
rungen und Leistungen an die im Bundesgebiet stationierten auslindischen Streitkréfte. -

Auslandsumsatz: Erlose fiir direkte Lieferungen an Empfinger, die im Ausland anséssig sind, sowie an inldn-
dische Exporteure.

Begriffsbeziechungen:
Siehe unter 2. und unter 3.

2.1 Monatlicher Industriebericht
Datennachweis: 1950 bis 1976

2.2 Industriebericht - Totalerhebung - September
Datennachweis: 1963 bis 1975

Begriffsinhalt:

Erlose fiir Lieferungen eigener Erzeugnisse und Leistungen, die von >>> Betrieben an Dritte erbracht und im
Berichtszeitraum in Rechnung gestellt werden, ohne Riicksicht auf den Zahlungseingang oder den Lieferter-
min.

Zur Ermittlung der Erlése werden Preise abziiglich unmittelbar gewéhrter Preisnichlisse (Rabatte, Boni,
Skonti) zugrunde gelegt. .

Die Kosten fiir Fracht, Verpackung und Porto und ebenso die auf den eigenen Erzeugnissen liegenden Ver-
brauchsteuern werden einbezogen. Die >>> Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist in den Erlosen dagegen nicht
enthalten.

Nicht einbezogen in den Umsatz sind die Erlése aus Handelsware und Nebengeschiften (Erlose aus Vermie-
tung und Verpachtung, Lizenzvergabe, Provisionen u.a.). AuBer Ansatz bleiben auch die aufierordentlichen
Ertriige (z.B. aus dem Verkauf von Anlagegiitern) und die betriebsfremden Ertrige (Zinsen, Dividenden
u.a.m.).

Als Umsatz gelten auch Erlése aus Lieferungen und Leistungen an rechtlich selbstindige Konzernunterneh-
men, nicht aber Erzeugnis- und Leistungsabgaben zwischen Betrieben eines Mehrbetriebsunternehmens.

Zur Abgrenzung des Inlands- und des Auslandsumsatzes siehe unter 1.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1952 waren Leistungen zwischen Betrieben eines Mehrbetriebsuntérnehmens, die in verschiedenen
Bundeslindern lagen, in den Umsatz einbezogen.

Bis einschl. 1967 war die Umsatzsteuer im Inlandsumsatz enthalten.

Begriffsbeziehungen:

Der im Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nachgewie-
sene Umsatz fiir Unternehmen bzw. fiir Betriebe (nicht fiir fachliche Betriebsteile) umfafit neben den Erlosen
fiir Lieferungen eigener Erzeugnisse und Leistungen auch die Umsitze aus Handelsware und aus Nebenge-
schiften, wihrend diese Umsitze im (Monatlichen) Industriebericht nicht einbezogen sind.

Zu weiteren Begriffsbeziechungen siehe unter 3.
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3. Unternehmenserhebung im Bergbau und in der Industrie (chne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975

Begriffsinhalt:

Erlése fiir Lieferungen und Leistungen, die von >>> Unternehmen im Zusammenhang mit dem Unterneh-
menszweck erbracht werden.

Als erbracht gelten Erzeugnisse und Leistungen, wenn sie in Rechnung gestellt werden, ohne Riicksicht auf
den Zahlungseingang oder den Liefertermin.

Zur Ermittlung der Erlése werden Preise abziiglich unmittelbar gewidhrter Preisnachldsse (Rabatte, Boni,
Skonti) zugrunde gelegt. Die Kosten fiir Fracht, Porto und Verpackung und ebenso die auf den eigenen Er-
zeugnissen liegenden Verbrauchsteuern werden einbezogen.

Die >>> Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist in den Erlosen dagegen nicht enthalten. ,

Zum Umsatz rechnen neben den Erlésen fiir Lieferungen eigener Erzeugnisse und Leistungen auch die Erldse
aus >>> Handelsware und aus Nebengeschiften (Erlése aus Vermietung und Verpachtung, Lizenzvergaben,
Provisionen u.a.).

AuBer Ansatz bleiben die auBerordentlichen Ertrige (z.B. aus dem Verkauf von Anlagegiitern) und die be-
triebsfremden Ertrige (Zinsen, Dividenden u.a.m.) sowie der Wert der selbsterstellten Anlagen und des Eigen-
verbrauchs.

Als Umsatz gelten auch Erlése aus Lieferungen und Leistungen an andere Unternehmen, die durch Organ-
schaft oder auf andere Weise verbunden sind, und an rechtlich selbstindige Konzernunternehmen und Ver-
kaufsgesellschaften.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1967 war die Umsatzsteuer in den Erlésen fiir Lieferungen und Leistungen enthalten.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Umsatz unterscheidet sich in den unter 1. bis 3. genannten Statistiken - von Unterschieden in Er-
hebungsbereichen usw. abgesehen - im wesentlichen dadurch, daf im Monatsbericht fiir Unternehmen und Be-
triebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe sowie in der Unternehmenserhebung im Bergbau und in der
Industrie (ohne Bauindustrie) zum Umsatz neben den Entgelten fiir die Lieferungen eigener Erzeugnisse und
Leistungen auch die Umsitze aus Handelsware und aus Nebengeschiften rechnen, wéhrend diese Umsitze im
(Monatlichen) Industriebericht nicht einbezogen sind.

Die Begriffe Umsatz und >>> steuerbarer Umsatz (Umsatzsteuerstatistik) betreffen dhnliche Tatbestinde, be-
ziehen sich aber auf unterschiedliche Fragestellungen. Wihrend Umsatz eine wirtschaftliche, auf den Unter-
nehmens bzw. Betriebszweck bezogene GroBe darstellt, geht es beim steuerbaren Umsatz aus fiskalischen
Griinden um eine moglichst vollstindige Erfassung aller Erlose fiir Lieferungen und Leistungen. Daraus folgt
2.B., dafB der steuerbare Umsatz auch die auBerordentlichen und betriebsfremden Erldse sowie den Eigenver-
brauch umfaht; diese sind im Umsatz nicht enthalten. Allerdings sind im steuerbaren Umsatz nur Inlandsum-
sitze, im Umsatz auch Auslandsumsitze einbezogen.

4. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: 1962 bis 1979

Begriffsinhalt:

Der Begriff Umsatz entspricht dem Begriff >>> baugewerblicher Umsatz (Monatsbericht einschl. Auftragsein-
gangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau), Monatlicher Baubericht). Zu Einzelheiten siehe
dort. .

5. Jahreserhebung bei Unternehmen, Investitionserhebung bei Unternehmen und Betrieben der Energie-

und Wasserversorgung
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
Gesamtbetrag der abgerechneten Lieferungen und Leistungen an Dritte, unabhéngig vom Zahlungseingang.

Zur Ermittlung der Erlose werden Preise abziiglich unmittelbar gewihrter Preisnachlésse (Rabatte, Boni,
Skonti, Abziige aufgrund begriindeter Beanstandungen) sowie der Retouren zugrunde gelegt. Die Kosten fiir
Fracht, Verpackung und Porto (auch wenn getrennt in Rechnung gestellt) werden einbezogen.
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Die >>> Umsatz-(Mehrwert-)Steuer und die Ausgleichsabgabe nach der Neufassung des 3. Verstromungsge-
setzes vom 17.11.1980 sind nicht enthalten.

Zum Umsatz rechnen der Umsatz aus eigenen Erzeugnissen und Dienstleistungen, aus Handelsware und aus
Nebengeschiften.

AuBer Ansatz bleiben die auBerordentlichen und betriebsfremden Ertrige (z.B. aus dem Verkauf von Anlage-
giitern, aus der Verpachtung von Grundstiicken, Zinsen, Dividenden u.a.m.).

Als Umsatz gelten auch Erlése aus Lieferungen und Leistungen an mit dem Unternehmen verbundene rechtlich
selbstindige Konzern- und Verkaufsgesellschaften.

Im einzelnen rechnen zum Umsatz aus eigenen Erzeugnissen auch die Erlose aus dem Verkauf von fremdbezo-
gener(m) Energie und Wasser, von Nebenerzeugnissen und sonstigen Erzeugnissen und von Produktionsriick-
standen, zum Umsatz aus Dienstleistungen der Wert der im Aufirag fiir Dritte geleisteten Arbeiten (z.B. Was-
seraufbereitung, Abfiillen von Fliissiggas), Erlése aus Durchleitungen, fiir Reparaturen und Instandhaltungen,
Installationen, Montagen, Untersuchungen, Priifungen und Gutachten, einschl. der Erlose fiir die bei diesen
Leistungen verbrauchten Materialien sowie Erlose aus Dienstleistungen z.B. der Verkehrbetriebe.

Als Umsatz aus Handelsware gilt der Umsatz von fremden Erzeugnissen, die im allgemeinen unbearbeitet und
ohne fertigungstechnische Verbindung mit anderen Erzeugnissen weiterverkauft werden (z.B. Gas- und Elek-
trogerite).

Umsatz aus Nebengeschiften sind im wesentlichen Baukostenzuschiisse in der Form von Ertragszuschiissen (in
Hoéhe der jihrlichen Auflésungsquote des passivierten Betrages), Umsitze aus der Vermietung und Verpach-
tung von Geriten, betrieblichen Anlagen und Einrichtungen (einschl. Leasing), Erlése aus Wohnungsvermie-
tung, aus der Verduferung von Patenten und der Vergabe von Lizenzen, Provisionseinnahmen, Erlose aus °
Fuhrparkleistungen fiir Dritte, aus Belegschaftseinrichtungen (z.B. Kantinen) und aus Beratungs- und Pla-
nungstatigkeit.

6.1 Handels- und Gaststittenzihlung 1968, 1979, 1985

6.2 GroBhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1964

6.3 Einzelhandelsstatistik
PDatennachweis: ab 1963

6.4 Gastgewerbestatistik
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt:

Unmsatz ist der Gesamtbetrag der abgerechneten Lieferungen und sonstigen Leistungen von >>> Unternehmen
und >>> Arbeitsstitten einschl. Eigenverbrauch, Verkiufen an Betriebsangehorige sowie einschl. gesondert in
Rechnung gestellter Kosten fiir Fracht, Porto, Verpackung usw., ohne Riicksicht auf den Zahlungseingang und
die Steuerpflicht.

Der Umsatz schlieBt auch Erlose aus Kommissions- oder Streckengeschifien, Provisionen und Kostenvergi-
tungen aus der Vermittlung von Waren (nicht den Wert der vermittelten Waren) einschl. Delkredereprovisio-
nen, aber ohne durchlaufende Posten (z.B. im Auftrag der Lieferanten vereinnahmte Zahlungen) sowie Zu-
satzerlose ein.

Nicht dazu gehéren jedoch Erlose aus Land- und Forstwirtschaft sowie auBerordentliche Ertrige (z.B. aus dem
Verkauf von Anlagevermogen) und betriebsfremde Ertrége (z.B. Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung
von betriebsfremd genutzten Gebauden und Gebiudeteilen, Zinsertrdge aus nicht betriebsnotwendigem Kapital
oder Ertrige aus Beteiligungen.

An Kunden gewihrte Skonti und Erlésschmélerungen (z.B. Preisnachlésse, Rabatte, Jahresriickvergiitungen,
Boni) sind bei der Ermittlung des Umsatzes abzusetzen.

Bei umsatzsteuerlichen Organschaften sind auch die von der Muttergesellschaft oder den Tochtergesellschaften
getitigten Innenumsitze mit anzugeben. Entsprechendes gilt auch fir die Unternehmereinheiten.

Der Umsatz wird in GroBhandel und Handelsvermittlung ohne, in Einzelhandel und Gastgewerbe einschl.
>>> Umsatz-(Mehrwert-)steuer nachgewiesen.

In den Handels- und Gaststittenzihlungen wird der Umsatz in absoluten Zahlen nachgewiesen.
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Nachgewiesen werden Mefizahlen des Umsatzes in jeweiligen Preisen (Gastgewerbestatistik) bzw. in jeweiligen
und in konstanten Preisen (GroB- und Einzelhandelsstatistik).

Die Mefizahlen des Umsatzes in jeweiligen Preisen werden durch Division der Umsitze im Berichtszeitraum
(in Preisen des Berichtszeitraums) durch die Umsatze des Basiszeitraums gebildet.

Bei den Mefzahlen des Umsatzes in konstanten Preisen werden die Umsétze im Berichtszeitraum mittels
Preisindizes auf das Preisgeriist eines Basisjahres umgerechnet. Als Preisindizes wird bei den GroBhandelsum-
sitzen der Index der GroBhandelsverkaufspreise, bei den Einzelhandelsumsétzen der Index der Einzelhandels-
preise (Verkaufspreise) verwendet.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1967 war in den Umsitzen der Grofthandelsunternehmen (GroBhandelsstatistik) die Umsatz-
(Mehrwert)-steuer enthalten.

7. Statistik der Luftfahrtunternehmen
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Erlése fiir Leistungen, die von >>> Unternehmen mit Genehmigung oder Erlaubnis zur Durchfiihrung von
Fliigen in der Lufifahrt erbracht werden.

Zu den Erlésen gehoren die Umsétze aus Beforderungsleistungen (einschl. der Nebenleistungen) mit Luftfahr-
zeugen (Personen- und Giiterverkehr) sowie die Umsatze aus Fliigen fiir andere Zwecke (z.B. Reklame-, Bild-,
land- und forstwirtschaftliche Fliige).

Als erbracht gelten die Leistungen, wenn sie in Rechnung gestellt sind, ohne Riicksicht auf den Zahlungsein-
gang,

Zur Ermittlung der Erlése fiir erbrachte Leistungen werden Preise abziiglich gewdhrter Preisnachlésse (Skonti,
Boni, Rabatte) zugrunde gelegt. Die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist nicht enthalten.

Nicht enthalten sind Umsitze von Luftfahrtunternehmen aus sonstiger verkehrswirtschaftlicher Tétigkeit und
aus Tatigkeiten auflerhalb der Verkehrswirtschaft.

8. Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt
Datennachweis: ab 1969

Begriffsinhalt:
Erlése fiir Leistungen, die von >>> Unternehmen in der Binnenschiffahrt erbracht werden.

Dazu gehéren die Umsitze aus Beforderungsleistungen mit eigenen oder gemieteten Schiffen (Giiterverkehr,
Tankschiffahrt, Personenverkehr), Erlése aus der Giiterbeforderung mit Hilfe von Unterfrachtfiihrern, Provi-
sionen fiir die Weiterleitung von Beforderungsauftrigen an Unterfrachtfiihrer sowie Erlése aus Schub-
/Schleppleistungen fiir andere Unternehmen.

In den Erlosen aus.der Giiterbeférderung mit Hilfe von Unterfrachtfiihrern sind auch die innerhalb der Binnen-
schiffahrt getitigten Umsitze enthalten. Die von Hauptfrachtfiihrern an Unterfrachtfiihrer weitergereichten
Betrige sind damit im Umsatz doppelt erfafit.

Als erbracht gelten Leistungen, wenn sie in Rechnung gestellt sind, ohne Riicksicht auf den Zahlungseingang,

Zur Ermittlung der Erlose fiir erbrachte Leistungen werden Preise abziiglich gewihrter Preisnachlésse (Skonti,
Boni, Rabatte u.dgl.) zugrunde gelegt. Die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist nicht enthalten.

Nicht enthalten sind Umsitze von Binnenschiffahrtsunternehmen aus sonstiger verkehrswirtschaftlicher Tatig-
keit und aus Titigkeiten auferhalb der Verkehrswirtschaft.

9, Statistik der Personenbeforderung im StraBenverkehr
Datennachweis: 1952 bis 1980

Begriffsinhalt:
Marktliche und nichtmarktliche Entgelte fiir Beforderungsleistungen von zur Unternehmensstatistik aus-
kunfispflichtigen >>> Unternehmen.

Dazu zihlen die >>> Verkehrseinnahmen aus Personenbeforderung als marktliche Entgelte fiir Beforderungs-
leistungen sowie nichtmarktliche Entgelte fiir Beforderungsleistungen wie z.B. Zuschiisse der 6ffentlichen
Hand (tarifliche Abgeltungen) fiir die Beforderung von Schiilern, Studenten und anderen Auszubildenden so-
wie Schwerbeschidigten, Rentnern und anderen bevorzugten Personengruppen, andere leistungsbezogene Ab-
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geltungszahlungen (z.B. Ausgleich fiir unterlassene Tarifanhebungen und Vergiitungen des jeweiligen Auf-
traggebers fiir die im Auftrag anderer Unternehmen des Straflenpersonenverkehrs durchgefiihrten Beférderun-

gen).

Nicht einbezogen werden marktliche und nichtmarktliche Umstze, die kein Entgelt fiir Beforderungsleistun-
gen im Personenverkehr darstellen (betriebsfremde und auflerordentliche Ertrage, durchlaufende Posten, nicht
beforderungsleistungsbezogene offentliche Zuschiisse usw.), ferner Einnahmen fiir Beférderungsleistungen im
Personenverkehr, die nicht mit >>> Stralenbahnen, >>> Stadtschnellbahnen, >>> Kraftomnibussen und Obus-
sen (z.B. Eisenbahnen, Taxis) erzielt werden, Einnahmen aus dem Giiterverkehr sowie Umsitze aus Handels-
waren und in Nebengeschiften (Vermietung und Verpachtung, Reklame usw.).

Die Umsitze werden einschl. Umsatz- (Mehrwert-)steuer nachgewiesen.
Von den Abgeltungszahlungen werden grundsétzlich nur die tariflichen Abgeltungen beriicksichtigt.

Anderungen im Zeitablauf:

Anderungen ergeben sich aus Anderungen des Berichtskreises der zur Unternehmensstatistik auskunftspflichti-
gen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).

Begriffsbeziehungen:

Der Umsatz im Strafienpersonenverkehr enthlt die Verkehrseinnahmen aus Personenbeforderung (Statistik der
Personenbeforderung im Strafienverkehr), die nur die marktlichen Entgelte fiir Verkehrs- (Beforderungs-
)leistungen von Unternehmen im genehmigungspflichtigen StraBenpersonenverkehr umfassen und daneben
auch nichtmarktliche Entgelte fiir Verkehrs-(Beforderungs-)leistungen (z.B. Zuschiisse der 6ffentlichen Hand
fiir die Beforderung bevorzugter Personengruppen und andere leistungsbezogene Zuschiisse) sowie die Ein-
nahmen fiir >>> freigestellten Schiilerverkehr.

Umsatz im Strafienpersonenverkehr

Statistik der Personenbeférderung im Strafenverkehr
Datennachweis: 1952 bis 1980

Begriffsinhalt:

Marktliche und nichtmarktliche Entgelte fiir Beforderungsleistungen von zur Unternehmensstatistik aus-
kunfispflichtigen >>> Unternehmen. .

Dazu zihlen die >>> Verkehrseinnahmen aus Personenbeforderung als marktliche Entgelte fur Beférderungs-
leistungen sowie nichtmarktliche Entgelte fiir Beforderungsleistungen wie z.B. Zuschiisse der 6ffentlichen
Hand (tarifliche Abgeltungen) fiir die Beforderung von Schiilern, Studenten und anderen Auszubildenden so-
wie Schwerbeschidigten, Rentnern und anderen bevorzugten Personengruppen, andere leistungsbezogene Ab-
geltungszahlungen (z.B. Ausgleich fiir unterlassene Tarifanhebungen und Vergiitungen des jeweiligen Auf-
traggebers fiir die im Auftrag anderer Unternechmen des Straflenpersonenverkehrs durchgefithrten Beforderun-
gen).

Nicht einbezogen werden marktliche und nichtmarktliche Umsitze, die kein Entgelt fiir Beforderungsleistun-
gen im Personenverkehr darstellen (betriebsfremde und auBerordentliche Ertrage, durchlaufende Posten, nicht
beforderungsleistungsbezogene dffentliche Zuschiisse usw.), ferner Einnahmen fiir Beforderungsleistungen im
Personenverkehr, die nicht mit >>> StraBenbahnen, >>> Stadtschnellbahnen, >>> Kraftomnibussen und Obus-
sen (z.B. Eisenbahnen, Taxis) erzielt werden, Einnahmen aus dem Giiterverkehr sowie Umsitze aus Handels-
waren und in Nebengeschiften (Vermietung und Verpachtung, Reklame usw.)..

Die Umsitze werden einschl. Umsatz- (Mehrwert-)steuer nachgewiesen.
‘Von den Abgeltungszahlungen werden grundstzlich nur die tariflichen Abgeltungen beriicksichtigt.

Anderungen im Zeitablauf:

Anderungen ergeben sich aus Anderungen des Berichtskreises der zur Unternehmensstatistik auskunftspflichti-
gen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).

Begriffsbeziehungen:

Der Umsatz im Stralenpersonenverkehr enthilt die Verkehrseinnahmen aus Personenbeforderung (Statistik der
Personenbeforderung im Strafenverkehr), die nur die marktlichen Entgelte fur Verkehrs- (Beférderungs-) lei-
stungen von Unternehmen im genehmigungspflichtigen StraBenpersonenverkehr umfassen und daneben auch
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nichtmarktliche Entgelte fiir Verkehrs-(Beforderungs-)leistungen (z.B. Zuschiisse der éffentlichen Hand fiir die
Beférderung bevorzugter Personengruppen und andere leistungsbezogene Zuschiisse) sowie die Einnahmen fiir
>>> freigestellten Schiilerverkehr.

Umsatzsteuer

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Steuer auf den Wert der Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt
im Rahmen seines Unternehmens ausfiihrt, sowie auf den Eigenverbrauch des Unternehmens. Zu Einzelheiten
siche Umsatzsteuergesetz.

Das Aufkommen der auf die Einfuhr erhobenen Steuer wird bei der >>> Einfuhrumsatzsteuer nachgewiesen.

Der allgemeine Steuersatz betréigt 14 v.H. (seit 1.7.1983); auf die Halfte ermiBigte Steuersitze gelten insbeson-
dere fiir Umsitze von Lebensmitteln, Biichern, Zeitschriften.

Der Unternehmer hat binnen 10 Tagen nach Ablauf jedes Kalendermonats oder (wenn seine Umsatzsteuer fur
das vorangegangene Jahr nicht mehr als 6 000 DM betragen hat) jedes Kalendervierteljahres eine Voranmel-
dung mit der Berechnung der Umsatzsteuer abzugeben und gleichzeitig die Vorauszahlung zu entrichten. Auf
Antrag des Unternehmers kann eine Fristverlangerung um einen Monat erfolgen, so dafl das Umsatzsteuerauf-
kommen der wirtschaftlichen Entwicklung mit einer Verzégerung von ein bis zwei Monaten folgt.

Die Umsatzsteuer rechnete bis einschl. 1969 zu den >>> Bundessteuern. Ab 1970 ist sie eine
>>> Gemeinschaftsteuer, deren Aufkommen zu bestimmten Anteilen dem Bund und den Léandern zusteht.

Zu Einzelheiten siehe unter >>> Steuerbarer Umsatz, >>> Umsatzsteuer (Vorauszahlungssoll) und
>>> Umsatzsteuerpflichtige.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 31.12.1967 wurde die auf jeder Wirtschaftsstufe ohne Vorsteuerabzug erhobene Allphasen-
Bruttoumsatzsteuer nachgewiesen. Der allgemeine Steuersatz betrug 4 v.H. (ab Berichtsjahr 1954). Ferner galt
ein umfangreicher Katalog der ErmaBigungen und Steuerbefreiungen, die im Laufe der Jahre vielfach gedndert
und erweitert wurden (siche § 4 Umsatzsteuergesetz 1951 in der jeweils geltenden Fassung). Fiir Ausfuhrliefe-
rungen wurde neben der Steuerfreiheit auf Antrag Ausfuhrvergiitung/Ausfuhrhiandlervergiitung gewdhrt, die
das Umsatzsteueraufkommen minderte.

Zum 1.1.1968 erfolgte die Umstellung auf das Mehrwertsteuersystem, dessen wesentliches Merkmal der Vor-
steuerabzug ist. Ferner wurde die bisher als selbstéindige Steuer auf die Beforderungsumsitze erhobene Befor-
derungssteuer in das Mehrwertsteuersystem einbezogen.

Der allgemeine (ermafigte) Regelsteuersatz betrug ab 1968:

vom 1.1.1968 - 30. 6.1968: 10v.H. (5 vH)
vom 1.7.1968 - 31.12.1977: 11 v.H. (5,5v.H)
vom 1.1.1978 - 30. 6.1979: 12v.H. (6 v.H.)
vom 1.7.1979 - 30. 6.1983:; 13v.H. (6,5v.H)
vom 1.7.1983 - 31.12.1992: 14 v.H. (7 v.H)).
vom 1.1.1993 - 15v.H. (7v.H)

Die Steuersitze fiir die im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausgefiihrten Umsitze und
fiir den fiktiven Vorsteuerabzug (Vorsteuerpauschale) wurden seit 1968 mehrfach gedndert, desgleichen die
Vorschriften fiir die Berlinforderung. Nach der Wiedervereinigung werden die Steuervergiinstigungen der Ber-
linférderung, schrittweise abgebaut.

In den Jahren 1968 und 1969 wurde das Umsatzsteueraufkommen um die Entlastungsbetrége fiir das Ende
1967 in der Wirtschaft vorhandene Vorratsvermogen vermindert (rund 5 Mrd. DM, die sich kassenmaBig zu
rund drei Vierteln im Jahr 1968 und zu rund einem Viertel im Jahr 1969 ausgewirkt haben).

Vom 29.11.1968 bis 28.10.1969 wurde eine Sonderumsatzsteuer auf die Ausfuhr in Hohe von 4 v.H. (2 v.H.)
zwecks Exportdimpfung erhoben; die gleichzeitig an Importeure gewdhrten Importvergiitungen von ebenfalls 4
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v.H. (2 v.H.) in Héhe von 2,8 Mrd. DM (1969) minderten das Aufkommen nicht, da sie aus aligemeinen Haus-
haltsmitteln gewsihrt wurden. Das Ergebnis ist eine im Jahr 1969 stark iiberhéhte Summe aus Umsatz- und
Einfuhrumsatzsteuer. '

Ab 1.1.1969 ist die Fristverlingerung der Voranmeldung/Vorauszahlung um einen Monat méglich.

Vom 9.5. bis 30.11.1973 wurde zur Einschriankung der Investitionstitigkeit voriibergehend eine sogenannte In-
vestitionssteuer erhoben (Selbstverbrauchsteuer gem. § 30 Umsatzsteuergesetz 1973). Selbstverbrauch lag vor,
wenn ein Unternehmer abnutzbare kérperliche Wirtschaftsgiiter im Inland der Verwendung oder Nutzung als
Anlagevermogen zufiihrte.

Begriffsbeziehungen:

Die Umsatzsteuer (Vorauszahlungssoll) (Umsatzsteuerstatistik) umfaft die fiir ein bestimmtes Jahr in den
UVV-Dateien (Umsatzsteuer-Voranmeldungs- und -Vorauszahlungsverfahren) enthaltenen Vorauszahlungsbe-
trage. Abweichungen gegeniiber der spéter durch Veranlagung festgestellten Jahressteuerschuld bleiben unbe-
riicksichtigt, desgleichen Nachzahlungen aufgrund von Betriebspriifungen u. dgl. sowie Umsatzsteuerzahlun-
gen der Jahreszahler. Die kassenméfigen Einnahmen von Bund und Lindern aus der Umsatzsteuer (Statistik
iiber den Steuerhaushalt) umfassen dagegen alle in einem Kalenderjahr aufgekommenen Betrige einschliefilich
periodenfremder Kassenzufliisse. Die Verzégerung im Aufkommensnachweis gegeniiber der Entstehung der
Steuerschuld betrigt mindestens einen Monat.

Zwischen dem Aufkommen an Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer (Statistik iiber den Steuerhaushalt) be-

steht eine systembedingte Korrelation, da die auf Importe entrichtete Einfuhrumsatzsteuer in den folgenden
Umsatzstufen als Vorsteuer von der Umsatzsteuer abgezogen wird.

Umsatzsteuerpflichtige

Umsatzsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tétigkeit selbstin-

dig und nachhaltig zur Erzielung von Einnahmen ausiibt. Das Unternehmen umfafit die gesamte gewerbliche

oder berufliche Titigkeit des Unternehmers. Zu Einzelheiten siehe Umsatzsteuergesetz.

Unterhilt ein Unternehmer mehrere >>> Betriebe oder besteht ein >>> Unternehmen aus mehreren értlichen

Einheiten (Filialen, Zweigbetrieben bei Organschaften, Tochterunternehmen) so wird es jeweils als Einheit mit

dem gesamten Jahresumsatz erfafit.

Die Umsatzsteuerstatistik erfafit nicht:

- Unternehmer mit einem steuerbaren Jahresumsatz von 20 000 DM (ab 1990: 25 000 DM) oder weniger oh-
ne Riicksicht auf die zugrundeliegenden steuerlichen Tatbesténde (z.B. auch bei nicht ganzjihriger Tétig-
keit).

- Kleinunternehmer im Sinne von § 19 Abs. 1 UStG, fiir die keine Steuer entsteht.

- Steuerpflichtige, die keine USt-Voranmeldung abzugeben haben, weil ihre Jahressteuer im vorangegange-
nen Kalenderjahr 600 DM nicht iiberstiegen hat; hierzu gehdren auch Steuerpflichtige mit hohen steuerba-
ren, aber niedrigen darin enthaltenen steuerpflichtigen Umsitzen (z.B. Angehérige freier Berufe im Bereich
der Humanmedizin).

- Land- und forstwirtschaftliche Betriebe, fiir die aufgrund der Durchschnittsbesteuerung nach § 24 UStG
keine Steuerzahllast entsteht; diese Sonderregelung gilt fiir die Masse der Betriebe.

- Organtochter (Organgesellschaften), die gemaf § 2 Abs. 2 UStG zusammen mit der Organmutter einen
Steuerpflichtigen (= Organkreis) bilden.

Anderungen im Zeitablauf:
Nicht in die Umsatzsteuerstatistik einbezogen waren Steuerpflichtige mit folgenden Jahresumsatzen:

1958 - 1960: bis 8 500 DM

1961 - 1966: bis 12 500 DM (hohere Grenzen galten ab 1950 fiir freie Berufe und Handelsvertreter)
1968 - 1978: bis 12 000 DM

1980 - 1989: bis 20 000 DM ’

1990 - : bis 25 000 DM.
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Ebenfalls nicht einbezogen waren 1956 bis 1964 die Steuerpflichtigen mit rein landwirtschaftlichem (1966
auch mit forstwirtschaftlichem) Umsatz. Ab 1968 Sonderregelung gemaf} § 24 UStG.

Nach der Umstellung auf das Mehrwertsteuersystem zum 1.1.1968 betrug die Grenze fiir die Abgabe einer USt-
Voranmeldung in den Berichtsjahren 1968, 1970 und 1972 360 DM, ab 1974: 600 DM.

Vor Wiedereinfiihrung der Organschaft zum 1.4.1958 wurden die Organtéchter (Organgesellschaften) als
selbstandige Steuerpflichtige erfafit.

Wirtschaftliche Zuordnung;
- 1950 - 1961 nach der Arbeitsstittensystematik 1950
- 1962 - 1978 nach der Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1961
- 1980 nach der Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979.

Umsatzsteuer (Vorauszahlungssoll)

Umsatzsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Jahressumme der von >>> Umsatzsteuerpflichtigen geleisteten monatlichen bzw. vierteljahrlichen Vorauszah-
lungsbetrage zur >>> Umsatzsteuer. Zu Einzelheiten siehe Umsatzsteuergesetz.

Der allgemeine Regelsteuersatz der Umsatzsteuer betragt 14 v.H. (seit 1.7.1983); er ermaBigt sich fiir eine Rei-
he von Umsitzen auf die Hilfte, unter anderem fiir land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse, Lebensmittel,
Waren des Buchhandels, Erzeugnisse des graphischen Gewerbes, bestimmte Leistungen des kulturellen Be-
reichs, Beforderung im Personennahverkehr. Bei Lieferung von Gegenstéinden in das Wihrungsgebiet der
Mark der ehem. DDR galten bis zum 30.6.1990 Steuersitze von 6 bzw. 3 v.H.

Bei den Steuerbefreiungen wird unterschieden zwischen Umsétzen, bei denen ein Rechf auf Vorsteuerabzug,
besteht und solchen, die davon grundsitzlich ausgeschlossen sind.

- Steuerfrei mit Vorsteuerabzug sind insbesondere Ausfuhrlieferungen und Lohnveredelungen fiir auslindi-
sche Auftraggeber, Umsitze fiir die Seeschiffahrt und Luftfahrt, der grenziiberschreitende Giiterverkehr,
Reiseleistungen auBerhalb des Gebietes der Europdischen Gemeinschaften.

- Aus der umfangreichen Liste der steuerfreien Umsitze ohne Vorsteuerabzug sind vor allem zu nennen: Ge-
schiftsvorfille im Geld- und Kapitalverkehr, Vermietung und Verpachtung von Grundstiicken, Umsatze,
die anderen umsatzbezogenen Verkehrssteuern unterliegen, sowie bestimmte Leistungen des Gesundheits-
und Sozialwesens. Zur Vermeidung nachteiliger kumulativer Folgen fiir die Steuerbelastung und Preisge-
staltung kann nach MaBgabe des § 9 UStG durch Erklarung gegeniiber dem Finanzamt im intermedidren
Geschiftsverkehr auf bestimmte Steuerbefreiungen verzichtet werden, so daf der Vorsteuerabzug, voll greift.

Der sich aus der Anwendung des Steuersatzes auf die Bemessungsgrundlage (siehe auch unter >>> steuerbarer
Umsatz) ergebende Steuerbetrag wird im allgemeinen um den Vorsteuerabzug (das sind alle auf den Vorstufen
gezahlten Steuerbetriige einschlieBlich Einfuhrumsatzsteuer) gekiirzt, so daB praktisch der reine Mehrwert
versteuert wird.

Von der Umsatzsteuer nach Abzug der Vorsteuerbetrige kénnen unter bestimmten Voraussetzungen weitere
Absetzungen vorgenommen werden, und zwar

- Kiirzung der Umsatzsteuerschuld des Berliner Unternehmers bei bestimmten Lieferungen/Leistungen an
westdeutsche Unternehmer, bei gleichzeitigem Kiirzungsanspruch des Westdeutschen Unternehmers; ferner
Kiirzungsanspruch fiir Berliner Innenumsitze (§§ 1 bis 2 und 13 BerlinFG), Die Kiirzungssatze nach den
§§ 1 und 1a BerlinFG werden ab dem 1.Hj. 1992 stufenweise gemindert und entfallen ganz ab dem
1.1.1994. Der Kiirzungsanspruch nach § 2 BerlinFG ist zum 1.7.1992 weggefallen.

- Die Umsatzsteuer wird nicht erhoben, wenn der nach vereinnahmten Entgelten bemessene Gesamtumsatz
(einschl. Umsatzsteuer) 25 000 DM im Vorjahr nicht iiberstiegen hat (ggf. Umrechnung in einen Jahresge-
samtumsatz) und 100 000 DM im laufenden Jahr voraussichtlich nicht tibersteigen wird (§ 19 Abs. 1 UStG
1980); Verzicht auf Steuerbefreiung zwecks Geltendmachung des Vorsteuerabzugs méglich.

- Bis einschlieBlich 1989 Steuerabzugsbetrag mit sinkenden Prozentsitzen fiir Unternehmer mit einem Ge-
samtumsatz von héchstens 60 000 DM (§ 19 Abs. 3 UStG 1980). Der Steuerabzug beginnt mit 80 v.H. bei
einem Umsatz bis 20 500 DM und endet mit 1 v.H. bei 59 500 DM.

Unternehmen, die Umsitze im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ausfiithren (§ 24 UStG)

berechnen fiir ihre Lieferungen/ihren Eigenverbrauch je nach Erzeugnis Steuersitze von derzeit 5 bis 14 v.H.
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der Bemessungsgrundlage unter gleichzeitiger Geltendmachung eines fiktiven Vorsteuerabzugs von 5 bzw. 8
v.H. und eines Kiirzungsbetrages in Héhe von 3 v.H., daf eine Steuerzahlung an das Finanzamt nur fiir be-
stimmte Sagewerkserzeugnisse sowie fiir Getranke und alkoholische Fliissigkeiten zu entrichten ist.

Die verbleibende Zahllast (ggf. ein Erstattungsanspruch gegeniiber dem Finanzamt) wird im Wege der USt-
Vorauszahlung oder -riickzahlung beglichen. Dabei hat der Unternehmer - im Vorgriff auf die spétere Jahre-
serklirung (§ 18 Abs.3 UStG) - jeweils bis zum 10. Tag nach Ablauf jedes Kalendermonats/Vierteljahres
(=Voranmeldungszeitraum) eine Voranmeldung abzugeben und eine USt-Vorauszahlung zu leisten. Hat die
Steuer im vorangegangen Kalenderjahr 600 DM nicht iiberstiegen, kann das Finanzamt von der Abgabe der
Voranmeldung und der Vorauszahlung befreien (§ 18 Abs.1 und 2 UStG).

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 31.12.1967 wurde die auf jeder Wirtschaftsstufe ohne Vorsteuerabzug erhobene Allphasen-
Bruttoumsatzsteuer nachgewiesen. Der allgemeine Steuersatz betrug 4 v.H. (ab Berichtsjahr 1954). Ferner galt
ein umfangreicher Katalog der Ermafligungen und der Steuerbefreiungen (siehe § 4 UStG 1951 in der jeweils
geltenden Fassung). Fiir Ausfuhrlieferungen wurde neben der Steuerfreiheit auf Antrag Ausfuhrvergiitung/
Ausfuhrhindlervergiitung gewdhrt, die das Vorauszahlungssoll jedoch nicht beriihrte. Zwischen Berichtsjahr
1950 und 1966 erfolgten zahlreiche Steuerrechtinderungen und Befreiungen, wie z.B. Steuerfreiheit fiir selbst-
erzeugte landwirtschaftliche Produkte ab 1.4.1956.

Zum 1.1.1968 wurde die Umstellung auf das Mehrwertsteuersystem vorgenommen, dessen wesentliches Merk-
mal der Vorsteuerabzug ist. Dabei wurden die Umsatzsteuervorauszahlungen 1968 um die Entlastungsbetrédge
(rund 5 Mrd. DM) fiir das Ende 1967 in der Wirtschaft vorhandene >>> Vorratsvermogen gekiirzt.

“Vom 9.5. bis 30.11.1973 wurde zur Einschriinkung der Investitionstéitigkeit voriibergehend eine sogenannte In-
vestitionssteuer (Selbstverbrauchsteuer nach § 30 UStG 1973 i.V.m. der 9. UStDV vom 20.12.1973 (BGBL. I S.
1961)) erhoben.

Der allgemeine (ermafigte) Regelsteuersatz betrug:

vom 1.1.1968 - 30. 6.1968: 10v.H. (5 v.H),
vom 1.7.1968 - 31.12.1977: 11 v.H. (5,5v.H),
vom 1.1.1978 - 30. 6.1979: 12v.H. (6 v.H),
vom 1.7.1979 - 30. 6.1983: 13v.H (6,5Vv.H),
vom 1.7.1983 - 31.12.1992: 14 vH. (7 v.H.).
vom 1.1.1993 - 15vH. (7v.H)

Die Steuersitze fur die im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ausgefiihrten Umsitze und
fiir den fiktiven Vorsteuerabzug wurden seit 1968 mehrfach geédndert.

Fiir bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse konnte von 1970 bis 1980 und ab 1.Juli 1984 ein Kiirzungsan-
spruch (Wahrungsausgleich) geltend gemacht werden. A

Siehe hierzu auch Aufwertungsausgleichsgesetz und §§ 24a und 28 Abs.6 UStG 1980.

Begriffsbeziehungen:

Zu Unterschieden zwischen der Umsatzsteuer (Vorauszahlungssoll) und dem Aufkommen an Umsatzsteuer
(Statistik iiber den Steuerhaushalt) siehe dort.

Unbezahlt mithelfende Familienangehorige

Handwerkszahlung 1977

Begriffsinhalt: .

Personen, die in >>> Unternehmen (Personengesellschaften), die von einem Mitglied ihrer Familie als

>>> Titiger Inhaber geleitet werden, mitarbeiten, ohne hierfiir Lohn oder Gehalt zu beziehen.

Einbezogen werden im allgemeinen nur Personen, die mindestens ein Drittel der iiblichen Arbeitszeit im Un-
ternehmen tétig sind.

Bezahlt mithelfende Familienangehorige werden entsprechend der Art ihrer Tétigkeit den Angestellten

(>>> kaufménnischen und technischen Angestellten), den Arbeitern (>>> Gesellen und sonstigen Facharbei-
tern, >>> angelernten und ungelernten Arbeitern) oder den Auszubildenden (>>> kaufménnischen und techni-
schen Auszubildenden, >>> gewerblichen Auszubildenden) zugerechnet.
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Begriffsbeziehungen:

Von der unterschiedlichen Beriicksichtigung der geleisteten Arbeitszeit abgesehen, beschreiben die Begriffe
unbezahlt mithelfende Familienangehérige und >>> Mithelfende Familienangehérige (Volks- und Berufszah-
lung 1987, Arbeitsstittenzihlung 1970, Mikrozensus, Studentenstatistik) den gleichen Personenkreis.

Im Unterschied zu den unbezahlt mithelfenden Familienangehérigen umfafien die >>> Familienarbeitskréfte
(Statistik der Arbeitskréifte in der Landwirtschaft) sowie die Familienarbeitskrafte, mit betrieblichen Arbeiten
(ohne Haushalt des Betriebsinhabers) beschéftigt (Landwirtschaftszihlung 1971) auch die Betriebsinhaber. Fir
die Zuordnung zu den Familienarbeitskréften ist auerdem ihre Zugehdrigkeit zum Haushalt des Betriebsinha-
bers mafgebend und nicht die Frage, ob sie Lohn oder Gehalt beziehen: Familienangehérige, die z.B. in einem
Lohn- oder Gehaltsverhiltnis zum Betrieb stehen, zéhlen im Gegensatz zu den unbezahlt mithelfenden Famili-
enangehorigen ebenfalls zu den Familienarbeitskréften.

Unfille mit nur Sachschaden mit einer Schadenshohe von
3 000 DM und mehr bei mindestens einem der Beteiligten

Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Polizeilich gemeldete Unfille, bei denen infolge des Fahrverkehrs auf 6ffentlichen Wegen und Plitzen Sach-
schiden von mindestens DM 3 000 bei wenigstens einem der Beteiligten entstehen, jedoch keine Menschen zu
Schaden kommen.

Nicht nachgewiesen werden die leichteren Sachschadensfalle mit einer geringeren Schadenshéhe.
Nicht erfafit werden die polizeilich nicht gemeldeten Unfille sowie die Unfalle auf Privatgrundstiicken.

Wenn bei eipem Strafenverkehrsunfall eine Person getétet oder verletzt wird, rechnet dieser Unfall, unabhén-
gig von der Hohe des Sachschadens, zu den >>> Unfillen mit Personenschaden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1982 wurden polizeilich gemeldete Unfille, bei denen infolge des Fahrverkehrs auf offentlichen
Wegen und Plitzen Sachschiden von mindestens DM 1 000 bei wenigstens einem der Beteiligten entstanden,
jedoch keine Menschen zu Schaden kamen, erfafit.

Unfille mit Personenschaden

1. Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Unfille, bei denen infolge des Fahrverkehrs auf éffentlichen Wegen und Plitzen Personen getotet oder verletzt
werden unabhingig von der Hohe des Sachschadens.

2. Statistik der Bahnbetriebsunfille
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Unfille im Fahrbetrieb der Eisenbahnen (einschl. Rangierbetrieb) bei denen Reisende, Bedienstete oder bahn-
fremde Personen verletzt oder getétet werden.

3. Statistik der Luftverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Flugverkehrs- und Flugbetriebsunfille ziviler Luftfahrzeuge, bei denen Personen verletzt oder getotet werden.
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4. Statistik der Unfille auf den Binnenwasserstraen
Datennachweis: ab 1959

Begriffsinhalt:

Verkehrsunfille auf den Binnenwasserstrafien und in den Binnenhéfen, bei denen Personen verletzt oder getd-
tet werden.

Unfille mit schwerem Sachschaden

Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Als schwerer Sachschaden gelten Schiden von DM 3 000 und mehr an beweglichen oder unbeweglichen Sa-
chen mindestens eines Geschidigten, die durch oder als Folge von Unfillen eingetreten sind.

Sachschadensunfille mit einer geringeren Schadenshéhe werden nur der Zahl nach erfafit.

Anderungen im Zeitablauf:

Schadensgrenze 1953 bis 1956: DM 200 und mehr, 1964 bis 1982:

DM 1 000 und mehr bei einem der Geschidigten und ab 1983 von DM 3 000 und mehr bei einem der Geschi-
digten.

Unfallart

Statistik der Straffenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Die Unfallart beschreibt vom gesamten Unfallablauf die Bewegungsrichtung der beteiligten Fahrzeuge zuein-
ander beim ersten Zusammenstof auf der Fahrbahn oder, wenn es nicht zum ZusammenstoB gekommen ist, die
erste mechanische Einwirkung auf einen Verkehrsteilnehmer. Es werden folgende 10 Unfallarten unterschie-
den:

- ZusammenstoB mit anderem Fahrzeug, das anfahrt, anhilt oder im ruhenden Verkehr steht.
Anfahren oder Anhalten ist hier im Zusammenhang mit einer gewollten Fahrtunterbrechung zu sehen, die
nicht durch die Verkehrslage veranlaBt ist. Ruhender Verkehr im Sinne dieser Unfallart ist das Halten oder
Parken am Fahrbahnrand, auf Seitenstreifen, auf den markierten Parkstellen unmittelbar am Fahrbahnrand,
auf Gehwegen oder auf Parkplétzen. Der Verkehr von und zu Parkplétzen mit eigenen Zufahrten gehort zur
Unfallart 5.

- ZusammenstoB mit anderem Fahrzeug, das vorausfahrt oder wartet.
Unfille durch Auffahren auf ein Fahrzeug, das selbst noch fuhr oder verkehrsbedingt hielt. Auffahren auf
anfahrende bzw. anhaltende Fahrzeuge gehdren zur Unfallart 1.

- ZusammenstoB mit anderem Fahrzeug, das seitlich in gleicher Richtung féhrt.
Unfille beim Nebeneinanderfahren (Streifen) oder beim Fahrstreifenwechsel (Schneiden).

- ZusammenstoB mit anderem Fahrzeug das entgegenkommt. :
ZusammenstoBe im Begegnungsverkehr, ohne daf ein Kollisionspartner die Absicht hatte, iiber die Gegen-
spur abzubiegen.

- ZusammenstoB mit anderem Fahrzeug, das einbiegt oder kreuzt.
Zu dieser Unfallart gehoren Zusammenstéfe mit dem Querverkehr und Kollisionen mit Fahrzeugen die aus
anderen StraBen, Wegen oder Grundstiicken einbiegen oder dorthin abbiegen wollen. Das Auffahren auf
wartende Abbieger gehort zur Unfallart 2.

- ZusammenstoB zwischen Fahrzeug und FuBigéinger. .
Personen, die sich arbeitsbedingt auf der Fahrbahn aufhalten oder noch in enger Verbindung zu einem
Fahrzeug stehen, wie StraBenarbeiter, Polizeibeamte bei der Verkehrsregelung oder ausgestiegene Fahr-
zeugjnsassen bei Pannen zihlen nicht als Fuliginger. Zusammenstofie mit ihnen gehGren zur Unfallart 10.
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- Aufprall auf ein Hindernis auf der Fahrbahn
Zu den Hindernissen zdhlen z.B. umgestiirzte Biume, Steine, verlorene Fracht sowie freilaufende Tiere
oder Wild. ZusammenstoBe mit gefiihrten Tieren oder Reitern gehéren zur Unfallart 10.

- Abkommen von der Fahrbahn nach rechts/links. .
Bei diesen Unfallarten ist es nicht zu einem Zusammenstofl mit anderen Verkehrsteilnehmern gekommen.
Es kann jedoch weitere Unfallbeteiligte geben, z.B. wenn das verungliickte Fahrzeug von der Strafle abge-
kommen ist, weil es einem anderen Verkehrsteilnehmer ausgewichen ist ohne ihn zu beriihren.

- Unfall anderer Art
Hier werden alle Unfille erfaft, die sich nicht einer der Unfallarten von 1 bis 9 zuordnen lassen.

Unfallbeteiligte

Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Als Betelllgte an einem StraBenverkehrsunfall werden alle Fahrzeugfiihrer (z.B. Fahrer von Kraftrédern, Per-
sonenkraﬂwagen Kraftomnibussen, Lastkraftwagen usw.) oder Fufiginger erfafit, die selbst - oder deren Fahr-
zeug - Schiden erlitten oder hervorgerufen haben. Mitfahrer zihlen in der Statistik nicht zu den Unfallbeteilig-
ten.

Derjenige Beteiligte, der nach Einschétzung der Polizei die Hauptschuld am jeweiligen Unfall tragt, ist der
Hauptverursacher. Beteiligte an Alleinunfillen gelten immer als Hauptverursacher.

Fiir die Beteiligten werden u.a. erfaBt: Alter, Geschlecht, Art des benutzten Verkehrsmittels, Fehlverhalten
Unfallflucht.

Unfalltyp

Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

Der Unfalltyp beschreibt die Konfliktsituation, die zum Unfall fiihrte, d.h. die Phase des Verkehrsgeschehens,
in der ein Fehlverhalten oder eine sonstige Ursache den weiteren Ablauf nicht mehr kontrollierbar machte. Im
Gegensatz zur Unfallart geht es also beim Unfalltyp nicht um die Beschreibung der wirklichen Kolhslon son-
dern um die Art der Konfliktauslésung vor diesem eventuellen Zusammenstof3.

Die Bestimmung des Unfalltyps spielt eine wichtige Rolle auch in der ortlichen Unfallanalyse, da in den Steck-
karten der lokalen Verkehrsbehorden der Unfalltyp durch die Farbe der Nadeln markiert wird.

Unterschieden werden folgende sieben Unfalltypen:

- Um einen Fahrunfall handelt es sich, wenn ein Fahrer die Kontrolle iiber das Fahrzeug verliert, weil er die
Geschwindigkeit nicht entsprechend dem Verlauf, dem Querschnitt, der Neigung oder dem Zustand der
StraBe gewihlt hat, oder weil er deren Verlauf oder eine Querschnittsanderung zu spét erkannt hat.

Zu den Fahrunfillen gehoren aber nicht solche Unflle, bei denen der Fahrer die Gewalt iiber das Fahrzeug
infolge eines Konfliktes mit einem anderen Verkehrsteilnehmer, einem Tier oder einem Hindernis auf der
Fahrbahn oder infolge plétzlichen kérperlichen Unvermdgens oder plétzlichen Schadens am Fahrzeug ver-
loren hat. Im Verlauf des Fahrunfalles kann es zu einem Zusammenstof3 mit anderen Verkehrsteilnehmern
kommen, so dafl man nicht von einem Alleinunfall sprechen kann.

- Um einen Abbiegeunfall handelt es sich, wenn der Unfall durch einen Konflikt zwischen einem Abbieger
und einem aus gleicher oder entgegengesetzter Richtung kommenden Verkehrsteilnehmer ausgelést wurde.
Wer einer Strafle mit abknickender Vorfahrt folgt, ist kein Abbieger.

- Um einen Einbiegen/Kreuzen-Unfall handelt es sich, wenn der Unfall durch einen Konflikt zwischen einem
einbiegenden oder kreuzenden Wartepflichtigen und einem Vorfahrtberechtigten ausgeldst wird.

- Um einen Uberschreitenunfall handelt es sich, wenn der Unfall durch einen Konflikt zwischen einem die
Fahrbahn iiberquerenden Fuiginger und einem Fahrzeug ausgelést wurde.

Ein Uberschreitenunfall liegt auch dann vor, wenn der unfallauslésende FuBiginger nicht angefahren wur-
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de. Ein ZusammenstoB mit einem FuBginger, der sich in Langsrichtung auf der Fahrbahn bewegt, gehort
zum Unfalltyp 7.

- Um einen Unfall durch ruhenden Verkehr handelt es sich, wenn der Unfall durch einen Konflikt zwischen
einem Fahrzeug des flieBenden Verkehrs und einem auf der Fahrbahn haltenden oder parkenden Fahrzeug

«  ausgelost wurde. Zum ruhenden Verkehr gehoren auch ein- oder ausparkende Fahrzeuge, nicht aber solche,
die nur verkehrsbedingt warten.

- Um einen Unfall im Liingsverkehr handelt es sich, wenn der Unfall durch einen Konflikt zwischen Ver-
kehrsteilnehmern ausgeldst wurde, die sich in gleicher oder entgegengesetzter Richtung bewegten, wenn es
sich nicht um einen Unfall nach Typ 1 bis 5 handeit.

- Zu den sonstigen Unfillen zihlen alle:Unfaille, die keinem anderen Unfalltyp zuzuordnen sind.

Unfallursachen

1. Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Die Unfallursachen werden nach dem seit 1975 geltenden Ursachenverzeichnis von den aufnehmenden Poli-
zeibeamten entsprechend ihrer Einschitzung in das Erhebungspapier eingetragen. Es wird unterschieden nach
allgemeinen Ursachen (z.B. StraBenglitte, Nebel usw.), die dem Unfall, nicht einzelnen Beteiligten zugeordnet
werden und personenbezogenem Fehlverhalten (wie Vorfahrtsmifiachtung, zu schnelles Fahren usw.), das be-
stimmte Fahrzeugfiihrer oder Fufigingern - den >>> Beteiligten - zugeschrieben wird.

Je Unfall kénnen bis zu zwei allgemeine Ursachen angegeben werden. Beim ersten Beteiligten
(Hauptverursacher) und einem weiteren Beteiligten sind jeweils bis zu drei Angaben moglich.

Unfallversicherung

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung,

Aufgabe der Unfallversicherung ist es, Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten zu verhiiten und nach eingetrete-
nen Unfillen gesundheitliche Schadigungen und wirtschaftliche Folgen zu beheben oder zu mildern. Leistun-
gen werden bei Arbeits- und Wegeunfallen, bei Berufskrankheiten und Schiilerunfillen gewahrt.

Triger der Unfallversicherung sind die gewerblichen und landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, der
Bund, die Lander, Gemeinden und Gemeindeunfallversicherungsverbande, die Bundesanstalt fiir Arbeit sowie
die Feuerwehr-Unfallkassen.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich im wesentlichen auf Arbeitnehmer, Landwirte, auf Personen bei be-
stimmten Titigkeiten (z.B. Wahrnehmung von Ehrendmtern, Erfullung der Meldepflicht nach dem Arbeitsfér-
derungsgesetz) sowie auf noch nicht berufstitige Personen (z.B. Studenten, Schiiler und Kinder in Kindergér-
ten). Angehorige der direkt Geschiitzten haben abgeleitete Anspriiche.

Das Leistungsangebot der gesetzlichen Unfallversicherung reicht von stationérer und ambulanter Heilbehand-
lung, Zahnersatz, Verletztengeld oder Ubergangsgeld (nicht bei Unfallen von Schiilern), Berufshilfe und er-
ginzenden Leistungen zur Berufshilfe und zur Heilbehandlung bis zu Renten, Beihilfen und Abfindungen.
Hierzu ziihlen auch das Sterbegeld, Leistungen zur Unfallverhiitung und ersten Hilfe sowie sonstige Leistungen
wie Renten an Hinterbliebene.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis zum 31. Mirz 1971 erstreckte sich der Schutz der Unfallversicherung nur auf Arbeitnehmer und einen Teil
der Selbstindigen (darunter die Landwirte), nicht jedoch auf Schiiler und Studenten, auf Kinder, die Kinder-
girten besuchen sowie auf Personen, die im Interesse des offentlichen Wohls titig sind oder gewisse Sondertat-
bestinde erfiillen,
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Ungiiltige Stimmen

1. Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1949

Begriffsinhalt:

Von >>> Wihlern abgegebene ungiiltige Stimmen, ab 1953 ungiiltige >>> Erststimmen und
>>> Zweitstimmen.

Ungiiltig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel
1. nicht in einem amtlichen Wahlumschlag abgegeben worden ist,

2. in einem Wahlumschlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefahrden-
den Weise von den iibrigen abweicht oder einen deutlich fiihlbaren Gegenstand enthlt,

nicht amtlich hergestellt ist oder fiir einen anderen Wahlkreis giiltig ist,
keine Kennzeichnung enthélt,

den Willen des Wihlers nicht zweifelsfrei erkennen 14t,

. einen Zusatz oder Vorbehalt enthélt.

In den Fillen der Nummern 1 bis 4 sind beide Stimmen ungiiltig.

Mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, wenn sie gleich lauten
oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; sonst zdhlen sie als ein Stimmzettel mit zwei ungiiltigen Stim-
men.

Ist der Wahlumschlag leer abgegeben worden, so gelten beide Stimmen als ungiiltig, Enthilt der Stimmzettel
nur eine Stimmabgabe, so ist die nicht abgegebene Stimme ungiiltig.

o v AW

2. Europawahlstatistik
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:

Von >>> Wihlern bei der Europawahl abgegebene ungiiltige Stimmen.
Ungiiltig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1. nichtin ei‘nem amtlichen Wahlumschlag, abgegeben worden ist,

2. in einem Wahlumschlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefahrden-
den Weise von den iibrigen abweicht oder einen deutlich fithlbaren Gegenstand enthalt,

3. nicht amtlich hergestellt ist oder fiir ein anderes Land giiltig ist,
4. keine Kennzeichnung enthilt,

5. den Willen des Wihlers nicht zweifelsfrei erkennen 14fit,

6. einen Zusatz oder Vorbehalt enthalt.

Mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, wenn sie gleich lauten
oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist. Ist der Wahlumschlag leer abgegeben worden, so gilt die Stimme
als ungiiltig.

Universititen

Studentenstatistik
Datennachweis: ab Sommersemester 1967

Begriffsinhalt: '

Universititen einschl. technischer Universititen/Hochschulen und anderer gleichrangiger wissenschaftlicher
>>> Hochschulen, jedoch ohne selbstindige >>> pidagogische und >>> theologische Hochschulen.

Die >>> Gesamthochschulen rechnen nicht zu den Universititen; sie werden gesondert ausgewiesen oder mit
den vorstehend genannten Hochschularten als "wissenschaftliche Hochschulen® zusammengefafit.

Voraussetzung fiir den Besuch der Universititen ist die allgemeine oder fachgebundene >>> Hochschulreife.
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UnregelmiiBige Zahlungen

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1971

Begriffsinhalt:
Zahlungen, die die Bezugsperson aus ihrer hauptberuflichen Tétigkeit im Erhebungsmonat erhilt.

Nachgewiesen werden einmalige Zahlungen des Arbeitgebers, die die Bezugsperson als Teil ihrer

>>> Bruttoeinkommen aus unselbstindiger Arbeit empfangt. Zu diesen einmaligen Zahlungen rechnen z.B.
das Urlaubsgeld, das Weihnachtsgeld, das 13. Monatsgehalt, Leistungspramien, Treuepridmien u.4., Tantiemen
und andere Gewinnanteile fiir >>> Arbeitnehmer.

Bezugsperson ist beim >>> Haushaltstyp 2: 4-Personen-Haushalte von Angestellten und Arbeitern mit mittle-
rem Einkommen dasjenige Haushaltsmitglied, das - i.d.R. alleiniger - Einkommensbezieher ist; beim

>>> Haushaltstyp 3: 4-Personen- Haushalte von Beamten und Angestellten mit héherem Einkommen ist Be-
zugsperson derjenige, der Hauptverdiener in der Familie ist.

Unterkiinfte

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Unterkiinfte sind behelfsmiBige Bauten zur voriibergehenden Nutzung. Hierzu zihlen z.B. Behelfsheime, Ba-
racken, Wohnwagen (z.B. auf Campingplétzen), Lauben (Gartenlauben, Schrebergartenhiitten, Weinberghiit-
ten, Almhiitten), festverankerte Wohnschiffe und Bauziige.

Fiir Unterkiinfte werden nur dann Angaben erhoben, wenn sie zum Zeitpunkt der Zahlung bewohnt waren.
Wohnwagen und Lauben werden nur dann als bewohnte Unterkiinfte erfafit, wenn ihre Bewohner keine andere
Wohnung oder sonstige Wohneinheit hatten.

Als Unterkiinfte werden auch Gebiude mit nur einer oder zwei Freizeitwohneinheiten nachgewiesen, sofern de-
ren Gesamtwohnfliiche weniger als 50 m2 betrug,

' Untermieter (-haushalte)

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Als Untermieter gelten Haushalte (auch Einzelpersonen) in einer Wohneinheit, denen Teile der Wohneinheit
von dem Inhaber (Eigentiimer, Hauptmieter) iiberlassen worden sind, gleichgiiltig ob mit oder ohne Mietzah-
lung, Hat der Inhaber die Wohneinheit an mehrere Haushalte vermietet, ohne sie selbst zu bewohnen, gilt die
Wohneinheit als total untervermietet.

Beim Nachweis von Untermieterhaushalten in der Gliederung nach Staatsangehérigkeit, Alter und Quelle des
iiberwiegenden Lebensunterhalts wird von der >>> Bezugsperson ausgegangen (Person, die iiberwiegend zum
Unterhalt des Haushalts beitragt).

Unternehmen

1. Alle folgenden Statistiken im Produzierenden Gewerbe

Begriffsinhalt:
Kleinste rechtlich selbstindige Einheiten, die aus handels- und/oder steuerrechtlichen Griinden eigene Biicher
fiihren und gesonderte Jahresabschliisse aufstellen miissen.
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Rechtlich selbstandige Tochtergesellschaften, Betriebsfiihrungsgesellschaften u.d. gelten auch als eigene Un-
ternehmen.

Angaben fiir ein Unternehmen umfassen das gesamte Unternehmen mit allen seinen produzierenden und nicht
produzierenden Teilen; einbezogen sind alle im Rahmen des Unternehmens ausgeiibten Tatigkeiten und alle
inldndischen Niederlassungen des Unternehmens einschl. der Verwaltungs-, Reparatur-, Montage- und Hilfsbe-
triebe, der Sozialeinrichtungen, der Handels-, Transport-, baugewerblicher und dhnlicher Abteilungen.

Zweigniederlassungen eines Unternehmens im Ausland werden nicht einbezogen. Zu einem Unternehmen
rechnen demnach nur Teile, die sich im fritheren Bundesgebiet befinden.

Das gesamte Unternehmen wird nach seinem wirtschaftlichen Schwerpunkt (gemessen an der Wertschopfung,
ersatzweise an der Beschiftigtenzahl) einem Wirtschaftszweig zugeordnet.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung gegeniiber den Unternehmen in den Verkehrsstatistiken siche unter 2., gegeniiber den Unter-
nehmen in der Arbeitsstittenzihlung siche unter 3., gegeniiber den Unternehmen in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen siehe unter 4., gegeniiber den Unternehmen des Handels und des Gastgewerbes siehe unter
6., gegeniiber >>> Betrieben siche unter den einzelnen Statistiken des Produzierenden Gewerbes.

1.1 Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeiten den Gewerbes
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternechmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Bergbau oder im Verarbeitenden
Gewerbe (einschl. des Verarbeitenden Handwerks) mit im allgemeinen 20 Beschéftigten und mehr.

Begriffsbeziehungen:

Wihrend als Unternehmen kleinste rechtlich selbstindige Einheiten gelten, die eigene Biicher fiihren und ge-
sonderte Abschliisse aufstellen miissen, stellen die >>> Betriebe (Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) értliche Einheiten dar.

Zu einem Unternehmen rechnen hier auch auBerhalb des wirtschaftlichen Schwerpunkts vorhandene Téatigkei-
ten und Teile des Unternehmens, sofern das Unternehmen insgesamt seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt im
Bergbau oder im Verarbeitenden Gewerbe hat.

Die Unternehmen umfassen daher - soweit vorhanden - neben ihren industriellen und handwerklichen Betrie-
ben auch nichtindustrielle/nichthandwerkliche értliche Einheiten sowie solche Teile von ortlichen Einheiten.
Dagegen zihlen zu den Betrieben im Monatsbericht im allgemeinen nur die industriellen oder handwerklichen
ortlichen Einheiten bzw. solche Teile derselben.

Darunter fallen allerdings auch Industrie- und Handwerksbetriebe bzw. -betriebsteile von Unternehmen, die ih-
ren wirtschaftlichen Schwerpunkt auBerhalb des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes haben.

1.2 Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden

Gewerbes
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternehmen (einschl. Handwerksunternehmen) mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im
Bergbau oder im Verarbeitenden Gewerbe mit im allgemeinen 20 Beschiftigten und mehr.

Anderungen im Zeitablauf:
1975 und 1976 waren Handwerksunternehmen nicht enthalten.

1.3 Jahreserhebung bei Unternehmen, Investitionserhebung bei Unternehmen und Betrieben der
Energie- und Wasserversorgung

Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden sdmtliche Unternehmen der Elektrizitits- und Gasversorgung, Unternehmen der Fern-
warmeversorgung mit einer Wirmeleistung von mindestens 20,9 GJ/h (5 Geal/h) oder mit einer Versorgungs-
leistung von mindestens 500 Wohnungen sowie Unternehmen der Wasserversorgung mit einer jahrlichen Was-
serabgabe von 200 000 cbm und mehr.
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Begriffsbeziehungen:

Wihrend als Unternehmen kleinste rechtlich selbstindige Einheiten gelten, die eigene Biicher fiihren und ge-
sonderte Abschliisse aufstellen miissen, stellen die >>> Betriebe (Monatsbericht bei Betrieben der Energie- und
Wasserversorgung) ortliche Einheiten dar. Zu einem Unternehmen rechnen hier auch aufierhalb des wirt-
schaftlichen Schwerpunkts vorhandene Titigkeiten und Teile des Unternehmens, sofern das Unternehmen ins-
gesamt seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt in der Energie- oder Wasserversorgung hat. Die Unternehmen
umfassen daher - soweit vorhanden - auch értliche Einheiten mit wirtschaftlichem Schwerpunkt aufierhalb der
Energie- und Wasserversorgung,. Dagegen zéhlen zu den Betrieben im Monatsbericht nur ortliche Niederlas-
sungen der Energje- und Wasserversorgung, Darunter fallen allerdings auch solche Unternehmen, die ihren
wirtschaftlichen Schwerpunkt auierhalb der Energie und Wasserversorgung haben.

Ferner ist zu beachten, da dem Nachweis von Unternehmen und Betrieben der Energie- und Wasserversor-
gung unterschiedliche Erhebungsbereiche und Abschneidegrenzen zugrunde liegen.

1.4.1 Unternehmenserhebung im Bergbau und in der Industrie (ochne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 197§

1.4.2 Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975 -

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Bergbau oder in der Verarbeitenden
Industrie mit im allgemeinen 10 Beschiftigten und mehr (Unternehmenserhebung) bzw. mit im allgemeinen 50
Beschiftigten und mehr (Investitionserhebung). Handwerksunternehmen sind nicht einbezogen.

Teile eines Unternehmens, die im Bereich der Land- und Forstwirtschaft titig sind, werden nicht einbezogen,
es sei denn, die land- und forstwirtschaftlichen Teile dienen unmittelbar dem Unternehmen und ihre Produkte
gehen im wesentlichen in die Produktion des Unternehmens ein.

Begriffsbeziehungen:

Wihrend als Unternehmen kleinste rechtlich selbstandige Einheiten gelten, die eigene Biicher fiihren und ge-
sonderte Abschliisse aufstellen miissen, stellen die >>> Betriebe (Monatlicher Industriebericht) értliche Einhei-
ten dar. \

Zu einem Unternehmen rechnen hier auch auBerhalb des wirtschaftlichen Schwerpunkts vorhandene Tétigkei-
ten und Teile des Unternehmens (mit Ausnahme seiner land- und forstwirtschaftlichen Teile), sofern das Un-
ternehmen insgesamt seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt im Bergbau oder in der Industrie hat.

Die Unternehmen umfassen daher - soweit vorhanden - neben ihren industriellen Betrieben auch nichtindu-
strielle rtliche Einheiten und nichtindustrielle Teile von industriellen ortlichen Einheiten.

Dagegen zihlen zu den Betrieben im Monatlichen Industriebericht nur industrielle értliche Einheiten bzw. sol-
che Teile derselben. :

Darunter fallen allerdings auch Industriebetriebe bzw. -betriebsteile von Unternehmen, die ihren wirtschaftli-
chen Schwerpunkt auBerhalb des Bergbaus und der Industrie haben.

1.5.1 Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bauhauptgewerbes (einschl.
Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1976

1.5.2 Unternehmens- und Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1962 bis 1975

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternehmen (einschl. Handwerksunternehmen) mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im
Bauhauptgewerbe mit im allgemeinen 20 Beschéftigten und mehr.

Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Verarbeitenden Gewerbe oder im Ausbaugewerbe werden
nicht nachgewiesen.

Die Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bauhauptgewerbes setzt die Unterneh-
mens- und Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe fort. In der Unternehmens- und Investitionserhebung
rechnen der Fertigteilbau im Hochbau, das Bauhilfsgewerbe (Geriistbau, Fassadenreinigung und Gebéude-
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trocknung) und bergbauliche Tiefbohrung, AufschlieBung, Schachtbau (ohne Erddlbohrung) nicht zum Bau-
hauptgewerbe.

Begriffsbeziehungen:

Wihrend als Unternehmen kleinste rechtlich selbstindige Einheiten gelten, die eigene Biicher fiihren und ge-
sonderte Abschliisse aufstellen, stellen die >>> Betriebe (Totalerhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertig-
teilbau), Totalerhebung im Bauhauptgewerbe) ortliche Einheiten dar. Arbeitsgemeinschaften und Baustellen
mit eigenem Lohnbiiro gelten daher als Betriebe, aber nicht als Unternehmen.

Die von einem Unternehmen unterhaltenen Baustellen sind vollstindig, die Arbeitsgemeinschaften, an denen
das Unternehmen beteiligt ist, anteilig in die Unternehmensergebnisse einbezogen

'Zu einem Unternehmen rechnen hier auch auBierhalb des wirtschaftlichen Schwerpunkts vorhandene Tatigkei-
ten und Teile des Unternehmens, sofern das Unternehmen seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt im Bauhaupt-
gewerbe hat.

Die Unternehmen umfassen mithin - soweit vorhanden - neben ihren Baubetrieben auch ortlich getrennte Ein-
heiten, die nicht im Bauhauptgewerbe titig sind (z.B. Hauptverwaltungen, Hilfsbetriebe, Verkaufsbiiros), und
die nichtbaugewerblichen Teile der Baubetriebe. Dagegen zihlen zu den Betrieben in der Totalerhebung nur
bauhauptgewerbliche értliche Einheiten bzw. solche Teile derselben. Darunter fallen allerdings auch ortliche
Einheiten mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Bauhauptgewerbe, die zu Unternehmen mit wirtschaftlichem
Schwerpunkt auBerhalb des Bauhauptgewerbes gehoren und fiir den Markt produzieren.

1.6 Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Baugewerbes
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternehmen (einschl. Handwerksunternehmen) mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im
Baugewerbe mit im allgemeinen 20 Beschaftigten und mehr.

Einbezogen werden sowohl Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Bauhauptgewerbe als auch im
Ausbaugewerbe.

Anderungen im Zeitablauf:
1975 wurden Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Ausbaugewerbe nicht einbezogen.

1.7 Investitionserhebung im Produzierenden Handwerk (ohne Bauhauptgewerbe)
Datennachweis: 1967 bis 1975

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternehmen selbstindiger Handwerker, die in die Handwerksrolle eingetragen sind,
soweit die Unternehmen ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt im Verarbeitenden Gewerbe oder im Ausbau-
oder Bauhilfsgewerbe haben sowie im aligemeinen 20 Beschiftigte und mehr haben.

Handwerksunternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Bauhauptgewerbe oder im Bergbau werden
nicht erfafit.

Handwerkliche Neben- oder Hilfsbetriebe von industriellen Unternehmen werden ebenfalls nicht einbezogen.

Begriffsbezichungen:

Handwerksunternehmen bzw. deren ortliche Einheiten, die mit Schwerpunkt im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe titig sind, werden vom Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbei-
tenden Gewerbe erfafit und bei den Unternehmen bzw. >>> Betrieben nachgewiesen.

Vom Monatlichen Industriebericht, d.h. vor der Neuordnung der Statistiken im Produzierenden Gewerbe, wur-
den dagegen in der Regel diese Unternehmen bzw. Betriebe nicht erfafit.

Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> selbstindigen Handwerksunternehmen (Handwerkszéhlung 1977) siehe
dort.

1.8 Handwerksziihlung 1977

Begriffsinhalt:

Die Unternehmen entsprechen den >>> selbstindigen Handwerksunternehmen (Handwerkszéhlung 1977). Zu
Einzelheiten siehe dort.
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2. Alle folgenden Verkehrsstatistiken

Begriffsinhalt:

Kleinste rechtlich selbstiindige wirtschaftliche Einheiten, die eigene Biicher fiihren und gesonderte Abschliisse
aufstellen miissen, sowie fachliche Teile solcher kleinsten rechtlich selbstiandigen Einheiten.

Begriffsbeziehungen:

Die Abgrenzung der Unternehmen in den Verkehrsstatistiken unterscheidet sich von der im Produzierenden
Gewerbe, in der Arbeitsstittenzihlung und in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. In den Verkehrs-
statistiken gelten als Unternehmen nicht nur die kleinsten rechtlich selbstindigen Einheiten mit wirtschaftli-
chem Schwerpunkt in der jeweiligen Verkehrsart, sondern auch in der jeweiligen Verkehrsart titige fachliche
Teile von kleinsten rechtlich selbstindigen Einheiten, auch wenn der wirtschaftliche Schwerpunkt der Einheit
insgesamt in einer anderen Verkehrsart oder auBerhalb des Verkehrsbereichs liegt. Im Produzierenden Gewer-
be, in der Arbeitsstittenzihlung und in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen werden dagegen fiir ei-
nen Wirtschaftszweig nur Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt in diesem Wirtschaftszweig nach-
gewiesen.

2.1 Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Zu den Unternehmen zihlen die Deutsche Bundesbahn und die nichtbundeseigenen Eisenbahnen des offentli-
chen Verkehrs.

Die dargestellten Tatbesténde beziehen sich jeweils auf die Eisenbahnverkehr betreibenden fachlichen Teile
dieser Unternehmen.

2.2 Statistik iiber die Unternehmen in der Binnenschiffahrt
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternehmen und fachliche Unternehmensteile der gewerblichen Binnenschiffahrt, die
Transporte fiir Dritte gegen Entgelt durchfiihren, sowie des Werkverkehrs, die Transportleistungen fur sich
selbst erbringen.

Die dargestellten Tatbestdnde beziehen sich bei Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt in der Bin-
nenschiffahrt auf das gesamte Unternehmen, bei Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt auferhalb
der Binnenschiffahrt nur auf den fachlichen Unternehmensteil, der Binnenschiffahrt betreibt.

2.3 Statistik der Luftfahrtunternehmen
' Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden Unternehmen, die eine Genehmigung fiir die Beforderung von Personen und Sachen
durch Luftfahrzeuge besitzen, sowie Unternehmen, die Reklame-, Bildfliige oder Fliige zum Abwerfen oder
Ablassen von Gegenstinden oder Stoffen, die land- und forstwirtschaftlichen Zwecken dienen; gewerbsmifig
gegen Entgelt durchfiihren.

Die dargestellten Tatbestéinde beziehen sich bei Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt in der Luft-
fahrt auf das gesamte Unternehmen, bei Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt auflerhalb der Luft-
fahrt nur auf den fachlichen Unternehmensteil, der Luftfahrt betreibt.

2.4 Statistik der Personenbeforderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Zur Statistik des Straffienpersonenverkehrs auskunftspflichtige Unternehmen ohne Riicksicht auf den Schwer-
punkt ihrer wirtschaftlichen Tatigkeit.

Als Unternehmen gilt die kleinste rechtlich selbsténdige Einheit, die eigene Biicher zu fithren und gesonderte
Abschliisse zu erstellen hat. '

796



Dazu zihlen auch die kommunalen Eigen- und Regiebetriebe, auch wenn sie rechtlich unselbsténdig sind, so-
wie die Bundesbahn und (bis 1985) die Bundespost.

Auskunfispflichtig zur Statistik der Personenbeforderung im Straflenverkehr sind Unternehmen mit Betriebs-
sitz im Inland, die genehmigungspflichtigen Verkehr nach dem Personenbef6rderungsgesetz betreiben, mit
Ausnahme der Unternehmen, die die Personenbeforderung ausschlielich mit Personenkraftwagen durchfiih-
ren.

3. Arbeitsstittenzihlung 1970

Begriffsinhalt:

Kleinste rechtlich selbstindige wirtschaftliche Einheiten, die aus handels- und/oder steuerrechtlichen Griinden
eigene Biicher fiihren und gesonderte Abschliisse aufstellen miissen.

Rechtlich selbstindige Tochtergesellschaften, Betriebsfiihrungsgesellschaften u.4. gelten auch als eigene Un-
ternehmen.

Angaben fiir ein Unternehmen umfassen das gesamte Unternehmen; einbezogen sind alle im Rahmen des Un-
ternehmens ausgeiibten Titigkeiten und alle inlindischen Niederlassungen des Unternehmens.

Zweigniederlassungen eines Unternehmens im Ausland werden nicht einbezogen. Zu einem Unternehmen
rechnen demnach nur Teile, die sich im Bundesgebiet einschl. Berlin (West) befinden.

Das gesamte Unternehmen wird nach seinem wirtschaftlichen Schwerpunkt einem Wirtschaftszweig zugeord-
net.

Die Unternehmen werden zum erwerbswirtschaftlichen Bereich zusammengefafit. Er umfafit nach der Syste-
matik der Wirtschaftszweige (WZ), Ausgabe 1961, die folgenden Abteilungen: (O) Land- und Forstwirtschaft,
Tierhaltung und Fischerei; (1) Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau; (2) Verarbeitendes Gewer-
be; (3) Baugewerbe; (4) Handel; (5) Verkehr und Nachrichteniibermittlung; (6) Kreditinstitute und Versiche-
rungsgewerbe; (7) Dienstleistungen, soweit von Unternehmen und Freien Berufen erbracht. Zum Erwerbswirt-
schaftlichen Bereich rechnen auch die wirtschaftlichen Unternehmen im Eigentum der Gebietskoérperschaften,
unabhingig von der Rechtsform (z.B. Regiebetriebe), ebenso auch die Deutsche Bundesbahn und Bundespost.
Dazu zihlen ferner auch rechtlich selbstindige Anstalten und Einrichtungen, deren Trager Organisationen oh-
ne Erwerbscharakter sind, sowie wirtschaftliche Einrichtungen ohne eigene Rechtspersonlichkeit von solchen
Organisationen (Hotels, Hospize oder iiberwiegend fiir den Markt téitige Anstaltswerkstitten).

In den Arbeitsstittenzihlungen machen die >>> einzigen Niederlassungen bzw. die >>> Hauptniederlassungen
Angaben fiir das gesamte Unternehmen. Als einzige Niederlassung gilt eine >>> Arbeitsstitte, die die einzige
Arbeitsstitte eines Unternehmens ist, als Hauptniederlassung gilt die Arbeitsstitte, von der aus das gesamte
Unternehmen geleitet wird. Ein Unternehmen wird daher nur erfafSt, wenn es mindestens aus einer Arbeitsstét-
te besteht. Als Arbeitsstitte gilt eine 6rtliche Einheit (Grundstiick oder abgegrenzte Raumlichkeit), in der am
Stichtag mindestens eine Person regelmaBig erwerbstitig ist. Nicht erfafit werden daher Unternehmen ohne ei-
gene Beschiftigte (hiufig anzutreffen bei GmbH;s, Stiftungen, Schein- und Mantelgesellschaften).

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe gelten nicht als Arbeitsstéitten und zihlen nicht zu den Unternehmen
und zum erwerbswirtschaftlichen Bereich, es sei denn, sie werden steuerlich als Gewerbebetrieb angesehen.
Land- und forstwirtschaftliche Betriebe im Besitz von Unternehmen sind aber in die Angaben des gesamten
Unternehmens einbezogen und werden mit dem Unternehmen, dessen Teile sie sind, nach dessen wirtschaftli-
chem Schwerpunkt einem Wirtschaftszweig zugeordnet.

Arbeitsgemeinschaften im Baugewerbe gelten ebenfalls nicht als Unternehmen.

Begriffsbeziehungen:

Unternehmen in der Arbeitsstittenzihlung und Unternehmen in den Statistiken im Produzierenden Gewerbe
sind weitgehend gleich abgegrenzt. In beiden Fallen gilt als Unternehmen die kleinste rechtlich selbstindige
Einheit, die eigene Biicher zu fithren und gesonderte Abschliisse aufzustellen hat. In der Arbeitsstattenzahlung
werden die Unternehmen einschl. ihrer land- und forstwirtschaftlichen Unternehmensteile nachgewiesen, in
der Unternehmens- und Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie werden diese Teile nicht erfafit.

Dariiber hinaus bestehen Unterschiede in der Abgrenzung des Erhebungsbereichs: in den Statistiken im Pro-
duzierenden Gewerbe werden nur Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Produzierenden Gewer-
be (Wirtschaftszweige Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe) nachgewiesen, in der Arbeitsstittenzih-
lung als einer Rahmenzihlung, die alle Wirtschaftsbereiche der Volkswirtschaft mit Ausnahme der Landwirt-
schaft erfaBt, auch Unternehmen mit anderem wirtschaftlichem Schwerpunkt (z.B. Handel, Verkehr, Dienst-
leistungen). In einigen Statistiken des Produzierenden Gewerbes werden Handwerksunternehmen nicht erfafit,
in der Arbeitsstittenzihlung gelten sie als Unternehmen und sind nach ihrem wirtschaftlichen Schwerpunkt
dem entsprechenden Wirtschaftszweig zugeordnet. In den Statistiken des Produzierenden Gewerbes werden

797



haufig nur Unternehmen mit einer bestimmten Mindestzahl von Beschéftigten erfafit, wihrend in der Arbeits-
stittenziihlung Unternehmen mit mindestens einem Beschiftigten erhoben und dargestellt werden. Rechtlich
selbstiindige Anstalten und Einrichtungen von Organisationen ohne Erwerbscharakter gelten in der Arbeitsstit-
tenziihlung als Unternehmen, in den Statistiken im Produzierenden Gewerbe werden sie nicht beriicksichtigt.

Unternehmen (Arbeitsstittenzahlung) und Arbeitsstatten (Arbeitsstéittenzdhlungen) bezeichnen unterschiedli-
che Tatbestinde. Als Unternehmen gilt die kleinste rechtlich selbstindige Einheit, die eigene Biicher fuhren
und gesonderte Abschliisse aufstellen muBl. Als Arbeitsstatte gilt eine értliche Einheit (Grundstiick oder abge-
grenzte Raumlichkeit), in der am Stichtag mindestens eine Person oder - unter einheitlicher Leitung - mehrere
Personen regelmifig erwerbstitig sind. Ein Unternehmen kann aus einer Arbeitsstatte (Einzige Niederlassung)
oder aus mehreren Arbeitsstitten (Haupt- und Zweigniederlassung(en)) bestehen. Die Zahl der Unternehmen
ergibt sich daher aus der Summe der Einzigen Niederlassung und der Hauptniederlassungen. Unternehmen
werden ferner nur im erwerbswirtschaftlichen Bereich gebildet, Arbeitsstitten bestehen dagegen auch in den
Bereichen Organisationen ohne Erwerbscharakter, Gebietskérperschaften und Sozialversicherung, Arbeitsge-
meinschaften im Baugewerbe gelten als Arbeitsstitten, aber nicht als Unternehmen. Weiterhin gelten Angaben
iiber ein Unternehmen fiir das gesamte Unternehmen einschl. land- und forstwirtschaftlicher Betriebe im Besitz
von Unternehmen; land- und forstwirtschaftliche Betriebe zihlen aber in der Regel nicht zu den Arbeitsstatten.

Zur Abgrenzung gegeniiber Unternehmen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen siehe unter 4.

4. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960 ‘

Begriffsinhalt:

Die Unternehmen bilden neben dem >>> Staat und den >>> privaten Haushalten einschl. privater Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck einen der drei groBen Sektoren in der Gliederung der Volkswirtschaftlichen Gesam-
trechnungen.

Zum Sektor Unternehmen rechnen alle Institutionen, die vorwiegend Waren und Dienstleistungen produzieren
bzw. erbringen und diese gegen spezielles Entgelt verkaufen, das in der Regel Uberschiisse abwirft, zumindest
jedoch annihernd die Kosten deckt. Hierzu gehéren auch Institutionen, die im allgemeinen Sprachgebrauch
nicht oder nicht immer als Unternehmen bezeichnet werden, wie z.B. landwirtschaftliche Betriebe, Hand-
werksbetriebe, Ein- und Verkaufsvereinigungen (auch in genossenschaftlicher Form), Kreditinstitute, private
Versicherungen sowie Praxen der Freien Berufe, ferner die Deutsche Bundesbahn, die Deutsche Bundespost
und sonstige Unternehmen, die dem Staat gehoren, unabhéngig von ihrer Rechtsform. Im Unternehmenssektor
erfaft sind auch solche Organisationen ohne Erwerbszweck - mit ihren Anstalten und Einrichtungen -, die ihre

Leistungen vorwiegend Unternehmen ohne spezielles Entgelt erbringen und von diesen finanziert werden. Ein-
bezogen in den Unternehmenssektor ist ferner die nichtgewerbliche Wohnungsvermietung einschlieBlich der
Nutzung von Eigentiimerwohnungen. .

Als Teilsektoren unterscheidet man die >>> Produktionsunternehmen, die >>> Kreditinstitute und die
>>> Versicherungsunternehmen.

Begriffsbeziehungen:

Zu den Unternehmen und entsprechend auch zum Sektor Unternehmen in den Volkswirtschaftlichen Gesam-
trechnungen zihlen die Unternehmen des Produzierenden Gewerbes. In beiden Fillen wird jeweils das gesamte
Unternehmen, aber ohne Zweigniederlassungen im Ausland einbezogen. In den Volkswirtschaftlichen Gesam-
trechnungen werden land- und forstwirtschaftliche Teile von Unternehmen funktional dem Wirtschaftszweig
Land- und Forstwirtschaft zugeordnet. In den Statistiken im Produzierenden Gewerbe werden diese Teile ent-
weder nicht erfaBt oder aber erfaft und zu den Unternehmen, zu denen sie gehdren, gerechnet.

Analog werden in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen alle Tétigkeiten der Unternehmen, die in
unmittelbarem Zusammenhang mit der Vermietung von Wohnungen stehen, funktional zum Bereich Woh-
nungsvermietung zusammengefaft. In den Statistiken im Produzierenden Gewerbe rechnen diese Tatigkeiten
dagegen zu dem jeweiligen Unternehmen.

Unterschiede ergeben sich auch aus der unterschiedlichen Abgrenzung des Erhebungsbereichs: In den Statisti-
ken des Produzierenden Gewerbes werden nur Unternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Produzie-
renden Gewerbe nachgewiesen, in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen auch Unternehmen mit ande-
ren wirtschaftlichen Schwerpunkten (z.B. Handel, Verkehr, Dienstleistungen). Ferner werden in einigen Sta-
tistiken des Produzierenden Gewerbes Handwerksunternehmen nicht erfafit, wahrend sie in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen einbezogen und nach ihrem wirtschafttichen Schwerpunkt einem Wirtschafts-
zweig zugeordnet werden. In den Statistiken des Produzierenden Gewerbes werden hiufig nur Unternehmen
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einer bestimmten Mindestzahl von Beschiftigten erfafit, wihrend fiir die Zwecke der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen die Ergebnisse fiir die Kleinunternehmen geschétzt und auch dargestellt werden.

Die Unternehmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und der Arbeitsstittenzihlung sind im we-
sentlichen gleich abgegrenzt; ebenso umfassen der Sektor Unternehmen (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen) und der erwerbswirtschaftliche Bereich (Arbeitsstittenzihlung) weitgehend die gleichen Einheiten.

In bezug auf die einzelnen Unternehmen bestehen jedoch folgende Unterschiede: Land- und forstwirtschaftli-
che Betriebe gelten in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen als Unternehmen und werden grundstz-
lich funktional dem Wirtschaftszweig Land- und Forstwirtschaft, Fischerei zugeordnet. In der Arbeitsstitten-
zahlung rechnen land- und forstwirtschaftliche Betriebe nur dann als Unternehmen, wenn sie steuerlich als
Gewerbebetrieb gelten. Befindet sich ein land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb im Besitz eines Unternehmens
mit wirtschaftlichem Schwerpunkt auferhalb der Land- und Forstwirtschaft, ist er in der Arbeitsstéittenzahlung
in das Unternehmen, zu dem er gehért, einbezogen und mit diesem nach dessen wirtschaftlichem Schwerpunkt
einem Wirtschaftszweig zugeordnet. Analog sind in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen alle Ttig-
keiten der Unternehmen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Vermietung von Wohnungen stehen,
funktional zum Bereich Wohnungsvermietung zusammengefafit; in der Arbeitsstéttenzahlung rechnen diese
Titigkeiten dagegen zum jeweiligen Unternehmen. Unternehmen ohne eigene Beschéftigte zéhlen in den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen auch zu den Unternehmen, in der Arbeitsstittenzahlung werden sie
nicht erfafit.

In bezug auf den erwerbswirtschaftlichen Bereich und den Sektor Unternehmen bestehen folgende Zusammen-
hange: Zum Sektor Unternehmen, aber nicht zum erwerbswirtschaftlichen Bereich z&hlen land- und forstwirt-
schaftliche Betriebe, die nicht als Gewerbebetriebe gelten, die nichtgewerbliche Wohnungsvermietung einschl.
der Nutzung von Eigentiimerwohnungen sowie Organisationen ohne Erwerbscharakter, die ihre Leistungen
vorwiegend fiir Unternehmen ohne spezielles Entgelt erbringen und von diesen finanziert werden
(Arbeitgeberverbinde, Wirtschaftsverbinde u.4.). Zum erwerbswirtschaftlichen Bereich, aber nicht zum Sektor
Unternehmen zéhlen rechtlich selbstindige Anstalten und Einrichtungen von Organisationen ohne Erwerb-
scharakter und rechtlich unselbstiindige Anstalten und Einrichtungen von Organisationen ohne Erwerbscharak-
ter, sofern es sich um Hotels, Hospize oder Anstaltswerkstitten, die iiberwiegend fiir den Markt arbeiten, han-
delt.

Unternehmen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und >>> landwirtschaftliche Betriebe und
Forstbetriebe (Landwirtschaftszihlung 1971) sind unterschiedlich abgegrenzt. Die landwirtschaftlichen Betrie-
be und Forstbetriebe zihlen zu den Unternehmen bzw. zum Sektor Unternehmen der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen, und zwar werden sie unabhéngig von den Eigentumsverhiltnissen dem Wirtschaftszweig
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei zugeordnet. Da als landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe auch
fachliche Teile von Unternehmen mit anderem wirtschaftlichem Schwerpunkt gelten, wird hier das Prinzip
durchbrochen, eine wirtschaftliche Einheit (das Unternehmen) insgesamt nach ihrem wirtschaftlichen Schwer-
punkt einem Wirtschaftszweig zuzuordnen. Neben den landwirtschaftlichen Betrieben und Forstbetrieben rech-
nen zum Wirtschaftszweig Land- und Forstwirtschaft, Fischerei auch Unternehmen, die nicht als landwirt-
schaftliche Betriebe und Forstbetriebe gelten, z.B. Unternehmen, die Dienstleistungen auf der land- bzw.
forstwirtschaftlichen Erzeugerstufe erbringen oder Unternehmen, die gewerblich Haltung nichtlandwirtschaft-
licher Tiere (z.B. Rennpferde, Pelztiere, Hunde) betreiben, ferner Unternehmen, deren wirtschaftliche Tatigkeit
ausschlieBlich oder iiberwiegend im Fischfang (einschl. Verarbeitung an Bord), in der Teichwirtschaft oder in
der Kiistenfischerei besteht.

5.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

5.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: 1955 bis 1984

Begriffsinhalt:

Unternehmen, die als >>> Bauherren von >>> Wohngebéuden auftreten.

Nicht als Wohnungsunternehmen auftretende Unternehmen gelten als sonstige Unternehmen.
Zu Einzelheiten siehe unter >>> Unternehmen (einschl. freie Berufe).

6. Handels- und Gaststiittenzihlung 1968, 1979, 1985

Begriffsinhalt:

Kleinste Einheit, die aus handels- oder gewerbesteuerlichen Griinden Biicher fiihren oder dhnliche Aufzeich-
nungen mit dem Ziel einer jihrlichen Feststellung des Vermégensstandes machen mufi.
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Die Angaben umfassen das Gesamtunternehmen mit allen seinen Verkaufsfilialen, Werkstétten, Produktions-,
Verwaltungs- und Hilfsbetrieben, Lagern, Fuhrparks usw.

Nicht einbezogen werden rechtlich selbstiindige Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen im Ausland so-
wie land- und forstwirtschaftliche Betriebe.

Nachgewiesen werden alle Unternehmen mit vollem Geschiiftsjahr ab einem gewissen Mindestumsatz sowie
alle Neugriindungen (ohne volles Geschéfisjahr). Der Mindestumsatz betrug in der Handels- und Gaststétten-
zihlung 1985 einheitlich 20 000 DM, in der Handels- und Gaststittenziahlung 1979 einheitlich 12 000 DM, in
der Handels- und Gaststittenzihlung 1968 ebenfalls 12 000 DM fiir Unternehmen des GroB- und Einzelhan-
dels sowie des Gastgewerbes, fiir Unternehmen der Handelsvermittlung dagegen lediglich 2 500 DM.

Das gesamte Unternehmen wird nach seinem wirtschaftlichen Schwerpunkt einem Wirtschaftszweig zugeord-
net. Der Schwerpunkt wird gemessen an der Wertschopfung, ersatzweise an einem Schitzwert der Wertschop-
fung, errechnet aus den Umsitzen multipliziert mit branchendurchschnittlichen Rohertragsquoten.

Begriffsbeziehungen:

Unternehmen in den Handels- und Gaststittenzihlungen und Unternehmen in den Statistiken im Produzieren-
den Gewerbe sind weitgehend gleich abgegrenzt.

Wihrend jedoch in den Statistiken des Produzierenden Gewerbes haufig nur Unternehmen mit einer bestimm-
ten Mindestzahl von Beschiftigten erfait werden, werden in den Zahlungen im Handel und Gastgewerbe alle
Unternehmen nachgewiesen, die im Berichtsjahr einen bestimmten Mindestumsatz hatten oder aber in diesem
Jahr neugegriindet worden sind.

Unternehmen (einschl. freie Berufe)

1. Statistik der Ba.ugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Lander und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

>>> Unternehmen, die als >>> Bauherren von >>> Wohngebéuden oder >>> Nichtwohngebiuden sowie
>>> Selbstindige, die als Bauherren von Nichtwohngebéuden auftreten.

Als Unternehmen gilt die kleinste rechtlich selbsténdige Einheit, die eigene Biicher zu fithren und getrennte
Abschliisse zu erstellen hat. Nicht als Unternehmen gelten Landwirte, Gewerbetreibende (ohne eigene Rechts-
personlichkeit) sowie freiberuflich Tétige.

Im einzelnen zihlen zu den Unternehmen die gemeinniitzigen Wohnungsunternehmen einschl. der Organe
staatlicher Wohnungspolitik (z.B. Heimstéitten GmbH, Treuhandstellen fiir das Wohnungs- und Kleinsied-
lungswesen), die freien Wohnungsunternehmen sowie die sonstigen Unternehmen. Zu den sonstigen Unter-
nehmen rechnen die Kapitalgesellschaften (AG, GmbH), die Personengesellschaften (OHG, KG), Erbenge-
meinschaften mit eigener Rechtspersonlichkeit und eingetragene Vereine (z.B. Versicherungsvereine),soweit
sie Erwerbscharakter besitzen.

Landwirte, Gewerbetreibende (ohne eigene Rechtspersénlichkeit) sowie freiberuflich Tatige zdhlen zu den
Selbstindigen. Die Selbstindigen werden nur dann zur Bauherrengruppe Unternehmen (einschl. freie Berufe)
gerechnet, wenn sie Bauherren von Nichtwohngebéuden sind. Sie rechnen zur Bauherrengruppe >>> private
Haushalte, wenn sie Bauherren von Wohngebiuden sind.

Als Bauherr gilt, wer im eigenen Namen und fiir eigene Rechnung Bauvorhaben durchfiihrt oder durchfiihren
1aBt.

ErfaBt werden die genehmigten und die fertiggestellten inlindischen Bauvorhaben. Unternehmen mit Sitz im
Ausland, die als Bauherr inldndischer Bauvorhaben auftreten, werden zu der Bauherrengruppe Unternehmen
(einschl. freie Berufe) gerechnet, nicht dazu gerechnet werden inlandische Unternehmen, soweit sie im Aus-

land als Bauherren auftreten.

Begriffsbeziehungen:

Unternehmen (einschl. freie Berufe) und Unternehmen (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) sind unter-
schiedlich abgegrenzt. Die Selbstindigen (Landwirte, Gewerbetreibende, die nicht als Firma im Handelsregi-
ster eingetragen sind, freiberuflich Tétige) sind in die Bauherrengruppe Unternehmen (einschl. freie Berufe)
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nur einbezogen, soweit sie als Bauherren von Nichtwohngebiuden auftreten; sie rechnen aber uneingeschrénkt
zu den Unternehmen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

Auslindische Unternehmen, die im Inland als Bauherren auftreten, rechnen zu der Bauherrengruppe Unter-
nehmen (einschl. freie Berufe), aber nicht zu den Unternehmen.

Die Bautitigkeit inlindischer Unternehmen im Ausland ist in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
einbezogen, in der Statistik der Baugenelimigungen und Baufertigstellungen dagegen nicht.

Unternehmen, Selbstindige und Organisationen
ohne Erwerbscharakter

Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhingerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Fahrzeughaiter, die als Unternehmen, Selbstéindige oder Organisationen ohne Erwerbscharakter gelten.

Als Unternehmen gelten wirtschaftliche Einheiten, deren Zweck vorwiegend darin besteht, Waren zu produzie-
ren und/oder Dienstleistungen zu erbringen und gegen ein spezielles Entgelt zu verkaufen, das in der Regel
Uberschiisse abwirft oder mindestens die Kosten deckt.

Zu den Unternehmen zihlen auch landwirtschaftliche Betriebe, Handwerksbetriebe, Ein- und Verkaufsvereini-
gungen (in genossenschaftlicher und anderer Form), Bundesbahn, Bundespost, Bundesbank und die wirt-
schaftlichen Unternehmen im Eigentum der Gebietskdrperschaften einschl. der staatlichen und kommunalen
Regiebetriebe.

Die Selbstindigen zdhlen zu den Unternehmen.

Dieser Begriff wurde nur eingefiigt, um zu verdeutlichen, daB auch die selbstandigen Landwirte, Handwerker,
Gewerbetreibende und die freien Berufe zu dieser Haltergruppe gerechnet werden.

Als Organisationen ohne Erwerbscharakter gelten Vereine, Verbinde oder andere Zusammenschliisse, die ent-
weder gemeinniitzige Zwecke verfolgen oder der Férderung bestimmter Interessen ihrer Mitglieder oder ande-
rer Gruppen dienen.

Diese Organisationen sind iiberwiegend nicht zur Erzielung eines wirtschaftlichen Ertrages titig; sie bestreiten
daher ihre Aufwendungen weitgehend aus Mitgliedsbeitrigen, 6ffentlichen Zuwendungen u. dgl. und hochstens
zu einem geringen Teil aus den Ertragen ihrer Dienstleistungstatigkeit.

Zu den Organisationen ohne Erwerbscharakter gehdren u.a. die Kirchen, religiose und weltanschauliche Ver-
einigungen, karitative Organisationen, Organisationen der Erziehung, Wissenschaft, Kultur sowie der Sport-
und Jugendpflege, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbinde, Berufsorganisationen, Wirtschaftsverbinde, Kam-
mern, Politische Parteien. :

In der Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhéingerbestandes werden Fahrzeugbestéinde nach Hal-
tergruppen nachgewiesen.

Als Fahrzeughalter gilt derjenige, fiir den das Fahrzeug zugelassen ist. Halter und Eigentimer miissen nicht
identisch sein.

-

Anderungen im Zeitablauf:

Vor 1963 wurden die Sozialversicherung und die Geistlichen zu der Haltergruppe Unternehmen, Selbstindige
und Organisationen ohne Erwerbscharakter gerechnet.

Ab 1963 zdhlen die Sozialversicherungen zu der Haltergruppe Gebietskémerschaﬁen, Sozialversicherung und
die Geistlichen zu der Haltergruppe Angestellte bzw. Beamte.

Bis 1960 wurde bei den Sonderkraftfahrzeugen die Gesamtzahl der nicht nach Haltergruppen gegliedert vorlie-
genden Krankenkraftwagen zu einem Drittel der Haltergruppe Unternehmen, Selbsténdige, Organisationen oh-
ne Erwerbscharakter und zu zwei Dritteln der Haltergruppe Gebietskorperschaften, Sozialversicherung zuge-
rechnet.
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Unterricht und Kindergartenbesuch

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Sammelposition, die Fahrschulunterricht, Volkshochschulunterricht, Kindergartenbesuch und Tennis- und
Tanzunterricht umfafit.

Untersiellte Entgelte fiir Bankdienstleisfungen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Unterstellte Einnahmen der >>> Kreditinstitute in Hohe der Differenz zwischen Ertragszinsen, Kreditprovisio-
nen und anderen Vermogenseinkommen (ohne die von Auslandsfilialen) einerseits und Aufwandszinsen ande-
rerseits (Zinsmarge).

Die unterstellten Entgelte fiir Bankdienstleistungen sind im >>> Produktionswert der Kreditinstitute als Ver-
Kiufe von Bankdienstleistungen enthalten. Sie werden auf der Kauferseite jedoch nicht den tatsiachlichen Ver-
brauchern der entsprechenden Bankdienstleistungen zugeordnet, sondern - aus Vereinfachungsgriinden - global
einer zu diesem Zweck in die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen eingestellten fiktiven Einheit im Un-
ternehmenssektor zugerechnet. Fiir diese Einheit werden die unterstellten Entgelte fiir Bankdienstleistungen als
>>> Vorleistungen nachgewiesen; gleichzeitig ergibt sich fiir diese Einheit eine negative

>>> Bruttowertschopfung in Hohe der unterstellten Entgelte fiir Bankdienstleistungen.

Die Summe der Vorleistungen und der Bruttowertschopfung aller Wirtschaftsbereiche (vor Beriicksichtigung
der "fiktiven Einheit") sind also um einen entsprechenden Betrag zu korrigieren (die Vorleistungen aller Wirt-
schaftsbereiche werden um die unterstellten Entgelte fiir Bankdienstleistungen erhoht, die Bruttowertschopfung
wird um den gleichen Betrag vermindert). Der Nachweis von Vorleistungen und Bruttowertschopfung vor der
Einbeziehung der "fiktiven Einheit" wird als "unbereinigtes”, der nach entsprechender Korrektur als
"bereinigtes" Ergebnis bezeichnet.

Unterstellte Sozialbeitrige

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Unterstellte Sozialbeitriige werden in der Umverteilungsrechning als Ausgaben der privaten Haushalte und als
Einnahmen derjenigen Sektoren gebucht, die als Arbeitgeber entsprechende >>> soziale Leistungen gewéhren.
Im Falle der privaten Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit werden sie als Einnahmen der privaten
Haushalte - die auf der Ebene der Umverteilung auch die Einzelunternehmen, Personengesellschaften u.a. um-
fassen - nachgewiesen. :

Die unterstellten Sozialbeitriige setzen sich - in der Gliederung nach empfangenden Sektoren - wie folgt zu-
sammen:
- Beitriige an Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit

Dazu gehoren unterstellte Sozialbeitrage fur die Versorgung der Beamten der Bundesbahn, Bundespost und
Bundesbank sowie unterstellte Sozialbeitriige der Arbeitgeber fiir Aufwendungen aufgrund betrieblicher
Ruhegeldverpflichtungen und fiir weitere soziale Leistungen.

Fiir die Beamten bei der Bundesbahn und Bundespost wird ein Prozentsatz der Beziige der aktiven Beamten
als unterstellte Sozialbeitriige zugrunde gelegt; bei den Beamten der Bundesbank werden Beitrage in Hohe
der gezahlten Pensionen unterstellt. Die unterstellten Sozialbeitrige fiir Aufwendungen der Arbeitgeber
aufgrund betrieblicher Ruhegeldverpflichtungen umfassen Beitrage in Hohe der laufenden Betriebsrenten
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zuziiglich der Nettozufiihrungen zu Riickstellungen fir zukiinftig fallig werdende betriebliche Pensionszah-
lungen. Hierzu zihlen auch Zuwendungen der Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit an Unterstiit-
zungskassen (in Hohe der sozialen Leistungen der Kassen). Zu den unterstellten Beitragen fiir weitere so-
ziale Leistungen gehoren Beitrige in Hohe der Beihilfen im Fall von Krankheit, Unfall und besonderen
Notlagen, wie Sterbefalle u.4.

- Beitrige an den Staat
Dazu zihlen Aufwendungen fiir die Versorgung der Beamten bei den Gebietskdrperschaften (in Hohe eines
bestimmten Prozentsatzes der Beziige der aktiven Beamten) und der Sozialversicherung (in Hohe der ge-
zahlten Pensionen), ferner Beitréige in Héhe der Beihilfen im Krankheitsfall u.a.

- Beitrige an private Haushalte (einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck und Unternehmen ohne
eigene Rechtspersonlichkeit)
Diese umfassen unterstellte Beitréige fiir Aufwendungen der Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit
fiir Ruhegeldverpflichtungen (in Hohe der gezahlten Betriebsrenten zuziiglich Nettozufiithrungen zu Riick-
stellungen fiir betriebliche Ruhegeldverpflichtungen), Zuwendungen der Unternehmen ohne eigene Rechts-
personlichkeit an Unterstiitzungskassen (in Hohe der sozialen Leistungen der Kassen) und Beitrége fiir
weitere soziale Leistungen (in Hohe der Beihilfen im Krankheitsfall u.4.), ferner die Aufwendungen der
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck (in Hohe der gezahlten Pensionen und Renten sowie der Net-
tozufiihrungen zu Riickstellungen fiir Ruhegeldverpflichtungen) und fur weitere soziale Leistungen (in H6-
he der Beihilfen im Krankheitsfall u.a.).

Unverteilte Gewinne der Unternechmen mit eigener
Rechtspersonlichkeit

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Anteil des Unternehmenssektors am >>> Volkseinkommen.

Die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen zeigen die nach AbschluB der priméren Einkommensverteilung
auf die Sektoren entfallenden Erwerbs- und Vermdgenseinkommen. Ausgehend von den Erwerbs- und Vermo-
genseinkommen, die in den Sektoren entstanden sind (Beitrdge zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten), er-
geben sich die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen durch Hinzufiigen der von den Sektoren empfange-
nen Erwerbs- und Vermégenseinkommen und Absetzen der von den Sektoren geleisteten Erwerbs- und Ver-
mogenseinkommen. :

Im Unternehmenssektor leitet sich der Anteil am Volkseinkommen gedanklich unter Beriicksichtigung des Be-
griffs der Unternehmensgewinne wie folgt aus dem Beitrag zum >>> Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten ab:

Entstandene Erwerbs- und Vermogenseinkommen (Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten)
geleistete Einkommen aus unselbstindiger Arbeit

entstandene Einkommen aus Unternehmertdtigkeit und Vermégen

+ empfangene Zinsen

+ empfangene Nettopachten und Einkommen aus immateriellen Werten

+ empfangene Dividenden und sonstige Ausschiittungen von Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit
+ empfangene Einkommen aus Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit .

- geleistete Zinsen

geleistete Nettopachten und Einkommen aus immateriellen Werten
Unternehmensgewinne (in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen)

- Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit (Entnommene Gewinne der privaten Haushal-
te und der Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit aus Unternehmen ohne eigene Rechtspersénlich-
keit sowie nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersnlichkeit)

= Gewinne der Unternechmen mit eigener Rechtspersonlichkeit

- Dividenden und sonstige Ausschiittungen der Unternehmen mit eigener Rechtspersénlichkéit
= Unverteilte Gewinne der Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit

= Anteil des Unternehmenssektors am Volkseinkommen.
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Vaginale Hysterotomie

Schwangerschaftsabbruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Eingriffsart, die neben anderen in der Schwangerschaftsabbruchstatistik erfafit wird.

Die vaginale Hysterotomie ist ein medizinisch-operativer Eingriff, bei dem die Gebdrmutter (griech.: Hyster)
aufgeschnitten (griech.: Tomos = Schnitt) wird. Im Gegensatz zur >>> abdominalen Hysterotomie erfolgt bei
dieser Eingriffsart der Schnitt durch die Scheide (Vagina).

Neben der vaginalen Hysterotomie werden aufierdem die >>> Curettage, die >>> Vakuumaspiration, die

>>> abdominale Hysterotomie, die >>> Hysterektomie und der >>> medikamentése Abbruch als Eingriffsarten
in der Schwangerschaftsabbruchstatistik erfafit.

Vakuumaspiration

Schwangerschaftsabbruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Eingriffsart, die neben anderen in der Schwangerschaftsabbruchstatistik erfafit wird.
Die Vakuumaspiration ist ein medizinischer Eingriff, bei dem der Inhalt der Gebdrmutter abgesaugt wird.

Neben der Vakuumaspiration werden auBerdem die >>> Curettage, die >>> vaginale Hysterotomie, die
>>> abdominale Hysterotomie, die >>> Hysterektomie und der >>> medikamentdse Abbruch als Eingriffsarten
in der Schwangerschaftsabbruchstatistik erfafit.

Veriinderung (+/-) der Vermogens- und Finanzkonten (Ersparuis)

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Je Haushalt und Monat errechneter Saldo der Ausgaben fir Sach- und Geldvermégensbildung und fiir Kre-
ditriickzahlung einerseits und der Einnahmen aus Sach- und Geldvermégensminderung und aus Kreditauf-
nahme andererseits; Wertinderungen des vorhandenen Geld- und Sachvermégens werden hierbei nicht be-
riicksichtigt.

Zur Bildung von Sachvermégen rechnen der Kauf von Wohngebauden und -grundstiicken, Eigentumswohnun-
gen, Wohn- und Gartenlauben, Gartenland usw., der Bau von Wohngebiuden, Garagen, Wochenendh&usern,
Gartenlauben usw., werterhohende Reparaturen (z.B. Installationen, Umbauten usw.), ebenso der Erwerb von
Goldbarren. Einbezogen sind auch die mit dem Erwerb und Kauf von Immobilien verbundenen Ausgaben fur
Architekten und Makler, die Notariatsgebithren und Grunderwerbsteuer, Anliegerbeitrige usw.

Unter der Bildung von Geldvermégen werden die folgenden finanziellen Vorginge zusammengefafit: Einzah-
lungen auf Spar- oder laufende Konten bei Kreditinstituten (einschl. Gutschriften von Zinsen, Dividenden und
Sparpriamien), Einzahlungen von Einlagen bei Bausparkassen (ohne Riickzahlung von empfangenen Baudarle-
hen), Erwerb von Wertpapieren und Geschiftsanteilen (ohne Provisionen, Maklergebiihren und Bérsenum-
satzsteuer); Auszahlung von Krediten, die der Haushalt gewihrt (z.B. Mietvorauszahlungen, Kautionen, Ge-
falligkeitsauslagen fiir nicht zum Haushalt gehdrende Personen usw.), Zahlungen von Pramien fir Lebens-,
Sterbegeld- und dhnliche Versicherungen und die Bildung eines Bargeldbestandes am Ende des Monats.

Die Kreditriickzahlung umfafit die Riickzahlungen von Hypotheken und Grundschulden, von Darlehen an Bau-
sparkassen, von Warenkrediten bei Lieferanten (z.B. Teilzahlungskrediten) und die Riickzahlungen sonstiger
Kredite; hierzu rechnen Anschaffungs- und Kleinkredite, Arbeitgeberdarlehen, Darlehen des Staates (z.B. des
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Lastenausgleichs), Schulden bei anderen Haushalten usw. Nicht enthalten sind Kreditgebiihren, soweit sie ge-
trennt in Rechnung gestellt sind.

Das Sachvermégen des Haushalts kann vermindert werden durch den Verkauf von Wohngebauden und -
grundstiicken, Eigentumswohnungen, Wohn- und Gartenlauben, Gartenland u.4. sowie durch den Verkauf von

Goldbarren.

Der Haushalt kann sein Geldvermégen vermindern durch Abhebungen von Spar- und laufenden Konten bei
Kreditinstituten (einschl. Abbuchungen von Bankprovisionen und -gebiihren), durch Auszahlungen von Einla-
gen bei Bausparkassen (ohne Auszahlungen von Zwischenkrediten und Baudarlehen), durch Verkauf von
Wertpapieren und Geschiftsanteilen, durch Einnahmen aus der Riickzahlung von Krediten, die der Haushalt
gewihrt hat (Darlehen aller Art, Riickzahlungen von Kautionen, Gefilligkeitsauslagen u.4.), durch Einnahmen
aus Lebens-, Sterbegeld- und dhnlichen Versicherungen und durch die Auflésung eines Bargeldbestandes am
Anfang des Monats. Zu den Einnahmen aus Lebensversicherungen u.4. zihlen laufende Einnahmen wie Ren-
ten und dhnliche Leistungen aus Lebensversicherungs- und privaten Rentenversicherungsvertragen sowie ein-
malige oder unregelmiBige Einnahmen wie Kapitalauszahlungen, Riickkiufe, Beitragsriickerstattungen, Aus-
zahlungen von Gewinnbeteiligungen und Auszahlungen der Sterbekassen; nicht enthalten sind Zahlungen der
gesetzlichen Sozialversicherung, von Pensionskassen, von privaten Unfall- und Schadenversicherungen sowie
Werksrenten. Die Kreditaufnahme umfaft die Aufnahme von Hypotheken und Grundschulden, von Darlehen
bei Bausparkassen, von Warenkrediten bei Lieferanten (z.B. Teilzahlungskrediten) und die Aufnahme sonsti-
ger Kredite; hierzu rechnen Anschaffungs- und Kleinkredite, im Rahmen von Leasinggeschéften die Differenz
zwischen Kaufpreis und Anzahlung, Arbeitgeberdarlehen, Darlehen des Staates (z.B. des Lastenausgleichs),
Schulden bei anderen Haushalten usw.

Veranlagte Einkommensteuer

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Im Veranlagungsverfahren festgesetzte Einkommensteuer, soweit sie im Berichtszeitraum zu Zahlungen ge-
fiihrt hat (Steueraufkommen).

Der Einkommensteuer unterliegen die >>> Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft, >>> Einkiinfte aus Ge-
werbebetrieb, >>> Einkiinfte aus selbstindiger Arbeit, >>> Einkiinfte aus nichtselbstindiger Arbeit,

>>> Einkiinfte aus Kapitalvermégen (zu denen auch die anrechenbare Korperschaftsteuer zdhit),

>>> Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung sowie die >>> sonstigen Einkiinfte. Es gilt ein umfangreicher
Katalog von steuerfreien Einnahmen gem. § 3 Einkommensteuergesetz.

Aus der Summe der Einkiinfte wird - unter Beriicksichtigung einer Reihe von abzusetzenden und hinzuzurech-
nenden Betriigen (z.B. Sonderausgaben, Freibetrége usw.) entsprechend dem Einkommensteuergesetz und an-
deren einschligigen Rechtsvorschriften - das zu versteuernde >>> Einkommen abgeleitet. Durch Anwendung
der Steuertarife auf diese Bemessungsgrundlage errechnet sich die tarifliche Einkommensteuer, die, vermindert
um SteuerermaBigungen zuziiglich Nachsteuer, die festgesetzte Einkommensteuer

(>>> Einkommensteuerschuld) ergibt. Die festgesetzte Einkommensteuer abziiglich der im Steuerabzugsver-
fahren einbehaltenen Einkommensteuer (>>> Lohnsteuer, >>> Kapitalertragsteuer) sowie abziiglich der anre-
chenbaren >>> Kérperschaftsteuer ergibt die verbleibende Einkommensteuer.

Hinsichtlich der Gestaltung des in den einzelnen Erhebungsjahren geltenden Einkommensteuertarifs sei auf die
jeweiligen Einkommensteuergesetze verwiesen.

Die Einkommensteuer wird nach Ablauf des Veranlagungszeitraums (Kalenderjahr) entsprechend dem Ein-
kommen veranlagt, das der Einkommensteuerpflichtige in diesem Zeitraum bezogen hat. Am 10. Mirz, 10.
Juni, 10. September und 10. Dezember sind Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer zu entrichten, die sich
fiir den laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich ergeben wird. Sie orientieren sich an der verbleiben-
den Einkommensteuer der letzten Veranlagung. Nach AbschluB der Veranlagung - gewdhnlich 9 bis 18 Mona-
te nach Ende des Veranlagungszeitraumes, ggf. aber auch erheblich spéter - ist die Differenz zwischen Voraus-
zahlungen und Veranlagungsergebnis zu entrichten (sog. Abschlufizahlung), bei Uberzahlung erfolgt Erstat-
tung durch das Finanzamt. Das Einkommensteueraufkommen folgt somit dem Wirtschaftsverlauf mit minde-
stens einjahriger Verzégerung,
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Die veranlagte Einkommensteuer ist eine >>> Gemeinschaftsteuer von Bund und Léndern, an der die Kommu-
nen durch den >>> Gemeindeanteil an der Lohn- und veranlagten Einkommensteuer beteiligt sind.

Anderungen im Zeitablauf:

Das Einkommensteuerrecht wurde im Zeitablauf haufig gedndert; von den Anderungen waren iiberwiegend der
Einkommensteuertarif und die Freibetrage der Einkommensteuerpflichtigen betroffen. Niheres ist den jeweili-
gen Einkommensteuergesetzen zu entnehmen.

Begriffsbeziehungen:

Die Lohnsteuer und die Kapitalertragssteuer (jeweils Statistik iiber den Steuerhaushalt) stellen besondere Erhe-
bungsformen der Einkommensteuer dar. Die Lohnsteuer wird bei Einkiinften aus nichtselbstindiger Arbeit
durch Abzug vom Arbeitslohn, die Kapitalertragsteuer bei bestimmten im EStG festgelegten inléndischen
Kapitalertrigen durch Abzug vom Kapitalertrag erhoben.

Unter bestimmten Voraussetzungen wird auch bei >>> Arbeitnehmern, bei denen Lohnsteuer einbehalten wird,
eine Veranlagung zur Einkommensteuer durchgefiihrt; im einzelnen ist dies in § 46 EStG geregelt: (z.B. wenn

das Einkommen bestimmte Grenzen iibersteigt oder wenn noch andere Einkiinfte in bestimmter Hohe bezogen

worden sind oder wenn nach § 7b EStG bzw. § 10e EStG erhohte Absetzungen geltend gemacht werden). Hier-
bei kommt es hiufig zu Erstattungen, die aus dem Aufkommen an veranlagter ESt geleistet werden.

Die veranlagte Einkommensteuer (Einkommensteueraufkommen) der Statistik iiber den Steuerhaushalt unter-
scheidet sich als >>> kassenmiBige Steuereinnahme von der >>> Einkommensteuerschuld (Steuersoll). Die
aufgrund der Veranlagung zur ESt festgesetzte Jahressteuerschuld wird vor Anrechnung der durch Steuerab-
zug erhobenen ESt/anrechenbaren Kérperschafisteuer nachgewiesen, wihrend das ESt-Aufkommen um diese
Betrige gekiirzt ist. Weitere spezielle Unterschiede im statistischen Nachweis: Das Einkommensteueraufkom-
men umfaft auch die Steuerzahlungen der beschrinkt Steuerpflichtigen.

Veranschlagte Kosten des Bauwerkes

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955: fiir die neuen Lander und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
Im Kostenanschlag ermittelte Kosten von >>> Baumafinahmen zum Zeitpunkt der >>> Baugenehmigung,

Zu den Baukosten gehoren die Aufwendungen fiir die Baukonstruktionen einschlieBlich Erdarbeiten, die Instal-
lationen und betriebstechnischen Einrichtungen, nicht jedoch die Kosten fiir die Aufienanlagen sowie fur die
Planung, Genehmigung und Finanzierung einer Baumafinahme (Baunebenkosten), nach DIN 276, Kosten-

gruppe 3.
In den Angaben iiber veranschlagte Kosten ist die Umsatz-(Mehrwert-)steuer enthalten.

Verarbeitende Industrie

1.1 Index der industriellen Nettoproduktion
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Arbeitsproduktivitit
Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhalt:
Wirtschaftsbereich, der die Industriehauptgruppen

>>> Grundstoff- und Produktionsgiiterindustrien,
>>> Investitionsgiiterindustrien,

806



>>> Verbrauchsgiiterindustrien,
>>> Nahrungs- und Genufimittelindustrien

in der Abgrenzung nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, Ausgabe 1972,
umfaft.

Im einzelnen rechnen dazu die Industriegruppen

Mineralélverarbeitung IB-Nr. 22
Industrie der Steine und Erden ' " 25
Eisenschaffende Industrie " 27
NE-Metallindustrie " 28
Gieflerei-Industrie " 29
Ziehereien und Kaltwalzwerke, Stahlverformung " 30
Stahl- und Leichtmetallbau " 31
Maschinenbau " 32
Straflenfahrzeugbau " 33
Schiffbau b 34
Elektrotechnische Industrie " 36
Feinmechanische u. optische sowie Uhrenindustrie " 37
Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie " 38
Musikinstrumenten-, Spiel-, Schmuckwaren- und
Sportgerite-Industrie " 39
Chemische Industrie einschl.

Kohlenwertstoffindustrie " 40, 42
Herstellung von Biiromaschinen, Datenverarbeitungs-

geriten und -einrichtungen " 50
Feinkeramische Industrie " 51
Glasindustrie " 52
Sigewerke und holzbearbeitende Industrie " 53
Holzverarbeitende Industrie " 54
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe erzeugende

Industrie " 55
Papier- und pappeverarbeitende Industrie " 56
Druckerei- und Vervielfaltigungsindustrie " 57
Kunststoffverarbeitende Industrie " 58
Gummi- und asbestverarbeitende Industrie " 59
Ledererzeugende Industrie " 61
Lederverarbeitende und Schuhindustrie " 62
Textilindustrie " 63
Bekleidungsindustrie " 64
Ernihrungsindustrie " 68
Tabakverarbeitende Industrie " 69

Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Industriegruppen titig sind, rechnen in der Regel nicht zur
Verarbeitenden Industrie.

Nachgewiesen werden der >>> Index der industriellen Nettoproduktion und der >>> Index der Arbeitsproduk-
tivitat fiir die Verarbeitende Industrie.

Anderungen im Zeitablauf:
Zwischen den verschiedenen Ausgaben der Systematik ergaben sich geringﬁigige Anderungen.

Begriffsbeziehungen:

Die Verarbeitende Industrie und das >>> Verarbeitende Gewerbe sind verg,lelchbar abgegrenzt. Unterschiede
ergeben sich im wesentlichen daraus, da8 zur Verarbeitenden Industrie Industriezweige nach dem Systemati-
schen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, zum Verarbeitenden Gewerbe dagegen Wirtschaftszwei-
ge nach der SYPRO zusammengefafit werden. Nur im Wirtschaftsbereich Verarbeitende Industrie sind im we-
sentlichen die folgenden Wirtschaftszweige beriicksichtigt: Herstellung und Montage von Fertigteilbauten aus
Beton sowie aus Holz im Hochbau, Installation von Heizungs-, Liiftungs-, Klima- und gesundheitstechnischen
Anlagen. Nur im Wirtschaftsbereich Verarbeitendes Gewerbe sind im wesentlichen die folgenden Wirtschafts-
zweige beriicksichtigt: Steinbildhauerei, Steinmetzerei, Reparatur von Kraftfahrzeugen, Fahrrédern, Lackie-
rung von StraBenfahrzeugen, Mébel- und Matratzenpolsterei, MaBanfertigung von Schuhen und Bekleidung
(einschl. Reparatur), MaBschneiderei, Bickerei, Fleischerei, Schlachthiuser (ohne kommunale Schlachthéfe)
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sowie Fabrikschiffe, die Fische und andere Meerestiere be- und verarbeiten, soweit sie als selbstindige Einhei-
ten anzusehen sind. ’

Ferner zihlen zum Verarbeitenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in den einbezoge-
nen Wirtschaftszweigen titig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel nicht zur
Industrie.

Die Zusammenfassung der Verarbeitenden Industrie und des >>> Bergbaus ergibt die >>> gesamte Industrie
(ohne offentliche Energiewirtschaft und ohne Bauindustrie).

Siehe auch unter 2. *

2. Index des Auftragseingangs in der Industrie
Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhal't:

Wirtschaftsbereich der Verarbeitenden Industrie (ohne Nahrungs- und GenuBmittelindustrien), der die Indu-
strichauptgruppen

>>> Grundstoff- und Produktionsgiterindustrien,

>>> Investitionsgiiterindustrien und

>>> Verbrauchsgiiterindustrien

in der Abgrenzung nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, Ausgabe 1971,
umfafit. '

Im einzelnen rechnen dazu die Industriegruppen bzw. -zweige

Industrie der Steine und Erden IB-Nr. 25
Stahl- und Warmwalzwerke " T.a. 2710
Eisen-, Stahl- und Tempergieferei " 2910
NE-Metallhalbzeugwerke " 2850
Ziehereien und Kaltwalzwerke, Stahlverformung, " 30
Stahl- und Leichtmetallbau " 31
Maschinenbau " 32
StraBenfahrzeugbau " 33
Schiffbau " 34
Elektrotechnische Industrie " 36
Feinmechanische und optische Industrie " 3710-3760
Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie " 38
Chemische Industrie einschl.

Kohlenwertstoffindustrie " 40, 42
Herstellung von Biiromaschinen, Datenver-

arbeitungsgeriten und -einrichtungen " 50
Feinkeramische Industrie " 51
Glasindustrie " 52
Holzmébel- und Polstermobelindustrie " 5420
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe

erzeugende Industrie " 55
Papier- und pappeverarbeitende Industrie " 56
Kunststoffverarbeitende Industrie N 58
Ledererzeugende Industrie " 61
Schuhindustrie " 6250
Textilindustrie " 63
Bekleidungsindustrie "7 64

Nachgewiesen werden der >>> Index des Umsatzes, der >>> Index des Auftragseingangs und der >>> Anteil

des Auftragseingangs am Umsatz.

Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Industriegruppen bzw. -zweigen titig sind, rechnen in der

Regel nicht zur Industrie.
!

Anderungen im Zeitablauf:

Die Kohlenwertstoffindustrie wurde nur 1976 einbezogen. Ferner ergaben sich zwischen den verschiedenen
Ausgaben der Systematik geringfiigige Anderungen.
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Begriffsbeziehungen:

Die Verarbeitende Industrie (ohne Nahrungs- und GenuBmittelindustrien) und die Verarbeitende Industrie
(Index der industriellen Nettoproduktion und Index der Arbeitsproduktivitit) unterscheiden sich in einigen
Wirtschaftszweigen. Nur zur Verarbeitenden Industrie bei den Indizes der industriellen Nettoproduktion und
der Arbeitsproduktivitit rechnen die Mineralélverarbeitung, Schmiede-, Prefl- und Hammer- sowie Hochofen-
werke, NE-Metallhiitten, -umschmelzwerke und -scheideanstalten, NE-Metallgiefierei, Uhrenindustrie, Musik-
instrumenten-, Spiel-, Schmuckwaren- und Sportgerate-Industrie, Sgewerke und holzbearbeitende Industrie,
die holzverarbeitende Industrie mit Ausnahme der Holzmébel- und Polstermébelindustrie, Druckerei- und
Vervielfiltigungsindustrie, gummi- und asbestverarbeitende Industrie, lederverarbeitende Industrie sowie die
Nahrungs- und GenuBmittelindustrien (Ernahrungsindustrie und tabakverarbeitende Industrie). Die Kohlen-
wertstoffindustrie ist in der Statistik des Auftragseingangs in der Industrie nur im Jahre 1976 einbezogen.

3. Index der Aktienkurse
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Wirtschaftsbereich, der die Zweige

Chemische Industrie (Farbenwerke, Chemiefaserindustrie, tibrige chemische Industrie),

Kunststoff- und gummiverarbeitende Industrie,

Industrie der Steine und Erden (Zementindustrie, iibrige Industrie der Steine und Erden),

Feinkeramische und Glasindustrie, .

Eisen- und Stahlindustrie,

NE-Metallindustrie (einschl. NE-Metallgiefierei),

Maschinenbau,

StraBenfahrzeugbau,

Schiffbau,

Elektrotechnische Industrie,

Feinmechanische, optische und Uhrenindustrie,

Eisen-, Blech-, Metall-, Spiel-, Schmuckwarenindustrie,

Holz-, Papier- und Druckereiindustrie,

Lederindustrie,

Textil- und Bekleidungsindustrie, :

Nahrungs- und GenuBmittelindustrie (Brauereien und Malzereien, iibrige Nahrungs- und GenuBmittelindu-
strie) {

in der Abgrenzung nach der Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, i.d.F. fur die Statistik der Akti-
enmirkte umfaft.

Nachgewiesen wird der >>> Index der Aktienkurse fiir ausgewahlte Aktiengesellschaften.

Anderungen im Zeitablauf:

Der Index Verarbeitende Industrie auf der Basis 30.12.1980 = 100 wird laufend ab Anfang 1984 nachgewiesen
und ab Ende 1976 riickwirkend berechnet. Die Indexwerte vor dem 30.12.1976 wurden durch Verkniipfung der
bisherigen langen Reihe auf Basis 29.12.1972 = 100, die der neuen Gliederung angepafit wurde, mit der neuen
Reihe gewonnen. Der Index Verarbeitende Industrie umfaft gegeniiber dem bis Ende 1983 auf der Basis
29.12.1972 = 100 berechneten Index Industrie (ohne Montanindustrie) auch die Eisen- und Stahlindustrie.

Verarbeitendes Gewerbe

1. Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Abteilung 2 der Systematik der Wirtschaftszweige (rev.), welche die Hauptgruppen

>>> Grundstoff- und Produktionsgiitergewerbe,
>>> [nvestitionsgiiter produzierendes Gewerbe,
>>> Verbrauchsgiiter produzierendes Gewerbe und
>>> Nahrungs- und Genufimittelgewerbe

umfaft.
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Im einzelnen rechnen hierzu in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, die Wirtschaftsgruppen

Mineralélverarbeitung SYPRO-Nr. 22
Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen " 24
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden " 25
Eisenschaffende Industrie " 27
NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke " 28
Gieflerei " 29
Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, a.n.g. " 30
Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau " 31
Maschinenbau " 32 ‘
StraBenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. " 33
Schiffbau " 34
Luft- und Raumfahrzeugbau " 35
Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geréten

fiir den Haushalt " 36
Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren " 37
Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren " 38

Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck,
* Fiillhaltern;, Verarbeitung von natiirlichen Schnitz- und

Formstoffen; Foto- und Filmlabors " 39
Chemische Industrie - " 40
Herstellung von Biiromaschinen, Datenverarbeitungsgeriten

und -einrichtungen " 50
Feinkeramik " 51
Herstellung und Verarbeitung von Glas " 52
Holzbearbeitung " 53
Holzverarbeitung, " 54
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung " 55
Papier- und Pappeverarbeitung, " 56
Druckerei, Vervielfiltigung " 57
Herstellung von Kunststoffwaren " 58
Gummiverarbeitung, . " 59
Ledererzeugung : " 61
Lederverarbeitung " 62
Textilgewerbe . " 63
Bekleidungsgewerbe " 64
Reparatur von Gebrauchsgiitern (ohne elektrische Gerite

fiir den Haushalt) " 65
Ernihrungsgewerbe " 68
Tabakverarbeitung " 69

Zum Verarbeitenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Wirtschafts-
gruppen titig sind.

Begriffsbeziehungen:

Zum Wirtschaftsbereich >>> Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe (Monatsbericht fiir Unternehmen und Be-
triebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) rechnet neben dem Verarbeitenden Gewerbe auch der
Bergbau.

2.1 Index der Nettoproduktion fiir das Produzierende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

2.2 Index der Arbeitsproduktivitit fiir den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt: .
Wie unter 1., aber bis Basis 1980 = 100 im wesentlichen ohne die Wirtschaftsgruppen
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Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen ~ SYPRO-Nr. 24

Luft- und Raumfahrzeugbau " 35
Reparatur von Gebrauchsgiitern (ohne elektrische Geréte
fiir den Haushalt) " 65

Ab Basis 1985 = 100 nur noch ohne SYPRO-NTr. 24.

Zum Verarbeitenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Wirtschafts-
gruppen titig sind.

Nachgewiesen werden die >>> Indizes der Nettoproduktion fiir Unternehmen und fiir fachliche Unternehmen-
steile, der >>> Index der Arbeitsproduktivitéit sowie eine MefigroBe iiber die Entwicklung der >>> Léhne und
Gehiilter je Produkteinheit, jeweils fiir das Verarbeitende Gewerbe.

Anderungen im Zeitablauf:

Mit der Umstellung auf das Basisjahr 1980 wurde ein methodisch véllig neu gefafites System von Produkti-
onsindizes eingefiihrt. Dabei handelt es sich um Produktionsindizes fiir Unternehmen und fur fachliche Unter-
nehmensteile. Hinsichtlich der Datenbasis und des Berechnungsverfahrens ist dieses Indexsystem grundlegend
neu gestaltet und unterscheidet sich deshalb wesentlich von fritheren Indexberechnungen. (Vgl. hierzu Wirt-
schaft und Statistik 12/1983, S. 931 ff. und 3/1988, S. 182 ff.) )

Begriffsbeziehungen:

Zum Wirtschaftsbereich >>> Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe rechnet neben dem Verarbeitenden Gewer-
be auch der Bergbau.

Zum Wirtschaftsbereich >>> Produzierendes Gewerbe rechnen neben dem Verarbeitenden Gewerbe auch der
Bergbau, die Elektrizitats- und Gasversorgung und das Bauhauptgewerbe.

Das Verarbeitende Gewerbe und die >>> Verarbeitende Industrie sind vergleichbar abgegrenzt. Unterschiede
ergeben sich im wesentlichen daraus, dal zum Verarbeitenden Gewerbe Wirtschaftszweige nach der SYPRO
zusammengefaBt werden, zur Verarbeitenden Industrie dagegen Industriezweige nach dem Systematischen
Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht.

Nur zum Wirtschaftsbereich Verarbeitendes Gewerbe rechnen im wesentlichen Steinbildhauerei, Steinmetzerei,
Reparatur von Kraftfahrzeugen, Fahrradern, Lackierung von StraBenfahrzeugen, Mébel- und Matratzenpolste-
rei, MaBanfertigung von Schuhen und Bekleidung (einschl. Reparatur), MaBschneiderei, Bickerei, Fleischerei,
Schlachthiuser (ohne kommunale Schlachthéfe) sowie Fabrikschiffe, die Fische und andere Meerestiere be-
und verarbeiten, soweit sie als selbstandige Einheiten anzusehen sind. Nur unter dem Wirtschaftsbereich Ver-
arbeitende Industrie sind im wesentlichen die folgenden Wirtschaftszweige beriicksichtigt: Herstellung und
Montage von Fertigteilbauten aus Beton sowie aus Holz im Hochbau und Installation von Heizungs-, Liiftungs-,
Klima- und gesundheitstechnischen Anlagen.

Ferner zihlen zum Verarbeitenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesem Wirt-
schaftsbereich titig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel nicht zur Industrie.

3. Index des Auftragsbestands fiir das Verarbeitende Gewerbe
Datennachweis: 1977 bis 1984

Begriffsinhalt:
Wirtschaftsbereich, der ausgewihlte Wirtschaftsgruppen bzw. -zweige aus dem

>>> Grundstoff- und Produktionsgiitergewerbe,
>>> Investitionsgiiter produzierenden Gewerbe und
>>> Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe

in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, umfafit.
Im einzelnen zihlen dazu die Wirtschaftsgruppen bzw. -zweige .
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden SYPRO-Nr. 25

Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke (ohne Herstellung von Stahlrohren) " 2711
Eisen-, Stahl- und Tempergieferei " 2910
Ziehereien, Kaltwalzwerke " 3011, 3015
Papier- und Pappeerzeugung " T.a. 55
Herstellung von Prizisionsstahlrohren " 2720
Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau ’ " 31
Maschinenbau " 32
Herstellung von Liefer- und Lastkraftwagen,

Kommunalfahrzeugen, Omnibussen, Obussen " T.a. 3313
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Schiffbau ’ " 34
Herstellung von starkstrom-, nachrichten- und

informationstechnischen Erzeugnissen " T.a. 36
Feinmechanik, Optik (ohne Herstellung von Uhren) "o 3711-3760
Herstellung von Schuhen : " 6251
Textilgewerbe " 63
Bekleidungsgewerbe " 64

Zum Verarbeitenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen, die in diesen Wirtschaftsgruppen bzw. -
zweigen titig sind.
Nachgewiesen wird der >>> Index des Auftragsbestands fiir das Verarbeitende Gewerbe.

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Verarbeitendes Gewerbe und >>> ausgewdhlte Zweige der Verarbeitenden Industrie insgesamt
(Index des Auftragsbestands in der Industrie) sind vergleichbar abgegrenzt. Unterschiede ergeben sich im we-
sentlichen daraus, daB zum Verarbeitenden Gewerbe Wirtschaftszweige nach der SYPRO zusammengefafit
werden, zu den ausgewdhlten Zweigen der Verarbeitenden Industrie dagegen Industriezweige nach dem Syste-
matischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht. Nur zum Verarbeitenden Gewerbe rechnen im we-
sentlichen die Wirtschaftszweige Herstellung von Schleifmitteln und Verarbeitung von Asbest sowie Steinbild-
hauerei und Steinmetzerei, Herstellung von Rundfunk-, Fernseh- und phonotechnischen Geraten und Einrich-
tungen, Mafischneiderei, Maflanfertigung von Bekleidung und von Schuhen und Matratzenpolsterei. Nur zu
den ausgewihlten Zweigen der Verarbeitenden Industrie rechnen im wesentlichen Herstellung und Montage
von Fertigteilbauten aus Beton im Hochbau und Installation von Heizungs-, Liiftungs-, Klima- und gesund-
heitstechnischen Anlagen. '

Ferner zihlen zum Verarbeitenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen, die in diesem Wirtschaftsbereich
titig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen in der Regel nicht zur Industrie.

4. Indizes des Auftragseingangs und des Umsatzes fiir das Verarbeitende Gewerbe
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt: .
Wirtschaftsbereich des Verarbeitenden Gewerbes (ohne Nahrungs- und Genufmittelgewerbe), der die Haupt-
gruppen

>>> Grundstoff- und Produktionsgiitergewerbe,

>>> Investitionsgiiter produzierendes Gewerbe und

>>> Verbrauchsgiiter produzierendes Gewerbe

in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, umfafit.

Im einzelnen rechnen hierzu die Wirtschaftsgruppen bzw. -zweige

Herst. u. Verarbeitung von Spalt und Brutstoffen (ab Basis 1985)
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und

Erden (ausgewihlte Wirtschaftszweige) SYPRO-Nr. T.a. 25
Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke (ohne ,

Herstellung von Stahlrohren) " 2711
Herstellung von Stahlrohren (ohne Prézisions-

stahlrohre) (ab Basis 1976) : ", 2715
NE-Metallhalbzeugwerke ’ " 2850
Eisen-, Stahl- und TempergieBerei " 2910
Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung " 3011-3025
Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeug-

bau (ausgewihlte Wirtschaftszweige) " T.a. 31
Maschinenbau . ' " 32
Straflenfahrzeugbau (ausgewihlte Wirtschaftszweige) " T.a. 33
Schiffbau " ~ 34

Luft- und Raumfahrzeugbau (ab Basis 1985)

Elektrotechnik (ausgewdhlite Wirtschaftszweige) " 3610-3670
Feinmechanik, Optik (ohne Herstellung von Uhren) " 3711-3760

ab Basis 1985: Feinmechanik, Optik und Herst. von Uhren
Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren
(ausgewihlte Wirtschaftszweige) . " T.a. 38
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1

Chemische Industrie " 40
Herstellung von Biiromaschinen, Datenverarbei-

tungsgeriten und -einrichtungen " 50
Feinkeramik " 51
Herstellung und Verarbeitung von Glas " 52
Holzbearbeitung (ab Basis 1976) " 53
Herstellung von Holz- und Polstermébeln " 5421-5424
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappe-

erzeugung " 55
Papier- und Pappeverarbeitung " 56
Druckerei, Vervielfaltigung (ab Basis 1976) " 57
Herstellung von Kunststoffwaren " 58
Gummiverarbeitung (ab Basis 1976) " 59
Ledererzeugung, " 61
Lederverarbeitung (ab Basis 1976) bzw.

Herstellung von Schuhen (Basis 1970) " 62 bzw. 6251
Textilgewerbe (ausgewihlte Wirtschaftszweige) " T.a. 63
Bekleidungsgewerbe (ausgewihlte Wirtschaftszweige) " T.a. 64

Nachgewiesen werden der >>> Index des Auftragseingangs, der >>> Index des Umsatzes und der >>> Aanteil
des Auftragseingangs am Umsatz.

Bei der Indexberechnung auf Basis 1970 = 100 ist das Gewichtungsschema zur Ermittlung dieser Indizes fur
das Verarbeitende Gewerbe (ohne Nahrungs- und GenuBmittelgewerbe) so gestaltet, dafl die 0.g. ausgewahlten
Wirtschaftsgruppen bzw. -zweige das gesamte Verarbeitende Gewerbe (ohne Nahrungs- und Genufimittelge-
werbe) reprisentieren. Bei der Indexberechnung auf Basis 1976, 1980 und 1985 = 100 reprasentieren die Indi-
zes fiir das Verarbeitende Gewerbe (ohne Nahrungs- und GenuBmittelgewerbe) dagegen nur die 0.g. ausge-
wihlten Zweige.

Zum Verarbeitenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in den genannten Wirt-
schaftsgruppen bzw. -zweigen titig sind.

Begriffsheziehungen:

Das Verarbeitende Gewerbe (ohne Nahrungs- und Genufmittelgewerbe) und die >>> Verarbeitende Industrie
(ohne Nahrungs- und Genufimittelindustrien) (Index des Auftragseingangs in der Industrie) sind vergleichbar
abgegrenzt.

Unterschiede ergeben sich im wesentlichen daraus, daB zum Verarbeitenden Gewerbe Wirtschaftszweige nach
der SYPRO, zur Verarbeitenden Industrie dagegen Industriezweige nach dem Systematischen Verzeichnis zum
monatlichen Industriebericht zusammengefafit sind.

Nur zum Verarbeitenden Gewerbe rechnen - soweit Indizes auf Basis 1976, 1980 und 1985 berechnet sind - im
wesentlichen der Wirtschaftszweig Lederverarbeitung (ohne Herstellung von Schuhen), die Wirtschaftsgruppe
Holzbearbeitung, ferner Hochofenwerke, MaBanfertigung von Schuhen und Bekleidung und Mafischneiderei.

Nur zur Verarbeitenden Industrie rechnen im wesentlichen Herstellung und Montage von Fertigteilbauten aus
Beton im Hochbau, Herstellung von Prézisionsstahlrohren, Installation von Heizungs-, Liiftungs-, Klima- und
gesundheitstechnischen Anlagen, Reparatur von sonstigen Gebrauchsgiitern (ohne elektrische Geréte fir den
Haushalt) sowie - nur 1976 - die Kohlenwertstoffindustrie.

Ferner zihlen zum Verarbeitenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesem Wirt-
schaftsbereich titig sind; dagegen zihlen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel nicht zur Industrie.

Veriuflerung von Beteiligungen
1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik -
Datennachweis: ab 1974
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Begriffsinhalt:

Finnahmeart mit Einnahmen aus der Verdufierung von Aktien, Geschéftsanteilen, Bezugsrechten und aus
Riickfliissen von Eigenkapital. '

In der Kassenstatistik liegen fiir die Gemeinden/Gemeindeverbénde keine gesonderten Angaben vor.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Haushaltsansatzstatistik bis 1973 sind die Einnahmen der Gemeinden/ Gemeindeverbinde aus Verdufe-
rungen von Beteiligungen nicht hier, sondern bei den >>> Entnahmen aus Riicklagen nachgewiesen.

Veridufierung von Sachvermogen

1. Rechnungsstatistik .
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Einnahmeart mit Einnahmen aus

- der VerduBerung von unbeweglichen Sachen (z.B. Grundstiicke), Abfindungen aus Anlaf von Gebietsinde-
rungen

- dem Verkauf von beweglichen Sachen, die als Vermdgen erfafit wurden oder deren Verkaufserlos im Ein-
zelfall eine bestimmte Wertgrenze iiberschreitet.

In der Kassenstatistik liegen fiir die Gemeinden/Gemeindeverbinde keine gesonderten Angaben vor.

Verbrauchsgiiter

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:

Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig (“verbrauchsreif") angesehen werden und
iiberwiegend von den privaten Haushalten gekauft werden (ohne Nahrungs- und GenuBmittel).

Als technisch fertig gelten Waren/Giiter, die voraussichtlich keiner weiteren Be- oder Verarbeitung im gewerb-
lichen Produktionsbereich unterliegen, sondern zur letzten Verwendung bestimmt sind. Als Be- oder Verarbei-
tung gilt jede Umformung von Stoffen, jede Verbindung mit anderen Stoffen sowie der Einbau von Teilen.

Die Verbrauchsgiiter umfassen ausgewihlte Waren-/Giiterarten (Sechssteller) aus dem Systematischen Waren-
verzeichnis fiir die Industriestatistik (WI), Ausgabe 1970 bzw. 1975, bzw. des Systematischen Giiterverzeich-
nisses fiir Produktionsstatistiken (GP), Ausgabe 1982.

Bei der Auswahl der Waren/Giiter wird so vorgegangen, daB anhand des Systematischen Warenverzeichnisses
fiir die Industriestatistik bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken zunichst alle
eindeutigen Vorprodukte (technisch nicht fertige Waren) ausgesondert und von den eindeutigen Fertigwaren
die klar bestimmbaren Verbrauchsgiiter bzw. >>> Investitionsgiiter festgestellt werden. Da von dem verblei-
benden Rest eine grofere Anzahl von Waren nicht nur als Vorprodukte, sondern auch als Fertigwaren Ver-
wendung finden und von letzteren wiederum ein Teil sowohl Verbrauchsgut als auch Investitionsgut sein kann,
werden die verbleibenden Waren nach dem Schwerpunkt ihrer voraussichtlichen Verwendung zugeordnet. Die
Personenkraftwagen werden nach anderen, in den einzelnen Statistiken unterschiedlichen Kriterien zugeord-
net.

Zu den Verbrauchsgiitern zahlen nicht nur kurzlebige, sondern auch langlebige Wirtschaftsgiiter
("Gebrauchsgiiter"). Einbezogen sind auch Waren, die im Haushalt selbst noch weiter be- oder verarbeitet wer-
den (z.B. Strickgarne).
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Nicht zu den Verbrauchsgiitern zihlen Nahrungs- und Genufimittel sowie Blumen und Zierpflanzen.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Auswahl der zu den Verbrauchsgiitern rechnenden Waren, die auf der Grundlage des Systematischen Wa-

renverzeichnisses fiir die Industriestatistik (WI), Ausgabe 1970 bzw. 1975, vorgenommen wurde, unterscheidet
sich wesentlich von der Auswahl der Giiter nach dem Systematischen Giiterverzeichnis fiir Produktionsstatisti-
ken (GP), Ausgabe 1982 bzw. Ausgabe 1989.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> Verbrauchs- und Gebrauchsgiitern (Statistik der Verbraucherpreise) siche
dort.

Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> Erzeugnissen des Verbrauchsgiiterproduzierenden Gewerbes
(AuBenhandelsstatistik, Index der Ein- und Ausfuhrpreise) siehe dort.

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Das Gewichtungsschema, das zur Berechnung des nach Investitions- und Verbrauchsgiitern gegliederten

>>> Index der Bruttoproduktion bzw. >>> des Index der industriellen Bruttoproduktion verwendet wird, wurde
aus den Bruttoproduktionswerten aller Waren-/Giiterarten, die als Verbrauchsgiiter gelten, ermittelt.

Die Fortschreibung der Reihen erfolgt durch - fiir die Gesamtheit der Verbrauchsgiiter annihernd reprasentati-
ve - Erzeugnisreihen des Produktions Eilberichts.

Bruttoproduktionsindizes werden im besonderen fiir folgende Waren/Giiter nachgewiesen: Strafienfahrzeuge
(soweit Verbrauchsgut),>>> elektrotechnische Verbrauchsgiiter, >>> chemische Verbrauchsgiiter, >>> Schuhe,
Maébel, >>> Textilien und Bekleidung sowie >>> sonstige im Index erfafite Verbrauchsgiiter.

Die Personenkraftwagen werden nach der Zulassungsstatistik den Verbrauchs- oder Investitionsgiitern zuge-
ordnet.

2.1 Aufienhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1962

2.2 Index der Einfuhrpreise
Datennachweis: ab 1954

2.3 Index der Ausfuhrpreise
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgiitern und Investitionsgiitern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
/Giiterauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion fur Investitionsgiiter getrof-
fen wurde. Die Ergebnisse der AuBenhandelsstatistik in"der Gliederung nach dem Warenverzeichnis fiir die
AuBenhandelsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnis-
ses fiir die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Giiterverzeichnisses fur Produktionsstatistiken (GP)
umgeschliisselt. Da im WI bzw. GP die Waren/Giiter in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA
dagegen nach zolltechnischen (materialmaBigen) Kriterien gegliedert werden, kénnen sich bei der Gegeniiber-
stellung geringfiigige Abweichungen ergeben.

Warennummern des WA, die nicht genau mit den entsprechendeﬁ Waren-/Giiterarten des WI bzw. GP iiber-
einstimmen, werden nach dem Schwerpunkt ihrer voraussichtlichen Verwendung zugeordnet.

AuBenhandelsindizes werden in der AuBenhandelsstatistik im besonderen fiir folgende Waren nachgewiesen:
>>> Strafenfahrzeuge (soweit Verbrauchsgut), >>> elektrotechnische Verbrauchsgiiter, >>> chemische Ver-
brauchsgiiter, >>> Mébel, >>> Schuhe, Textilien und Bekleidung sowie >>> sonstige im Index erfafite Ver-
brauchsgiiter.
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Die Personenkraftwagen werden nach der Grofie des Hubraums den Verbrauchs- oder Investitionsgiitern zuge-
ordnet.

Verbrauchsgiiterindustrien

1.1 Index der industriellen Nettoproduktion
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Arbeitsproduktivitit
Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhalt:

Hauptgruppe der >>> Verarbeitenden Industrie, welche die Industriegruppen

Feinkeramische Industrie IB-Nr. 51
Glasindustrie " 52
Holzverarbeitende Industrie " 54
Musikinstrumenten-, Spielwaren-, Schmuckwaren- und
Sportgerite-Industrie " 39
Papier- und pappeverarbeitende Industrie " 56
Druckerei- und Vervielfaltigungsindustrie " 57
Kunststoffverarbeitende Industrie " 58
Ledererzeugende Industrie , " 61
Lederverarbeitende Industrie und Schuhindustrie " 62
Textilindustrie " 63
Bekleidungsindustrie \ " 64

in der Abgrenzung nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, Ausgabe 1972,
umfaft. ‘

Nachgewiesen werden der >>> Index der industriellen Nettoproduktion sowie der >>> Index der Arbeitspro-
duktivitat.

Bei der Berechnung des Index der industriellen Nettoproduktion wird anstelle der gesamten Glasindustrie le-
'diglich die hohlglaserzeugende und -veredelnde Industrie einbezogen.

Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Industriegruppen titig sind, rechnen in der Regel nicht zu
den Verbrauchsgiiterindustrien.

Anderungen im Zeitablauf:
Zwischen den verschiedenen Ausgaben der Systematik ergaben sich geringfiigige Anderungen.

Begriffsbeziehungen:

Die Verbrauchsgiiterindustrien und das >>> Verbrauchsgiiter produzierende Gewerbe sind, soweit Indizes der
Nettoproduktion nachgewiesen werden, vergleichbar abgegrenzt.

Unterschiede ergeben sich im wesentlichen daraus, dafl zu den Verbrauchsgiiterindustrien Industriezweige
nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, zum Verbrauchsgiiter produzieren-
den Gewerbe dagegen Wirtschaftszweige nach der SYPRO zusammengefafit werden. Nur zu den Verbrauchs-
giiterindustrien rechnen im wesentlichen Herstellung von Schleifmitteln und Herstellung und Montage von
Fertigteilbauten aus Holz im Hochbau.

Nur zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe rechnen im wesentlichen Herstellung von Fiillhaltern, Fo-
to- und Filmlabors, Mébelpolsterei, MaBianfertigung von Schuhen und Bekleidung und Mafschneiderei.

Ferner zihlen zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die
in dieser Wirtschaftshauptgruppe titig sind; dagegen rechnen diese Unternehmen und Betriebe in der Regel
nicht zur Industrie.

Zur Abgrenzung gegeniiber den Verbrauchsgiiterindustrien in der Statistik des Auftragseingangs in der Indu-
strie siehe unter 2.
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2. Index des Auftragseingangs in der Industrie
Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhalt:

Hauptgruppe der >>> Verarbeitenden Industne welche die Industriegruppen bzw. -zweige
Feinkeramische Industrie IB-Nr. 51 ,
Glasindustrie " 52
Holzmébel- und Polstermdbelindustrie " 5420
Papier- und pappeverarbeitende Industrie " 56
Kunststoffverarbeitende Industrie " 58
Ledererzeugende Industrie " 61
Schuhindustrie " 6250
Textilindustrie " 63
Bekleidungsindustrie " 64

in der Abgrenzung nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, Ausgabe 1971,
umfafit.

Nachgewiesen werden der >>> Index des Auftragseingangs, der >>> Index des Umsatzes und der >>> Anteil
des Auftragseingangs am Umsatz.

Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Industriegruppen bzw. -zweigen tétig sind, rechnen in der
Regel nicht zu den Verbrauchsgiiterindustrien.

Anderungen im Zeitablauf:
Zwischen den verschiedenen Ausgaben der Systematik ergaben sich geringfiigige Anderungen.

Begriffsbeziehungen:

Verbrauchsgiiterindustrien in der Statistik des Auftragseingangs in der Industrie und Verbrauchsgjiterindustri-
en im Index der industriellen Nettoproduktion sind unterschiedlich abgegrenzt.

Die Verbrauchsgiiterindustrien und das >>> Verbrauchsgiiter produzierende Gewerbe im Zusammenhang mit
dem Index des Auftragseingangs fiir das >>> Verarbeitende Gewerbe sind vergleichbar abgegrenzt. .

Unterschiede ergeben sich im wesentlichen daraus, daf zu den Verbrauchsgiiterindustrien Industriezweige
nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, zum Verbrauchsgiiter produzieren-
den Gewerbe dagegen Wirtschaftszweige nach der SYPRO zusammengefafit werden.

Nur zu den Verbrauchsgiiterindustrien rechnet im wesentlichen die Herstellung von Schleifmitteln.

Nur zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe rechnen - soweit Indizes auf Basis 1976, 1980 und 1985
berechnet sind - im wesentlichen der Wirtschaftszweig Lederverarbeitung (ohne Herstellung von Schuhen),
ferner Druckerei und Vervielféltigung, Mobelpolsterei, Herstellung von Korbmébeln, Maflanfertigung von
Schuhen und Bekleidung und Mafischneiderei.

Ferner zihlen zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die
in dieser Wirtschaftshauptgruppe titig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel
nicht zur Industrie.

Nur zu den Verbrauchsgiiterindustrien in der Abgrenzung des Index der industriellen Nettoproduktion rechnen
die Industriezweige Musikinstrumenten-, Spiel-, Schmuckwaren- und Sportgerate-Industrie, Druckerei- und
Vervielfiltigungsindustrie, lederverarbeitende Industrie sowie Teile der holzverarbeitenden Industrie
(Holzbauten-, Holzbauteile-, Holzverpackungsmittel-, sonstige Holzwaren-, Korbmébel-, Korb-, Flechtwaren-,
Pinsel-, Besen-, Biirsten-, Kork-, Schnitzstoff-, Formstoffindustrie).

Andererseits ist im Index der industriellen Nettoproduktion anstelle der gesamten Glasindustrie nur die hohl-
glaserzeugende und -veredelnde Industrie enthalten.

Zur Abgrenzung gegeniiber den >>> ausgewdhlten Zweigen der Verbrauchsgiiterindustrien (Index des Auf-
tragsbestands in der Industrie) siehe dort.

Verbrauchsgiiter produzierendes Gewerbe

1. Monatsbericht fiir Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:
Hauptgruppe des >>> Verarbeitenden Gewerbes, welche die Wirtschaftsgruppen

Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck,
Fiillhaltern; Verarbeitung von natiirlichen Schnitz- und

Formstoffen; Foto- und Filmlabors SYPRO-NTr. 39
Feinkeramik " 51
Herstellung und Verarbeitung von Glas " 52
Holzverarbeitung " 54
Papier- und Pappeverarbeitung - " 56
Druckerei, Vervielfaltigung, " 57
Herstellung von Kunststoffwaren " 58
Ledererzeugung ‘ _ " 61
Lederverarbeitung " 62
Textilgewerbe " 63
Bekleidungsgewerbe " 64
Reparatur von Gebrauchsgiitern (ohne elektrische

Geriite fiir den Haushalt) " 65

in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, umfafit.

Zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in den
genannten Wirtschaftsgruppen tétig sind.

2. Indizes des Auftragseingangs und des Umsatzes fiir das Verarbeitende Gewerbe
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Hauptgruppe des >>> Verarbeitenden Gewerbes, in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979.

Bei der Ermittlung des >>> Index des Auftragseingangs und des >>> Index des Umsatzes werden nur ausge-
wiihlte Zweige des Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbes einbezogen (in Klammern die jeweilige SYPRO-
Nummer): '

Feinkeramik (51);

Herstellung und Verarbeitung von Glas (52);,

Herstellung von Holz- und Polstermébeln (5421, 5424),

Papier- und Pappeverarbeitung, (56),

Druckerei, Vervielfiltigung (ab Basis 1976) (57),

Herstellung von Kunststoffwaren (538);

Ledererzeugung (61); . ,
Lederverarbeitung (ab Basis 1976) (62) bzw. Herstellung von Schuhen (Basis 1970) (6251),

Textilgewerbe (und zwar: Wollspinnerei (6311); Baumwollspinnerei (6312), Seidenspinnerei (6313), Wollwe-
berei, a.n.g. (6331), Baumwollweberei, a.n.g. (6332), Seidenweberei, a.n.g, (6333), Leinen-, Hanf- und Ramie-
aufbereitung und -verarbeitung (6354), Jutespinnerei und -weberei (6355), Herstellung von Gardinenstoff
(6361), Herstellung von Mébel- und Dekorationsstoff (6365), Wirkerei, Strickerei (6370), Herstellung von
Teppichen u.4., beschichtetem Gewebe (6380), Veredlung von Textilien (6391), sonstiges Textilgewebe, a.n.g.
(6399)); .
Bekleidungsgewerbe (und zwar: Herstellung von Herren-, Damen- und Kinderoberbekleidung (6413-6414),
Herstellung von Herren-, Damen- und Kinderwésche (6421), Herstellung von Haus-, Bett- und Tischwische
(6425)).

Begriffsbeziehungen: -

Das Verbrauchsgiiter produzierende Gewerbe im Zusammenhang mit dem Index des Auftragseingangs und die
>>> Verbrauchsgiiterindustrien (Index des Auftragseingangs in der Industrie) sind vergleichbar abgegrenzt.
Unterschiede ergeben sich im wesentlichen daraus, da8 zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe Wirt-
schaftszweige nach der SYPRO, zu den Verbrauchsgiiterindustrien dagegen Industriezweige nach dem Syste-
matischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht zusammengefaft werden. Nur in den Verbrauchsgi-
terindustrien enthalten ist im wesentlichen die Herstellung von Schleifmitteln. Nur zum Verbrauchsgiiter pro-
duzierenden Gewerbe rechnen - soweit Indizes auf Basis 1976, 1980 und 1985 berechnet sind - im wesentli-
chen der Wirtschaftszweig Lederverarbeitung (ohne Herstellung von Schuhen), ferner Druckerei und Verviel-
faltigung, Mobelpolsterei, Herstellung von Korbmébeln, Mafianfertigung von Schuhen und Bekleidung und
Mafischneiderei.
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Ferner zihlen zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die
in dieser Wirtschaftshauptgruppe titig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel
nicht zur Industrie.

Zur Abgrenzung gegeniiber dem Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe im Index des Auftragsbestands fiir
das Verarbeitende Gewerbe siehe unter 4.

3.1 Index der Nettoproduktion fiir das Produzierende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

3.2 Index der Arbeitsproduktivitiit fiir den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Hauptgruppe des >>> Verarbeitenden Gewerbes, welche die Wirtschaftsgruppen

Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck,
Fiillhaltern; Verarbeitung von natiirlichen Schnitz- und

Formstoffen; Foto- und Filmlabors SYPRO-Nr. 39
Feinkeramik " 51
Herstellung, Verarbeitung und Veredlung von Hohlglas " T.a.52
Holzverarbeitung, " 54
Papier- und Pappeverarbeitung " 56
Druckerei, Vervielféltigung " 57
Herstellung von Kunststoffwaren " 58
Ledererzeugung " 61
Lederverarbeitung " 62
Textilgewerbe " 63
Bekleidungsgewerbe " 64

in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, umfafit.
Nachgewiesen werden der Index der Nettoproduktion fiir Unternehmen und fur fachliche Unternehmensteile,
der Index der Arbeitsproduktivitit sowie eine MeBgroBe iiber die Entwicklung der Léhne und Gehdlter je Pro-
dukteinheit fiir das Verbrauchsgiiter produzierende Gewerbe.

Zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen, die in den genannten
Wirtschaftsgruppen bzw. -zweigen tétig sind.

Anderungen im Zeitablauf:

Mit der Umstellung auf das Basisjahr 1980 wurde ein methodisch véllig neu gefafites System von Produkti-
onsindizes eingefiihrt. Dabei handelt es sich um Produktionsindizes fiir Unternehmen und fir fachliche Unter-
nehmensteile.

Hinsichtlich der Datenbasis und des Berechnungsverfahrens ist dieses Indexsystem grundlegend neu gestaltet
und unterscheidet sich deshalb wesentlich von friitheren Indexberechnungen (Siehe hierzu Wirtschaft und Sta-
tistik 12/1983, S. 931 ff. und 3/1988, S. 182 ff.).

Begriffsbeziehungen:
Das Verbrauchsgjiter produzierende Gewerbe und die >>> Verbrauchsgiiterindustrien sind, soweit Indizes der
Nettoproduktion nachgewiesen werden, vergleichbar abgegrenzt.

Unterschiede ergeben sich im wesentlichen daraus, da zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe Wirt-
schafiszweige nach der SYPRO, zu den Verbrauchsgiiterindustrien dagegen Industriezweige nach dem Syste-
matischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht zusammengefafit werden.

Nur zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe rechnen im wesentlichen Herstellung von Fiillhaltern, Fo-
to- und Filmlabors, Mobelpolsterei, MaBanfertigung von Schuhen und Bekleidung und Mafischneiderei.

Nur zu den Verbrauchsgiiterindustrien rechnen im wesentlichen Herstellung von Schleifmitteln und Herstel-
lung und Montage von Fertigteilbauten aus Holz im Hochbau.

Ferner ziihlen zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die
in dieser Wirtschaftshauptgruppe titig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel
nicht zur Industrie.

4. Index des Auftragsbestands fiir das Verarbeitende Gewerbe
Datennachweis: 1977 bis 1984
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Begriffsinhalt:
Hauptgruppe des >>> Verarbeitenden Gewerbes, welche die Wirtschaftsgruppen bzw. -zweige

Herstellung von Schuhen SYPRO-Nr. 6251
Textilgewerbe " 63
Bekleidungsgewerbe " 64

in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, umfafit.
Nachgewiesen wird der >>> Index des Auftragsbestands fiir das Verbrauchsgiiter produzierende Gewerbe.

Zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen, die in den genannten
Wirtschaftsgruppen bzw. -zweigen titig sind.

Begriffsbeziehungen: .

Die Begriffe Verbrauchsgiiter produzierendes Gewerbe und >>> ausgewdhlte Zweige der Verbrauchsgiiterin-
dustrien (Index des Auftragsbestands in der Industrie) sind vergleichbar abgegrenzt. Unterschiede ergeben sich
im wesentlichen daraus, daf zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe Wirtschaftszweige nach der
SYPRO, zu den ausgewdhlten Zweigen der Verbrauchsgiiterindustrien dagegen Industriezweige nach dem Sy-
stematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht zusammengefafit werden. Nur zum Verbrauchsgii-
ter produzierenden Gewerbe rechnen im wesentlichen MaBanfertigung von Schuhen und Bekleidung und Maf-
schneiderei.

Ferner zihlen zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe auch Handwerksunternehmen, die in dieser
Wirtschaftshauptgruppe titig sind; dagegen z&hlen solche Unternehmen in der Regel nicht zur Industrie.

Das Verbrauchsgiiter produzierende Gewerbe im Index des Auftragsbestands fiir das Verarbeitende Gewerbe

" einerseits und im Index des Auftragseingangs fiir das Verarbeitende Gewerbe andererseits sind unterschiedlich
abgegrenzt. Zum Verbrauchsgiiter produzierenden Gewerbe beim Index des Aufiragseingangs fur das Verarbei-
tende Gewerbe rechnen - soweit Indizes auf Basis 1976 und 1980 berechnet sind - die meisten Wirtschafts-
zweige, die in der Statistik des Auftragsbestandes zusammengefafit sind, dariiber hinaus aber auch die Wirt-
schaftsgruppen bzw. -zweige Feinkeramik, Herstellung und Verarbeitung von Glas, Herstellung von Holz- und
Polstermébeln, Papier- und Pappeverarbeitung, Druckerei und Vervielfiltigung, Herstellung von Kunststoffwa-
ren, Ledererzeugung und Lederverarbeitung (ohne Herstellung von Schuhen).

Verbrauchskinder

AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Linder, in denen Waren, die von der Bundesrepublik Deutschland einschl. Berlin (West) ausgefihrt werden,
ge- oder verbraucht bzw. be- oder verarbeitet werden sollen.

Bei Waren, deren Verbrauchs-(Bestimmungs-)land nicht bekannt ist, wird das letzte bekannte Land angegeben,
in das die Waren verbracht werden sollen.

Verbrauchsmengen

Verbrauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Fiir den Verbrauch im Inland zur Verfiigung stehende Mengen von Erzeugnissen, die der Verbrauchsbesteue-
rung unterliegen, wie >>> Zigaretten, >>> Zigarren und Zigarillos, >>> Feinschnittabak, >>> Pfeifentabak,
>>> Bier, >>> Branntwein zu Trinkzwecken, >>> Schaumwein, >>> Zucker und >>> Salz zu Speisezwecken.

Die im Inland zur Verfiigung stehenden Mengen dieser Erzeugnisse ergeben sich aus den versteuerten Abgén-
gen inldndischer Herstellungsbetriebe, den versteuerten Importen und den Deputaten, die vorwiegend bei Bier
und Tabakerzeugnissen eine Bedeutung haben.
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Nicht zu den versteuerten Abgingen inlindischer Herstellungsbetriebe gehéren die Ausfuhr, die Lieferungen
an auslindische Streitkrifte, Lieferungen an andere Hersteller sowie zu Untersuchungen entnommene und
vernichtete Mengen.

Verbrauchs- und Gebrauchsgiiter

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Waren, die von Unternéhmen hergestellt oder von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben erzeugt und von
privaten Haushalten gekauft werden.

Zu den Verbrauchs- und Gebrauchsgiitern werden die in den Gliederungspositionen der Systematik der Ein-
nahmen und Ausgaben der privaten Haushalte, Ausgabe 1983, jeweils enthaltenen Waren zusammengefalit. Im
wesentlichen zdhlen dazu:

Nahrungsmittel,

Genufimittel,

Bekleidung, Schuhe,

Energie (ohne Kraftstoffe),

Mobel, Haushaltsgerite und andere Giiter fiir die Hauéhaltsﬁihrung (Heimtextilien, Haushaltswésche, Heiz-
und Kochgerite, Beleuchtungskérper, Haushaltsmaschinen und -gerite, Tapeten, Farben, Baustoffe,
Waschmittel u.a.),

Waren fiir die Gesundheits- und Kérperpflege (Toilettenartikel, Sanitirwaren, Pharmazeutika),

Waren fiir Verkehr (Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugzubehor, Fahrrader, Kraftstoffe, Bereifung),

Waren fiir Bildung, Freizeit (Radio-, Fernseh-, Phonogerite, Fotoapparate, Biicher und Zeitschriften, Schreib-
waren, Campingausriistung, Spielzeug, Tiere, Tierfutter, Blumen u.a.),

Waren fiir die personliche Ausstattung (Uhren, Schmuck, Raucherartikel u.a.).

Verbrauchs- und Gebrauchsgiiter ohne Nahrungsmittel werden unter "andere Verbrauchs- und Gebrauchsgii-

ter" nachgewiesen.

" Andere Verbrauchs- und Gebrauchsgiiter ohne Blumeﬁ, Kohle und Heizél" ist eine Sammelposifion, die die
Verbrauchs- und Gebrauchsgiiter mit Ausnahme der Nahrungsmittel, Blumen, Kohle und Heizél umfalit.

Begriffsbeziehungen:

Verbrauchs- und Gebrauchsgiiter einerseits und >>> Verbrauchsgiiter (Index der Bruttoproduktion, Statistik
der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte, Auflenhandelsstatistik, Index der Einfuhr- und Ausfuhrpreise) ande-
rerseits unterscheiden sich in in einigen Waren. Nur zu Verbrauchs- und Gebrauchsgjitern zéhlen:

Waren, die von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben erzeugt werden (z.B. Obst, Gemiise, Blumen, lebende
Tiere),

Erzeugnisse der Erndhrungsindustrie, Tabakwaren (Nahrungsmittel und Genufimittel),

Erzeugnisse der ffentlichen Versorgungsunternehmen (Elektrizitét, Gas).

Dariiber hinaus besteht folgender Zusammenhang: Als Verbrauchsgiter gelten ausgewihlte Waren
(Warenarten) des Systematischen Warenverzeichnisses fur die Industriestatistik (WI), die als technisch fertig
angesehen werden und iiberwiegend von privaten Haushalten verbraucht werden.

Nicht zu den Verbrauchsgiitern rechnen Warenarten des WI, die als technisch nicht fertig angesehen werden
(Vorprodukte) oder die zwar als technisch fertig angesehen werden, aber iiberwiegend von Unternehmen oder
vom Staat als Anlagegiiter gekauft werden (Investitionsgiiter).

Zu den Verbrauchs- und Gebrauchsgiitern rechnen dagegen alle Waren, die von privaten Haushalten gekauft
werden, unabhingig davon, ob sie technisch fertig sind oder ob sie iiberwiegend als Investitionsgut verwendet
werden. ‘

Daher rechnen zu den Verbrauchs- und Gebrauchsgiitern auch Waren, die nicht zu den Verbrauchsgiitern z&h-
len, wie z.B. Tapeten, Farben, Baustoffe, Klaviere, Kfz-Zubehér, Bereifung, Pharmazeutika.
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Umgekehrt enthalten die Warenarten des WI, die zu den Verbrauchsgiitern ziihlen, Waren, die zwar liberwie-
gend, aber nicht ausschlieflich von privaten Haushalten gekauft werden, sondern auch von Unternehmen oder
vom Staat (z.B. Polstermdbel, Fernsehgerite, leichtes Heiz6l u..).

Veredlungsbetriebe

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:

>>> Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Produktionsbereich
>>> Landwirtschaft, die in ihren Produktionszweigen Schweine und Gefliigel Standarddeckungsbeitrige er-
wirtschaften, die zusammengenommen gleich oder gréfer als 50 % des Standarddeckungsbeitrages des Betrie-
bes sind.

Der wirtschaftliche Schwerpunkt der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe liegt im Produktionsbe-
reich Landwirtschaft, wenn sie im Produktionsbereich Landwirtschaft einen Standarddeckungsbeitrag erwirt-
schaften, der gleich oder grofier als 75 % des Standarddeckungsbeitrages des Betriebes ist.

Zum Produktionsbereich Landwirtschaft rechnen die Produktionszweige Intensivfriichte, Extensivfriichte,
Milchvieh, Rindermast, Schweine, Gefliigel, Weinbau, Hopfenbau und Obstbau.

Der Produktionszweig Schweine umfaft die Haltung von Zuchtsauen und von zur Zucht bestimmten Jungsauen
mit 50 kg und mehr Lebendgewicht sowie von allen anderen Schweinen mit 20 kg und mehr Lebendgewicht.
Der Produktionszweig Gefliigel umfaft simtliche Gefliigelarten einschl. der Legehennen, der Masthdhnchen
und -hithnchen, der Enten, Ginse, Truthiithner u. dgl.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen und
land- und/oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen.

Zu Einzelheiten der Zuordnung von Frucht- bzw. Vieharten zu den Produktionszweigen und -bereichen sowie
zur Berechnung der Standarddeckungsbeitrége siehe unter >>> Betriebssystematik.

Fiir Ferkel (Schweine unter 20 kg Lebendgewicht) werden keine Standarddeckungsbeitriage berechnet. Die ent-
sprechenden Ertrége sind indirekt in den Standarddeckungsbeitrigen des Produktionszweiges Schweine - als
naturale Ertrage der Schweinezucht - enthalten.

Verfiigbare Plitze

Statistik der Jugendhilfe
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Verfiigbare Plitze sind die in >>> Einrichtungen der Jugendhilfe nur fir eine normale Belegung zugelassenen
Plitze bzw. Betten (z.B. ohne Not- oder Krankenbetten), in denen Kinder und Jugendliche ganztigig oder fiir
einen Teil des Tages aufgenommen und pflegerisch oder erzieherisch betreut werden. Sofern zu unterschiedli-
chen Tageszeiten jeweils andere Kinder betreut werden (z.B. in einer Kindertagesstitte), wird die Zahl der
verfiigbaren Plitze nur einmal erfafit. -

Verfiighares Einkommen' |

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Das verfiigbare Einkommen gibt den Einkommensbetrag an, der den Wirtschaftseinheiten nach der Verteilung
der >>> Erwerbs- und Vermdgenseinkommen und nach der Umverteilung iiber empfangene und geleistete
>>> laufende Ubertragungen fiir den >>> letzten Verbrauch und die Ersparnisbildung zur Verfigung steht.
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Dieser Einkommensbegriff ist in erster Linie fiir den Sektor private Haushalte von Bedeutung, Fir diesen Sek-
tor wird er auch ohne >>> nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersdnlichkeit
verwendet. Im Unternehmenssektor ist das verfiigbare Einkommen definitorisch gleich der >>> Ersparnis der
Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit.

Die Summe der verfiigbaren Einkommen in der Volkswirtschaft ist nicht unwesentlich groBer als das

>>> Volkseinkommen. Dies ergibt sich daraus, daB >>> indirekte Steuern (abziigl. Subventionen) im Begriff
des verfiigbaren Einkommens der Volkswirtschaft enthalten sind, nicht dagegen im Volkseinkommen. Die
Summe der verfiigbaren Einkommen entspricht annihernd dem >>> Nettosozialprodukt zu Marktpreisen. Sie
unterscheidet sich hiervon um den Saldo der laufenden Ubertragungen zwischen inldndischen Wirtschaftsein-
heiten und der iibrigen Welt.

Vergniigungsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Ortliche Steuer, die von den Gemeinden erhoben wird und deren Rechtsgrundlage die Vergniigungsteuergeset-
ze bzw. die Kommunalabgabengesetze der Lander sind.

Besteuert werden die in den Gemeinden veranstalteten Vergniigungen, die in den jeweiligen Vergniigungsteu-
ergesetzen aufgefiihrt sind. Dazu gehdren vor allem Tanzveranstaltungen und der Betrieb von Spiel- und Un-
terhaltungsapparaten. :
Steuerschuldner ist der Veranstalter bzw. der Halter der Spiel- und Unterhaltungsapparate.

Als Steuermafstab dienen entweder Preis und Zahl der ausgegebenen Eintrittskarten oder Pauschbetrége, die
nach typischen Merkmalen ermittelt werden, z.B. bei Veranstaltungen nach der Raumgréfe oder bei Spiel- und
Unterhaltungsapparaten nach dem Anschaffungspreis der Geréte, wobei regelméfig Mindestbetrage je Gerat
festgesetzt sind, zusitzlich wird nach Geriten mit und ohne Gewinnmoglichkeit sowie nach Standorten der Ge-
rite (in Spielhallen oder an sonstigen Standorten) unterschieden.

In Berlin, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, Hessen und Bayern wird keine allgemeine Vergniigungsteu-
er erhoben. Aufler in Bayern wird jedoch auch in diesen Léindern eine Steuer auf Spielapparate erhoben.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Vergniigungsteuer wird seit 1974 im Finanzbericht nicht mehr gesondert, sondern unter "sonstige Ge-
meindesteuern” nachgewiesen.

Vergiinstigungen im Wohnungswesen

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland '
Datennachweis: ab 1965 :

Begriffsinhalt:

ZinsermaBigungen (bei Darlehen aus éffentlichen Haushalten) und Zuschiisse zu Zins- und Tilgungslasten zur
Minderung der Aufwendungen der privaten Haushalte fiir >>> Wohnen nach dem Wohnungsbaugesetz.

Bei den Vergiinstigungen im Wohnungswesen handelt es sich im einzelnen um Zinszuschiisse, Tilgungszu-
schiisse und ZinsermaBigungen im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus, um ZinsermaBigungen bei der Woh-
nungsfiirsorge der 6ffentlichen Arbeitgeber und um ZinsermaBigungen fiir Aufbaudarlehen aus dem

>>> Lastenausgleichsfonds. Im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus treten zunehmend Leistungen zur Dek-
kung laufender Aufwendungen in Form von Zinszuschiissen an Stelle 6ffentlicher Baudarlehen, bei denen die
soziale Vergiinstigung in Zinserméfigungen besteht.

Die Vergiinstigungen im Wohnungswesen werden aus Mitteln des Bundes (einschl. Lastenausgleichsfonds)
und der Lander finanziert.

Zu Einzelheiten der Finanzhilfen des Bundes fiir den sozialen Wohnungsbau vgl. unter >>> Sozialer Woh-
nungsbau, Modernisierung, Heizenergieeinsparung und >>> Wohnungsbau fiir Bundesbedienstete u.a.
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Begriffsbeziehungen:

Die sozialpolitisch motivierten Leistungen fiir Wohnen werden im Sozialbudget in vier verschiedenen Positio-
nen nachgewiesen. Bis auf die zu den >>> Steuererméfiigungen zihlenden erhéhten Absetzungen fiir

>>> Wohngebiude und die >>> steuerliche Begiinstigung von Beitragen an Bausparkassen sind alle indirekten
Leistungen in den Vergiinstigungen im Wohnungswesen enthalten. ;

An direkten Leistungen werden das >>> Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz sowie - unter

>>> Vermégensbildung - die >>> Pramien nach dem Wohnungsbaupramiengesetz nachgewiesen. Eine Viel-
zahl von >>> Finanzhilfen und >>> Steuervergiinstigungen fir das Wohnungswesen sind in den Subventions-
berichten enthalten. Diejenigen Finanzhilfen des Bundes, die in den Subventionsberichten unter Sozialer Woh-
nungsbau, Modernisierung, Heizenergieeinsparung und Wohnungsbau fiir Bundesbedienstete u.a. ausgewiesen
werden, sind im Sozialbudget mit in den Vergiinstigungen im Wohnungswesen enthalten. Die Leistungen fur
die steuerliche Begiinstigung von Beitrégen an die Bausparkassen und die Primien nach dem Wohnungsbau-
priamiengesetz sind in den Subventionsberichten Teile der Leistungen fiir >>> Sparforderung und Vermé-
gensbildung,.

Verkaufserlose

Hochsee- und Kiistenfischereistatistik - Nationale Anlandestatistik -
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Echte Erzeugererlése aus der Versteigerung oder dem freihéndigen Verkauf von im Bundesgebiet éngelandeten
Mengen an Hering, Kabeljau bzw. Dorsch, Schellfisch, Seelachs (Kohler), Rotbarsch, Krabben und Krebse
usw. sowie angenommene Erzeugererlose fiir den Eigenverbrauch dieser im Bundesgebiet angelandeten Fisch-
mengen.

Dabei kann es sich um Erlése aus Auktionsware an Seefischmérkten, um Erldse aus dem freihdndigen Verkauf
in Kiistenorten oder aber um Erlése aus Interventionen von EG-Stellen handeln, die Angebotsiiberschiisse zu
Interventionspreisen aus dem Markt nehmen. Schlieflich konnen es auch angenommene Erlose fur den Eigen-
verbrauch durch den Erzeuger sein, sei es, daf} dieser den Fisch dem eigenen Konsum zufiihrt.

Zum Eigenverbrauch zihlt hierbei der Verbrauch fur den eigenen Bedarf und Weiterverarbeitung in eigenen
Betrieben.

Verkehr

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

>>> Finanzhilfen und >>> Steuervergiinstigungen fiir den Verkehr, um die Leistungsfahigkeit der verschiede-
nen Verkehrstriger jeweils in den Teilen des Verkehrs- und Kommunikationswesens, in denen sie vergleichs-
weise am vorteilhaftesten sind, weiter zu verbessern, um dadurch auch unter Beriicksichtigung gesamtwirt-
schaftlicher Gesichtspunkte zu einem optimalen Einsatz der verschiedenen Verkehrstriger zu gelangen.

1. Finanzhilfen

Zu Einzelheiten iiber Finanzhilfen fiir den Verkehr siehe unter >>> Berlinvérkehr und Verkehr mit der
ehem. DDR, >>> Schiffahrt.

Finanzhilfen fir den Verkehr, bei denen es sich nicht um Finanzhilfen fir den Berlinverkehr und Verkehr mit
der ehem. DDR oder um Finanzhilfen fiir die Schiffahrt handelt, werden unter "ibriger Verkehr" nachgewie-
sen.

Die Finanzhilfen fiir den iibrigen Verkehr sind ausgelaufen.

2. Steuervergiinstigungen

Bei den Steuervergiinstigungen fiir den Verkehr zur Verbesserung der Wirtschaftslage der Unternehmen des
éffentlichen Personenverkehrs, der Luftfahrt, der Binnenschiffahrt sowie der Seeschiffahrt handelt es sich im

einzelnen um .
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- die ErmaBigung der Einkommen- und Kérperschaftsteuer bei auslindischen Einkiinften unbeschréankt
Steuerpflichtiger aus dem:Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr (§ 34c Abs. 4 EStG
und § 26 Abs. 6 KStG) zur Verbesserung der anhaltend erschwerten Wettbewerbslage der Seeschiffahrt
gegeniiber ausldndischen Schiffahrtsunternehmen;

- die Bewertungsfreiheit fiir Handelsschiffe, fiir Schiffe, die der Seefischerei dienen und fur Luftfahrzeuge
im internationalen Verkehr nach § 82f EStDV;

- seit 1974 die ErméBigung der Steuermefzahl beim Gewerbeertrag auf 2,5 v.H. und beim Gewerbekapital
auf 1 v.T. bei Unternehmen, soweit sie den Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr zum
Gegenstand haben und seit 1977 auch bei Unternehmen, deren Schiffe auBerhalb der deutschen Ho-
heitsgewisser zur Aufsuchung von Bodenschétzen oder zur Vermessung von Energielagerstitten unter
dem Meeresboden eingesetzt werden (§ 11 Abs. 3 Nr. 2 und § 13 Abs. 3 GewStG),

- seit 1968 ermiBigte Umsatzsteuer fiir Personenbeforderung im Nahverkehr ( 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG),

- die Kraftfahrzeugsteuerbefreiung fiir Kraftomnibusse und mitgefiihrte Anhénger, die iiberwiegend im
Linienverkehr verwendet werden ( 3 Nr. 6 KraftStG),

- seit 1972 die Kraftfahrzeugsteuerbefreiung bzw. -erstattung fiir Fahrzeuge im kombinierten Schienen-
Strafen- Verkehr (§ 3 Nr. 9 und § 4 KraftStG),

- seit 1. Juli 1985 zeitlich befristete Steuerbefreiung fiir schadstoffarme Personenkraftwagen und bedingt
. schadstoffarme Personenkraftwagen der Stufe C sowie fiir Personenkraftwagen mit Elektroantrieb
(§§ 3b, 3c, 3d KraftStG),
- seit 1972 die ErmiBigung der Kraftfahrzeugsteuer um 50 v.H. fur umweltfreundliche Elektrofahrzeuge
(§ 9 Abs. 2 KraftStG),

- seit 1. Juli 1979 auf Antrag die Nichterhebung der Kraftfahrzeugsteuer fir iiberzihlige Kraftfahrzeu-
ganhanger (§ 10 KraftStG) zum Abbau von Wettbewerbsverzerrungen, insbesondere im internationalen
Verkehr,

- die Mineralélsteuerbefreiung von Schwerdlen als Betriebsstoff fiir die gewerbliche Binnenschiffahrt zur
Angleichung der Wettbewerbsverhéltnisse der auf anderen Wasserstrafien verkehrenden Schiffahrt an
die aufgrund internationaler Vertrage fiir das Rheinstromgebiet geltende Abgabebefreiung (§ 7 MinéStG
und § 9 Abs. 2 Min6StDV),

- die Mineralélsteuerbefreiung fiir Luftfahrtbetriebsstoffe zur Verwendung im inldndischen Fluglinien-
und fluglinienidhnlichen Verkehr (§ 8 Abs. 3 Nr. 4 MinéStG).

Anderungen im Zeitablauf:
Zul:

1982 wurde riickwirkend fiir das Jahr 1981 letztmals eine Betriebsbeihilfe fiir den Werkfernverkehr im Zonen-
randgebiet und in den Frachthilfegebieten in Form einer teilweisen Riickerstattung der Mineralolsteuer fur
versteuertes Gasol gezahilt.

1971 bis 1983 hat der Bund Verkehrsbetrieben mit schienengebundenen Fahrzeugen (ohne Bundesbahn und
Bundespost) Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasél gewdhrt.

1972 bis 1983 wurden Verkehrsbetrieben des éffentlichen Personennahverkehrs Zuschiisse zur Verbilligung,
von Gasol bewilligt.

Zu2:
Von 1972 bis 1979 war die Kraftfahrzeugsteuer um 25 v.H. fiir iiberschwere Anhanger zur Durchfiihrung von
Schwer- und Grofiraumtransporten ermaBigt.

Verkehr innerhalb des Bundesgebietes

1. Eisenbahnstatistik (Statistik der Personen- und Giiterbeforderung auf Eisenbahnen)
Datennachweis: ab 1966 )

2. Statistik des gewerblichen Fernverkehrs und des Werkfernverkehrs
Datennachweis: ab 1962

3. Rohrfernleitungsstatistik
Datennachweis: ab 1962
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4. Statistik des Schiffs- und Giiterverkehrs auf den Binnenwasserstrafien
Datennachweis: ab 1962

5. Statistik des Giiterverkehrs iiber See
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Beforderung von Giitern von einem Ort im Bundesgebiet zu einem anderen Ort im Bundesgebiet.

In der Statistik des Schiffs- und Giiterverkehrs auf den Binnenwasserstrafien z&hlt hierzu der Verkehr der Bin-
nenhiifen untereinander und der Verkehr zwischen Binnen- und Kiistenhéfen.

In der Statistik des Schiffs- und Giiterverkehrs iiber See zihlt hierzu der Verkehr der Kiistenhifen untereinan-
der sowie der Verkehr zwischen Kiistenhiifen und Binnenhifen.

Verkehr mit Mietomnibussen

Statistik der Personenbeférderung im Straienverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Verkehr mit Mietomnibussen ist die Beforderung von Personen mit Kraftomnibussen, die nur im ganzen zur
Beforderung angemietet werden und mit denen der Unternehmer Fahrten ausfiihrt, deren Zweck, Ziel und Ab-
lauf der Mieter bestimmt. Die Teilnehmer miissen ein zusammengehdriger Personenkreis und iiber Ziel und
Ablauf der Fahrt einig sein.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis September 1984 war Gelegenheitsverkehr mit Pkw in den drei Verkehrsformen >>> Ausflugsfahrten,

>>> Ferienziel-Reisen und Mietomnibusverkehr eingeschlossen, soweit die Pkw 8 Fahrgastplétze hatten und
von >>> Unternehmen des Kraftomnibusverkehrs eingesetzt wurden. Bis einschl. III. Quartal 1984 bzw. Be-
richtsjahr 1984 ist Pkw-Verkehr in den Ergebnissen enthalten. Weitere Anderungen des Berichtskreises der zur
Verkehrsstatistik auskunftspflichtigen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).

-

Verkehrseinnahmen

1. Statistik der Personenbeférderung im StraBenverkehr
Datennachweis: 1952 bis 1980

Begriffsinhalt:

Marktliche Entgelte fiir Beforderungsleistungen von >>> Unternehmen im genehmigungspflichtigen gewerbli-
chen Strafienpersonenverkehr der zum Teil in der "Verkehrsstatistik" der Statistik der Personenbeforderung im
StraBenverkehr auskunfispflichtigen Unternehmen, d.h. Erlése aus dem Fahrkartenverkauf im

>>> Linienverkehr und fiir Beforderungsleistungen im >>> Gelegenheitsverkehr (echter Fahrkostenanteil).

Einnahmen aus dem >>> Freigestellten Schiilerverkehr sind nach Abs. 1 ausgeschlossen, weil er nicht geneh-
migungspflichtig ist. '
Marktliche Entgelte fiir Beforderungsleistungen sind nur die beim Verkauf von Fahrausweisen fiir die Perso-
nenbeforderung im StraBenverkehr erzielten Einnahmen. Beim >>> Gelegenheitsverkehr sind auf Unterbrin-
gung und Verpflegung entfallene Betrige des Gesamtentgelts abgezogen. Nicht beriicksichtigt sind ferner Erl6-
se aus anderen wirtschaftlichen Titigkeiten (z.B. Reklame, Pachten usw.) sowie die Abgeltungszahlungen und
andere Zuschiisse der éffentlichen Hand. Die Angaben enthalten - entsprechend dem Bruttosystem bei den
verkauften Fahrausweisen - auch die Umsatz- (Mehrwert- ) steuerbetrige.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1. Quartal 1984 bzw. Berichtsjahr 1984 ist der StraBenpersonenverkehr mit PKW enthalten.
Weitere Anderungen ergeben sich durch Anderungen im Berichtskreis der zur Verkehrsstatistik auskunfts-
pflichtigen >>> Unternehmen. -
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Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2.1 Eisenbahnstatistik (Bestands- und Betriebsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

2.2 Eisenbahnstatistik (Statistik der Personen- und Giiterbeforderung auf Eisenbahnen)
Datennachweis: ab 1969

Begriffsinhalt:

Entgelte fiir Beforderungsleistungen, die von Eisenbahnunternehmen im Schienen- und Schiffsverkehr erbracht
werden.

Zu den Verkehrsleistungen ziihlen die Beforderung von Personen und Giitern, nicht aber andere wirtschaftliche
Titigkeiten (Werbung, Verpachtung u.a.m.).

Die Verkehrseinnahmen umfassen die >>> Verkehrseinnahmen (Exprefgut-, Giiterverkehr) und die Verkehr-
seinnahmen (Personen- und Gepiackbefoérderung).

Die "Verkehrseinnahmen (Exprefgut-, Giiterverkehr)" umfassen die Einnahmen aus der Beférderung von Gii-
tern und die Einnahmen aus dem Exprefgutverkehr.

Letztere sind Entgelte fiir Kleingut, das mit der ExpreBgutkarte abgefertigt und in der Regel in Reiseziigen be-
fordert wird.

Die "Verkehrseinnahmen (Personen- und Gepéckbeforderung)" umfassen die Einnahmen aus Personenbeforde-

rung und die Einnahmen aus dem Gepéckverkehr, zu denen alle Entgelte fiir abgefertigtes Gepack (einschl.
Fahrrider auf Fahrradhalter, Auto im Reisezug usw.) gehdren.

In den Einnahmen aus Personen- und Gepéckverkehr sind die Einnahmen aus der Beforderung von Personen
und Gepick der Bundeswehr und der stationierten Streitkréfte nicht enthalten.
Die Verkehrseinnahmen werden einschl. Beforderungs- bzw. Umsatz-(Mehrwert-) steuer nachgewiesen.

Begriffsbeziehungen:

"Verkehrseinnahmen (ExpreBgut-, Giiterverkehr)" sind vergleichbar abgegrenzt wie die >>> Frachteinnahmen
‘des deutschen gewerblichen Giiterfernverkehrs (Statistiken des gewerblichen Giiter- und Mdbelfernverkehrs
und des Werkfernverkehrs).

Die "Verkehrseinnahmen (Personen- und Gepickbeforderung)" (Eisenbahnstatistik) sind vergleichbar abge-
grenzt wie die "Verkehrseinnahmen aus Personenbeforderung” (Statistik der Personenbeforderung im Straflen-
verkehr). Die "Verkehrseinnahmen aus Personenbeférderung" im Strafienverkehr sind vollstandig im

>>> Umsatz im StraBenpersonenverkehr (Statistik der Personenbeforderung im Strafenverkehr enthalten.

Verkehrsfliiche

Flichenerhebung
Datennachweis: ab 1979; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost mit den Ergebnissen aus der Ethebung 1993 vorgesehen

Begriffsinhalt:
Flichen, die dem Strafien-, Schienen-, Luft- oder Schiffsverkehr dienen.
Zu den nach allgemeiner Auffassung als Strafie oder Weg bezeichneten Flichen gehdren gewShnlich auch die

Trenn- und Seitenstreifen, Briicken, Griben und Boschungen, Rad- und Gehwege, Parkstreifen und dhnliche
Einrichtungen.

Als Platz werden Flichen bezeichnet, die zum Abstellen von Fahrzeugen, Abhalten von Mérkten und Durch-
fiihren von Veranstaltungen dienen. '

Schiffsverkehrsflichen beinhalten nur Fldchen zu Lande, die dem Schiffsverkehr dienen (z.B. Anlegestellen,
Hafenanlagen).

Werkstraflen, Lagerplitze, Gleisanlagen und Verladerampen, die zu einem Betriebsgeldnde gehéren, zihlen
dagegen nicht zur Verkehrsfliche, sondern werden bei den >>> Gebaude- und Freiflichen fiir Gewerbe und In-
dustrie nachgewiesen.
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Verkehrs- und Nachrichtenwesen

1. Rechnungsstatistik

Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik

Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir

die Verwaltung des Verkehrs und des Nachrichtenwesens

Ausgaben des Bundes und der Lander fiir die Verwaltung des StraBen- und Briickenbaues (z.B. Landesamt
fiir StraBenbau, StraBenbaudirektion, Stralenbauamt, Autobahnamt), der Wasserstrafien und Héfen (z.B.
Bundeswasser und Schiffahrtsverwaltung, Wasserbauamt) und fiir sonstige Verwaltungsbehorden (z.B.
Kraftfahrt-Bundesamt, Bundesanstalt fiir Stralenwesen),

Straflen

Bauunterhaltung und Betrieb von Bundesautobahnen, BundesstraBen, Landesstrafien, Kreisstrafien und
Gemeindestrafien, Wegen, Plitzen, Briicken, Parkhausern, Bauhéfen der Stadtstaaten und sonstige Mafi-
nahmen (z.B. Verkehrserziehung, Verkehrsunfallverhiitung, verkehrswissenschaftliche Untersuchungen);

Wasserstrafien und Hifen, Férderung der Schiffahrt

Bauunterhaltung und Betrieb von Wasserstrafien und Héfen, Schiffahrtssicherung, Seezeichendienst, Lot-
senwesen, Hydrographischer Dienst, Schleppdienst usw. und besondere Einrichtungen (z.B. Bundesanstal-
ten fiir Wasserbau und fiir Gewdsserkunde, Deutsches Hydrographisches Institut); Beteiligungen an der Fi-
nanzierung des Ausbaues von Schiffahrtswegen durch Gesellschaften; Férderung der Binnen- und See-
schiffahrt (z.B. Abwrackhilfen, Darlehen und Zuschiisse zum Bau oder zum Kauf von Handels- und See-
schiffen),

Schienenverkehr
schienengebundener éffentlicher Personennahverkehr (z.B. U-Bahn-Bauten, Verbilligung von Gasél zum
Betrieb schienengebundener Fahrzeuge), :

Luftfahrt

Flugsicherung ( Bundesanstalt fiir Flugsicherung), Luftfahrt Bundesamt, Forderung des Luftreiseverkehrs
mit Berlin, von Luftfahrt-Organisationen u.d.;

Sonstiges

Wetterdienst (Anstalt "Deutscher Wetterdienst"), Nachrichtenwesen, Rundfunkanstalten und Fernsehen)
sowie allgemeine Férderungsmafinahmen des Verkehrs (z.B. Beihilfen zur Sicherung des Giiterverkehrs
nach Berlin, des Werkfernverkehrs mit Lastkraftwagen u.4.). '

Ausgaben im Zusammenhang mit der Deutschen Bundesbahn und Deutschen Bundespost sowie Ausgaben fiir
Verkehrsunternehmen sind nicht hier, sondern im Aufgabenbereich >>> Wirtschaftsunternehmen nachgewie-
sen.

Ausgaben der Gemeinden/Gemeindeverbénde fiir die Férderung des Nahverkehrs, der Schiffahrt und des Luft-
verkehrs sind nicht hier, sondern im Aufgabenbereich >>> Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienst-
leistungen nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1973 sind hier auch die Ausgaben der Gemeinden/Gemeindeverbande fiir die Tiefbauverwaltung und die
Bauhofe enthalten, die ab 1974 in den Aufgabenbereichen >>> Politische Fithrung und zentrale Verwaltung
und >>> Kommunale Gemeinschaftsdienste nachgewiesen werden.

Bis 1973 sind hier auch die Ausgaben der Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern und der Gemeinde-
verbinde fiir die Férderung des Nahverkehrs (Verkehrsunternehmen), der Schiffahrt und des Luftverkehrs
nachgewiesen.

In der Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben fiir die Gemeinden (mit 10 000 und mehr Einwohnern) und die
Gemeindeverbinde nur in den Jahren 1970 bis 1973 vor.
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Verletzte Personen

1. Statistik der StraBenverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Personen, die bei Unfillen im Fahrverkehr auf ffentlichen Wegen und Plitzen Kérperschiden erlitten haben.
Verletzte Personen, die in eine Krankenanstalt aufgenommen werden, gelten als Schwerverletzte; erfolgt keine
stationire Behandlung, so gelten sie als Leichtverletzte.

Unfille, die FuBginger allein betreffen (z.B. Sturz bei Glatteis) und Unfille, die sich auf Privatgrundstiicken
ereignen, werden nicht erfafit.

Einbezogen werden aber Unfille, bei denen Teilnehmer am StraBenverkehr im Bereich von Eisenbahnen ver-
letzt werden. Bei Unfillen, die sowohl dem Strafien- als auch dem Bahnverkehr zuzurechnen sind
(hauptsichlich Unfille, bei denen Personen oder Fahrzeuge auf schienengleichen Bahniibergingen von Ziigen
erfaBt werden), werden z.B. die verletzten Zugreisenden sowohl in der Statistik der Straienverkehrsunfille als
auch in der Eisenbahnunfallstatistik beriicksichtigt.

Personen, die innerhalb 30 Tagen an den Unfallfolgen sterben, rechnen nicht zu den verletzten, sondern zu den
>>> getéteten Personen.

2. Eisenbahnunfallstatistik
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Reisende, Bedienstete oder bahnfremde Personen, die bei Bahnunfillen verletzt werden.

"ErfaBt werden alle bei Zugentgleisungen oder Zugzusammenstfien oder durch persénliche Unfalle im Bereich
von Eisenbahnen Verletzten, ebenso Wegebenutzer aller Art, die durch den Zugverkehr Verletzungen erleiden.

Nicht in der Eisenbahnunfallstatistik, sondern in der Statistik der StraBenverkehrsunfille werden Personen er-
faBt, die im Bereich von Stadtschnellbahnen, die nicht von der Deutschen Bundesbahn betrieben werden, von
Strafenbahnen 0.4. verungliicken.

Einbezogen werden aber Unfille, bei denen Teilnehmer am Straflenverkehr im Bereich von Eisenbahnen ver-
letzt werden. Bei Unfillen, die sowohl dem Strafien- als auch dem Bahnverkehr zuzurechnen sind
(hauptsichlich Unfille, bei denen Personen oder Fahrzeuge auf schienengleichen Bahniibergingen von Ziigen
erfaBt werden), werden z.B. die verletzten Insassen von Kraftfahrzeugen sowohl in der Eisenbahnunfallstatistik
als auch in der Statistik der StraBenverkehrsunfille beriicksichtigt.

Personen, die innerhalb 30 Tagen an den Unfallfolgen sterben, rechnen nicht zu den verletzten, sondern zu den
>>> getdteten Personen.

3. Statistik der Luftverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Personen, die bei Flugverkehrs- oder Flugbetriebsunfallen ziviler Luftfahrzeuge verletzt werden.

Einbezogen werden alle Unfzlle im gewerblichen und nichtgewerblichen Luftverkehr, also auch Unfalle im
privaten Reise-, Sportmotor- und Segelflugbetrieb, im Werksverkehr und Schulflugbetrieb, bei denen Men-
schen (Fahrgiste, Piloten, Angehérige des Flug- oder Bodenpersonals oder sonstige Personen) verletzt werden.

Beriicksichtigt werden auch Unfalle bei der Abfertigung auf dem Vorfeld oder beim Rollen der Luftfahrzeuge,
nicht aber Unfille bei Wartungs- und Uberholungsarbeiten in Werften und Reparaturhallen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1968 rechneten Personen, die innerhalb 30 Tagen an den Unfallfolgen starben, nicht zu den ver-
letzten, sondern zu den >>> getéteten Personen. :

4, Statistik der Unfille auf den Binnenwasserstrafien
Datennachweis: ab 1959
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Begriffsinhalt:
Personen, die bei Verkehrsunfallen auf den Binnenwasserstrafien oder in den Binnenhifen verletzt werden.
Einbezogen werden nur Unfille im Schiffsverkehr (z.B. ZusammenstoBe, Auflaufen), bei denen Mitglieder der

Besatzung, Fahrgiste oder sonstige Personen verletzt werden. Nicht einbezogen -werden Schiffsbetriebsunfille
(z.B. Feuer, Explosionen) und andere Unfille.

Verlorene Arbeitstage

Statistik der Streiks und Aussperrungen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Arbeitstage, die durch Streiks und/oder Aussperrungen verloren gehen (Ausfalltage).

In die Statistik der Streiks und Aussperrungen werden nur diejenigen Arbeitskdmpfe einbezogen, an denen
mindestens 10 Arbeitnehmer beteiligt waren und die mindestens einen Tag dauerten oder durch die - unter Be-
riicksichtigung aller an der Arbeitseinstellung beteiligten bzw. von ihr betroffenen >>> Arbeitnehmer - ein
Verlust von mehr als 100 Arbeitstagen entstanden ist.

Verluste

1.1 Einkommensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1961

1.2 Kérperschaftsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Negative Betrige, die sich bei der Berechnung des >>> Einkommens ergeben. Zur naheren Erlauterung der
einzelnen Betriige siehe unter >>> Einkommen und >>> Gesamtbetrag der Einkiinfte.

Begriffsbeziehungen:
Zu den Verlusten zihlen die negativen Einkommensbetrage der unbeschrankt

>>> Einkommensteuerpflichtigen bzw. Kérperschaftsteuerpflichtigen, zu den Einkommen nur die positiven
Einkommensbetrége.

2. Statistik der Konkurs- und Vergleichsverfahren
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Glaubigerverluste, die fiir abgewickelte Konkurse (Konkurse mit Masse, Konkurse ohne Masse) sowie fiir
>>> abgewickelte Erlafivergleiche festgestellt werden.

Die Gliubigerverluste ergeben sich als Unterschiedsbetrag zwischen den von den Amtsgerichten anerkannten
>>> Forderungen der Gliubiger.und der Teilungsmasse, die zur Deckung der Verbindlichkeiten der

>>> Gemeinschuldner zur Verfiigung steht. Als Teilungsmasse gilt die durch Ab- und Aussonderung sowie
durch Masseschulden und Massekosten geschmailerte Konkursmasse. -

Ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gilt als abgewickelt, wenn der finanzielle Ausgang des Verfahrens
feststeht. Einbezogen werden alle Verfahren, die bis zum Ende des auf das Jahr ihrer Eréffnung (Berichtsjahr)
folgenden Jahres finanziell abgewickelt sind. Das Konkursverfahren bezweckt eine gleichzeitige und gleich-
maBige Verteilung des Vermdgens eines zahlungsunfahigen und/oder iiberschuldeten Schuldners (des Gemein-
schuldners) an die Glaubiger unter Leitung des Konkursgerichts. Konkurse ohne Masse sind Konkursverfah-
ren, die nach Eréffnung mangels Masse eingestellt werden.

Durch ein Vergleichsverfahren soll der Konkurs bei einem zahlungsunféhigen und/oder iiberschuldeten wiirdi-
gen Schuldner abgewendet werden. Als ErlaBvergleich gilt ein das Vergleichsverfahren abschlieflender Ver-
gleich, in dem der Vergleichsschuldner den Vergleichsglaubigern Zahlung ihrer Forderungen zu einem be-
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stimmten Prozentsatz (mindestens 35 %) verspricht und dem Vergleichsschuldner die Restschuld erlassen
wird.

Verlustfille

1. Einkommensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Unbeschrinkt >>> Einkommensteuerpflichtige, bei denen die Veranlagung zur Einkommensteuer zu einem
negativen >>> Einkommen (= Verlust) gefiihrt hat.

Bei den Verlustfillen kann es sich um Einkommensteuerpflichtige mit positivem oder mit negativem

>>> Gesamtbetrag der Einkiinfte handeln: Steuerpflichtige mit positivem Gesamtbetrag der Einkiinfte kénnen
zu Verlustfillen werden, wenn sich nach Abzug bestimmter Betrage vom >>> Gesamtbetrag der Einkiinfte
(insbesondere beim Verlustabzug) negative Einkommensbetrige (>>> Verluste) ergeben. Bei Steuerpflichtigen,
die bereits einen negativen Gesamtbetrag der Einkiinfte aufweisen, wurden Verluste aus einzelnen Einkunftsar-
ten tiicht durch evtl. vorhandene Einkiinfte aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen.

Entsprechend dem Veranlagungsverfahren kann es sich bei den Verlustfillen um Einzelpersonen (Ledige, Ge-
schiedene, Verwitwete, getrennt veranlagte Ehegatten) oder um zusammenveranlagte Ehegatten handeln.

Begriffsbeziehungen:

Zu den Verlustfillen zihlen unbeschrinkt Einkommensteuerpflichtige mit negativem Einkommen (
>>> Verluste), zu den Einkommensteuerpflichtigen (Einkommensteuerstatistik) nur solche mit positivem Ein-
kommen.

2. Korperschaftsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1961

Begriffsinhalt:

Unbeschrinkt steuerpflichtige juristische Personen (ohne Organgesellschaften), bei denen die Veranlagung zur
Kérperschaftsteuer zu einem negativen >>> Einkommen (= Verlust) gefiihrt hat.

Bei den Verlustfillen kann es sich um Kérperschaftsteuerpflichtige mit positivem oder negativem

>>> Gesamtbetrag der Einkiinfte handeln.

Zur Erlauterung der von der unbeschriinkten Korperschaftsteuerpflicht betroffenen juristischen Personen siehe
unter Kérperschaftsteuerpflichtige. (Zu Einzelheiten siehe insbesondere 1-6 Korperschaftsteuergesetz).

Begriffsbeziehungen:

Zu den Verlustfallen zéhlen unbeschrinkt Képerschaftsteuerpflichtige mit negativem Einkommen, zu den
>>> K 6rperschaftsteuerpflichtigen (Kérperschaftsteuerstatistik nur solche mit positivem Einkommen.)

Vermehrungs- und Anzuchtfliichen

Gemiiseanbauerhebung
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Jede Fliche auf dem Freiland, von der im Laufe des Erhebungsjahres verkaufsfertige Erzeugnisse gewonnen
werden und jede Fliche unter Glas oder Kunststoff, von der im Laufe des Erhebungsjahres Samen, Stecklinge
oder Jungpflanzen gewonnen werden. ‘
Vermehrungs- und Anzuchtflichen auf dem Freiland werden untergliedert nach Vermehrungsflachen von
Blumenzwiebeln zur Erzeugung von Zwiebeln, Anzuchtflichen von Maiblumen zur Erzeugung von Keimen,
Vermehrungs- bzw. Anzuchtflichen von Blumenknollen zur Erzeugung von Knollen, Vermehrungsflachen von
Blumensamen, Anzuchtflichen von Stauden zur Erzeugung von Pflanzware und Anzuchtfldchen von sonstigen
Frithlings- und Sommerblumen zur Erzeugung von Pflanzware.
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Vermehrungs- und Anzuchtflichen unter Glas oder Kunststoff werden untergliedert nach Flidchen der Samen-
trager und Mutterpflanzen sowie Vermehrungs- und Anzuchtflichen fiir Stecklinge und Jungpflanzen von
Beet- und Balkonpflanzen, Sonstigen bliihenden Pflanzen, Griinpflanzen und Kakteen.

Vermogensbildung

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Summe aus >>> Ersparnis und Saldo der >>> Vermdgensiibertragungen (empfangene abziiglich geleistete
Vermogensiibertragungen) der Sektoren. :

Die Vermdgensbildung umfafit aufier der >>> Sachvermdgensbildung (Nettoanlageinvestitionen und
>>> Vorratsverinderung) den >>> Finanzierungssaldo der Sektoren (Verdnderung der Forderungen abziiglich
Verinderung der Verbindlichkeiten). ‘

2. Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Férderung der Vermégensbildung durch Gewéhrung von Pramien nach dem Spar Primiengesetz und dem
Wohnungsbau-Pramiengesetz und durch Gewédhrung von Leistungen nach dem Gesetz zur Forderung der Ver-
mégensbildung der Arbeitnehmer.

Nach dem Spar-Pramiengesetz kénnen natiirliche Personen fiir Sparbeitrége, die aufgrund von vor dem

13. November 1980 abgeschlossenen Vertrigen geleistet werden, eine Pramie erhalten, wenn die Sparbeitrige
nicht nach dem Wohnungsbau-Primiengesetz begiinstigt sind, die Sparbeitrige keine vermogenswirksamen
Leistungen darstellen, fiir die eine Arbeitnehmersparzulage gewahrt wird und das Einkommen eine bestimmte
Einkommensgrenze nicht iibersteigt.

Die Héhe der Priimie bemifBt sich auf 14 v.H. der im Kalenderjahr geleisteten Sparbeitrédge von héchstens 800
DM bzw. 1 000 DM bei Ehegatten zuziiglich 2 v.H. fiir jedes Kind. Sie wird auf Antrag nach Ablauf eines Ka-
lenderjahres fiir die Sparleistungen des vorhergehenden Jahres gewéhrt.

Die Zahlung der Sparpramie erfolgt erst mit Ablauf der Festlegungsfrist fiir die Gesamtlaufzeit eines Sparver-
trages. Die Leistungen trigt der Bund allein. Zu Einzelheiten siehe Punkt 1a unter >>> Sparforderung und
Vermogensbildung,

Eine Priamie nach dem Wohnungsbau-Pramiengesetz kénnen natiirliche Personen erhalten, wenn sie unbe-
schrinkt einkommensteuerpflichtig im Sinne des Einkommensteuergesetzes sind und Aufwendungen zur For-
derung des Wohnungsbaus gemacht haben.

Voraussetzung ist, daB die Aufwendungen nicht vermogenswirksame Leistungen sind, fiir die eine Arbeitneh-
mer-Sparzulage des Vermogensbildungsgesetzes gewahrt wird und das maBgebende Einkommen eine bestimm-
te Einkommensgrenze nicht iibersteigt.

Die Leistungen nach dem Wohnungsbau-Pramiengesetz tragen Bund und Linder je zur Hilfte. Zu Einzelheiten
siche unter >>> Pramien nach dem Wohnungsbau-Pramiengesetz zur Férderung des Wohnungsbaus.

Arbeitnehmer, die Einkiinfte aus nichtselbstindiger Arbeit beziehen, erhalten nach dem Vermogensbildungsge-
setz eine Arbeitnehmer-Sparzulage, wenn das zu versteuernde Einkommen im Kalenderjahr der vermogens-
wirksamen Leistung eine bestimmte Einkommensgrenze nicht ibersteigt und die vermogenswirksame Leistung
im Kalenderjahr nicht hoher als 624 DM ist.

Die Arbeitnehmer-Sparzulage wird von Bund, Léndern und Gemeinden aﬁs dem Lohnsteueraufkommen fi-
nanziert. Zu Einzelheiten siche Punkt 2c unter Sparférderung und Vermégensbildung,

Um kleineren und mittleren Unternehmen die Gewahrung zusitzlicher vermégenswirksamer Leistungen an die
Arbeitnehmer zu erleichtern, erméBigt sich fiir Steuerpflichtige, die nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschéfti-
gen und die aufgrund eines Tarifvertrages oder einer Betriebsvereinbarung vermdgenswirksame Leistungen
nach dem Vermogensbildungsgesetz erbringen, die Einkommen- oder Koperschaftsteuer fiir den Veranla-
gungszeitraum, in dem die Leistunigen erbracht worden sind, um 15 v.H. der Summe der vermdgenswirksamen
Leistungen, hochstens aber um insgesamt 3 000 DM.
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Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1981 ermiBigte sich die Einkommen- oder Vermdgensteuer fir Steuerpflichtige, die nicht mehr als
50 Arbeitnehmer beschiftigen und diesen zusétzliche vermégenswirksame Leistungen gewiéhrten, um 30 v.H.
der Summe der vermogenswirksamen Leistungen, hochstens aber um insgesamt 6 000 DM.

Zu den die Priamien nach dem Spar-Pramiengesetz und den die Arbeitnehmer Sparzulage betreffenden Ande-
rungen im Zeitablauf siehe unter Sparférderung und Vermogensbildung,

Zu den die Primien nach dem Wohnungsbau-Primiengesetz betreffenden Anderungen im Zeitablauf siehe dort.

Begriffsbeziehungen:

Die in den Subventionsberichten unter Sparforderung und Vermdgensbildung zusammengefaBten Finanzhilfen
und Steuervergiinstigungen umfassen neben den hier nachgewiesenen Leistungen zusitzlich noch einige Steu-
ervergiinstigungen aufgrund des Einkommensteuergesetzes, und zwar die Lohn- und Einkommensteuerbefrei-
ung fiir den beim Bezug von Belegschaftsaktien eingerdumten Kursvorteil, die >>> steuerliche Begilinstigung
von Beitréigen an Bausparkassen sowie den Sparer-Freibetrag bei Einkiinften aus Kapitalvermogen. Wahrend
der Sparer-Freibetrag und die Steuerbefreiung beim Bezug von Belegschaftsaktien nicht in das Sozialbudget
einbezogen sind, wird die steuerliche Begiinstigung von Beitragen an Bausparkassen unter

>>> SteuerermiBigungen nachgewiesen.

Vermdogenseinkommen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Bestandteil der >>> Einkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermégen, der >>> Zinsen, Nettopachten und
Einkommen aus immateriellen Werten sowie Dividenden und sonstige >>> Ausschiittungen der Unternehmen
mit eigener Rechtspersonlichkeit umfaft. Enthalten sind ferner die Ablieferungen und Uberschiisse der éffent-
lichen Unternehmen ohne eigene Rechtspersénlichkeit.

Vermogensteuer

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Steuer, die nach dem Vermégensteuergesetz auf das Vermégen der unbeschrinkt und beschrénkt
>>> Vermégensteuerpflichtigen erhoben wird.

Unbeschrinkt vermégensteuerpflichtig sind natiirliche Personen mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt
im Inland sowie Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermogensmassen, die im Inland ihre Geschifts-
leitung oder ihren Sitz haben. Beschrinkt vermogensteuerpflichtig sind natiirliche Personen, die im Inland we-
der einen Wohnsitz noch ihren gewshnlichen Aufenthalt haben, und Korperschaften, Personenvereinigungen
und Vermogensmassen, die im Inland weder ihre Geschiftsleitung noch ihren Sitz haben.

Die unbeschrinkte Steuerpflicht erstreckt sich auf das gesamte inldndische und ausldndische Vermogen eines
Steuerpflichtigen, soweit es nicht aufgrund besonderer Vorschriften (z.B. eines Abkommens zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung mit einem auslindischen Staat) von der Vermogensteuer befreit ist.

Von der Vermégensteuer sind unter anderem die Deutsche Bundespost, Deutsche Bundesbahn, Deutsche Bun-
desbank sowie die gemeinniitzigen, mildtitigen oder kirchlichen Zwecken dienenden Kérperschaften und
Vermogensmassen befreit.

Allgemein ausgenommen von der unbeschrankten Steuerpflicht sind Vermogensgegenstinde, die auf das ehe-
malige Wihrungsgebiet der Mark der ehem DDR entfallen. Das gleiche gilt fur Nutzungsrechte an solchen Ge-
genstinden.
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Der beschriinkten Steuerpflicht unterliegt lediglich das Inlandsvermdgen, sofern es einen Steuerwert von min-
destens 20 000 DM hat.

Bemessungsgrundlage fiir die Vermogensteuer ist das Gesamtvermogen eines Steuerpflichtigen, das nach Ab-
zug der personlichen Freibetrége zum steuerpflichtigen Vermogen wird.

Fiir die Ermittlung des Gesamtvermégens sind die Vorschriften des Bewertungsgesetzes mafigebend. Bei Ver-
anlagung einer unbeschrénkt steuerpflichtigen natiirlichen Person bleiben 70 000 DM steuerfrei (bei Zusam-
menveranlagung je weitere 70 000 DM fiir den Ehegatten und die Kinder); Gewihrung von Altersfreibetragen
nach Mafgabe des § 6 Abs. 3 und 4 Vermogensteuergesetz. Weitere Freibetrige/Freigrenzen (unter anderem
fiir nichtgewerbliches Kapitalvermogen) nach der Zahl der zusammenveranlagten Personen. Die mit dem land-
und forstwirtschaftlichen Vermégen, dem Grundvermdgen und dem sonstigen Vermogen im wirtschaftlichen
Zusammenhang stehenden Schulden und Lasten werden fur Zwecke der Vermogensbesteuerung nicht bei der
Ermittlung des Werts der einzelnen Vermogensarten, sondern erst bei der Ermittlung des Gesamtvermégens
beriicksichtigt, und zwar werden von dem gesamten Rohvermogen alle Schulden abgesetzt, die nicht bereits bei
der Ermittlung des Betriebsvermdgens als Betriebsschulden beriicksichtigt worden sind und nicht mit Gegen-
stinden im wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, die wie z.B. Hausrat, steuerfrei bleiben.

Bei der Ermittlung des sonstigen Vermégens besteht eine Reihe von Vergiinstigungen. So enthélt das Bewer-
tungsgesetz einen umfangreichen Katalog von Vorschriften, die bestimmen, welche Wirtschaftsgiiter aulerhalb
des Betriebsvermogens der Vermégensteuer zu unterwerfen sind oder ganz oder teilweise unberiicksichtigt
bleiben.

Gehort zum Gesamtvermégen Betriebsvermdgen, fiir das ein Einheitswert festgestellt ist, und ist dieses Be-
triebsvermdgen insgesamt positiv, so bleibt es bei der Ermittlung des Gesamtvermogens bis zu einem Betrag
von 125 000 DM auBer Ansatz. Der iibersteigende Teil wird nur mit 75 v.H. angesetzt. Betriebsvermogen, das
auf Handelsschiffe entfallt, wird nur mit 50 v.H. angesetzt. Die vorstehenden Regelungen gelten im Fall der
Zusammenveranlagung fiir jeden Beteiligten, soweit ihm Betriebsvermogen zugerechnet wird.

Auf das steuerpflichtige Vermogen wird eine Vermogensteuer von jahrlich 0,5 v.H. erhoben (bei Korperschaf-
ten 0,6 v.H.).

Da das Vermdgen in aller Regel keinen so grofien Schwankungen unterworfen ist wie die Umsétze oder Ein-
kommen, wird die allgemeine Veranlagung der Vermogensteuer regelmaBig in Zeitabstinden von drei Jahren
vorgenommen (Hauptveranlagung zuletzt: 1. 1. 1986). Nur in Ausnahmefillen wird die Vermégensteuer fiir
einen kiirzeren Zeitabschnitt veranlagt (Neuveranlagung bei grofieren Vermégens- oder Wertinderungen und
bei Anderungen in der Zusammenveranlagung, Nachveranlagung wenn wahrend eines Hauptveranlagungszeit-
raums die Steuerpflicht neu begriindet wird oder sich dndert).

Vorauszahlungen der Vermégensteuer erfolgen am 10. Februar, 10. Mai, 10. August und 10. November
(zugleich Termin fiir die in einem Betrag zu entrichtende Jahressteuer bis 500 DM) jeden Jahres in Héhe eines
Viertels der zuletzt festgesetzten Jahressteuer, die bei der - normalerweise im Abstand von 3 Jahren durchge-
fiilhrten - Hauptveranlagung neu ermittelt wird.

Das Finanzamt kann die Steuer auch an die sich fiir das Kalenderjahr voraussichtlich ergebende Steuer anpas-
sen. AbschluBzahlungen sind nach der Hauptveranlagung, die gewohnlich 1 bis 2 Jahre nach dem Hauptveran-
lagungszeitpunkt erfolgt, zu leisten, so dafl das Vermégensteueraufkommen der wirtschaftlichen Entwicklung

mit Verzogerung von etwa 1 1/2 Jahren folgt.

Bei der Vermogensteuer handelt es sich um eine >>> Landessteuer.

Anderungen im Zeitablauf:

Das Vermogensteuerrecht ist im Zeitablauf haufig geéndert worden. Die gesetzlichen Anderungen haben vor
allem die Vermogensbewertung, die Freibetrige, die Steuervergiinstigungen und die Steuersitze betroffen. Die
letzteren entwickelten sich wie folgt:

1972, 1973: 1,0v.H
1974 : 0,7vH. -
1975 - 1977 0,7 v.H. (natiirliche Personen)

1,0 v.H. (nichtnatiirliche Personen)
1978 - 1983: 0,5 v.H. (natiirliche Personen)

0,7 v.H. (nichtnatiirliche Personen)
1984 - 0,5 v.H. (natiirliche Personen)

0,6 v.H. (nichtnatiirliche Personen).
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Zu den ErmaBigungen im Zusammenhang mit der nach § 31 LAG festgesetzten Vermogensabgabeschuld siche
unter >>> Vermogensteuerschuld.

1974 wurden die Freibetrige stark erhoht, so wurde u.a. der "Grundfreibetrag" von 20 000 DM auf 70 000 DM
heraufgesetzt und die Altersfreibetrége auf 10 000 bzw. 50 000 DM verdoppelt. Ab 1980 Erhéhung der Be-
steuerungsgrenze bei nichtnatiirlichen Personen und bei beschrinkt Steuerpflichtigen von 10 000 auf

20 000 DM.

Zwischen 1977 und 1983 wurden Vergiinstigungen im Sparkassen- und Kreditwesen sowie im Versorgungsbe-
reich eingeschrinkt bzw. beseitigt.

1974 wurden bei der Einheitsbewertung des Grundbesitzes erstmals die nach den Wertverhiltnissen vom 1. 1.
1964 festgestellten und ggf. fortgeschriebenen Einheitswerte angewendet, zuvor wurde nach den Wertverhalt-
nissen des Jahres 1935 (Saarland 1936) ermittelt. Um die Wertsteigerungen zwischen 1964 und 1974 zu be-
riicksichtigen, wurden der Vermogensteuer die Einheitswerte des Grundvermégens (einschl. der entsprechen-
den Betriebsgrundstiicke) mit einem pauschalen Zuschlag von 40 v.H. zugrunde gelegt, wihrend sie beim land-
und forstwirtschaftlichen Vermégen unverandert blieben.

1984 Einfiithrung eines Freibetrages fiir Betriebsvermogen von 125 000 DM, das dariiber hinausgehende Be-
triebsvermégen wird nur noch mit 75 v.H., Handelsschiffsvermogen nur noch mit 50 v.H. seines steuerlichen
Wertes angesetzt.

Begriffsbeziehungen:

Die Vermdgensteuer der Statistik iiber den Steuerhaushalt (Vermégensteueraufkommen) unterscheidet sich als
>>> kassenmaBige Steuereinnahme von der Vermogensteuerschuld der Vermégensteuerstatistik (Steuersoll).
Spezielle Unterschiede im statistischen Nachweis: das Vermogensteueraufkommen umfaft auch die Zahlungen
von beschrinkt >>> Steuerpflichtigen, den Einnahmensaldo aus Nach- und Neuveranlagungen sowie bis 1973
Einnahmen aus der Mindestbesteuerung,.

Vermogensteuerpflichtige (natiirliche Personen)

v

Vermogensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Alle veranlagten unbeschrinkt vermégensteuerpflichtigen natiirlichen Personen, unabhiingig davon, iiber wel-
che bzw. iiber wieviele Vermogensarten (>>> Grundvermégen, >>> land- und forstwirtschaftliches Vermogen,
>>> Betriebsvermogen, >>> sonstiges Vermogen) sie verfugen.

Unbeschrinkt vermégensteuerpflichtig sind natiirliche Personen, die im Geltungsbereich des Grundgesetzes
oder in Berlin (West) (friiheres Bundesgebiet) einen Wohnsitz oder ihren gewShnlichen Aufenthalt haben.

Einen Wohnsitz hat eine Person an dem Ort, an dem sie eine Wohnung unter Umstéinden innehat, die darauf
schliefien lassen, daB sie die Wohnung beibehalten und benutzen wird. Den gewdhnlichen Aufenthalt hat eine
Person dort, wo sie sich unter Umstéinden aufhilt, die erkennen lassen, daf} sie in diesem Ort oder diesem Ge-
biet nicht nur voriibergehend verweilt. Als gewdhnlicher Aufenthalt ist ein zeitlich zusammenhingender Auf-
enthalt von mehr als sechs Monaten Dauer anzusehen, wobei kurzfristige Unterbrechungen unberiicksichtigt
bleiben.

Veranlagt werden die unbeschrénkt vermogensteuerpflichtigen natiirlichen Personen, die zur Abgabe von Ver-
mogensteuererklarungen verpflichtet sind, und zwar Personen, die allein veranlagt werden, wenn ihr

>>> Gesamtvermogen 70 000 DM iibersteigt und solche, die mit anderen Personen zusammen veranlagt wer-
den, wenn das Gesamtvermdgen der zusammen veranlagten Personen den Betrag iibersteigt, der sich ergibt,
wenn fiir jede der zusammen veranlagten Personen 70 000 DM angesetzt werden. Zusammen veranlagt werden
bei unbeschrinkter Steuerpflicht aller Beteiligten Ehegatten, wenn sie nicht dauernd getrennt leben, sowie
Ehegatten oder Einzelpersonen und Kinder, wenn diese eine Haushaltsgemeinschaft bilden. (Zu weiteren Ein-
zelheiten siehe das Vermogensteuergesetz sowie Vermdgensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung).

Natiirliche Personen, die im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) weder ihren Wohnsitz
noch ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben, sind hier nicht in die Zahl der veranlagten Vermégensteuerpflich-
tigen (natiirliche Personen) einbezogen; sie unterliegen der beschrénkten Vermégensteuerpflicht.

Anderungen im Zeitablauf:

Das Saarland wurde erst 1960 in die Statistik einbezogen. Die Anzahl der Steuerbelasteten wurde u.a. auch
mehrfach durch Anderungen der personlichen Freibetrige sowie der "Altersfreibetrége" beeinflufit. So wurden
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die personlichen Freibetrdge ab 1960 von je 10 000 DM fiir den Steuerpflichtigen und dessen Ehegatten und je
5 000 DM fiir die Kinder auf einheitlich je 20 000 DM angehoben; ab 1974 Erhéhung auf je 70 000 DM.

Nachgewiesen werden bis 1972 hier nur die unbeschrankt vermdgensteuerpflichtigen steuerbelasteten natiirli-
chen Personen, d.h. die Veranlagungen die zur Festsetzung einer Jahressteuerschuld gefiihrt haben, ab 1974
alle Veranlagten die erklarungspflichtig waren.

Zu Einzelheiten siehe unter >>> Steuerpflichtiges Vermégen.

Vermogensteuerpflichtige (nichtnatiirliche Personen)

Vermdgensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Alle veranlagten unbeschrinkt vermdgensteuerpflichtigen nichtnatiirlichen Personen.

Zu den unbeschrinkt vermogensteuerpflichtigen nichtnatiirlichen Personen rechnen Kérperschaften, Personen-
vereinigungen und Vermégensmassen, die im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West)
(fritheres Bundesgebiet) ihre Geschiftsleitung oder ihren Sitz haben; dazu gehéren die Kapitalgesellschaften,
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, sonstige juristische Per-
sonen des privaten Rechts, nichtrechtsfahige Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermégen sowie
Kreditanstalten des offentlichen Rechts und Gewerbebetriebe von juristischen Personen des offentlichen Rechts.
Zu weiteren Einzelheiten siche das Vermogensteuergesetz sowie die Vermogensteuerrichtlinien in der jeweils
geltenden Fassung,

Die Besteuerung setzt bis 1977 bei einem Gesamtvermdgen von 10 000 DM ab 1980: 20 000 DM ein.

Von der Vermogensteuer sind u.a. die Deutsche Bundespost, Deutsche Bundesbahn, Deutsche Bundesbank
sowie bei den gegebenen Voraussetzungen gemeinniitzigen, mildtitigen oder kirchlichen Zwecken dienende
Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermogensmassen befreit. >>> Personengesellschaften sind nicht
selbst vermégensteuerpflichtig, ihr Vermogen wird gesondert festgestellt, den Beteiligten zugerechnet und ggf.
von diesen versteuert.

Nicht in die Zahl der Vermogensteuerpflichtigen (nichtnatiirliche Personen) einbezogen sind die beschrénkt
vermogensteuerpflichtigen Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermdgensmassen, die im Geltungsbe- !
reich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) (fritheres Bundesgebiet) weder ihre Geschiiftsleitung noch ihren
Sitz haben. :

Anderungen im Zeitablauf:

Das Saarland wurde erst 1960 in die Statistik einbezogen. Die Freigrenze fiir die unbeschrénkt steuerpflichti-
gen Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermogensmassen ohne die Kapitalgesellschaften betrug vor
1960 nur 5 000 DM. Vor 1963 waren die Unternehmen der Gebietskorperschaften mit Ausnahme der Kredit-
anstalten des &ffentlichen Rechts in der Regel von der Vermogensteuer befreit. Die Befreiung wurde 1963 kon-
kretisiert und fiir die Versorgungsunternehmen 1966 eingeschrankt. 1963 entfiel auch die Steuerbefreiung der
Gewerbebetriebe im Sinne des Gewerbesteuergesetzes von juristischen Personen des offentlichen Rechts
(Eigenbetriebe), sie sind seither wie eine mit eigener Rechtspersonlichkeit ausgestattete Einrichtung selbstin-
dig vermogensteuerpflichtig. Veranlagt und erfaft wurden bis zum Wegfall der Mindestbesteuerung (1974) die
Kapitalgesellschaften, sofern ihr Gesamtvermégen mindestens dem "Mindestvermégen" entspricht, d.h. in der
Regel Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Kolonialgesellschaften und bergrechtliche
Gewerkschaften mit einem Gesamtvermdgen von 50 000 DM und mehr sowie Gesellschaften mit beschrankter
Haftung mit einem Gesamtvermdgen von mindestens 20 000 bzw. 5 000 DM, im Falle vorzeitiger Ablésung
der Vermogensabgabe lag die Erfassungsgrenze im Einzelfall entsprechend niedriger. Alle iibrigen unbe-
schriinkt steuerpflichtigen Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermogensmassen wurden nachgewie-
sen, sofern ihr Gesamtvermégen bis 1977 jeweils 10 000 DM, ab 1980: 20 000 DM iiberstieg.

Vermogensteuerschuld

Vermogensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953
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Begriffsinhalt:

Nach dem Vermdgensteuergesetz bei der Veranlagung zur Vermogensteuer ermitteltes Steuersoll, das von
vermogensteuerpflichtigen natiirlichen bzw. nichtnatiirlichen Personen jéhrlich in Teilbetrigen zu entrichten
ist (Jahressteuerschuld). -

Die Héhe der jahrlichen Vermégensteuerschuld errechnet sich in von Hundert des >>> steuerpflichtigen Ver-
mégens der natiirlichen bzw. nichtnatiirlichen Personen, wobei bis 1977 ein Betrag bis zur Hohe der nach 31
des Lastenausgleichsgesetzes festgesetzten Vermogensabgabeschuld einem ermiBigten Steuersatz unterliegt.
Die Hohe der Vermégensabgabeschuld auf das am 21.6.1948 abgabepflichtige Vermogen bleibt im Gegensatz
zum Zeitwert der Vermogensabgabe fiir die Anwendung des erméfigten Steuersatzes im Zeitablauf ungeachtet
spaterer Anderungen in der Zusammensetzung des Gesamtvermogens unverindert. Der diesbeziiglich nicht
ermaBigte Steuersatz kommt also hauptséchlich fiir den am Wahrungsstichtag nicht der Vermégensabgabe un-
terworfenen Anteil des Vermogens und fiir neu gebildetes Vermogen in Betracht.

Die Tarifvergiinstigung steht jedoch nur dem Abgabeschuldner zu, in dessen Person die Vermogensabgabe-
schuld am 21.6.1948 entstanden ist. Der spitere Ubergang von Wirtschaftsgiitern, die der Vermdgensabgabe
unterlegen haben, ist unbedeutend. Lediglich bei einer Gesamtrechtsnachfolge durch Erbfall ist fiir die Anwen-
dung des ermiBigten Steuersatzes die Vermogensabgabeschuld des Erblassers dem Erben - ggf. anteilig - zuzu-
rechnen.

Das >>> steuerpflichtige Vermdgen der natiirlichen Personen wird aus dem abgerundeten

>>> Gesamtvermégen durch Abzug der Freibetrdge fiir den Steuerpflichtigen, fiir dessen Ehegatten sowie fur
Kinder und ggf. wegen Alters oder Behinderung, (bis 1988: Erwerbsunfahigkeit) errechnet. Als steuerpflichti-
ges Vermogen der erfafiten nichtnatiirlichen Personen gilt deren abgerundetes Gesamtvermaégen.

Der Vermégensteuersatz betragt grundsitzlich ab 1978 0,5 v.H. des steuerpflichtigen Vermogens der natiirli-
chen Personen. Der Steuersatz fiir nichtnatiirliche Personen ist bis einschl. 1983 mit 0,7 v.H. und ab 1984 mit
0,6 v.H. festgesetzt. Ausnahmen kénnen sich im Einzelfall durch Steuerermafigung bei Auslandsvermégen
bzw. eine Pauschbesteuerung ergeben. .

Nachgewiesen wird die Vermégensteuerschuld von unbeschrénkt vermogensteuerpflichtigen natiirlichen Per-
sonen und von unbeschrinkt vermégensteuerpflichtigen nichtnatiirlichen Personen.

Anderungen im Zeitablauf:
An die Stelle der Pauschbesteuerung bei auswirtigen Beziehungen trat 1963 die Steuerermifigung bei Aus-
landsvermogen. :

Der allgemeine Steuersatz betrug fiir natiirliche Personen bis einschl. 1973 1 v.H. und von 1974 bis 1977 0,7
v.H., fiir nichtnatiirliche Personen bis einschl. 1973 1v.H., 1974 0,7 v.H. und von 1975 bis 1977 1 v.H. Der
ermiBigte Steuersatz war einheitlich bis 1973 auf 0,75 v.H. und 1974 auf 0,55 v.H. festgesetzt; bis zu seinem
Auslaufen Ende 1977 galten fiir natiirliche Personen weiterhin 0,55 v.H,, fiir juristische Personen 0,75 v.H.
Ab 1974 ist die Mindestbesteuerung weggefallen.

Siehe auch unter >>> Vermogensteuerpflichtige.

Begriffsbeziehungen:

Die Vermégensteuerschuld ist zu unterscheiden von der >>> Vermégensteuer (Statistik iiber den Steuerhaus-
halt).

Als Vermégensteuerschuld wird das aufgrund der Hauptveranlagungen zur Vermégensteuer festgesetzte Jah-
ressteuerschuld-Soll nachgewiesen. Die Vermogensteuer rechnet dagegen zu den kassenmafigen Steuerein-
nahmen der Lander (>>> Landessteuern) und weist somit als Steuereinnahme das innerhalb eines bestimmten
Zeitraums in die Kassen der Lander geflossene Vermégensteuer-Ist aus, unabhéngig davon, fiir welches Jahr es
geleistet wurde oder wann die ihm zugrunde liegende Steuerschuld entstanden ist.

Zu beachten ist ferner, daB im Vermdgensteueraufkommen auch die geleisteten Vermdgensteuern der be-
schrinkt Vermogensteuerpflichtigen sowie die aus der Mindestbesteuerung enthalten sind. Die Vermogensteu-
erschuld wird nur fiir die unbeschrinkt Vermogensteuerpflichtigen - ohne Mindestbesteuerungsfille - nachge-
wiesen.

Vermogensiibertragungen

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:

Geldleistungen, fiir die keine direkt zurechenbaren Gegenleistungen erbracht und die zumindest fiir eine der
beteiligten Wirtschaftseinheiten eine unmittelbare Vermégenszu- oder -abnahme darstellen.

Ausschlaggebend fiir die Zuordnung zu den Vermdgens- (oder den laufenden) Ubertragungen ist im allgemei-
nen, wie die jeweils kleinere Einheit den Vorgang wirtschaftlich beurteilt, z.B. die Unternehmen oder privaten
Haushalte, wenn der Partner der Staat ist. Die Vermdgensiibertragungen werden untergliedert nach

>>> Investitionszuschiissen und >>> sonstigen Vermégensiibertragungen.

Zu den letzteren zihlen auch die sogenannten >>> fiktiven Vermégensiibertragungen. Bei diesen Ubertragun-
gen findet kein Ubergang auf eine andere rechtlich selbstindige Einheit statt, sondern es werden nur Vermo-
gensteile einer rechtlich selbstindigen Einheit in der kontenméafBigen Darstellung auf einen anderen Sektor
iibertragen.

Die folgende Gfiederung der Vermogensiibertragungen geht vom leistenden Sektor aus. Die Vermdgensiiber-
tragungen werden, soweit die statistischen Ausgangsdaten keine Darstellung zum Zeitpunkt der Filligkeit zu-
lassen, im Zeitpunkt der Zahlung nachgewiesen.

Die von Unternehmen geleisteten Vermégensiibertragungen

- an Unternehmen umfassen nur sonstige Vermogensiibertragungen, die aus schlieBlich aus fiktiven Vermé-
gensiibertragungen in Hohe der Finanzierung der Investitionen der Versicherungsunternehmen im Woh-
nungsbau bestehen, .

- an den Staat umfassen als sonstige Vermégensiibertragungen vermogenswirksame Steuern
(Ablésungsbetrige im Rahmen des Lastenausgleichs - bis 1974, ab 1975 in den direkten Steuern
enthalten -), Leistungen aus der Wertpapierbereinigung im Rahmen des Lastenausgleichs, Anliegerbeitrage
u.d,;

- an private Haushalte enthalten als sonstige Vermogensiibertragungen die Nettozufithrung zu Riickstellun-
gen bei Lebensversicherungen, Pensionskassen und Versorgungswerken im Zusammenhang mit der Verbu-
chung tatsichlicher Sozialbeitrige und sozialer Leistungen und ferner die Nettozufihrung zu Riickstellun-
gen fiir Ruhegeldverpflichtungen im Zusammenhang mit der Verbuchung unterstellter Sozialbeitrige.

Die vom Staat geleisteten Vermdgensiibertragungen

- an Unternehmen umfassen Investitionszuschiisse und sonstige Vermégensiibertragungen. Zu den Investiti-
onszuschiissen zihlen fiir Bauvorhaben und andere Investitionen bestimmte Zuschiisse (u.a. auch diejenigen,
um die seit 1969 das Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer und Kérperschaftsteuer aufgrund der In-
vestitionszulagengesetze gekiirzt ist), Hauptentschadigungen im Rahmen des Lastenausgleichs (soweit fiir In-
vestitionen verwendet), Kapitalabfindungen im Rahmen der Kriegsopferversorgung, Tilgungszuschiisse sowie
die Umwandlung von Darlehen in Zuschiisse an die Deutsche Bundesbahn und an die Deutsche Bundespost
u.d.

Zu den sonstigen Vermogensiibertragungen rechnen Entschidigungen nach dem Allgemeinen Kriegsfolgenge-
setz und nach dem Altsparergesetz, Betriebsmittelzuweisungen an Einfuhr- und Vorratsstellen, Pramien fiir die
Schlachtung von Kiihen und Nichtvermarktung von Milch, Pramien und Zuschiisse fiir die Stillegung von
Kohlebergwerken, Abwrackprimien fiir Schiffe u.4. sowie - an fiktiven Vermdgensiibertragungen - nicht ent-
nommene Gewinne der brutto in den éffentlichen Haushalten gebuchten Unternehmen ohne eigene Rechtsper-
sonlichkeit und Mittel fiir den staatseigenen Wohnungsbau.

- an den Staat umfassen Investitionszuschiisse (Zuweisungen fiir Infrastrukturmafinahmen, Mafinahmen des
Kiistenschutzes, fiir den kommunalen Strafienbau, fiir den Bau von Schulen, Krankenhiusern u.a.) sowie
sonstige Vermégensiibertragungen in Form von einmaligen grofieren Zahlungen zwischen den einzelnen
Kérperschaften des Staatssektors; .

- an private Haushalte umfassen nur sonstige Vermogensiibertragungen wie Spar- und Wohnungsbauprami-
en, Arbeitnehmersparzulagen (ab 1971), Entschidigungen nach dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz und
nach dem Altsparergesetz, Hauptentschidigungen im Rahmen des Lastenausgleichs, Wiedergutmachungs-
leistungen nach dem Bundesentschidigungsgesetz und dem Bundesriickerstattungsgesetz (soweit Kapita-
lentschddigungen),

- an die iibrige Welt umfassen Investitionszuschiisse und sonstige Vermégensiibertragungen. Zu den Investi-
tionszuschiissen z:ihlen vor allem Leistungen im Rahmen der Entwicklungshilfe. Zu den sonstigen Vermé-
gensiibertragungen rechnen Hauptentschidigungen im Rahmen des Lastenausgleichs, Wiedergutmachungs-
leistungen nach dem Bundesentschadigungsgesetz und dem Bundesriickerstattungsgesetz, die Umwandlung
von Schulden der drmsten Entwicklungslinder in Zuschiisse sowie Zahlungen an den EG-
Entwicklungsfonds.
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Die von privaten Haushalten geleisteten Vermdgensiibertragungen

- an Unternehmen umfassen als sonstige Vermogensiibertragungen ausschlieflich fiktive Vermogensiibertra-
gungen, und zwar die Zuteilung von Bauspareinlagen (soweit fiir Bauzwecke verwendet) und die Tilgung
von Bauspardarlehen;

- an den Staat umfassen im Rahmen der sonstigen Vermdgensiibertragungen vermégenswirksame Steuern
(Erbschaftsteuer) sowie Beitragsnachentrichtungen an die Rentenversicherung infolge des Rentenreformge-
setzes vom Oktober 1972, _

- an die iibrige Welt bestehen aus sonstigen Vermdgensiibertragungen im Zusammenhang mit Erbschaften,
Vermichtnissen, Mitgiften, Restitutionen u.4.

Die von der iibrigen Welt geleisteten Vermogensiibertragungen

- an den Staat umfassen Investitionszuschiisse, und zwar Zahlungen aus dem EG-Regionalfonds (ab 1976)
sowie Kostenbeteiligungen Frankreichs fiir den Ausbau des Rheins (1977 bis 1979),

- an private Haushalte bestehen aus sonstigen Vermogensiibertragungen im Zusammenhang mit Erbschaften,
Vermichtnissen, Mitgiften, Restitutionen u.a.

Begriffsbeziehungen:

Von den Verfnégensﬁbertragungen sind die >>> laufenden Ubertragungen (Transferzahlungen im Rahmen der
Umverteilungsrechnung) zu unterscheiden.

2. Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Einmalige Ubertragungen von 2 000 DM und mehr je Einzelfall an die privaten Haushalte je Haushalt und Er-
hebungsmonat.

Die Vermégensiibertragungen gliedern sich in die Ubertragungen vom Staat (Ubertragungen der gesetzlichen
Sozialversicherung und der Gebietskérperschaften), die Ubertragungen der privaten Kranken-, Unfall- und
Schadenversicherungen, die Ubertragungen von anderen privaten Haushalten und in die Ubertragungen aus
anderen Quellen.

Zu den Vermégensiibertragungen rechnen im einzelnen:

- Einmalige (unregelmiBige) Ubertragungen der gesetzlichen Krankenversicherung (auch Ersatzkrankenkas-
sen), wie
Erstattungen von Arzt-, Krankenhaus und Apothekenrechnungen, Zuschiisse fir Kuraufenthalte, Wochen-
geld, Stillgeld, Entbindungskostenbeitrige, Sterbegeld usw., nicht aber Krankengeld u.d.;

- einmalige (unregelmiBige) Ubertragungen der sonstigen Sozialversicherung, wie Beitragserstattungen,
Witwenabfindungen, Kapitalabfindungen, Ubergangsgeld bei Heilbehandlung und bei Berufsférderung u.4.
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen (einschl. Zahlungen aus Zusatzversorgungskassen des 6ffentli-
chen Dienstes, wie
Beitragserstattungen bei Ausscheiden aus der Versicherung) sowie einmalige (unregelmiBige) Zahlungen
aus der gesetzlichen Unfallversicherung, wie Abfindungen an Verletzte und Erkrankte, Hinterbliebene,
Sterbegeld u.d.;

- einmalige (unregelmiBige) Ubertragungen aus Riickerstattungen von Einkommen- und Vermégensteuern
(Riickzahlungen von Lohn-, Einkommen-, Vermogen- oder Kirchensteuer) durch das Finanzamt;

- sonstige einmalige (unregelmaBige) Ubertragungen der Gebietskorperschafien, wie einmalige Zahlungen im
Rahmen der Kriegsopferversorgung, (kapitalisierte Kriegsbeschadigtenrenten, Abfindungen bei Wiederhei-
rat), des Lastenausgleichs (z.B. Hauptentschadigungen); der Sozialhilfe, der Wiedergutmachung usw., fer-
ner Spar- und Wohnungsbauprimien, Riickzahlungen von Kraftfahrzeug- und anderen Steuern der privaten
Haushalte (mit Ausnahme der Lohn-, Einkommen-, Vermégen- und Kirchensteuer) sowie einmalige
(unregelmiBige) Beihilfen und Unterstiitzungen aus éffentlichen Mitteln in besonderen Notfallen (z.B.
Beihilfen im 6ffentlichen Dienst in Krankheits-, Geburts- und. Todesféllen),

- einmalige (unregelmaBige) Ubertragungen der privaten Kranken-, Unfall- und Schadenversicherungen, wie
Erstattungen der Kosten fiir arztliche Behandlung, Krankenhausaufenthalt, Zahnbehandlung, Heilmittel
u.4. Ubertragungen aus privater Krankenversicherung, einmalige (unregelméBige) Zahlungen aus der
Kraftverkehrsversicherung sowie aus privater Unfall- und sonstiger Schadenversicherung fiir Personen- und
Sachschiden (auch Abfindungen); einbezogen werden auch zuriickerstattete Préamien, sofern sie nicht ver-
rechnet werden;
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- einmalige (unregelmifige) Ubertragungen von anderen privaten Haushalten, wie Geldgeschenke, Erbschaf-
ten, Aussteuer in Bargeld, Abfindungen vom geschiedenen Ehepartner, Schadenersatz, Spielgewinne u.4.;

- einmalige (unregelmaBige) Ubertragungen aus sonstigen Quellen (im wesentlichen von Unternehmen und
Organisationen ohne Erwerbszweck),zu diesen Ubertragungen rechnen z.B. Spielgewinne aus Lotto, Toto,
Lotterie, Turf, Spielbank usw., Unterstiitzungen von Kirchen und karitativen Einrichtungen, Gewerkschaf-
ten usw., Beihilfen (Unterstiitzungen), die von privaten Arbeitgebern unter Beachtung der Lohnsteuerricht-
linien als Heiratsbeihilfen oder Geburtsbeihilfen gezahlt werden, ferner Finderlohn u.a.

Anderungen im Zeitablauf:

Beihilfen (Unterstiitzungen) waren von 1965 bis einschl. 1968 in der Position >>> Bruttoeinkommen aus un-
selbstindiger Arbeit enthalten.

Begriffsbeziehungen:
Einmalige Ubertragungen von 2 000 DM und mehr je Einzelfall gelten als Vermogensiibertragungen, wihrend

einmalige Ubertragungen von unter 1 000 DM je Einzelfall als >>> einmalige Einkommensiibertragungen
(Wirtschaftsrechnungen ausgewahlter privater Haushalte) nachgewiesen werden.

3.1 Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

3.2 Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3.3 Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974.

Begriffsinhalt:
Vermogensiibertragungen sind Geldleistungen, durch die eine Anderung des Vermogensbestandes beim Zah-
lungsgeber oder -empfinger bewirkt wird. In den finanzstatistischen Datenreihen umfassen die Vermogens-
iibertragungen
- >>> Zuweisungen und Zuschiisse fiir Investitionen zur Finanzierung von >>> Baumafinahmen, des
>>> Erwerbs von beweglichem und unbeweglichem Sachvermégen, >>> Beteiligungen und dgl. sowie
sonstiger Investitionsausgaben.
- sonstige Vermogensiibertragungen zur Verbesserung der Wirtschafts- und Produktionsstruktur, zur Vermé-
gensbildung, als Entschadigungsleistungen.
In den Datenreihen der Haushaltsansatzstatistik, der Kassenstatistik sowie der Rechnungsstatistik bis zum Jahr
1973 sind die >>> Zuweisungen und Zuschiisse fiir Investitionen und die >>> Sonstigen Vermoégensiibertra-
gungen getrennt nachgewiesen, in den rechnungsstatistischen Datenreihen ab 1974 sind sie zusammengefafit.

Vermogenswirksame Leistung des Arbeitgebers

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt: '

Vermogenswirksame Leistung des Arbeitgebers sowie vermégenswirksam angelegte Teile des Arbeitslohns,
den der Haushaltsvorstand durch seine Tatigkeit im Monat erzielt.

Das Gesetz zur Férderung der Vermégensbildung der >>> Arbeitnehmer begiinstigt bis zum Hochstbetrag von
936 DM im Jahr die vermogenswirksame Anlage von Leistungen des Arbeitgebers oder von Teilen des Arbeits-
lohns durch Gewihrung einer staatlichen Sparprimie. Nicht enthalten ist die Arbeitnehmer-Sparzulage, die der
Position >>> einmalige Einkommensiibertragungen zugeordnet ist.

Haushaltsvorstand ist beim >>> Haushaltstyp 2: 4-Personen-Haushalte von Angestellten und Arbeitern mit
mittlerem Einkommen dasjenige Haushaltsmitglied, das - i.d.R. alleiniger - Einkommensbezieher ist; beim
>>> Haushaltstyp 3: 4-Personen-Haushalte von Beamten und Angestellten mit hherem Einkommen ist Haus-
haltsvorstand derjenige, der Hauptverdiener in der Familie ist.
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Verpackungsmaschinen

Index der Bruttoproduktion fiir Investitions- und Verbrauchsgiiter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewihlte Giiter(Giiterarten) aus der Giiterklasse
Verpackungsmaschinen Giiterklasse 3247

des Systematischen Giiterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgiitern zihlen.

. Als Investitionsgiiter gélten Giiter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die iiberwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegiiter
gekauft werden.

Dazu rechnen alle Giiterarten aus der Giiterklasse Verpackungsmaschinen mit Ausnahme der dazugehérigen
Zubehor-, Einzel- und Ersatzteile. |

Im wesentlichen zihlen dazu:

Sondermaschinen fiir die Herstellung von Blechpackungen, Abfiillmaschinen, VerschlieBmaschinen, Ein-
schlagmaschinen, Form-, Fiill- und VerschlieBmaschinen, Maschinen zum Reinigen, Trocknen und Abwehren
von Mikroorganismen von Getrankepackungen, Verpackungsmaschinen sonstiger Art.

Verpflegungsumsatz

Gastgewerbestatistik
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt:
Entgelte fiir Verpflegungsleistungen, die von >>> Unternehmen im Beherbergungsgewerbe erbracht werden.
Zu Einzelheiten der Abgrenzung des >>> Umsatzes in der Gastgewerbestatistik siehe dort.

Der Verpflegungsumsatz umfaft die Entgelte fiir Speisen und Getranke einschl. Bedienungsgeld, Getrénke,
Sekt- und Vergniigungssteuer, auBerdem den Erlés aus dem Verkauf iiber die Strafle.

Der bei Voll- oder Halbpension auf Ubernachtung mit Friihstiick entfallende Erlosanteil ist nicht im Verpfle-
gungsumsatz enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1969 war das Entgelt aus dem von den Ubernachtungsgisten eingenommenen Friihstiick im Ver-
pflegungsumsatz enthalten.

Begriffsbeziehungen:

Der Verpflegungsumsatz ist abzugrenzen vom >>> Ubernachtungsumsatz (Gastgewerbestatistik). Dazu zdhlen
neben den Entgelten fiir die reinen Ubernachtungsleistungen auch die bei Halb- und Vollpension auf das Friih-
stiick entfallenden Erlosanteile.

Versandhandelsunternehmen

Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt:

Unternehmen des Einzelhandels, die den iiberwiegenden Teil ihres >>> Umsatzes durch den Versand von Wa-
ren auf Bestellung des Kunden und nicht durch den Verkauf im offenen Ladengeschift erzielen, sofern sie
nicht >>> Konsumgenossenschaften (einschl. sonstiger Verbraucherorganisationen) sind.

Als Unternehmen gilt die kleinste rechtlich selbstéindige Einheit, die eigene Biicher zu fiihren und gesonderte
Abschliisse aufzustellen hat. Hierzu zihlen auch rechtlich selbstindige Tochtergesellschaften. Die Unterneh-
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men werden in ihrer Gesamtheit erfaBt, einschlieBlich bereichsfremder Teile und Tétigkeiten, aber ohne land-
und forstwirtschaftliche Nebenbetriebe und ohne Zweigniederlassungen im Ausland.

Zum Einzelhandel wird ein Unternehmen gerechnet, wenn seine wirtschaftliche Tétigkeit iberwiegend darin
besteht, >>> Handelsware zu beziehen und in eigenem Namen entweder an private Haushalte oder in einer
sonst nur im Einzelhandel iiblichen Form oder in kleinen Mengen an andere als Wiederverkdufer abzusetzen.
Die Waren diirfen dabei nicht oder nur in handelsiiblichem Mafle be- oder verarbeitet werden. Nicht zum Ein-
zelhandel zihlen die rechtlich unselbstiandigen offenen Verkaufsstellen der Industrie.

Bestellungen kénnen nach Katalogen, Anzeigen, Prospekten oder iiber Vertreter erfolgen. Die bestellten Waren
konnen durch die Post oder auf anderem Wege zugestellt werden.

Zu den Versandhandelsunternehmen rechnen auch sonstige Verbraucherorganisationen, sofern sie andere Sor-
timente als "Waren verschiedener Art" und "Nahrungs- und Genufimittel verschiedener Art" fiihren und den
iiberwiegenden Teil ihres Umsatzes durch den Versand von Waren auf Bestellung erzielen.

Begriffsbeziehungen:

Die Versandhandelsunternehmen unterscheiden sich von den anderen Betriebsformen des Einzelhandels durch
die Rechtsform des Unternehmens und die Vertriebsform. Im einzelnen bestehen folgende Zusammenhange:
Schitzt ein Unternehmen des Einzelhandels sich selbst als Konsumgenossenschaft oder als sonstige Verbrau-
cherorganisation ein, so gilt es in der Einzelhandelsstatistik, unabhéngig von seinen sonstigen Merkmalen, als
Konsumgenossenschaft. Erzielt von den verbleibenden Unternehmen eines seinen Umsatz iberwiegend durch
den Versand von Waren auf Bestellung, so gilt es als Versandhandelsunternehmen. Betreibt eines der danach
verbleibenden Unternehmen Einzelhandel mit Waren verschiedener Art in der Hauptrichtung Nichtnah-
rungsmittel und beschiftigt in mindestens einer Niederlassung mindestens 25 Personen und erzielt in dieser(n)
Niederlassung(en) mindestens 50 % seines Gesamtumsatzes, so gilt es als >>> Warenhausunternehmen. Un-
terhilt eines der danach verbleibenden Unternehmen fiinf oder mehr Verkaufsstellen, so gilt es als

>>> Facheinzelhandelsunternehmen mit 5 und mehr Verkaufsstellen (Filialunternehmen). Die danach verblei-
benden Unternehmen des Einzelhandels werden als >>> Facheinzelhandelsunternehmen mit 1 bis 4 Verkaufs-
stellen (iibrige Betriebsformen) zusammengefafit.

Versand nach dem Ausland

Alle folgenden Statistiken

Zu den Gebieten auBerhalb des Bundesgebietes gehort bis 1990 auch die ehem. DDR und Berlin (Ost). Ab 1991
werden gesamtdeutsche Ergebnisse nachgewiesen. ’

1. Eisenbahnstatistik (Statistik der Personen- und Giiterbeférderung auf Eisenbahnen)
Datennachweis: ab 1966 '

Begriffsinhalt:

Beforderung von Giitern im >>> Warenladungsverkehr von Bahnhofen im Bundesgebiet nach Bahnhofen au-
Berhalb des Bundesgebietes. '

2. Statistik des gewerblichen Luftverkehrs auf ausgewihlten Flugplitzen
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Beforderung von Giitern durch Lufifahrzeuge von Flughifen im Bundesgebiet nach Flughéfen aufierhalb des
Bundesgebietes. -

3. Statistik des Schiffs- und Giiterverkehrs auf den BinnenwasserstraBien
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:

Beforderung von Giitern durch deutsche und auslindische Schiffe auf den Binnenwasserstrafien des Bundesge-
bietes von Hifen im Bundesgebiet zu Hifen auBlerhalb des Bundesgebietes.

4. Statistik des Giiterverkehrs iiber See
Datennachweis: ab 1962
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Begriffsinhalt:
Beforderung von Giitern durch Handelsschiffe von Kiistenhéfen im Bundesgebiet nach Hafen aufierhalb des
Bundesgebietes.

5. Statistiken des gewerblichen Giiter- und Mobelfernverkehrs und des Werkfernverkehrs
Datennachweis: ab 1964

6. Statistik des grenziiberschreitenden Giiterkraftverkehrs
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:
Beforderung von Giitern von der Bundesrepublik Deutschland iiber die Auslandsgrenzen der Bundesrepublik
Deutschland.

Wihrend in der Statistik des gewerblichen Fernverkehrs und des Werkfernverkehrs nur die Beférderung von
Giitern im Fernverkehr nachgewiesen wird, umfaft der Empfang aus dem Ausland in der Statistik des grenz-
iiberschreitenden Giiterkraftverkehrs sowohl den Fern- als auch den Nahverkehr.

Zum Fernverkehr rechnen der >>> gewerbliche Fernverkehr und der >>> Werkfernverkehr mit in der Bundes-
republik Deutschland zugelassenen Fahrzeugen.

Im Werkfernverkehr deutscher Lastkraftfahrzeuge werden nur Giitertransporte von Fahrzeugen mit mehr als
1 t Nutzlast erfafit.

Versicherungsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

>>> Bundessteuer, die im Ergebnis die Umsitze aus Versicherungsverhiltnissen belastet.

Der Versicherungsteuer unterliegt die Zahlung von Versicherungsentgelten (Pramien, Beitrige), wenn der
Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Inland hat, oder wenn ein Gegen-
stand versichert ist, der bei Begriindung des Versicherungsverhaltnisses im Inland war. Ob das Versicherungs-
verhltnis durch einen Vertrag oder auf sonstige Weise (z.B. durch Gesetz) zustande gekommen ist, spielt da-
bei keine Rolle.

" Von der Versicherungsteuer ausgenommen sind u.a. alle gesetzlichen und privaten Lebens- und Krankenversi-
cherungen sowie die Arbeitslosenversicherung,

Berechnet wird die Versicherungsteuer grundsitzlich vom Versicherungsentgélt und lediglich bei der Hagel-
versicherung von der Versicherungssumme.

Abgefiihrt wird die Steuer regelmiflig vom Versicherungsunternehmen. Nur bei Versicherungen, die im Aus-
land genommen werden, muf der Versicherungsnehmer die Versicherung beim Finanzamt anmelden und die
Steuer selbst entrichten. Das Finanzamt setzt die Steuer durch Steuerbescheid fest.

Die Steuer betrigt 10 v.H. - bei der Seeschiffskaskoversicherung 2 v.H. und bei der Unfallversicherung mit
Pramienriickgewshr 2 v.H. - des Versicherungsentgelts. Bei der Hagelversicherung betrigt sie 0,20 DM fur je-
de angefangenen 1 000 DM der Versicherungssumme.

Anderungen im Zeitablauf: )
Bis zur Finanzreform 1969 stand die Versicherungsteuer den Landern zu. )
Bis 1988 betrug der Steuersatz 5 v.H., vom 1.1.1989 bis 30.6.1991 7 v.H. des Versicherungsentgelts.

Versicherungsunternehmen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:
Teilsektor der >>> Unternehmen in der Sektorengliederung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

Die Versicherungsunternehmen umfassen alle Unternehmen, die Versicherungsgeschifte betreiben, d.h. kalku-
lierbare Risiken gegen vertraglich vereinbarte Prémien iibernehmen.

Zu den Versicherungsunternehmen gehéren - unabhingig von der Rechtsform - Lebensversicherungsunter-
nehmen, Pensionskassen, Versorgungswerke, Sterbekassen, Krankenversicherungsunternehmen, Schaden- und
Unfallversicherungsunternehmen sowie Riickversicherungsunternehmen.

Einbezogen sind - entsprechend den allgemeinen Konzepten fiir die Abgrenzung der >>> Volkswirtschaft -
auch Niederlassungen auslindischer Versicherungsunternehmen im Inland.

Zu den Pensionskassen rechnet u.a. die Zusatzversorgungskasse fiir das Ausbaugewerbe, dagegen zdhlen Zu-
satzversorgungseinrichtungen fiir Angestellte und Arbeiter des Bundes, der Lander, der Gemeinden und ande-
rer offentlicher Kérperschaften (z.B. Versorgungsanstalt des Bundes und der Linder, Versorgungsanstalt der
Deutschen Bundespost, Zusatzversorgungskassen von Gemeinden und Gemeindeverbinden) in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen zur >>> Sozialversicherung,.

Die Ersatzkassen (z.B. Deutsche Angestellten-Krankenkasse, Barmer Ersatzkasse) rechnen zur
>>> Sozialversicherung, auch soweit es sich um ihr Geschéft mit freiwilligen Mitgliedern handelt.

Nicht zum Sektor Versicherungsunternehmen - sondern zu den >>> Produktionsunternehmen - gehort die
Vermittlung von Versicherungen.

Versorgungswerke

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Leistungen von Einrichtungen fur die Angehérigen der auf Landesrecht beruhenden freien Berufe bei Berufs-
und Erwerbsunfihigkeit, bei Alter und fiir Hinterbliebene.

Versorgungswerke sind der gesetzlichen >>> Rentenversicherung entsprechende Versorgungseinrichtungen fur
freie Berufe, deren Titigkeit sich im allgemeinen auf ein Bundesland beschrénkt.

Zu den freien Berufen, fiir die Versorgungswerke bestehen, zihlen im wesentlichen Arzte, Zahnirzte, Tierirz-
te, Architekten, Apotheker, Rechtsanwalte und Notare, Steuerberater und Steuerbevollmichtigte sowie Bezirks-
schornsteinfegermeister.

Die Versorgungswerke gewihren Leistungen bei Berufs- und Erwerbsunfihigkeit und bei Alter, ferner Witwen-
bzw. Witwer- und Waisengeld sowie Sterbegeld. '

Die Versicherung im Versorgungswerk tritt grundsitzlich an die Stelle der Pflichtversicherung in der Ange-
stelltenversicherung, Die Leistungen werden hauptsachlich aus Beitragen und Vermégensertragen finanziert.

Verteidigung

Jahresrechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir die

- Verteidigungsverwaltung ;

- Deutschen Verteidigungsstreitkrifte;

- Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt auslédndischer Streitkrifte;

- die zivile Verteidigung Bundesamt fiir zivilen Bevolkerungsschutz, Bundesverband fiir den Selbstschutz,
VorsorgemaBnahmen auf dem Gebiet der Erndhrung und des Verkehrs;

- wissenschaftliche Forschung wehrtechnische und militirische Forschung, Entwicklung und Erprobung;
- Unterhaltssicherung .
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Verteidigungsaufwand

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Aufwendungen des >>> Staates fiir Verteidigungszwecke.

Dazu gehéren Aufwendungen fiir die Bundeswehrverwaltung und das Amt fiir Wehrtechnik und Beschaffung,
fiir die deutschen Verteidigungsstreitkrifte (z.B. fir Verpflegung, Besoldung, Unterbringung, fiir militdrische
Beschaffungen und militirische Bauten), ferner fir die zivile >>> Verteidigung, die wissenschaftliche For-
schung und die Unterhaltssicherung,

Nicht in den Verteidigungsaufwand einbezogen sind u.a. Aufwendungen fur das Bundesministerium der Ver-
teidigung (z.B. Lohne, Gehdlter, Sachkiufe) und Kéufe von Bauten fir die zivile Verteidigung,

Ebenfalls nicht zum Verteidigungsaufwand zihlen die Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Auf-
enthalt auslindischer Streitkrifte im Bundesgebiet einschlieflich Berlin (mit Ausnahme der Bauten, die wie
militarische Bauten fiir die deutschen Verteidigungsstreitkréfte behandelt werden).

Der Verteidigungsaufwand wird in jeweiligen Preisen, d.h. in Preisen der einzelnen Berichtsjahre nachgewie-
sen

Verungliickte Personen

1. Statistik der StraBienverkehrsunfille J
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Als Verungliickte zihlen alle Personen (auch Mitfahrer), die bei einem Strafienverkehrsunfall verletzt oder ge-
totet wurden. Bei den Verletzten wird noch unterschieden nach schwerverletzt und leichtverletzt. Dabei werden
erfafit als:

Getotet
Personen, die sofort an der Unfallstelle oder innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen sterben.

Schwerverletzte
Personen, die zur stationiren Behandlung (mindestens 24 Stunden) in ein Krankenhaus aufgenommen wer-
den.

Leichtverletzte
Hierzu zihlen alle iibrigen Verletzten.

Die Verungliickten werden nach Alter, Geschlecht, Unfallfolgen, Fahrer- und Mitfahrereigenschaft unterschie-
den.

2, Statistik der Bahnbetriebsunfille
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Als Verungliickte zihlen Reisende, Bedienstete und bahnfremde Personen, die bei Bahnbetriebsunfillen ver-
letzt oder getotet werden. Dabei gelten als Getétete, alle Personen die sofort an der Unfallstelle oder innerhalb
30 Tagen an den Unfallfolgen sterben.

3. Statistik der Luftverkehrsunfille
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Personen, die bei Flugverkehrs- oder Flugbetriebsunfallen ziviler Luftfahrzeuge getotet oder verletzt werden.

4. Statistik der Unfille auf den Binnenwasserstrafien
Datennachweis: ab 1959
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Begriffsinhalt:

Personen, die bei Verkehrsunfillen auf den Binnenwasserstraflen oder in den Binnenhifen am Unfallort ver-
letzt oder getotet werden oder vor Abschlufl der Untersuchungen an den Unfallfolgen sterben.

Verwaltung

Statistik tiber den Personalstand des dffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1960 .

Begriffsinhalt:
Alle Behorden, Gerichte und Einrichtungen, fiir die in den Haushaltsplénen des >>> Bundes, der >>> Lander
und der >>> Gemeinden/Gemeindeverbande Ausgaben bzw. Einnahmen veranschlagt wurden.

Nachgewiesen werden >>> Beschiftigte, die in der Verwaltung der jeweiligen Gebietskérperschaft tatig sind.
Beschaftigte in >>> rechtlichen unselbstindigen Wirtschaftsunternehmen werden gesondert nachgewiesen.

Veterinirmedizin

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: ab 1976

Begriffsinhalt:
Erfassung des Studienbereichs "Veterinirmedizin" an >>> Hochschulen.

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der Abschlufiklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Veterinirmedizin zu studieren.

Begriffsbeziehungen:

Der Studienbereich Veterindrmedizin ist bei der Statistik der Studien- und Berufswiinsche, 1972 bis 1979, in
der Fachergruppe >>> Medizinische Wissenschaften enthalten.

Volkseinkommen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Synonym fiir >>> "Nettosozialprodukt zu Faktorkosten". Das Volkseinkommen ist eine der zentralen Groflen
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Es umfaft die nach AbschluBl der priméren Einkommensvertei-
lung auf die Sektoren entfallenden >>> Erwerbs- und Vermégenseinkommen. Ausgehend von den Erwerbs-
und Vermogenseinkommen, die in den Sektoren entstanden sind (Beitrage zum >>> Nettoinlandsprodukt zu
Faktorkosten), ergeben sich die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen durch Hinzufiigen der von den
Sektoren empfangenen Erwerbs- und Vermégenseinkommen und Absetzen der von den Sektoren geleisteten
Erwerbs- und Vermégenseinkommen. Durch Addition der Anteile der Sektoren ergibt sich das gesamte Volks-
einkommen.’

Im Unternehmenssektor ist der Anteil am Volkseinkommen gleich den >>> unverteilten Gewinnen der Unter-
nehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit.

Der Anteil des Staates am Volkseinkommen entspricht der Differenz aus den vom Staat empfangenen

>>> Vermogenseinkommen und den geleisteten >>> Zinsen.

Im Haushaltssektor ergibt sich der Anteil am Volkseinkommen als Differenz zwischen den von privaten Haus-
halten und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck empfangenen Erwerbs- und Vermogenseinkommen
(Einkommen aus unselbstiandiger Arbeit und Einkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermégen) und den
geleisteten >>> Zinsen auf Konsumentenschulden.
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Begriffsbeziehungen:

1. Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten
(= Summe der im Inland entstandenen Einkommen
= Nettowertschopfung)
+  Aus der iibrigen Welt empfangene Erwerbs- und Vermégenseinkommen

An die iibrige Welt geleistete Erwerbs- und Vermdgenseinkommen
Nettosozialprodukt zu Faktorkosten
(= Volkseinkommen)

2. Nettosozialprodukt zu Faktorkosten
(= Volkseinkommen)
+  Abschreibungen
+  Indirekte Steuern
- Subventionen
= Bruttosozialprodukt (zu Marktpreisen)

Volks-/HauptschulabschluB, Mittlere Reife (oder gleichwertige
Schulbildung)

Beschiiftigtenstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

Volksschul- oder HauptschulabschluB, Mittlere Reife oder gleichwertige Schulausbildung entsprechen einem
AbschluB an den heutigen >>> Grund- und >>> Hauptschulen, >>> Realschulen, Grund- und Mittelstufen der
>>> Gesamtschulen und den freien Waldorfschulen. Als gleichwertig gilt das Versetzungszeugnis in die

11. Klasse (Obersekunda) des >>> Gymnasiums oder das Abschlufizeugnis einer >>> Berufsfach- oder

>>> Fachschule.

Als Volksschul- oder HauptschulabschluB gilt das AbschluBzeugnis der héchsten Klasse, die bei der Erfiillung
der allgemeinen Vollzeit-Schulpflicht erreicht werden konnte. >>> Sonderschulen, die wegen korperlicher oder
geistiger Gebrechen besucht werden, sind wie >>> Volksschulen zu behandeln.

Ein RealschulabschluB (Mittlere Reife) gilt als Abschiuf der héchsten Klasse einer Realschule (Mittelschule),
eines Realschulzuges an einer Volksschule oder einer >>> Abendrealschule.

Volksschule, Hauptschule

Volks- und Berufszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Unter "Volksschule, Hauptschule" erscheinen neben den Volksschulabsolventen auch Personen, die eine Real-
schule, ein Gymnasium o.4. vor Erreichen eines mittleren Abschlusses (Realschul- oder gleichwertiger Ab-
schluB) verlassen haben.

Volkswirtschaft

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Zur Volkswirtschaft der Bundesrepublik Deutschland wird die wirtschaftliche Betétigung aller Wirtschaftsein-
heiten (Institutionen bzw. Personen) gerechnet, die ihren stiandigen Sitz bzw. Wohnsitz im Bundesgebiet ha-
ben. ’
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Fiir die Abgrenzung ist im allgemeinen die Staatsangehorigkeit ohne Bedeutung. Ausldndische Arbeitnehmer
mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland zéhlen deshalb zu den inldndischen (gebietsansissigen)
Wirtschafiseinheiten. Ebenso ist es unerheblich, ob die Wirtschaftseinheiten eigene Rechtspersonlichkeit ha-
ben. Stindig im Inland befindliche Produktionsstétten, Verwaltungseinrichtungen usw. zihlen deshalb unab-
héngig von den Eigentumsverhiltnissen zu den inléndischen Wirtschaftseinheiten; umgekehrt gehoren stindig
im Ausland gelegene Produktionsstitten, Verwaltungseinrichtungen usw. im Eigentum von Inldndern nicht zu
den inlindischen Wirtschaftseinheiten.

Ausnahmen von dieser Regel bilden u.a. diplomatische und konsularische Vertretungen sowie Streitkrafte. Di-
plomatische und konsularische Vertretungen des Bundes im Ausland zihlen stets zu den inléndischen Wirt-
schaftseinheiten der Bundesrepublik Deutschland, umgekehrt werden auslédndische diplomatische und konsu-
larische Vertretungen sowie auslindische Streitkrifte und deren Versorgungseinrichtungen im Bundesgebiet
nicht zu den inlindischen wirtschaftlichen Institutionen gerechnet; sie sind gebietsfremde Wirtschaftseinheiten.
Von inlindischen Wirtschaftseinheiten ausgeriistete und betriebene Schiffe, Luftfahrzeuge, Bohrinseln usw.
gelten als inldndische Produktionsstitten, unabhéngig von den Eigentumsverhiltnissen. Zu den Investitionen
der Volkswirtschaft rechnen dagegen die durch inlindische Wirtschaftseinheiten gekauften Schiffe, Flugzeuge
und dhnliche Investitionsgiiter, auch wenn diese von auslédndischen Wirtschaftseinheiten betricben werden.

In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wird zwischen dem Inlands- und dem Inlanderkonzept unter-
schieden. Diese Unterscheidung bezieht sich nicht unmittelbar auf die Abgrenzung der Volkswirtschaft, son-
dern wird zur niheren Kennzeichnung bestimmter Einkommens-, Ausgaben- und Erwerbstétigkeitsbegriffe
verwendet. Bei den Einkommen besagt das Inlandskonzept, dafi es sich um Einkommen handelt, die im Zuge
der Produktion bei inlindischen Wirtschaftseinheiten entstanden sind. Man spricht deshalb im Zusammenhang
mit den im Inland entstandenen >>> Erwerbs- und Vermogenseinkommen auch vom Inlandsprodukt. Das In-
landerkonzept bezieht sich bei der Darstellung der Einkommen hingegen auf die den inlidndischen Wirtschaft-
seinheiten zugeflossenen Einkommen, unabhingig davon, ob diese Einkommen bei inlidndischen Wirtschaft-
seinheiten oder bei Einheiten entstanden sind, die nicht zur eigenen Volkswirtschaft gehéren. Die im Inland
entstandenen, jedoch nicht von Inléndern empfangenen Einkommen werden beim Inliinderkonzept nicht mit-
gerechnet. Die Summe der Erwerbs- und Vermdgenseinkommen, die von inldndischen Wirtschaftseinheiten
letztlich (d.h. nach Abzug der von ihnen an die iibrige Welt geleisteten Erwerbs- und Vermoégenseinkommen)
verdient bzw. empfangen werden, stellt das Sozialprodukt (Inldnderprodukt) dar. Inlands- und Inlanderkonzept
werden ferner bei den >>> Kaufen der privaten Haushalte unterschieden. Hier mifit das Inlandskonzept die bei
inlandischen Wirtschaftseinheiten getitigten Kaufe fiir den >>> Privaten Verbrauch, unabhéngig davon, ob die
kaufenden Haushalte inlindische Wirtschaftseinheiten sind oder nicht. Das Inlidnderkonzept erfafit hingegen
die Kiufe (im Inland oder aufierhalb) aller privaten Haushalte, die zu den Inléndern rechnen. Bei den

>>> Erwerbstitigen schlieBlich verwendet man das Inlandskonzept fiir die bei inlidndischen Wirtschaftseinhei-
ten Beschiftigten (Arbeitsortkonzept), das Inlidnderkonzept dagegen fur die erwerbstitigen Inldnder
(Wohnortkonzept). \

Vollzeitbeschiftigte

1. Statistik der Arbeitskrifte in der Landwirtschaft
Datennachweis: ab Wirtschaftsjahr 1964/65

Begriffsinhalt:

>>> Familienarbeitskréfte und stindig >>> familienfremde Arbeitskrifte, die mindestens 15 Jahre alt sind und
in >>> landwirtschaftlichen Betrieben (ohne Haushalt des Betriebsinhabers) in jeder der vier Wochen des Be-
richtszeitraums 42(Familienarbeitskrifte) bzw. 38(stéindig familienfremde Arbeitskréfte) oder mehr Stunden
beschiftigt sind. ’ .

Zu den Familienarbeitskriften zihlen die Betriebsinhaber und Familienangehérigen (einschl. Verwandte und
Verschwiégerte), die im Haushalt des Betriebsinhabers leben und im landwirtschaftlichen Betrieb (ohne Haus-
halt des Betriebsinhabers) beschiftigt sind.

Zu den stindig familienfremden Arbeitskriften rechnen Arbeitskrifte, die im landwirtschaftlichen Betrieb
(ohne Haushalt des Betriebsinhabers) beschaftigt sind und in einem unbefristeten oder auf mindestens drei Mo-
nate abgeschlossenen Arbeitsverhiltnis zum Betrieb stehen. Dazu zdhlen auch Verwandte und Verschwégerte
des Betriebsinhabers, die nicht im Haushalt des Betriebsinhabers leben.

Anderungen im Zeitablauf:
Familienarbeitskrafte:
Bis 1974 galt fiir vollzeitbeschiftigte Familienarbeitskrifte > 45 Std./Woche und Person’
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1975 bis 1978: > 43 Std./Woche und Person
Ab 1979:; > 42 Std./Woche und Person

Familienfremde Arbeitskrifte:

Bis 1974 galt fiir vollzeitbeschiftigte familienfremde Arbeitskrafte > 45 Std./Woche und Person
1975 bis 1978: > 43 Std./Woche und Person

1979 bis 1990: > 40 Std./Woche und Person

Ab 1991: > 38 Std./Woche und Person

Fiir die ab 1991 in den fiinf neuen Landern neu hinzugekommenen Erhebungen gilt folgende Regelung fiir alle
Personengruppen: > 40 Std./Woche und Person

Das Mindestalter fiir eine Arbeitskraft war bis 1978: 14 Jahre, ab 1979: 15 Jahre.

Begriffsbeziehungen: )
Siehe unter 4. bzw. >>> Teilzeitbeschiftigte.

2. Beschiiftigtenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Vollbeschiftigte sind >>> sozialversicherungspflichtig beschaftigte Arbeitnehmer, die aufgrund einer arbeits-
vertraglichen Vereinbarung die volle betriebs-, branchen- oder ortsiibliche Wochenarbeitszeit titig sind.

3. Statistik iiber den Personalstand des 6ffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
>>> Beschiftigte, deren regelmaBige Arbeitszeit die iibliche volle Zahl von Wochenarbeitsstunden (z.B. 40
Stunden) betragt.

Bei Lehrkriften gilt das jeweils zutreffende volle Stundendeputat.

Beschiftigte, die weniger als die regelméfige volle Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschiftigten tétig sind,
werden als >>> Teilzeitbeschiftigte nachgewiesen.

4.1 Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1951

" 4.2 Gastgewerbestatistik
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt:

>>> Titige Personen, die die volle betriebs- oder ortsiibliche Wochenarbeitszeit im >>> Unternehmen titig
sind.

Zu den Titigen Personen rechnen Personen, die in Unternehmen titig sind und in einem Arbeitsvertrags- bzw.
Dienstverhiltnis oder Eigentiimer-, Miteigentiimer- bzw. Pachtverhaltnis zum Unternehmen stehen.

Im einzelnen rechnen dazu die >>> Titigen Inhaber, >>> Mithelfenden Familienangehérigen -unabhingig von
der Arbeitszeit, die sie im Unternehmen tiitig sind -, >>> Angestellte, >>> Arbeiter und >>> Auszubildende.

Fiir den >>> Einzelhandel und das >>> Gastgewerbe werden MefBzahlen der Vollbeschéftigten nachgewiesen.

Die Mefizahlen werden durch Division der Zahlen der Vollbeschiftigten im jeweiligen Berichtszeitraum durch
die entsprechenden Zahlen der Vollbeschiftigten im Basiszeitraum ermitelt.

Begriffsbeziehungen:

Der Begriff Vollzeitbeschiftigte (z.T. wird auch der Begriff "Vollbeschéftige" verwendet) bezeichnet in den

unterschiedlichen Statistiken in der Regel vergleichbare Tatbesténde.

Allerdings werden bei den Vollbeschiftigten in der Statistik der Arbeitskréfte der Landwirtschaft diejenigen
Arbeitskrifte nicht erfaBt, deren Arbeitsverhiltnis auf weniger als drei Monate befristet ist (nicht stindig be-
schiftigte familienfremde Arbeitskrifte).
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Vorbeugung

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen zur Verhiitung von Krankheiten, von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten sowie von Berufs- und
Erwerbsunfihigkeit.

Die Einkommensleistungen zur Vorbeugung umfassen die Zahlung von Kranken- und Ubergangsgeld sowie
die >>> Entgeltfortzahlung,

Zu den Sachleistungen rechnen die arztlichen Leistungen und die Behandlung durch sonstige Heilpersonen in
Anstalten, die Heilmittel in Anstalten sowie die Unterbringung und Verpflegung bei Anstaltsaufenthalten und
Fahrtkosten. Leistungen der Beratung und Betreuung und des betrieblichen Gesundheitsdienstes zdhlen eben-
falls zu den Leistungen zur Vorbeugung.

Mit einbezogen sind auch die Leistungen der Einrichtungen des >>> éffentlichen Gesundheitsdienstes, die die
Beobachtung, Begutachtung und Wahrung aller gesundheitlichen Verhltnisse und Belange der Allgemeinheit
(einschl. Beratung der Verwaltung in gesundheitlichen Fragen) wahrnehmen. Dazu gehéren im wesentlichen
die Gesundheitsplanung, die Beratung und Aufklarung, der gesundheitliche Umweltschutz sowie die Verhii-
tung und Bekidmpfung von Krankheiten.

Etwaige Familienzuschlage zu Einkommensleistungen sind dagegen den Leistungen fiir >>> Kinder und fiir
>>> Ehegatten zugeordnet.

Im Sozialbudget rechnen die Leistungen zur Vorbeugung gemeinsam mit den Leistungen bei >>> Krankheit,
bei >>> Arbeitsunfall/Berufskrankheit und bei >>> Invaliditit zu den Leistungen im Rahmen der Funktion
"Gesundheit".

Vorerzeugnisse

AuBlenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Erzeugnisse, die im gewerblichen ProduktionsprozeB stirker bearbeitet werden, aber noch nicht die endgiiltige
Verwendungsreife erlangt haben.

Die Vorerzeugnisse umfassen ausgewéhlte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses fiir die Auflen-
handelsstatistik. Im wesentlichen zéhlen dazu:

Gewebe, Gewirke u. dgl. aus Seide, Reyon (Kunstseide), synthetischen Féden, Zellwolle, synthetischen Fasern,
Wolle, anderen Tierhaaren, Baumwolle, Flachs, Hanf, Jute, Hartfasern u.dg).;

Leder;

bearbeitete Felle fiir Pelzwerk;

Papier und Pappe;

Furniere, Sperrholz, Fafiholz u. dgl.;

Steinzeug-, Ton- und Porzellanerzeugnisse;

Glas, Kunststoffe;

Teerfarbstoffe;

sonstige Farbstoffe, Farben, Lacke und Kitte;

Dextrine und Leime;

Sprengstoffe, Schieffbedarf, Ziindwaren;

sonstige chemische Vorerzeugnisse;

Gufiréhren; ‘

Stahlréhren, Stab- und Formeisen;

Blech aus Eisen;

Draht aus Eisen;

Eisenbahnoberbaumaterial;

schmiedbarer Gufi, Schmiedestiicke;

Stangen, Bleche, Draht usw. aus Kupfer, Kupferlegierungen, Aluminium,
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-legierungen, sonstigen unedlen Metallen, Edelmetallen;
Edelsteine, Schmucksteine und bearbeitete Perlen;
sonstige Vorerzeugnisse.

Vorleistungen (= Kiiufe von Giitern fiir die laufende Produktion)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Wert der Giiter (Waren und Dienstleistungen), die inldndische Wirtschafiseinheiten von anderen (in- und aus-
landischen) Wirtschaftseinheiten bezogen und im Berichtszeitraum im Zuge der Produktion verbraucht haben.

Die Vorleistungen umfassen auler Rohstoffen, sonstigen Vorprodukten, Hilfs- und Betriebsstoffen, Brenn- und
Treibstoffen und anderen Materialien auch Handelsware (ausgenommen Handelsware im Transithandel), Bau-
und sonstige Leistungen fiir laufende Reparaturen, Transportkosten, Postgebiihren, Anwaltskosten, gewerbliche
Mieten, Benutzungsgebiihren fir 6ffentliche Einrichtungen usw.

Der Verschleifs dauerhafter Giiter (Investitionsgiiter) wird nicht als Vorleistung (intermedidrer Verbrauch) be-
handelt, sondern mit der Berechnung der >>> Abschreibungen erfafit. Nicht zu den Vorleistungen gehéren fer-
ner die Leistungen der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital.

Die Vorleistungen der landwirtschaftlichen Betriebe schlieBen nicht den Verbrauch von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen (z.B. Futtermittel und Saatgut) ein, die direkt von anderen inldndischen landwirtschaftlichen Be-
trieben bezogen werden.

In die Vorleistungen sind ferner die gesamten unterstellten Entgelte fiir Bankdienstleistungen einbezogen; sie
werden vereinfachend als Vorleistungen einer - global dem Unternehmenssektor bzw. dem Teilsektor Kredit-
institute zugerechneten - speziellen fiktiven Einheit angesehen. (Die Vorleistungen ohne unterstellte Entgelte
fiir Bankdienstleistungen werden als "unbereinigt", nach Einbeziehung der unterstellten Entgelte fiir Bank-
dienstleistungen als "bereinigt" bezeichnet.)

Pramien fiir Schadenversicherungen rechnen nur in Hohe des hierin enthaltenen Dienstleistungsanteils zu den
Vorleistungen. Gebiihren fiir Patente, Urheberrechte u.a. sowie gezahlte Grundstiickspachten und Zinsen stel-
len keine Vorleistungen dar, sondern gelten als Einkommen aus immateriellen Werten bzw. aus Vermdgen.

Die Vorleistungen des Staates enthalten auch die Kaufe von anderen Kérperschaften des Staatssektors bzw.
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck (z.B. Kaufe der Sozialversicherung von Krankenhdusern der Ge-
bietskorperschaften oder der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck). In die Vorleistungen des Staates
wird nach internationalem Brauch auch der Erwerb von militdrischen Bauten und dauerhaften militdrischen
Ausriistungen einbezogen. Auch die sozialen Sachleistungen der Sozialversicherung und der Sozialhilfe (Kiufe
insbesondere der Krankenversicherung fiir die bei ihr Versicherten, aber auch der Gebietskdrperschaften fiir
Sozialhilfeempfianger von Arzt-, Zahnarzt- und Krankenhausleistungen, von Arzneimitteln, von Leistungen der
Alten- und Jugendheime usw.) sowie dhnliche Leistungen der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck an
private Haushalte sind in den Vorleistungen enthalten.

Die Vorleistungen sind zu Marktpreisen der Berichtsperiode bewertet, auch wenn ein Teil der verbrauchten
Giiter bereits in friiheren Perioden bezogen worden ist. Eingefiihrte Giiter werden einschliefilich Einfuhrabga-
ben (Zolle und Verbrauchsteuern auf Einfuhren sowie Abschépfungs- und Wahrungsausgleichsbetrége auf ein-
gefiihrte landwirtschaftliche Erzeugnisse) nachgewiesen. Analog zu der fiir die Produktionswerte erlduterten
Regelung sind bei verbrauchssteuerpflichtigen Erzeugnissen (vor allem bei Branntwein und Mineralélerzeug-
nissen) die darauf zu entrichtenden Verbrauchsteuern in die Vorleistungen einbezogen. Der Wert der Vorlei-
stungen schlieBt (ab 1968) die darauf lastende nichtabzugsfahige Umsatzsteuer ein, das ist die Umsatzsteuer
(Mehrwertsteuer und Einfuhrumsatzsteuer), die die verbrauchende Wirtschaftseinheit nicht als Vorsteuer ab-
ziehen kann.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Vorleistungen enthalten bis 1967 die kumulative Allphasenumsatzsteuer (Bruttoverbuchung).

Ab 1968, dem Jahr des Ubergangs auf das Mehrwertsteuersystem, werden die Vorleistungen nur noch ein-
schlieBlich des Teils der Umsatzsteuer nachgewiesen, den die verbrauchende Einheit nicht als Vorsteuer abzie-
hen kann (Nettoverbuchung). Die damit verbundenen quantitativen Auswirkungen werden durch Vergleich-
sangaben fiir 1968 mit Bruttoverbuchung dargestelit.
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Begriffsbeziehungen:

Produktionswert

Vorleistungen .
Bruttowertschopfung

Nichtabzugsfahige Umsatzsteuer
Einfuhrabgaben

Bruttoinlandsprodukt
In den Input-Output-Tabellen sind die Vorleistungen - im Gegensatz zu der hier dargestellten Definition der
Vorleistungen in der Entstehungsrechnung des Sozialprodukts - anders abgegrenzt. In der Input-Output-

Rechnung werden die Vorleistungen der Sozialproduktsberechnung erganzt vor allem um firmeninterne Liefe-
rungen und Leistungen, abgezogen wird hingegen insbesondere der Einstandswert der Handelsware.

40

i

Vorrite

1. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes
Datennachweis: ab 1976

’

2. Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie)
Datennachweis: 1964 bis 1975

Begriffsinhalt: . '
Werte der Material- und Warenbestinde (Anfangs- und Endbesténde).

Unter den Vorriten werden die Bestéinde an >>> Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, an >>> fertigen und unferti-
gen Erzeugnissen aus eigener Produktion und an >>> Handelsware zusammengefafit.

Die Vorrite werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet. Als Anschaffungskosten gelten die
Anschaffungspreise ohne Mehrwertsteuer zuziiglich Anschaffungsnebenkosten (Fracht, Verpackung, Zoll,
Verbrauchsteuern usw.) und abziiglich Preisnachlissen (Rabatte, Boni, Skonti, Abziige wegen begriindeter Be-
anstandungen usw.).

Fiir Vorrite werden Bestinde zu Beginn des Geschiftsjahres (Anfangsbestéinde) und zum Ende des Geschafts-

jahres (Endbestinde) nachgewiesen. Deckt sich bei Unternehmen das Geschiftsjahr nicht mit dem Kalender-
jahr, so ist das Geschéfisjahr zugrunde gelegt, das im jeweiligen Berichtsjahr endet.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1967 war in den Anschaffungskosten die >>> Umsatzsteuer enthalten.
Bis einschl. 1975 wurden bei der Ermittlung der Vorrite grundsitzlich Bilanzwerte angesetzt.

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Vorrite und >>> Lagerbestand am Jahresende (GroBhandelsstatistik, Einzelhandelsstatistik) un-
terscheiden sich im wesentlichen dadurch, daff im Lagerbestand - im Gegensatz zu den Vorréten - Material,
das im eigenen Unternehmen als Verbrauchsmittel verwendet wird (Betriebsstoffe), nicht enthalten ist. Dem
Lagerbestand liegen ferner grundsitzlich Wertansétze aus der Steuerbilanz zugrunde. In den Investitionserhe-
bungen bestehen unterschiedliche Abschneidegrenzen bei der Einbeziehung von Unternehmen.

Die Begriffe Vorrate und >>> Vorratsvermogen (Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe) unter-
scheiden sich im wesentlichen dadurch, daB die Vorrite zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet
werden, das Vorratsvermogen dagegen mit dem sog. Teilwert angesetzt wird. Ferner werden unter den Vorra-
ten Bestinde am Anfang und Ende des - eventuell vom Kalenderjahr abweichenden - Geschiftsjahres nachge-
wiesen, wihrend das Vorratsvermogen grundsitzlich auf den Feststellungszeitpunkt bezogen wird. Aulerdem
bestehen in den Investitionserhebungen unterschiedliche Abschneidegrenzen bei der Einbeziehung von Unter-
nehmen, wiihrend das Vorratsvermogen fiir alle gewerblichen Betriebe mit positivem Einheitswert nachgewie-
sen wird.

Vorratsbestinde

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:

Die Vorratsbestinde beziehen sich auf Vorrite der Unternehmen und ausgewahlte Vorrate des Staates
(Mineraldl und Kernbrennstoffe), nicht dagegen auf Vorrite der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck
und der privaten Haushalte (die Bundesanstalt fiir landwirtschaftliche Marktordnung - bis 30.6.1976 Einfuhr-
und Vorratsstellen des Bundes - zéhlt zu den Unternehmen).

Die Vorrite umfassen alle Vorprodukte, die halbfertigen und fertigen Erzeugnisse aus eigener Produktion und
die Handelswaren, die am Ende einer Berichtsperiode vorhanden und dazu bestimmt sind, im Produktionspro-
zeB verbraucht oder verkauft zu werden. Auch die Bestinde an Vieh und pflanzlichen Produkten bei den
landwirtschaftlichen Erzeugern sind einbezogen. Die Vorrite an pflanzlichen Erzeugnissen in der Landwirt-
schaft umfassen die nicht verkauften Erntemengen an Getreide, Kartoffeln und Weinmost, nicht dagegen die
noch nicht geernteten Produkte. Angefangene Bauten werden nicht als Vorréte, sondern als Anlageinvestitio-
nen nachgewiesen.

Die Vorrite an Vorprodukten (einschl. Handelsware) werden auch als Input-Vorréte bezeichnet, die Bestéinde
an eigenen Erzeugnissen der Produzenten als Qutput-Vorrite.

Die Vorratsbestinde werden zu Buchwerten und in konstanten Preisen von 1980 nachgewiesen. Die Angaben
zu Buchwerten basieren in der Regel auf Bestandsangaben aus Handels- und Steuerbilanzen. In Einzelfdllen,
wie z.B. in der Land- und Forstwirtschaft, werden die Bestandsgréfien auch durch Bewertung von Mengenan-
gaben mit Jahresendpreisen ermittelt. Bestandsangaben fiir die Vorrite des Staates werden durch Kumulierung
von ‘Angaben iiber die Vorratsveranderung geschatzt. Die Umrechnung der Vorratsbestinde zu Buchwerten in
Angaben zu konstanten Preisen ist besonders schwierig, da die Unternehmen beim Ausweis der Vorrite in den
Bilanzen in der Regel einen gewissen Bewertungsspielraum haben, wobei fiir AuBenstehende kaum ersichtlich
ist, inwieweit ein solcher Spielraum in Anspruch genommen wurde. Aus diesem Grund werden die Vorratsbe-
stinde in Preisen von 1980 nicht in der gleichen Gliederung nach Wirtschaftsbereichen wie die Angaben zu
Buchwerten nachgewiesen.

Siehe auch unter >>> Vorratsverdnderung.

Vorratsverinderung

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Verinderung der >>> Vorratsbestande am Ende der Berichtsperiode gegeniiber den Bestinden am Anfang der
Periode.

Die Vorratsverinderung bezieht sich auf Vorrite der Unternehmen und ausgewdhlte Vorrite des Staates
(Mineralsl und Kernbrennstoffe), nicht dagegen auf Vorréte der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck
und der privaten Haushalte. ‘

Die Vorrite an Vorprodukten (einschl. Handelsware) werden auch als Input-Vorrate bezeichnet, die Bestéinde
an eigenen Erzeugnissen der Produzenten als Output-Vorrate. Die Verianderung der Output-Vorrite ist, neben
den Verkiufen und selbsterstellten Anlagen, Bestandteil der >>> Produktionswerte der Unternehmen. Die Zu-
bzw. Abnahme der Input-Vorrite wird bei der Ermittlung der >>> Vorleistungen von den Vorleistungskiufen
abgesetzt bzw. hinzugefiigt, um den Verbrauch zu ermitteln.

Die Berechnung der Vorratsverinderung geht von Bestandsangaben iiber Vorrate zu Buchwerten (in der
Landwirtschaft zu Preisen zum Jahresende) aus. Die Buchwerte usw. werden zunéchst auf eine konstante
Preisbasis (z.Z. 1980) umgerechnet. Die Differenz zwischen Anfangs- und Endbestinden zu konstanten Preisen
wird anschliefend mit jahresdurchschnittlichen Preisen bewertet. Die so ermittelte Vorratsverdnderung ist frei
von Scheingewinnen und -verlusten, die aus preisbedingten Anderungen der Buchwerte resultieren. Scheinge-
winne und -verluste stellen die Differenz zwischen der Verianderung der Buchwerte (Endbestinde gegeniiber
Anfangsbestinden) und der Vorratsverinderung, bewertet zu Durchschnittspreisen der Periode, dar.

Die beschriebene Bewertung der Vorratsverinderung zu laufenden Preisen entspricht im Grundsatz derjenigen
der >>> Abschreibungen zu Wiederbeschaffungspreisen; sie basiert auf dem Grundgedanken, dah als Unter-
nehmereinkommen nur die Betrige angesehen werden, die nach Erhaltung des "realen” Vermdgensbestands
iibrig bleiben.

Die Vorratsveridnderung enthilt Umsatzsteuer nur, soweit bei Input-Vorréten die Méglichkeit des Vorsteuerab-
zugs nicht besteht.
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Begriffsbeziehungen:

1. Ausriistungsinvestitionen
Bauinvestitionen

(Brutto-) Anlageinvestitionen
Vorratsveranderung,
Bruttoinvestitionen

2. Letzter Verbrauch
Anlageinvestitionen
Vorratsverdnderung
Auflenbeitrag
Bruttosozialprodukt

o+ + +

Vorratsvermoigen

Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953
7

Begriffsinhalt:

Zur alsbaldigen VerduBerung oder Weiterverarbeitung bestimmte Bestinde an >>> Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffen, unfertigen und fertigen Erzeugnissen sowie >>> Handelswaren.

Fiir den Bestand und die Bewertung des Vorratsvermégens sind grundsitzlich die Verhéltnisse zum Hauptfest-
stellungszeitpunkt maBigebend. Bei Betrieben, die regelméBig jahrliche Abschliisse am Ende des Kalenderjah-
res aufstellen, ist dieser Abschlufitag als Bewertungsstichtag zugrunde zu legen. Bei Betrieben, die regelmifig
jahrliche Abschliisse auf einen anderen Tag erstellen (Betriebe mit einem vom Kalenderjahr abweichenden
Wirtschaftsjahr), kann auf Antrag als Bewertungsstichtag der Schluf} des Wirtschaftsjahres, das dem Feststel-
lungszeitpunkt vorangeht, zugrunde gelegt werden.

Die Giiter des Vorratsvermogens werden mit ihrem Teilwert angesetzt. Das ist der Betrag, den ein Erwerber
des ganzen gewerblichen Betriebs bei dessen Fortfiihrung im Rahmen des Gesamtkaufpreises fiir das einzelne
Wirtschaftsgut ansetzen wiirde. Der Teilwert findet in der Regel seine obere Grenze in den Wiederbeschaf-
fungskosten fiir ein Wirtschaftsgut gleicher Art und Giite zum Feststellungszeitpunkt und seine untere Grenze
im Material- oder Schrottwert. Beim Vorratsvermogen - ausgenommen die Bestinde an unfertigen und fertigen
Erzeugnissen - sind die Wiederbeschaffungskosten in der Regel aus den Tagespreisen des Bewertungsstichtages
abzuleiten. Zu Einzelheiten siche Bewertungsgesetz.

Begriffsheziehungen:

Vorratsvermégen und >>> Vorrite (Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie))
bezeichnen prinzipiell vergleichbare Tatbestinde. Sie unterscheiden sich jedoch in einigen Begriffsmerkmalen:
Vorrite sind auf das eventuell vom Kalenderjahr abweichende Ende des Geschiftsjahres, das Vorratsvermogen
grundsitzlich auf den Feststellungszeitpunkt bezogen. Vorrite werden zum Handelsbilanzwert angesetzt, das
Vorratsvermégen dagegen zum Teilwert. Schlieflich werden Vorréte fir Unternehmen mit 50 und mehr Be-
schiftigten, das Vorratsvermégen fiir alle gewerblichen Betriebe mit positivem Einheitswert ausgewiesen.

Vorschulische Einrichtungen (ohne Kindergirten)

Statistik des allgemeinén Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Einrichtungen der vorschulischen Erziehung, die organisatorisch iiberwiegend den >>> Grundschulen oder den
>>> Sonderschulen zugeordnet sind und die von schulpflichtigen, aber noch nicht schulreifen und/oder schul-
reifen, aber noch nicht schulpflichtigen Kindern besucht werden. Zu den vorschulischen Einrichtungen rech-
nen z.B. Sonderschulkindergirten, Vorklassen und Klassen der Eingangsstufe an Grundschulen und

>>> Gesamtschulen. Nicht dazu rechnen Kindergirten, die von Kindern im Alter von 3 bis 6 Jahren bzw. bis
zum Schulbeginn besucht werden.

ErfafBt werden éffentliche und private vorschulische Einrichtungen.
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Wagenkilometer

Statistik der Personenbeférderung im Strafienverkehr
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Zahl der Kilometer, die die Zugfahrzeuge und die von ihnen mitgefiihrten Anhanger (jeweils gesondert) im Einsatz
fiir die Personenbeférderung zuriickgelegt haben.

Wagenkilometer werden fiir den Stadtschnellbahn-, Strafienbahn- und Obusverkehr sowie Kraftomnibusverkehr der
StraBenverkehrsunternehmen nachgewiesen.

Bei der Erfassung von Wagenkilometern in der Statistik der Personenbeférderung im Straflenverkehr spielt die Be-
setzung des Verkehrsmittels keine Rolle. Allerdings werden Zu- und Abfahrten nur insoweit mitgezihlt, als die
Beforderung von Fahrgisten auf diesen Fahrten zugelassen ist. Der Einfachheit halber werden die beim Rangieren
und auf den Endschleifen zuriickgelegten Wagenkilometer mit einbezogen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1968 wurden die Wagenkilometer, die im >>> freigestellten Schiilerverkehr zuriickgelegt wurden,
nicht erfaBt, auch wenn dieser von Unternehmen, die auch genehmigungspflichtigen StaBenpersonenverkehr be-
treiben, durchgefiihrt wurde. Bis einschl. 1979 sind die Ergebnisse des >>> Gelegenheitsverkehrs der Unternehmen
mit weniger als 4 Bussen in den Vierteljahresergebnissen enthalten. Weitere Anderungen durch Anderungen im
Berichtskreis der zur Verkehrsstatistik auskunftspflichtigen >>> Unternehmen.

Wagenladungsverkehr

Eisenbahnstatistik (Statistik der Beforderung auf Eisenbahnen)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Frachtpflichtige Beforderung von groBeren, meist unverpackten Giitermengen, die als geschlossene Ladung auf ei-
nem Frachtbrief aufgegeben, vom Absender verladen und vom Empfénger ausgeladen werden.

Die Art der transportierten Giiter wird dem begleitenden Frachtbrief entnommen.

ErfaBt werden alle von Eisenbahnunternehmen (>>> Deutsche Bundesbahn, >>> Nichtbundeseigene Eisenbahnen)
transportierten Wagenladungen mit Versand- und Empfangsort im Bundesgebiet (>>> Verkehr innerhalb des Bun-
desgebietes), mit Versandort im Bundesgebiet (>>> Versand nach Gebieten auBerhalb des Bundesgebietes), mit
Empfangsort im Bundesgebiet (>>> Empfang aus Gebieten auflerhalb des Bundesgebietes) sowie Giitertransporte,
die durch das Bundesgebiet nur durchgehen (>>> Durchgangsverkehr).

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zum Wagenladungsverkehr werden beim >>> Stiickgutverkehr und beim >>> Exprefigutverkehr
(beide Eisenbahnstatistik) einzelne Frachtstiicke befordert - beim Stiickgutverkehr in Guiterwagen, beim Exprefigut-
verkehr in Gepickwagen von Reiseziigen. Im Unterschied zum Wagenladungsverkehr ist der >>> Dienstgutverkehr
(Eisenbahnstatistik) nicht frachtpflichtig.

Wahlberechtigte

1. Bundestagswahlstatistik ‘
Datennachweis: ab 1949 v
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Begriffsinhalt:

Alle Deutschen im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahltage (der Bundestagswahl)

1. das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,

1 seit mindestens drei Monaten im Geltungsbereich des Bundeswahlgesetzes eine Wohnung innehaben oder sich
sonst gewdhnlich aufhalten,

3. nicht nach § 13 des Bundeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.
Wahlberechtigt sind bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzung auch diejenigen Deutschen, die am Wahltage

a) als Beamte, Soldaten, Angestellte und Arbeiter im offentlichen Dienst auf Anordnung ihres Dienstherrn aufler-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes leben, sowie die Angehérigen ihres Hausstandes,

b) in den Gebieten der iibrigen Mitgliedstaaten des Europarates leben, sofern sie nach dem 23. Mai 1949 und vor
ihrem Fortzug mindestens drei Monate ununterbrochen im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Wohnung in-
negehabt oder sich sonst gewhnlich aufgehalten haben,

¢) in anderen Gebieten auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes leben, sofern sie vor ihrem Fortzug min-
destens drei Monate ununterbrochen im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Wohnung innegehabt oder sich
sonst gewohnlich aufgehalten haben und seit dem Fortzug aus diesem Geltungsbereich nicht mehr als zehn Jah-
re verstrichen sind. Entsprechendes gilt fiir Seeleute auf Schiffen, die nicht die Bundesflagge fiihren, sowie die
Angehérigen ihres Hausstandes,

Als Wohnung im Sinne des Bundeswahlgesetzes gilt jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen

benutzt wird. Weitere Einzelheiten sind § 12 Abs. 3 und 4 Bundeswahlgesetz zu entnehmen.

Vom Wahlrecht ausgeschlossen sind z.B. Personen, die infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzen, oder

die sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 70 Strafgesetzbuch in einem psychiatrischen

Krankenhaus befinden. Zu weiteren Einzelheiten siehe § 13 Bundeswahlgesetz.

Die Wahlberechtigten werden getrennt nach Wahlkreisen nachgewiesen. In jedem Wahlkreis sind nur die Personen

wahlberechtigt, die dort ins Wihlerverzeichnis eingetragen sind.

Ins Wihlerverzeichnis werden alle Personen von Amts wegen eingetragen, die am 35. Tag vor der Wahl bei der
Meldebehorde mit Hauptwohnung gemeldet sind.
Alle anderen Personen werden nur auf Antrag ins Wahlerverzeichnis eingetragen.

Einzelheiten hierzu sind in der Bundeswahlordnung, in der Fassung vom 7. Dezember 1989 (BGBI. I S. 1, 142),
zuletzt geandert am 9. Oktober 1990 (BGBL. 1. S. 2159), enthalten. !

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1969 war die Vollendung des 21. Lebensjahres Voraussetzung fir die Wahlberechtigung,

Bis einschl. der Wahl zum 10. Deutschen Bundestag bestand fiir die Deutschen im Ausland kein Wahlrecht. (vgl.
die Bedingungen unter b. und c.). '

2. Europawahlstatistik
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:
Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahl/tage (der Eu-
ropawahl) das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nach § 12 des Bundeswahlgesetzes besitzen.

Wahlberechtigt sind bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen des § 12 Bundeswahlgesetz auch diejenigen
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 GG, die am Wahltage seit mindestens drei Monaten in den europai-
schen Gebieten der iibrigen Mitgliedstaaten der Europiischen Gemeinschaften eine Wohnung innehaben oder sich
gewohnlich aufhalten, nicht aus besonderen Griinden vom Wahlrecht ausgeschlossen waren und auf Antrag im
Bundesgebiet in ein Wihlerverzeichnis eingetragen worden sind.

Fiir die Europawahl 1989 waren auch die Deutschen im Ausland wahlberechtigt, wenn sie nach § 12 Abs. 2 des
Bundeswahlgesetzes zum Deutsche Bundestag wahlberechtigt waren.

Einzelheiten siehe § 6 Europawahlgesetz, §§ 12, 13 Bundeswahlgesetz und §§ 15 - 17 Europawahlordnung,
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Wahlen zum Europaparlament in der Bundesrepublik Deutschland

Europawabhlstatistik
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:
Die erste Direktwahl der Abgeordneten des Europaischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland fand am
10. Juni 1979 statt.

Die Wahlperiode dauerte vom Tag der konstituierenden Sitzung des Europdischen Parlaments am 17. Juli 1979 bis
zum 24, Juli 1984.

Die zweite Direktwahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland fand
am 17. Juni 1984 statt. Die Wahlperiode dauerte vom 24. Juli 1984 bis zum 25. Juli 1989.

Die dritte Direktwah! der Abgeordneten des Europiischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland fand
am 18. Juni 1989 statt. Die Wahlperiode begann am 25. Juli 1989.

Wihler

1. Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1949

2. Europawahlstatistik
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:

Anzahl der >>> Wahlberechtigten, die an der Wahl teilgenommen haben - unabhéngig davon, ob die von ihnen
abgegebenen Stimmen giiltig oder ungiiltig sind (siehe auch >>> abgegebene Stimmen).

Wahlkreis-Sitze

Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1949

Begriffsinhalt:

Sitze, die die Parteien bzw. Einzelbewerber aufgrund der fiir sie abgegebenen >>> Erststimmen erhalten
(Direktmandate).

In jedem der 248 Wahlkreise wird ein Abgeordneter direkt gewdhilt.
Gewihlt ist der Bewerber, der in einem Wahlkreis die meisten (relativ oder absolut) Erststimmen erhalten hat.
Siehe auch unter >>> Landeslisten-Sitze.

Seit der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl am 2.12. 1990 ist das Wabhlgebiet in insgesamt 328 Wahlkreise
eingeteilt, so dafl 328 Abgeordnete direkt zu wéhlen waren.

Wahlkreis- und Landeslistensitze

Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1949
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Begriffsinhalt:

Wahlkreis- und Landeslistensitze ist die Gesamtzahl der Sitze, die eine Partei - entweder durch Direktmandate (im
Wahlkreis) oder iiber die Landeslisten errungen hat (siehe auch unter >>> Wahlkreissitze, >>> Landeslistensitze).

Wahl zum Deutschen Bundestag

Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1976

Begriffsinhalt:

Eine Wahlperiode beginnt am Tag der konstituierenden Sitzung des Deutschen Bundestages und endet mit dem Zu-
sammentritt eines neuen Deutschen Bundestages.

Die Wah! zum 8. Deutschen Bundestag fand am 3. Oktober 1976 statt. Die Wahlperiode dauerte vom 14, November
. 1976 bis zum 5. November 1980.

Zum 9. Deutschen Bundestag fand die Wahl am 5. Oktober 1980 statt. Die Wahlperiode begann am 5. November '
1980 und dauerte wegen vorzeitiger Auflosung des Deutschen Bundestages nur bis zum 29. Mirz 1983.

Die Wah! zum 10. Deutschen Bundestag fand am 6. Marz 1983 statt. Die Wahlperiode begann am 29. Mirz 1983
und dauerte bis zum 18. Februar 1987.

Die Wahl zum 11, Deutschen Bundestag fand am 25. Januar 1987 statt. Die Wahlperiode begann am 18. Februar
1987 und dauerte bis zum 20. Dezember 1990.

Die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag fand am 2. Dezember 1990 statt. Die Wahlperiode begann am
20. Dezember 1990.

Waldfliche

Alle folgenden Landwirtschaftsstatistiken

Begriffsinhalt:
Mit Waldbidumen bestockte Flichen.

Zur Waldfliiche rechnen auch die Saat- und Pflanzgirten der >>> Forstbetriebe, flichenméBig nicht ausgeschiede-
ne Wege und Schneisen unter fiinf Metern Breite, Flichen mit verminderter Produktion (Nichtwirtschaftswald),
Bléfen (Kahlschlagflichen, die wieder aufgeforstet werden sollen) und unbestockte Flichen (z.B. Holzlagerplitze),
deren Gréfe den Zuwachs nicht wesentlich mindert.

Nicht enthalten sind die >>> Baumschulen einschlieBlich der Forstbaumschulen sowie >>> Korbweiden-, Pappel-
anlagen und Weihnachtsbaumkulturen aufierhalb des Waldes. Alle diese Pflanzungen werden unter der
>>> landwirtschaftlich genutzten Flache erfafit.

Nicht zur Waldfliche rechnen ferner alle innerhalb des Waldes gelegenen, dauernd als Acker, Wiese usw. genutz-
ten Flichen, flichenmiBig ausgeschiedene Wege, Wasserlaufe, Teiche, d- und Unlandflichen sowie bebaute Fla-
chen. Auch Gebiude, Hofe und Gérten, die dem Waldbesitzer gehdren oder der Forstverwaltung unterstellt sind,
zihlen nicht zur Waldflédche. ‘

Die Waldfliche wird in der Agrarstatistik nach dem Betriebsprinzip erhoben und nachgewiesen, d.h. jeweils nach
dem Ort des Betriebssitzes. Die Flichennachweisungen - vor allem fiir kleinere Gebietseinheiten (Gemeinde,
Kreis) - lassen daher keinen unmittelbaren RiickschluB} auf die tatséchliche Nutzung der Katasterflache der jeweili-
gen Gebietseinheit zu.

Aufgrund der Verwendung des Betriebsprinzips bei diesen Erhebungen werden auch die in den Nachbarstaaten der
Bundesrepublik Deutschland belegenen Flichen einbezogen, die von Betrieben mit Betriebssitz im Inland bewirt-
schaftet werden, nicht aber im Inland belegene Flichen, die von Betrieben mit Betriebssitz im Ausland bewirtschaf-
tet werden. Die unterschiedliche Erhebungsweise fiihrt vor allem bei den Flichen von Bundesforsten zu regional
abweichenden Zuordnungen.
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1. Landwirtschaftsziahlung 1991

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird - je nach Darstellungseinheit - die von >>> land- und forstwirtschaftlichen Betrieben bzw. die
von >>> Forstbetrieben bzw. die von >>> landwirtschaftlichen Betrieben selbstbewirtschaftete Waldflache, sofern
diese Betriebe iiber eine Waldfliche oder eine >>> landwirtschaftlich genutzte Fliache von mindestens 1 ha verfii-
gen oder aber - bei einer geringeren Fléche - eine jahrliche landwirtschaftliche Markterzeugung von mindestens
DM 4 000 aufweisen.

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fiir Rechnung eines Inhabers
(des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen sowie land- und/ oder
forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen.

Landwirtschaftliche Betriebe sind solche land- und forstwirtschaftliche Betriebe, deren landwirtschaftlich genutzte
Fliche mindestens 10% ihrer Waldflache betrégt.

Forstbetriebe sind solche land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, deren Waldflache grofier als das Zehnfache ihrer
landwirtschaftlich genutzten Fliche ist.

Die Flichennutzung wird nach dem Ort des Betriebssitzes erhoben und nachgewiesen, nicht nach der Belegenheit
(vgl. oben).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: 1950 bis 1978

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird einerseits - als Gliederungsposition der >>> Wirtschaftsfliche - die von Betrieben bewirtschaf-
tete sowie die auBerhalb von Betrieben vorhandene Waldfliche, andererseits - beim Nachweis der Betriebsgrofien-
struktur - die von >>> Forstbetrieben selbstbewirtschaftete Waldfldche.

Zur Waldfliche als Teil der Wirtschaftsfliche rechnet sowohl die von Betrieben mit mehr als 0,5 ha Betriebsflache
und die von Kleinstbetrieben selbstbewirtschaftete Waldfliche als auch die Waldfldche aufBlerhalb der Betriebe (z.B.
Waldfliiche als auch die Waldfliiche auBerhalb der Betriebe (z.B. Waldstiicke von Wasserwerken, Transformato-
renstationen und dgl.). ]

Im Rahmen der BetriebsgroBenstruktur wird dagegen nur diejenige Waldfliche nachgewiesen, die von Forstbetrie-
ben mit mindestens 0,5 ha Betriebsflache selbst bewirtschaftet wird. Nicht einbezogen werden die Flachen der

>>> landwirtschaftlichen Betriebe, der Kleinbetriebe (mit weniger als 0,5 ha Gesamtfliche) und die Flachen aufier-
halb von Betrieben. .

Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fir Rechnung eines Inhabers (des Betriebsinhabers) be-
wirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfiihrung unterstehen, land- und/oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse
hervorbringen und deren Waldfliche grofier als das Zehnfache ihrer landwirtschaftlich genutzten Fléche ist.

In der Gliederung der Wirtschaftsfliche wird die Waldfliiche z.T. nach dem Betriebssitz erfafit und nachgewiesen -

namlich fiir alle Flichen auBerhalb dieser Betriebe. In der Betriebsgrofiengliederung werden die Fléchen grund-
sitzlich nach dem Ort des Betriebssitzes nachgewiesen (vgl. oben).

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1969 rechneten auch die Pappelanlagen und alle Weihnachtsbaumkulturen zur Waldflache.

Bis einschl. 1970 galt fiir die Abgrenzung der Forstbetriebe von den landwirtschaftlichen Betrieben ein anderes
Kriterium. vgl. dort. -

Begriffsbeziehungen:

In der Abgrenzung der Waldfliche bestehen zwischen der Landwirtschaftszhlung 1971 und der Bodennutzungs-
vorerhebung im wesentlichen keine Unterschiede. Die Waldfldche wird jedoch in der Bodennutzungsvorerhebung
sowohl fiir den Bereich der Forstbetriebe als auch fiir den gesamten Bereich der Bodennutzung ausgewiesen, in der
Landwirtschaftszahlung fiir den Bereich der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, der Forstbetriebe sowie der
landwirtschaftlichen Betriebe. Ferner ist zu beriicksichtigen, da in den beiden Statistiken jeweils unterschiedliche
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Abschneidegrenzen bei der Einbeziehung der Betriebe aus dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft bestehen und
daB in der Bodennutzungsvorerhebung bei der Flichenzuschitzung aufgrund anderer Erhebungseinheiten iiberwie-
gend nach dem Belegenheitsprinzip verfahren wird. )

3. Flichenerhebung
Datennachweis: ab 1979; fiir die neuen Lander und Berlin-Ost mit den Ergebnissen aus der Ethebung 1993 vorgesehen.

Begriffsinhalt: .
Mit Baumen und Striuchern bewachsene Flichen, die hauptsichlich forstwirtschaftlich genutzt werden.
Hierzu gehéren auch WaldbloBen, Pflanzgirten, Wildisungsflichen u. dgl.

Warenausfuhr

AuBenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Verbringen von Waren aus dem Erhebungsgebiet in das Ausland mit Ausnahme der Waren der Durchfuhr und des
Zwischenauslandsverkehrs.

Die Ausfuhr umfaBt im >>> Spezialhandel die Ausfuhr von Waren aus dem freien Verkehr, nach zollamtlich be-
willigter aktiver Veredelung (Eigen- und Lohnveredelung), zur zollamtlich bewilligten passiven Veredelung, auch
Ausbesserungsverkehr. Sie unterscheidet sich von der Ausfuhr im >>> Generalhande! dadurch, daf sie die Ausfuhr
von Waren aus Lager nicht enthalt.

In die Ausfuhr nicht einbezogen ist die Durchfuhr, d.h. die Beférderung von Waren aus dem Ausland durch das
Erhebungsgebiet unmittelbar in das Ausland, bzw. der Durchgang, der die Beforderung von Waren aus dem Aus-
land durch das Erhebungsgebiet der ehemaligen DDR und in umgekehrter Richtung umfaft. Die Ausfuhr umfafit
ferner nicht den Zwischenauslandsverkehr, der die Beforderung von Waren aus dem Erhebungsgebiet durch das
Ausland - unmittelbar oder nach voriibergehender Lagerung im Ausland - in das Erhebungsgebiet darstellt.

Waren sind alle beweglichen Sachen. Als Ware gilt auch elektrischer Strom. Einige Warenbewegungen zwischen
Erhebungsgebiet und Ausland werden im Rahmen der AuBenhandelsstatistik nicht erfait (z.B. Sendungen mit Wa-
ren der gewerblichen Wirtschaft bis zu einem Wert von einschl. 500 DM; mit Waren der Erndhrung und Landwirt-
schaft bis zu einem Wert von einschl. 100 DM, Geschenke im Wert von einschl. 500 DM je Sendung, Reise-, Hei-
rats-, Ubersiedlungs- und Erbschaftsgut, Diplomaten- und Konsulargut, bis einschl. 1975 elektrischer Strom).

Das Erhebungsgebiet umfaft das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland - einschlieflich Land Berlin - und die
Zollanschliisse Jungholz urid Mittelberg, jedoch nicht den ZollausschluB Biisingen. Ausland ist das Gebiet aufler-
halb des Erhebungsgebietes und aufierhalb der ehemaligen DDR. Der Warenverkehr zwischen dem Erhebungsge-
biet und der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik und Berlin (Ost) wird in einer gesonderten Statistik
nachgewiesen und ist in der Aufienhandelsstatistik nicht enthalten.

.Der Warenwert bezieht sich grundsitzlich auf den Grenziibergangswert. Dieser ist im Land-, Luft- und Binnen-
schiffsverkehr der Preis frei Grenze des Erhebungsgebietes, im Seeverkehr fob Einladehafen des Erhebungsgebietes
sowie im Postverkehr frei Einlieferungspostanstalt. Bei der Ausfuhr nach Veredelung ist stets der volle Warenwert
einschlieBlich der Veredelungskosten und der Vertriebskosten angesetzt. Nicht zum Grenziibergangswert gehren
die bei der Ausfuhr gewihrten Erstattungen oder anfallende Ausfuhrabgaben.

Anderungen im Zeitablauf:

»

Von 1962 bis einschl. 1973 wurden Ausfuhren aus offenen Zollagern (bis 1969 Zollaufschublager) nicht wie vor
1962 und nach 1973 als Ausfuhr aus Lager, sondern als Ausfuhr aus dem freien Verkehr nachgewiesen.

Ab 1974 wurde die allgemeine Befreiungsgrenze fiir Sendungen mit Waren der gewerblichen Wirtschaft von

50 DM auf einschl. 300 DM und ab Friihjahr 1980 von 300 DM auf einschl. 500 DM angehoben. Demzufolge sind
bis einschl. 1973 Sendungen mit Waren der gewerblichen Wirtschaft mit Werten bis 50 DM, ab 1974 mit Werten
bis 300 DM und ab Friihjahr 1980 mit Werten bis 500 DM nicht in den Ergebnissen der Ausfuhr enthalten. Fiir
Sendungen mit Waren der Erniihrung und Landwirtschaft liegt die allgemeine Befreiungsgrenze ab Frithjahr 1980
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bei 100 DM, vorher bei 50 DM.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenzung der Warenausfuhr gegeniiber der >>> Ausfuhr (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) siche
dort.

Wareneinfuhr

Auflenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Verbringen von Waren aus dem Ausland in das Erhebungsgebiet mit Ausnahme der Waren der Durchfuhr und des
Zwischenauslandsverkehrs.

Die Einfuhr umfafit im >>> Spezialhandel die unmittelbare Einfuhr von Waren in den freien Verkehr, zur zoll-
amtlich bewilligten Veredelung (Eigen- und Lohnveredelung), nach zollamtlich bewilligter passiver Veredelung,
auch Ausbesserungsverkehr sowie die Einfuhr von auslandischen Waren aus Lager in die vorgenannten Einfuhrar-
ten. Sie unterscheidet sich von der Einfuhr im >>> Generalhandel dadurch, daf sie die Einfuhr von Waren auf La-
ger nicht enthilt, jedoch die Einfuhr von Waren aus Lager einschliefit.

In die Einfuhr nicht einbezogen ist die Durchfuhr, d.h. die Beférderung von Waren aus dem Ausland durch das Er-
hebungsgebiet unmittelbar in das Ausland, bzw. der Durchgang, der die Beférderung von Waren aus dem Ausland
durch das Erhebungsgebiet in die Wihrungsgebiete der ehemaligen DDR und in umgekehrter Richtung umfafit.
Die Einfuhr umfaft ferner nicht den Zwischenauslandsverkehr, der die Beférderung von Waren aus dem Erhe-
bungsgebiet durch das Ausland - unmittelbar oder nach voriibergehender Lagerung im Ausland - in das Erhe-
bungsgebiet darstellt.

Waren sind alle beweglichen Sachen. Als Ware gilt auch elektrischer Strom. Einige Warenbewegungen zwischen
Erhebungsgebiet und Ausland werden im Rahmen der AuBenhandelsstatistik nicht erfafit (z.B. Sendungen mit Wa-
ren der gewerblichen Wirtschaft bis zu einem Wert von einschl. 500 DM, mit Waren der Ernahrung und Landwirt-
schaft bis zu einem Wert von einschl. 100 DM, Geschenke im Wert von einschl. 500 DM je Sendung, Reise, Hei-
rats-, Ubersiedlungs- und Erbschaftsgut sowie Diplomaten- und Konsulargut, bis einschl. 1975 elektrischer Strom).

Das Erhebungsgebiet umfafit das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland - einschlieSlich Land Berlin - und die
Zollanschliisse Jungholz und Mittelberg, jedoch nicht den ZollausschluB Biisingen. Ausland ist das Gebiet aufler-
halb des Erhebungsgebietes und auBerhalb der Wahrungsgebiete der ehemaligen DDR. Der Warenverkehr zwi-
schen dem Erhebungsgebiet und der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik und Berlin (Ost) wird in ei-
ner gesonderten Statistik nachgewiesen und ist in der Aufienhandelsstatistik nicht enthalten.

Der Warenwert bezieht sich grundsatzlich auf den Grenziibergangswert. Dieser ist im Land-, Luft- und Binnen-
schiffsverkehr der Preis der Ware frei Grenze des Erhebungsgebietes, im Seeverkehr cif Entladehafen des Erhe-
bungsgebietes sowie im Postverkehr frei Bestimmungspostanstalt. Bei der Einfuhr nach Veredelung ist der volle
Warenwert einschlieBlich der Veredelungskosten und der Vertriebskosten angesetzt. Nicht zum Grenziibergangs-
wert gehoren die Eingangsabgaben.

Anderungen im Zeitablauf:

Von 1962 bis einschl. 1973 wurden Einfuhren auf offene Zollager (bis 1969 Zollaufschublager) nicht wie vor 1962
und nach 1973 als Einfuhr auf Lager, sondern als Einfuhr in den freien Verkehr nachgewiesen. Ab 1974 wurde die
allgemeine Befreiungsgrenze fiir Sendungen mit Waren der gewerblichen Wirtschaft von 50 DM auf einschl. 300
DM und ab Friihjahr 1980 von 300 DM auf einschl. 500 DM angehoben.Demzufolge sind bis 1973 Sendungen mit
Waren der gewerblichen Wirtschaft mit Werten bis 50 DM, ab 1974 mit Werten bis 300 DM und ab Frithjahr 1980
mit Werten bis 500 DM nicht in den Ergebnissen der Einfuhr enthalten. Fiir Sendungen mit Waren der Erndhrung
und Landwirtschaft liegt die allgemeine Befreiungsgrenze ab Friihjahr 1980 bei 100 DM, vorher bei 50 DM.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrenzung der Wareneinfuhr gegeniiber der >>> Einfuhr (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) siehe
dort.

861



Wareneingang

1. GroBhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1963

2. Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Wert der Eingsinge an Waren und Material zum Wiederverkauf (Handelsware) und zur gewerblichen Be- und/ oder
Verarbeitung bei Unternehmen des Grof- und Einzelhandels.

Nicht einbezogen sind Einginge von Waren, die zur Verwendung im eigenen Unternchmen bestimmt sind, wie Bii-
ro- und Verpackungsmaterial, Reinigungsmittel, Brenn- und Treibstoffe und dergleichen.

Wareneingiinge werden zu Einkaufspreisen zuziiglich Beschaffungskosten (Fracht, Zoll, Verpackungskosten usw.)
abziiglich Preisvergiinstigungen (Preisnachlésse, Rabatte, Jahresvergiitungen, Boni, Skonti usw.) bewertet. In den
Wareneingingen ist die >>> Umsatz-(Mehrwert-)steuer nicht enthalten.

In der GroBhandels- und in der Einzelhandelsstatistik werden Beziehungszahlen des Wareneingangs nachgewiesen.
Die Beziehungszahlen des Wareneingangs geben die prozentuale Verdnderung des Wareneingangs im abgeschlos-
senen Geschiftsjahr gegeniiber dem Vorjahr an.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1967 war im Wareneingang die Umsatzsteuer enthalten. Zudem wurden Skonti bis zu diesem Zeit-
punkt nicht abgesetzt.

Warenhausunternehmen

Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt:

Unternehmen des Einzelhandels, die Einzelhandel mit Waren verschiedener Art in der Hauptrichtung Nichtnah-
rungsmittel betreiben, in mindestens einer Niederlassung mindestens 25 Personen beschiftigen und in dieser(n)
Niederlassung(en) mindestens 50% ihres Gesamtumsatzes erzielen, sofern sie nicht >>> Konsumgenossenschaften
(einschl. sonstiger Verbraucherorganisationen) oder >>> Versandhandelsunternehmen sind.

Als Unternehmen gilt die kleinste rechtlich selbstindige Einheit, die eigene Biicher zu fiihren und gesonderte Ab-
schliisse aufzustellen hat. Hierzu zéihlen auch rechtlich selbstindige Tochtergesellschaften. Die Unternehmen wer-
den in ihrer Gesamtheit erfaBt, einschlieflich bereichsfremder Teile und Tétigkeiten, aber ohne land- und forstwirt-
schaftliche Nebenbetriebe und ohne Zweigniederlassungen im Ausland.

Zum Einzelhandel wird ein Unternechmen gerechnet, wenn seine wirtschaftliche Tatigkeit iiberwiegend darin be-
steht, Handelsware zu beziehen und in eigenem Namen entweder an private Haushalte oder in einer sonst nur im
Einzelhandel iiblichen Form oder in kleinen Mengen an andere als Wiederverkiufer abzusetzen. Die Waren diirfen
dabei nicht oder nur in handelsiiblichem Mafle be- oder verarbeitet werden. Nicht zum Einzelhandel zihlen die
.rechtlich unselbstindigen offenen Verkaufsstellen der Industrie.

Ein Unternehmen betreibt Einzelhandel mit Waren verschiedener Art in der Hauptrichtung Nichtnahrungsmittel,
wenn sein Sortiment im wesentlichen aus den Warengruppen Bekleidung, Textilien, Hausrat und Wohnbedarf be-
steht, wobei

- der Umsatzanteil der Warengruppe Nahrungs- und GenuBmittel nicht groBer sein darf als der Umsatzanteil der-
Warengruppen Bekleidung, Textilien, Hausrat und Wohnbedarf (sonst Einzelhandel mit Waren verschiedener
Art, Hauptrichtung Nahrungsmittel), :

- der Umsatzanteil der Warengruppe Bekleidung, Wische, Ausstattungs- und Sportartikel, Schuhe nicht hoher als
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70% sein darf (sonst Facheinzelhandel),

- der Umsatzanteil der Warengruppe Eisen- und Metallwaren, Hausrat, Wohnbedarf aus Kunststoff, Glas, Keramik
und Holz, elektrotechnische Erzeugnisse, Rundfunk-, Fernseh- und Phonogerite sowie Leuchten nicht héher als
50% sein darf (sonst Facheinzelhandel).

Begriffsbeziehungen:
Warenhausunternehmen unterscheiden sich von den anderen Betriebsformen des Einzelhandels durch die Rechts-
form des Unternehmens, die Vertriebsform und das Warensortiment.

Im einzelnen bestehen folgende Zusammenhénge: Schitzt ein Unternehmen des Einzelhandels sich selbst als Kon-
sumgenossenschaft oder als sonstige Verbraucherorganisation ein, so gilt es in der Einzelhandelsstatistik, unab-
héngig von seinen sonstigen Merkmalen, als Konsumgenossenschaft.

Erzielt von den verbleibenden Unternehmen eines seinen Umsatz iiberwiegend durch den Versand von Waren auf
Bestellung, so gilt es als Versandhandelsunternehmen.

Betreibt eines der danach verbleibenden Unternehmen Einzelhandel mit Waren verschiedener Art in der
Hauptrichtung Nichtnahrungsmittel und beschéftigt in mindestens einer Niederlassung mindestens 25 Personen
und erzielt in dieser(n) Niederlassung(en) mindestens 50% seines Gesamtumsatzes, so gilt es als Warenhausunter-
nehmen.

Unterhalt eines der danach verbleibenden Unternehmen fiinf oder mehr Verkaufsstellen, so gilt es als
>>> Facheinzelhandelsunternehmen mit 5 und mehr Verkaufsstellen (Filialunternehmen).

Die danach verbleibenden Unternehmen des Einzelhandels werden als >>> Facheinzelhandelsunternehmen mit 1
bis 4 Verkaufsstellen (iibrige Betriebsformen) zusammengefafit.

Wasserfliche

Flichenerhebung
Datennachweis: ab 1979; fiir die neuen Lander und Berlin-Ost mit den Ergebnissen aus der Erhebung 1993 vorgesehen.

Begriffsinhalt:

Flichen, die stindig oder zeitweilig mit Wasser bedeckt sind.

Dabei ist es gleichgiiltig, ob das Wasser in natiirlichen oder kiinstlichen Betten abfliefit oder steht.
Hierzu zihlen auch Boschungen, Leinpfade u. dgl.

Wasserversorgung des Gebiaudes

Gebaude- und Wohnungszihlung 1968

Begriffsinhalt:
Die Wasserversorgung eines >>> Gebiudes kann erfolgen durch eine(n)
- AnschluB} an ein Wassernetz:
Anschluf} des Gebiudes an das 6ffentliche oder an ein genossenschaftliches oder werkseigenes Wassernetz.

- Eigene Wasserversorgungsanlage mit Zapfstelle:
Eine eigene Wasserversorgungsanlage liegt vor, wenn ein Gebdude nicht an das 6ffentliche, ein genossenschaftli-
ches oder werkseigenes Netz angeschlossen ist, aber eine Einrichtung innerhalb des Geb4udes besteht, um es mit
Wasser zu versorgen. Es muf} jedoch in dem Gebaude eine Wasserzapfstelle vorhanden sein. Eine Druckerhd-
hungspumpe, die lediglich den Druck des Netzes erhéht, gilt nicht als eigene Wasserversorgungsanlage.

- Sonstige Wasserversorgung im Gebiude:
Dazu rechnen z.B. Pumpen, Handpumpen oder Brunnen im Gebaude
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Wasserwirtschaftliche Tiefbauten

1. Tiefbaustatistik
Datennachweis: 1962 bis 1978

Begriffsinhalt:

Tiefbauten zur Gewinnung, Bevorratung, Nutzung und zum Verbrauch von Wasser sowie Landeskulturbauten.
Dazu zihlen z.B. die Errichtung von Talsperren, Dimmen, Deichen, Drinungen und Bauten zur Abwasserbeseiti-
gung.

Auch das Verlegen von Rohren und Rohrleitungen, die im Zusammenhang mit diesen Tiefbauten stehen, wird er-
faft, nicht jedoch die technische Ausstattung der wasserwirtschaftlichen Anlagen.

Unter Landeskulturbauten werden Tiefbauten zur Verbesserung der Bodennutzung wie z.B. Windschutzanlagen,
Rodungen, Tiefbauten zur Moor- und Odlandkultivierung sowie zum Schutz gegen Bodenerosion erfafit.

Begriffsbeziehungen: .

Wasserwirtschaftliche Tiefbauten umfassen alle zur Wasserversorgung benétigten Tiefbauten, wihrend Tiefbauten
an >>> BundeswasserstraBen (Tiefbaustatistik) alle Tiefbauten an schiffbaren Fliissen, Kanilen und Hifen umfas-
sen. So werden etwa der Bau eines Deiches am Meer oder die Regulierung eines Bachlaufs bei den wasserwirt-
schaftlichen Tiefbauten erfafBt, die gleichen Arbeiten an einer schiffbaren Wasserstrafie jedoch bei den Bundeswas-
serstraflen.

N

2. Statistik der Baupreise
Datennachweis: ab 1982

Begriffsinhalt:
Tiefbauten zur Gewinnung, Bevorratung, Nutzung und zum Verbrauch von Wasser sowie Landeskulturbauten.

Nachgewiesen werden Staumauern und Staudimme sowie Ortskanéle zur Ableitung und Beseitigung von Abwas-
ser.

Wechselproteste

Statistik der Wechselproteste und der nicht eingelosten Schecks
Datennachweis: ab 1950 .

Begriffsinhalt:
Von Landeszentralbanken und >>> Kreditinstituten zu Protest gegebene Wechsel.

Zu den zu Protest gegebenen Wechseln rechnen solche, die mangels Zahlung oder mangels Annahme protestiert
werden. Die Wechselproteste werden durch Protestbeamte (Notare, Gerichtsbeamte) beurkundet. Auch Postbeamte
kénnen bei inlindischen Wechseln bis zu 1 000 DM die Nichtzahlung beurkunden (Postproteste). Postproteste ge-
hen ebenfalls in die Zahl der Wechselproteste und deren Gesamtbetrag ein.

Nicht beriicksichtigt werden von der Deutschen Bundespost zu Protest gegebene Wechsel sowie Wechselproteste
von Privaten durch Notare und Gerichtsvollzieher.

Zu den Kreditinstituten rechnen auch Kreditgenossenschaften, sofern diese berichtspflichtig sind und Teilzah-
lungskreditinstitute. ] )

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1964 sind Wechsel, die von der Deutschen Bundespost zu Protest gegeben wurden, bei den Wechsel-
protesten enthalten.

864



Wechselsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

>>> Bundessteuer, die den Wechselverkehr, sowohl mit gezogenen als auch mit eigenen Wechseln nach dem
Wechselsteuergesetz als Steuerquelle ausnutzt.

Gegenstand der Wechselsteuer ist die Aushindigung eines im Inland ausgestellten Wechsels durch den Aussteller
bzw. eines im Ausland ausgestellten Wechsels durch den ersten inldndischen Inhaber.

Berechnet wird die Steuer von der Wechselsumme. Sie betrégt 15 Pfennig fiir jede angefangenen 100 DM der
Wechselsumme. In bestimmten Fillen des grenziiberschreitenden Wechselverkehrs ermaBigt sich die Steuer auf die
Halfte. )

Entrichtet wird die Wechselsteuer durch Verwendung von Wechselsteuermarken oder auch durch Verwendung von
zugelassenen Steuerstemplern.,

Anderungen im Zeitablauf:
Bis zum Inkrafttreten des Finanzreformgesetzes 1969 stand das Aufkommen aus
der Wechselsteuer den Lindern zu.

Wegeland und Eisenbahnen

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: 1950 bis 1978

Begriffsinhalt:

StraBen und Wege, auch wenn sie katasteramtlich nicht vermessen sind, sowie die von Eisenbahnen genutzten Fla-
chen. .

Einbezogen werden auch die >>> Gebédude- und Hoffliche sowie die >>> Parkanlagen, Sport-, Flug- und Ubungs-
platze.

FlichenmiBig nicht ausgewiesene Waldwege unter fiinf Metern Breite z&hlen zur >>> Waldfl4che.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Gebiude- und Hoffliche sowie die Parkanlagen, Sport-, Flug- und Ubungsplitze wurden nur 1977 und 1978
mit der Flichenkategorie Wegeland und Eisenbahnen zusammengefafit; bis einschl. 1976 wurden die drei Flichen-
kategorien getrennt ausgewiesen.

Weiden mit Almen, Hutungen, Streuwiesen

Bodennutzungshaupterhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt: . .

Dauergriinlandflichen, die durch Beweidung bzw. als Schafhutung genutzt werden bzw. deren Aufwuchs fiir
Streuzwecke verwendet wird.

Weiden sind Dauergriinlandfliichen, die durch Beweidung genutzt werden. Schnitt hochstens im Herbst oder als
Reinigungsschnitt.

Als Hutungen gelten Dauergriinlandflichen, die ohne grofien Aufwand von Diingung und Pflege als Schathutung,
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oder nur gelegentlich durch Weidevieh genutzt werden.
‘Streuwiesen sind Dauergriinlandflachen, deren Aufwuchs nur fiir Streuzwecke verwendet wird.
Bei diesen Flichen werden keine Ertrage festgestellt.

ErfaBt werden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 1 ha Betriebsflache und Gesamtflichen ab 1 ha, die ganz
oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden, land- und forstwirtschaftliche Betriebe unter 1 ha Be-
triebsfliche und Gesamtflichen unter 1 ha mit bestimmten Mindesterzeugungseinheiten sowie sonstige Flachen auf
denen Reben, Obst, Gemiise, Zierpflanzen oder Baumschulerzeugnisse fiir den Verkauf angebaut werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1969 waren die Mahweiden infolge anderer Abgrenzungen in den Positionen Wiesen und Weiden enthalten.
Ebenfalls bis 1969 waren die aus sozialen, wirtschaftlichen oder anderen Griinden brachliegenden Griinlandflichen
(Sozialbrache) im >>> Dauergriinland enthalten.

Bis 1978 wurden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 0,5 ha Gesamtfliiche erfaBit, alle sonstigen Weiden mit
Almen, Hutungen und Streuwiesen durch die Gemeinden festgestellt.

Weillmost

Ernteberichterstattung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Most, der zur Herstellung von Weiflwein vorgesehen ist.

Weiterentwicklung des Wohnungs- und Stiidtebaues durch Studien
und Untersuchungen sowie durch Modell-, Versuchs- und
Vergleichsbauvorhaben

Subventionsberichte
Datennachweis: 1975 bis 1978

Begriffsinhalt:
Bundesmittel fiir die anwendungsbezogene Ressortforschung (Férderung von Versuchs- und Vergleichsbauvorha-
ben sowie von Modellvorhaben, Studien und Untersuchungen).

Die Mafnahmen dienten der Gewinnung neuer, durch praktische Anwendung abgesicherter Erkenntnisse auf dem
Gebiet des Wohnungswesens und des Stéddtebaues.

Die Ausgaben fiir Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben waren bestimmt fiir Wohnungsbaumafinahmen, die der
Erprobung der Ergebnisse aus der wissenschaftlichen Bauforschung und der stidtebaulichen Grundlagenforschung
dienen.

Bei den Ausgaben fiir Modellvorhaben wurden Mafinahmen zur Fortfithrung des Wohnungsbaues und zur Verbes-
serung der Wohnverhltnisse im Rahmen der Stadt- und Dorferneuerung (§ 73 Stidtebauforderungsgesetz) gefor-
dert.

Durch Studien und Untersuchungen soliten die Ergebnisse der Modellvorhaben_ sowie der Versuchs- und Ver-
gleichsbauvorhaben auf ihre Verwendbarkeit iiberpriift werden.

In den bisher durchgefiihrten Programmen mit bautechnischen und bauwirtschaftlichen Zielsetzungen wurde insbe-
sondere die Anwendung industrieller Bauelemente gefordert.
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Werkfernverkehr .

Statistiken des gewerblichen Fernverkehrs und des Werkfernverkehrs
Datennachweis: ab 1964 ‘

Begriffsinhalt:

Beforderung von Giitern mit Kraftfahrzeugen fiir eigene Zwecke des Unternehmens iiber die Nahzone hinaus oder
auBerhalb der Nahzone. Der Werkverkehr eines Unternehmens darf nur eine Hilfstitigkeit im Rahmen seiner ge-
samten Tatigkeit darstellen.

Die Fahrzeuge, mit denen der Transport durchgefiihrt wird, miissen auf den Namen des Unternehmens zugelassen
sein und ihm gehoren bzw. von ihm auf Abzahlung gekautft sein.

Im Werkfernverkehr deutscher Fahrzeuge werden Transporte mit Fahrzeugen mit 4 t oder weniger Nutzlast und
mit Zugmaschinen bis einschl. 40 KW Motorleistung nicht beriicksichtigt.

Die Nahzone umfaft das Gebiet innerhalb eines Umkreises von 50 km, gerechnet in der Luftlinie vom Mittelpunkt
des Standorts des Kraftfahrzeugs (Ortsmittelpunkt) aus. Gemeinden, deren Ortsmittelpunkt innerhalb dieses Um-
kreises liegt, zdhlen vollstindig zur Nahzone.

Man unterscheidet zwischen Werkfernverkehr deutscher und Werkfernverkehr auslindischer Fahrzeuge. Entschei-
dend fiir diese Zuordnung ist das Heimatland des Fahrzeugs, d.h. das Land, in dem das Fahrzeug zugelassen ist. Zu
den deutschen Fahrzeugen zihlen alle Fahrzeuge, die in der Bundesrepublik Deutschland einschlieftich Berlin
(West) beheimatet sind. Alle iibrigen Fahrzeuge, aufler denen, die in der ehem. DDR und Berlin (Ost) zugelassen
sind, ziihlen zu den auslindischen Fahrzeugen. Beim Werkfernverkehr wird also der Verkehr mit Fahrzeugen aus
der ehem. DDR und Berlin (Ost) nicht erfafit.

Anderungen im Zeitablauf:

Seit 1968 sind die Angaben iiber den Werkfernverkehr deutscher Lastkraftfahrzeuge unvollstindig und daher die
Ergebnisse mit denen friiherer Jahre jeweils nur bedingt vergleichbar.

Bis einschl. 1978 sind im Werkfernverkehr deutscher Fahrzeuge nur die Transporte mit Fahrzeugen mit 1 t oder
weniger Nutzlast nicht beriicksichtigt worden.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zum Werkfernverkehr stellt der >>> gewerbliche Fernverkehr (Statistik des gewerblichen Fernver-
kehrs und des Werkfernverkehrs) keine tatigkeit im Rahmen der gesamten Titigkeit des Unternehmens dar, son-
dern erfolgt fiir andere gegen Entgelt.

Wiedergutmachung

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Ausgleichsleistungen fiir Schadigungen durch die nationalsozialistische Verfolgung,

Die Wiedergutmachungsleistungen umfassen bestimmte Ausgleichsleistungen fur Schadigungen durch die natio-
nalsozialistische Verfolgung an Leben; Korper oder Gesundheit, an Freiheit und im beruflichen und wirtschaftli-
chen Fortkommen sowie weitere Leistungen, die im Bundesentschidigungsgesetz geregelt werden. Der grofite Teil
der Leistungen geht ins Ausland. .

Bei den Entschadigungen handelt es sich im einzelnen um Kapitalentschddigungen (Nachzahlungeh fur zuriicklie-
gende Zeiten) und um Rentenzahlungen.

"Der Bund und die Linder finanzieren die Leistungen je zur Hﬁlﬁe, wobei fiir Berlin besondere Regelungen gelten.
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Wiesen und Méihweiden

Bodennutzungshaupterhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Dauergriinlandfldchen, deren Schnitt zur Futtergewinnung erfolgt oder die der Beweidung dienen.

Wiesen sind Dauergriinlandflachen, deren Nutzung in der Regel durch Schnitt zur Futtergewinnung erfolgt, die
Beweidung wird héchstens als Nachweide, meist nur im Herbst, durchgefiihrt.

Mihweiden sind Dauergriinlandflichen, bei denen Schnitt und Beweidung in der Nutzung mehr oder weniger re-
gelmaBig wechseln.

Bei Wiesen und Mihweiden werden die Ertrige festgestellt.

ErfaBt werden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 1 ha Betriebsflache und Gesamtflichen ab 1 ha, die ganz
oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden, land- und forstwirtschaftliche Betriebe unter 1 ha Be-

' triebsfliche und Gesamtflachen unter 1 ha mit bestimmten Mindesterzeugungseinheiten sowie sonstige Flichen auf
denen Reben, Obst, Gemiise, Zierpflanzen oder Baumschulerzeugnisse fiir den Verkauf angebaut werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1969 waren die Mahweiden infolge anderer Abgrenzungen in den Positionen Wiesen und Weiden enthalten.
Ebenfalls bis 1969 waren die aus sozialen, wirtschaftlichen oder anderen Griinden brachliegenden Griinlandflachen
(Sozialbrache) im >>> Dauergriinland enthalten.

Bis 1978 wurden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 0,5 ha Gesamtfliche erfafit, alle sonstigen Wiesen und
Mihweiden durch die Gemeinden festgestellt.

Wirtschaftliche Gliederung

VolKs- und Berufszihlung 1987

Begriffsinhalt:
Der wirtschaftlichen Gliederung liegt die "Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung fur die Be-
rufszihlung (WZ-BZ)" zugrunde.

Die wirtschaftliche Gliederung bezieht sich auf den Bereich (6rtliche Einheit), in dem der Erwerbstitige beschiftigt
ist. UmfaBt der Betrieb mehrere Abteilungen mit unterschiedlichem Produktionsprogramm (z.B. GieBerei und Stra-
fBenfahrzeugbau) oder ist er in anderer Beziehung gegliedert (z.B. Autohandel und Autoreparatur), so ist die iiber-
wiegende wirtschaftliche Tatigkeit des Betriebs als Ganzes (Betriebsschwerpunkt) mafigeblich.

Nachgewiesen werden 100 Wirtschaftsgruppen durch zweistellige BZ-Signiernummern von 01 bis 99 sowie mit 00

(= Ohne Angabe). Die Unterabteilung "Ohne Angabe" rechnet in der Ergebnisdarstellung zur Abteilung 2 der WZ.

Begriffsbeziehungen:

Bei Mehrbetriebsunternehmen kann der in der Volkszahlung nachgewiesene Betriebsschwerpunkt vom Schwer-
punkt des Unternehmens abweichen. Ein derartiger Nachweis ist nur in der Arbeitsstittenzihlung moglich, in der
die Beschiftigungsfille in nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstitten und Unternehmen erhoben und dargestellt wer-
den.

Wirtschaftlicher Umsatz

Unternehmens- und Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1962 bis 1975
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Begriffsinhalt:

Entgelte fiir Lieferungen und Leistungen, die von >>> Unternehmen des Bauhauptgewerbes im Zusammenhang,
mit dem Unternehmenszweck erbracht werden.

Zu den Lieferungen und Leistungen rechnen alle Bauleistungen des Berichtszeitraums, die im Inland erbracht wur-
den. Sie umfassen die abgerechneten Bauleistungen, korrigiert um die Bestandsverdnderungen an begonnenen, aber
noch nicht abgerechneten Bauten einschl. fertiggestellter Bauten, die noch nicht verkauft sind. Ferner zahlen zu
den Lieferungen und Leistungen die im Rahmen einer sonstigen Produktionstétigkeit dieser Unternehmen entstan-
denen Erzeugnisse (z.B. Baustoffe, Betonwaren) sowie industrielle und handwerkliche Dienstleistungen, auflerdem
Umsatz aus Handelsware und Umsatz aus sonstigen nichtindustriellen und nichthandwerklichen Tétigkeiten (z.B.
Verpachtung von betrieblichen Geréten, Anlagen und Einrichtungen, Honorare fiir Architekten- und Ingenieurlei-
stungen, Lohnfuhren). '

Aufler Ansatz bleiben die aufierordentlichen Ertrige (z.B. aus dem Verkauf von Anlagegiitern) und die betriebs-
fremden Ertrige (z.B. Zinsen, Dividenden), weil sie nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Unterneh-
menszweck stehen, ferner unternehmensinterne Erzeugnislieferungen und Leistungen. Selbsterstellte Bauleistungen
- also Bauleistungen, die ein Unternehmen fiir eigene Zwecke erbringt - rechnen dagegen zum wirtschaftlichen
Umsatz. Grundsitzlich gelten Erzeugnisse oder Leistungen als erbracht, wenn sie abgerechnet sind. Noch nicht ab-
gerechnete Bauleistungen werden im Ausmaf ihrer Erstellung in den wirtschaftlichen Umsatz einbezogen.
Selbsterstellte Anlagen und angefangene, aber noch nicht abgerechnete Bauleistungen werden zu Herstellungsko-
sten bewertet. Fiir die anderen Erzeugnisse und Leistungen werden Preise abziiglich gewéhrter Preisnachlésse
(Rabatte, Boni, Skonti u.a.) zugrunde gelegt. Die >>> Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist nicht enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1967 umfaften die zugrunde gelegten Preise auch die Umsatzsteuer.

Begriffsbeziehungen:

Der wirtschaftliche Umsatz entspricht anndhernd dem (Brutto-) >>> Produktionswert (Volkswinschéftliche Gesam-
trechnungen). Es besteht folgende Beziehung;

Produktionswert
- Endbestand an unfertigen und fertigen Erzeugnissen aus sonstiger eigener Produktion
+ Anfangsbestand an unfertigen und fertigen Erzeugnissen aus sonstiger

eigener Produktion
- selbsterstellte Maschinen

= wirtschaftlicher Umsatz.

Vom >>> baugewerblichen Umsatz (Monatlicher Baubericht) unterscheidet sich der wirtschaftliche Umsatz wie
folgt:

baugewerblicher Umsatz

+ Endbestand an begonnenen und noch nicht abgerechneten Bauten, einschl.
fertiggestellter Bauten, die noch keinen Kaufer gefunden haben

- Anfangsbestand an begonnenen und noch nicht abgerechneten Bauten, einschlieflich fertiggestellter Bauten,
die
noch keinen Kiufer gefunden haben

+ selbsterstellte Bauleistungen '

+ nichtbauleistungsbezogene Umsitze (Umsatz aus sonstigen eigenen Erzeugnissen und aus industriellen sowie
handwerklichen Dienstleistungen; Umsatz aus Handelsware und Umsatz aus sonstigen nichtindustriellen
bzw.nichthandwerklichen Tétigkeiten)

wirtschaftlicher Umsatz.

Zur Abgrenzung des Begriffs wirtschaftlicher Umsatz vom >>> Umsatz (Unternehmenserhebung im Bergbau und
in der Industrie (ohne Bauindustrie)) siehe dort.
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Wirtschaftsbau

Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1962; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

1

Begriffsinhalt:

>>> Gebiude, die iiberwiegend Nichtwohnzwecken dienen und deren >>> Bauherren >>> Unternehmen oder frei-
beruflich Tatige sind.

Dazu rechnen z.B. Fabrikgebiude, Verwaltungsgebéude von Unternehmen, Lagerhallen, Kinogebéaude und land-
wirtschaftlich genutzte Gebaude.

ErfaBt werden Baugenehmigungen von neu zu errichtenden Wirtschaftsgebauden.

Begriffsbeziehungen:

Im Unterschied zum Wirtschaftsbau werden >>> gewerbliche Betriebsgebaude, >>> Biiro- und Verwaltungsgebiu-
de, >>> landwirtschaftliche Betriebsgebude (alle Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertlgstellun-
gen) nicht nach dem Auftraggeber, sondern nach der {iberwiegenden Nutzung eingeordnet.

Wirtschaftsfléiiche ’

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: 1950 bis 1978

Begriffsinhalt:
Gesamtfliche eines Landes oder einer Verwaltungseinheit, untergliedert nach Nutzungsarten.

Nicht zur Wirtschaftsfliche zihlen der Bodensee und die meisten Kiistengewisser. Nicht beriicksichtigt werden
ferner die im Bundesgebiet gelegenen Flichen, die von ausldndischen >>> land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
ben bewirtschaftet werden. Hinzugerechnet werden dagegen alle Auslandsflachen, die von im Inland ansidssigen
Betrieben bewirtschaftet werden (Inlidnderkonzept).

Die Wirtschaftsfliche umfaBt die >>> landwirtschaftlich genutzte Fliche, die >>> nicht mehr genutzte landwirt-
schaftliche Fliche, die >>> Waldfliche, >>> Wegeland und Eisenbahnen, >>> Gebaude- und Hoffliche,
>>> Parkanlagen, Sport-, Flug- und Ubungsplitze sowie >>> Od- und Unland, unkultivierte Moore, Gewdsser.

Begriffsbeziehungen:

Die Wirtschaftsflache umfaft die gesamte Fliche eines Landes oder einer Verwaltungseinheit, wihrend zur

>>> Gesamtfliche der Betriebe (Landwirtschaftszihlung 1991) nur diejenigen Flachen rechnen, die sich im Besitz
land- oder forstwirtschaftlicher Betriebe mit einer gewissen Mindestgréfie der land- oder forstwirtschaftlich genutz-
ten Fliche befinden.

Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften

1. Statistik der Studien- und Berufswiinsche

Datennachweis: ab 1976
H

2. Statistik der Hochschulpriifungen
Datennachweis: ab 1959

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung folgender Studienbereiche an >>> Hochschulen:
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- Politik- und Sozialwissenschaften,

- Sozialwesen,

- Rechtswissenschaft,

- Verwaltungswissenschaft, Verwaltungswesen,
- Wirtschaftswissenschaften,

- Wirtschaftsingenieurwesen.

Nachgewiesen werden >>> Abiturienten und Schiiler der Abschlufklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften zu studieren.

Begriffsbeziehungen:

Die Fichergruppe Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften umfafit im Unterschied zur Féchergruppe
>>> Wirtschafts- und Sozialwissenschaften (Statistik der Studien- und Berufswiinsche, 1972 bis 1979) zusétzlich
den Studienbereich >>> Rechtswissenschaft (gleiche Statistik).

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften

Statistik der Studien- und Berufswiinsche
Datennachweis: 1972 bis 1979

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung folgender Studienbereiche an >>> Hochschulen:
- Politik- und Sozialwissenschaften,

- Sozialwesen,

- Verwaltungswissenschaft, -wesen,

- Wirtschaftswissenschaften,

- Wirtschaftsingenieurwesen,

- Wirtschafts- und Gesellschaftslehre allgemein.

Nachgewiesen werden Abiturienten und Schiiler der AbschluBklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen, Wirt-
schafis- oder Sozialwissenschaften zu studieren.

Begriffsheziehungen:

Im Unterschied zur Fichergruppe Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ist bei der Fichergruppe >>> Wirtschafts-
und Gesellschaftswissen (Statistik der Studien- und Berufswiinsche, ab 1976) der Studienbereich Rechtswissen-
schaft zusitzlich einbezogen.

Wirtschaftsunternehmen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir
- land- und forstwirtschaftliche Unternehmen

Domainen, Gartenbaubetriebe, Molkereien, Viehzuchtbetriebe, Weingjiter, Fiscﬁereibetriebe, Forsten, Forstimter,
Férstereien, Darren, Forstgirten,

- Versorgungsunternehmen
Elektrizititsunternehmen, Gasunternehmen, Wasserunternehmen, kombinierte Versorgungsunternehmen, Fern-
heizwerke;
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- Verkehrsunternehmen
Strafenverkehrsunternehmen, Eisenbahnen, Schiffahrtsunternehmen, Hafen- und Umschlagbetriebe, Flughé4fen
und Luftverkehrsunternehmen, sonstige Verkehrsbetriebe wie z.B. Deutsche Bundespost;

- kombinierte Versorgungs- und Verkehrsunternehmen
Unternehmen mit mehrefen Betriebszweigen der Verkehrs- und Versorgungswirtschaft,

- Bergbau- und Gewerbeunternehmen
Bergbaubetriebe, industrielle Unternehmen, Banken und Kreditinstitute, Miinzbetriebe, Messebetriebe, Verlags-
unternehmen;

- sonstige Wirtschaftsunternechmen ‘
Staatsbader, Lotterie, Lotto, Toto, Fremdenverkehrsunternehmen, Staatsbrauereien.

Nachgewiesen sind die Ausgaben fiir eigene Unternehmen, die brutto - d.h. mit allen Ausgaben und Einnahmen -
in den Haushalten der Trigerkérperschaft enthalten sind, sowie die Zahlungen (Zuschiisse oder Abfithrungen) zwi-
schen den offentlichen Haushalten und ihren Unternehmen mit selbstindigem Rechnungswesen.

Anderungen im Zeitablauf: -

In der Reihe der Haushaltsansatzstatistik und in den Datenreihen der Rechnungsstatistik bis zum Rechnungsjahr
1973 sind die Wirtschaftsunternehmen zusammengefafit beim Aufgabenbereich >>> Wirtschaftsunternehmen, All-
gemeines Grund- und Kapitalvermégen, Sondervermogen.

Wirtschaftsunternehmen, Allgemeines Grund- und
Kapitalvermégen, Sondervermogen

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: 1950 bis 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung der Aufgabenbereiche

>>> Wirtschaftsunternehmen sowie

>>> Allgemeines Grund- und Kapitalvermégen, Sondervermégen.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben fiir die Gemeinden (mit 10 000 und mehr Einwohnern) und die
Gemeindeverbinde nur in den Jahren 1970 bis 1973 vor.

In der Rechnungsstaistik sind ab 1974 die Aufgabenbereiche >>> Wirtschaftsunternehmen sowie >>> Allgemeines
Grund- und Kapitalvermégen gesondert nachgewiesen.

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung auflerhalb der Hochschulen
1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben
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- fiir die Wissenschafts- und Forschungsverwaltung,

- fiir die Férderung von ficheriibergreifenden Forderungs- und Trégerorgani sationen in Wissenschaft und For-
schung sowie fiir eigene Einrichtungen und fiir die Férderung der Wissenschaft, Forschung und Entwicklung im
In- und Ausland - soweit nicht in Hochschulen - auf den Gebieten: Kernforschung; sonstige Energieforschung;
Weltraumforschung und -technik; Informatik und Datenverarbeitung; Technologische Forschung und Entwick-
lung; Wirtschaft und Infrastruktur; Verkehr- und Nachrichtenwesen; Reinhaltung von Luft, Wasser und Erde,
Lirmbekampfung, Reaktorsicherheit und Strahlenschutz; Ernihrung, Landwirtschaft und Forsten; Soziale Fra-
gen, Arbeitsmarkt, Gesundheitswesen; Bau- und Wohnungswesen, Raum- und Stidteplanung; Boden- und Mee-
resforschung; Bildungswesen; sonstige Wissenschaft, Forschung und Entwicklung auBerhalb der Hochschulen;

- Sonderforschungsbereiche; ' :

- fiir wissenschaftliche Bibliotheken, Archive, Dokumentation und Dokumentationsforschung,

- fiir wissenschaftliche Museen;

- der Gemeinden/ Gemeindeverbinde fiir Hochschulen und Férderung der Studierenden.

Die Ausgaben fiir die Forschung der Verteidigung sind nicht hier, sondern im Aufgabenbereich >>> Verteidigung

nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

In dér Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben fiir die Gemeinden (mit 10 000 und mehr Einwohnern) und die
Gemeindeverbande nur in den Jahren 1970 bis 1973 vor.

Wohnbaudarlehen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis Mirz 1980

\

Begriffsinhalt:

Von Boden- und Kommunalkreditinstituten gewéhrte langfristige Darlehen in Form von >>> Hypothekarkrediten
auf Wohngrundstiicke, >>> kommunalverbiirgten Hypotheken auf Wohngrundstiicke und sonstigen Darlehen fiir
>>> Wohnbauten.

Hypothekarkredite und kommunalverbiirgte Hypotheken auf Wohngrundstiicke sind durch Hypotheken, Grund-
oder Rentenschulden auf Grundstiicke, die zu mehr als 50% zu Wohnzwecken genutzt werden, gesichert.

Sonstige Darlehen fiir Wohnbauten sind durch abgetretene Forderungen, Sicherheitsiibereignungen, verpfandete
Wertpapiere u.4. gesichert und dienen der Finanzierung von Wohnbauten.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis Ende 1968 wurden bei den Hypothekarkrediten auf Wohngrundstiicke und bei den kommunalverbiirgten Hypo-
theken auf Wohngrundstiicke ausschlieflich Darlehen auf Wohnungsneubauten (nach dem 8.5.1945 errichtete
Wohnbauten) erfafit.

Wohnbauten

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Bauten, die ausschlieflich oder iiberwiegend >>> Wohnungen zur selbstindigen Haushaltsfiihrung enthalten und
somit iiberwiegend Wohnzwecken dienen.

Nachgewiesen werden alle neu errichteten Wohnbauten (einschlieBlich der Eigenleistungen durch die Eigentiimer
und ihre Angehérigen u. dgl.) sowie werterhohende Umbauten und Reparaturen.
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Die Wohnbauten gehéren zu den >>> Bauten und sind damit Teil der >>> Anlageinvestitionen.

Zu den Wohnbauten zihlen auch gemischt genutzte Bauten, sofern die Wohnungen iiberwiegen (z.B. Biiros und
Geschifte im Erdgeschof3, Wohnungen in den Obergeschossen; Bauernhéuser, bei denen die >>> Wohnfliche gré-
" Rer ist als die >>> Nutzfldche).

Auch Wochenend- und Ferienhiuser sind als Wohnbauten anzusehen, sofern sie iiber 50 qm oder mehr Flache
verfiigen, eine Wasserzapfstelle und eine eigene Kiiche oder Kochnische besitzen und beheizbar sind.

Wohnheime ohne Gemeinschaftsverpflegung werden ebenfalls den Wohnbauten zugerechnet. Dagegen zdhlen An-
staltsgebiude nicht zu den Wohnbauten, da dort keine selbstidndigen Haushalte gefiihrt werden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschlieflich 1978 rechneten Bauernhiuser, die mindestens eine Wohnung fiir den Leiter des landwirtschaftli-
chen Betriebes enthielten, auch dann zu den Wohnbauten, wenn die >>> Wohnfl4che kleiner war als die

>>> Nutzfliche.

1

Begriffsbeziehungen: -

Die Begriffe Wohnbauten und >>> Wohngebaude (Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstellun-
gen, Statistik des Bauiiberhanges) sind synonym. ‘

Wohnberechtigte Bevilkerung

Volks- und Berufszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Zur wohnberechtigten Bevolkerung zahlen diejenigen Personen, die im betreffenden Gebiet eine Wohnung haben,
unabhingig davon, ob es sich um eine Haupt- oder Nebenwohnung handelt (Doppelzihlung).

Begriffsbeziehungen:

Bei der Wohnberechtigten Bevélkerung werden Personen mit mehreren Wohnungen oder Unterkiinften in jeder
Gemeinde, in der sie Wohnraum haben, mitgezihlt, wihrend sie bei der >>> Bevdlkerung am Ort der Hauptwoh-
nung (Volks- und Berufszihlung 1987) nur einmal beriicksichtigt und derjenigen Gemeinde zugeordnet werden, in
der sie sich iiberwiegend aufhalten. Im Nachweis der wohnberechtigten Bevdlkerung, sind daher Mehrfachzihlun-
gen enthalten, in Zahlen der Bevélkerung am Ort der Hauptwohnungevdlkerung dagegen nicht.

Wihrend die begriffliche Abgrenzung der wohnberechtigten Bevélkerung davon ausgeht, ob eine Person in der
Erfassungsgemeinde iiber Wohnraum verfiigt, d.h. dort wohnberechtigt ist, geht die begriffliche Abgrenzung der
>>> Bevélkerung in Privathaushalten (Volks- und Berufszihlung 1987) davon aus, in welchen Wohn- und Wirt-
schaftsgemeinschaften die Personen einer Gemeinde leben. ZahlenmaBig ergeben sich zwischen der wohnberechtig-
ten Bevélkerung und der Bevélkerung in Privathaushalten nur geringe Unterschiede. Bei der Bevolkerung in Pri-
vathaushalten werden lediglich bestimmte Personen mit mehreren Wohnungen oder Unterkiinften, die unter eine
von zwei Ausnahmeregeln fallen, nicht mehrfach wie bei der wohnberechtigten Bevdlkerung, sondern nur einmal
gezihlt. (Zu den zwei Ausnahmeregeln siche Bevolkerung in Privathaushalten) Die Bevélkerung in Privathaushal-
ten enthalt ferner im Unterschied zur wohnberechtigten Bevélkerung nicht die in Anstalten wohnenden Personen
(Anstaltsbevélkerung).

Wohneinheit
1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

!
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3. Statistik des Bauiiberhanges
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung von nach aufien abgeschlossenen einzelnen oder zusammenhéngenden Riumen, die ausschlief3-
lich oder iiberwiegend der wohnlichen Unterbringung dienen oder voriibergehend oder zeitweise hierfiir genutzt
werden.

Untergliedern lassen sich die Wohneinheiten in >>> Wohnungen und sonstige Wohneinheiten.

Als Wohnung gilt die Summe der Ridume, welche die Fiihrung eines Haushaltes erméglichen wobei sich darunter
stets eine Kiiche oder ein Raum mit Kochgelegenheit (Kochnische, Kochschrank) befindet.

Grundsitzlich hat eine Wohnung einen eigenen abschliebaren Zugang unmittelbar vom Freien, einem Treppen-
haus oder einem Vorraum, ferner Wasserversorgung, Ausguf und Abort, die auch auflerhalb des Abschlusses liegen
koénnen.

Alle Wohneinheiten, die nicht als Wohnung anzusehen sind, gelten als sonstige Wohneinheiten.
4. Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Nach auflen abgeschlossene, zu Wohnzwecken bestimmte, in der Regel zusammenliegende R4ume in Wohngebau-
den, sonstigen Gebiuden mit Wohnraum oder Unterkiinften, die die Fiihrung eines eigenen Haushalts erméglichen.
Hierbei ist es gleichgiiltig, ob in der Wohneinheit ein Haushalt oder mehrere Haushalte wohnen oder ob die Woh-
neinheit leersteht bzw. eine Freizeitwohneinheit ist. Mehrere Wohneinheiten in einem Gebiude, die von nur einem
Haushalt genutzt werden, gelten als eine Wohneinheit.

Bei Wohneinheiten wird unterschieden zwischen >>> Wohnungen und >>> sonstigen Wohneinheiten.

Wohnen

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
_ Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Leistungen zur Verbesserung der Wohnungsversorgung, insbesondere Wohngeld und Mietverbilligung des sozialen
Wohnungsbaus.

Den grofiten Teil der Leistungen fiir Wohnen machen indirekte Leistungen wie Zins- und Tilgungszuschiisse sowie
ZinsermiBigungen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus (vgl. auch unter >>> Sozialer Wohnungsbau,

>>> Modernisierung, >>> Heizenergieeinsparung) und steuerliche Vergiinstigungen in Form von Grundsteuerer-
mifigungen aus. )

Hinzu kommen als direkte Leistungen im wesentlichen das >>> Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz und Zu-
schiisse von Arbeitgebern.

Wohnfliche

1.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

1.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

1.3 Statistik des Bauiiberhanges
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991
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Begriffsinhalt:
Summe der anrechenbaren Grundflichen der Raume, die ausschlieflich zu einer >>> Wohneinheit gehdren.

Als anrechenbar gelten z.B. auch die Flichen von Erkern, Einbaumébeln und Raumteilen unter Treppen mit einer
lichten Hohe von mindestens 2 m sowie z.B. die Flachen von Wandbekleidungen, Kaminen usw., nicht aber die
Flidchen von Treppen, Pfeilern u.a.

Die fiir alle Wohn- und Schlafrdume, Kiichen und Nebenrdume (Badezimmer, Toiletten, Dielen usw.) berechneten
Flichen gehen in vollem Umfang in die Wohnfliche ein, wenn die Riume eine lichte Hohe von mindestens 2m
haben.

Die Flichen von Riumen mit einer geringeren Hohe und von Wintergirten, Loggien und Balkonen werden bei der
Ermittlung der Wohnfldche nur teilweise oder gar nicht in Ansatz gebracht: Zur Hilfte werden z.B. Flichen von
Raumteilen mit einer lichten Hohe zwischen einem und zwei Metern angerechnet, zu einem Viertel werden Fla-
chen von Balkonen angerechnet.

AuBer Riumen hinter Wohnungsabschliissen werden auch Einzelzimmer aufierhalb von >>> Wohnungen beriick-
sichtigt.

Dazu rechnen allerdings nicht Dachboden, Kellerraume, Treppenhéuser, unbewohnbare Mansarden und auch nicht
die Riume fiir Gemeinschaftszwecke in Mehrfamilienhéusern.

Bei >>> Baumafinahmen an Gebiudeteilen wird entsprechend nur die Wohnflédche der neu gewonnenen Teile
nachgewiesen.

Die Wohnfliache umfaBt zu Wohnzwecken genutzte Flichen eines >>> Gebéudes - je nach Statistik - zum Zeitpunkt
der >>> Baugenehmigung oder der >>> Baufertigstellung,

Werden Riume eines Gebiudes in der Zeit zwischen der Baugenehmigung und der Baufertigstellung umgewidmet
(z.B. Fliichen, die urspriinglich fir Wohnzwecke bestimmt waren, spater aber fiir eine gewerbliche Nutzung vorge-
sehen werden), schlégt sich dies - soweit diese Falle gemeldet werden - auch im Umfang der jeweils erfafiten
Wohnfliche nieder.

Begriffsbezichungen:
Siehe unter 2.

2. Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Die Gesamtfliche der Wohnung setzt sich zusammen aus der Fliche

- aller Wohn- und Schiafraume, 1auch auBerhalb des Wohnungsabschlusses (z.B. Mansarden),

- der Kiiche,

- des Badezimmers, der Toilette, Besen-, Speise- und Abstellkammer, Veranda, des Flurs, Balkons,
- der gewerblich genutzten Wohnrdume.

Unter einer Schriige liegende Flichen wurden nur zu einem Viertel, Keller- und Bodenrdume (Speicher), soweit sie
nicht zu Wohnzwecken ausgebaut sind, waren nicht zu beriicksichtigen.

Wohngebﬁudé

1.1 Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

1.2 Fortschreibung des Wohnungsbestandes
Datennachweis: ab 1950; fiir die neuen Bundeslinder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Wohngebiude sind Gebéude, deren Gesamtnutzfliche mindestens zur Halfte fiir Wohnzwecke genutzt wird (z.B.
Ein-, Zwei- oder Mehrfamilienhaus, Appartmenthaus, Wohnheim, Ferienhaus).

Zu den Wohngebiuden zihlen nicht die Gebaude mit nur einer oder zwei Freizeitwohneinheiten, deren Gesamt-
wohnfliche weniger als 50 qm betragt. Diese werden bei den >>> Unterkiinften nachgewiesen.
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Anderungen im Zeitablauf: .

Die Basen der Fortschreibung in der Vergangenheit waren die Gebaude- und Wohnungszéhlungen 1950, 1956,
1961 1968 und 1987.

Begriffsbeziehungen:

Wohngebiude in der Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstellungen und Statistik des Bauiiber-
hanges unterscheiden sich nicht beziiglich der technischen Abgrenzung, aber hinsichtlich des Erhebungsumfanges
von der Gebiude- und Wohnungszihlung und ihrer Fortschreibung, Diese weisen den gesamten Bestand an Wohn-
gebiuden nach, die Bautitigkeitsstatistiken jeweils die genehmigten, die fertiggestellten und die genehmigten, aber
noch nicht fertiggesteliten Wohngebaude wihrend bzw. am Ende eines jeden Jahres.

2.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Bundeslinder und Berlin-Ost ab 1991

2.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Bundeslinder und Berlin-Ost ab 1991

2.3 Statistik des Bauiiberhanges
‘Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Bundeslinder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
>>> Gebaude, die mindestens zur Hilfte der Gesamtnutzfliche Wohnzwecken dienen.

Zu den Wohngebauden zihlen auch gemischt genutzte Gebéude, sofern die >>> Wohnungen iiberwiegen (z.B. Bii-
ros und Geschifte im Erdgescho3, Wohnungen in den Obergeschossen; Bauernhiuser, bei denen die
>>> Wohnflidche grofer ist als die >>> Nutzfliche).

Auch >>> Wochenend-, >>> Ferien- und Sommerh&user rechnen zu den Wohngeb4uden.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschlieBlich 1978 rechneten Bauernhiuser, die mindestens eine Wohnung fiir den Leiter des landwirtschaftli-
chen Betriebes enthielten, auch dann zu den Wohngebiuden, wenn die >>> Wohnfl4che kleiner war als die Nutz-
fliche. Wochenend- und Ferienhiuser galten bis einschl. 1978 nur dann als WohngebZude, wenn ihre Wohnflache
mehr als 50 gqm betrug,

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Wohngebiude und Wohnbauten (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) sind synonym.

3. Preisindizes fiir Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:

>>> Gebiude, die mindestens zur Halfte Wohnzwecken dienen. Dazu rechnen z.B. Einfamiliengebiude, Mehrfa-
miliengebiude und gemischtgenutzte Gebaude.

Wohngebiude nur mit 1 oder 2 Freizeitwohneinheiten

1.1 Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Hierbei handelt es sich um Gebiude mit 1 oder 2 Wohneinheiten, die entweder nur zu bestimmten Jahreszeiten,
iiber das Wochenende oder an bestimmten Wochentagen bewohnt werden und somit lediglich als "Zweitwohnung®
primér fir Erholungszwecke dienen.Gebaude mit 1 oder 2 Freizeitwohneinheiten und mit 50 und mehr qm Ge-
samtwohnfliche gelten als Wohngebiude. Betrigt die Gesamtwohnfliche weniger als 50 qm, so werden sie bei den
>>> Unterkiinften nachgewiesen.
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Wohngebiiude mit Eigentumswohnungen

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

3. Statistik des Bauiiberhanges
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
Gebiudeart, die >>> Wohngebiude, die >>> Eigentumswohnungen enthalten, umfafit.

MaBgeblich fiir die Zuordnung eines >>> Gebiudes als Wohngebiude mit Eigentumswohnung ist die Absicht des
>>> Bauherrn zum Zeitpunkt der >>> Baugenehmigung. Diese Zuordnung erfolgt auch dann, wenn der Bauherr
beabsichtigt, einen Teil der im Grundbuch als Eigentumswohnungen nachzuweisenden Wohnungen, zu vermieten.

Entsprechend den Vorschriften des Wohnungseigentumsgesetzes vom 30.7.1973 (BGBI. I S. 910) besteht ein
Wohngebiude entweder ausschlieBlich aus Eigentumswohnungen oder es befinden sich iiberhaupt keine Eigen-
tumswohnungen darin.

Wohngebiet

Statistik der Kaufwerte fiir Bauland ,
Datennachweis: ab 1962; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 3/1991

Begriffsinhalt:
Gebiete, die ausschlieBlich oder iiberwiegend dem Wohnen dienen.
Wohngebiete sind durch Wohnbaufléchen in den Bebauungsplinen ausgewiesen.

Die Wohngebiete werden in reine Wohngebiete, allgemeine und besondere Wohngebiete unterschieden (zu Einzel-
heiten siche Baunutzungsverordnung vom 15.9.1977 (BGBL. I S. 1763)).

Nachgewiesen werden >>> Kaufwerte fiir Bauland in Wohngebieten.

Wohngeldanspruch

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Durchschnittliche monatliche Hohe der Anspriiche, die in bewilligten Wohngeldantrégen geltend gemacht werden.
Einbezogen werden Antrige, die im Berichtsvierteljahr erstmals bewilligt werden sowie Antrége, die in den voran-
gegangenen Monaten bewilligt wurden und deren Bewilligungszeitraum sich in das Berichtsvierteljahr erstreckt.

Wohngeld wird bei Erfiillung der Voraussetzungen auf Antrag als verlorener Zuschuf} des Staates zur wirtschaftli-
chen Sicherung angemessenen und familiengerechten Wohnens gewdhrt. Auf Wohngeld besteht bei Erfullung der
Voraussetzungen ein Rechtsanspruch. Es wird in der Regel fiir einen Zeitraum von zwdlf Monaten bewilligt, be-
ginnend mit dem Ersten des Monats, in dem der Antrag gestellt wird. Falls die Voraussetzungen fiir die Bewilli-
gung jedoch erst in einem ‘spiteren Monat eintreten, beginnt der Bewilligungszeitraum in diesem Monat. Auch eine
riickwirkende Bewilligung ist méglich.

Wohngeld wird entweder in Form des Mietzuschusses oder des Lastenzuschusses gewéhrt. Die Hohe des Wohn-
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geldanspruchs richtet sich nach der absoluten Héhe der zuschuBfahigen Miete oder Belastung, der Hohe des Fami-
lieneinkommens und der Zahl der zum Haushalt des Antragstellers rechnenden Familienmitglieder. Fiir die bei der
Gewihrung des Wohngelds zu beriicksichtigende Miete oder Belastung bestehen Hochstgrenzen, die sich nach der
Zahl der Familienmitglieder, der Mietenstufe der jeweiligen Gemeinde ( >>> regjonales Mietniveau) sowie der
Ausstattung und dem Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des Wohnraums richten.

Familieneinkommen ist der Gesamtbetrag der Jahreseinkommen, die von allen zum Haushalt des Antragstellers
rechnenden Familienmitgliedern in Geld oder Geldeswert erzielt werden, jedoch abziiglich bestimmter Betrage.
Zum Jahreseinkommen zihlen z.B. Gehilter, Léhne, Arbeitslosengeld, Krankengeld, Renten, Unterhaltszahlungen,
Kindergeld und der Mietwert des eigengenutzten Wohnraums im eigenen Haus.

Abgesetzt werden die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen notwendigen Aufwendungen, Auf-
wendungen zur Erfiillung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen, Beitrdge Dritter zur Verringerung der Miete oder
Belastung, Familienfreibetrige, Freibetrige fiir bestimmte Personengruppen (z.B. Schwerbehinderte). Aufler Be-
tracht bleiben ferner bestimmte steuerfreie und nicht zur Deckung des Lebensunterhalts bestimmte Einnahmen und
vom Arbeitgeber iiber das Arbeitsentgelt hinaus erbrachte vermogenswirksame Leistungen. )
SchlieBlich wird zur Feststellung des Jahreseinkommens ein pauschaler Abzug vorgenommen. Die Hohe des pau-

schalen Abzugs hingt davon ab, ob das Familienmitglied Steuern vom Einkommen bzw. Pflichtbeitrage zur Sozial-
versicherung entrichtet. Ab dem 1.7.1983 gilt folgende Regelung;

12,5% Abzug, wenn das Familienmitglied Pflichtbeitrage zur gesetzlichen Krankenversicherung oder zur
gesetzlichen Rentenversicherung oder Steuern vom Einkommen entrichtet;
20% Abzug, wenn das Familienmitglied
- Pflichtbeitrige zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur gesetzlichen Rentenversicherung
oder

- Steuern vom Einkommen und Pflichtbeitrige zur gesetzlichen Krankenversicherung oder ge-
setzlichen Rentenversicherung entrichtet

30% Abzug, wenn das Familienmitglied Pflichtbeitrige zur gesetzlichen Krankenversicherung und ge-
setzlichen Rentenversicherung und Steuern vom Einkommen zahlt.

In allen iibrigen Fillen wird ein pauschaler Abzug von 6% vorgenommen.

Kein Wohngeld wird bewilligt, wenn mit dem Wohngeld vergleichbare Leistungen aus 6ffentlichen Kassen ge-
wihrt werden oder wenn fiir eine von mehreren Wohnungen schon Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung ge-
wihrt wird, wenn ein Familienmitglied im Jahr der Antragstellung Vermogensteuer entrichten mufite oder wenn
die Inanspruchnahme miBbrauchlich wire.

Wohngeld wird auch nicht gewiéhrt fiir Wohnraum, der von Personen wahrend der Zeit benutzt wird, in der sie vom
Familienhaushalt voriibergehend abwesend sind, ferner soweit ein Antragberechtigter, der mit Personen, die keine
Familienmitglieder sind, eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft fiihrt, besser gestellt wére als im Rahmen eines
Familienhaushalts entsprechender Grofie. .

Die Hohe des Wohngeldanspruchs kann sich im laufenden Bewilligungszeitraum &ndern, wenn sich die Zahl der
zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder erhoht (z.B. durch Geburt eines Kindes) oder sich die zuschufifahi-
gen Wohnkosten um mehr als 15% erhohen oder sich das Familieneinkommen um mehr als 15% verringert.

In den fiir ein bestimmtes Berichtsvierteljahr nachgewiesenen endgiiltigen Daten iiber die Héhe des Wohngeldan-
spruchs sind alle Antrige enthalten, deren Bewilligungszeitraum in dem jeweiligen Vierteljahr liegt, also auch in
spiteren Vierteljahren erfolgte riickwirkende Bewilligungen abziiglich eventueller nachtréglicher Riickforderungen.
Riickwirkende Bewilligungen sind méglich, wenn sich die zuschufifahigen Wohnkosten riickwirkend um mehr als
15% erhéhen und die Familienmitglieder die Erhéhung nicht zu vertreten haben. (Zu Einzelheiten siehe §§ 1, 2, 8 -
30 Wohngeldgesetz vom 28.02. 1990 (BGBI. I S. 310) und Anderungsgesetze.)

Nachgewiesen wird die durchschnittliche Hohe des Wohngeldanspruchs zum Ende des jeweiligen Berichtsjahres
sowie im Laufe des Berichtsvierteljahres (einfaches arithmetisches Mittel aus der Hohe des Wohngeldanspruchs
zum Ende der drei in das jeweilige Kalendervierteljahr fallenden Monate.)

Anderungen im Zeitablauf: .

Die Hohe des errechneten Wohngeldanspruchs ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von
Rechtsvorschriften beeinflufit worden: Diese haben vor allem die Hohe des jeweiligen Wohngeldes, die Hochstgren-
zen der zuschuffihigen Miete oder Belastung und des zu beriicksichtigenden Familieneinkommens betroffen.

Im besonderen wurden 1978, 1981 1986 und 1990 die Héchstbetréige der zuschufifahigen Miete bzw. Belastung er-
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hoht und andere gesetzliche Bestimmungen geandert.

Der pauschale Abzug, der bei der Berechnung des mafigebenden Familieneinkommens vorgenommen wird, betrug
bis 1977 einheitlich 30% und wurde 1978 durch einen gestaffelten Freibetrag ersetzt, dessen Hohe 1981, 1982 und
1983 modifiziert wurde. ;

Begriffsbeziehungen:

Wihrend unter dem Wohngeldanspruch die durchschnittliche monatliche Hohe der Anspriiche zu verstehen ist, die
in den bewilligten Wohngeldantrigen geltend gemacht werden, werden unter dem >>> gezahlten Wohngeld (im
Jahr) (Kassenbuchungen der Bewilligungsstellen) (Wohngeldstatistik) die tatsichlich ausgezahlten Wohngeldbe-
trige nachgewiesen.

N

Wohngeldempfinger

Wohngeldstatistik
Datennachweis: 1965 bis 1990

Begriffsinhalt:

Personen, die im Berichtszeitpunkt bzw. -zeitraum einen bewilligten Anspruch auf die Gewdhrung von Wohngeld
haben.

Antragberechtigt fiir die Gewahrung von Wohngeld sind >>> Mieter und Nutzungsberechtigte von Wohnraum,
Heimbewohner PiB sowie >>> Eigentiimer im eigenen Haus, Eigentiimer einer >>> Eigentumswohnung und Inha-
ber eines eigentumséihnlichen Dauerwohnrechts.

Treffen die genannten Voraussetzungen auf mehrere Haushaltsmitglieder zu, ist jeweils nur der Haushaltsvorstand
antragberechtigt, d.i. dasjenige >>> Familienmitglied, das im Zeitpunkt der Antragstellung den groBten Teil der
Unterhaltskosten fiir die zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder trigt. Ein zum Haushalt des Antragberech-
tigten rechnendes Familienmitglied ist selbst nicht antragberechtigt.

Wohngeld wird bei Erfiillung der Voraussetzungen auf Antrag als verlorener Zuschuf des Staates zur wirtschaftli-
chen Sicherung angemessenen und familiengerechten Wohnens gewihrt. Auf Wohngeld besteht bei Erfiillung der
Voraussetzungen ein Rechtsanspruch. Es wird in der Regel fiir zwdlf Monate bewilligt, beginnend mit dem Ersten
des Monats, in dem der Antrag gestellt wird. Falls die Voraussetzungen fiir die Bewilligung jedoch erst in einem
spiteren Monat eintreten, beginnt der Bewilligungszeitraum in diesem Monat. Auch eine riickwirkende Bewilli-
gung ist moglich.

Wohngeld wird entweder in Form des >>> Mietzuschusses oder des >>> Lastenzuschusses gewdhrt Voraussetzung
fiir die Gewihrung ist, daB das Familieneinkommen bestimmte, je nach Zahl der Familienmitglieder unterschiedli-
che Hochstgrenzen nicht iiberschreitet.

Familieneinkommen ist der Gesamtbetrag der Jahreseinkommen, die von allen zum Haushalt des Antragstellers
rechnenden Familienmitgliedern in Geld oder Geldeswert erzielt werden, jedoch abziiglich bestimmter Betrage.
Einzelheiten hierzu siehe unter >>> Wohngeldanspruch.

Stirbt ein Haushaltsmitglied, so bleibt dies fiir einen Zeitraum von 24 Monaten nach dem Sterbemonat ohne Ein-
fluB auf die zugrunde gelegte Haushaltsgréfe, sofern die alte Wohnung beibehalten wird und sich die Zahl der
Familienmitglieder nicht wieder auf den Stand vor dem Todesfall erhoht.

Kein Wohngeld wird bewilligt, wenn mit dem Wohngeld vergleichbare Leistungen aus 6ffentlichen Kassen ge-
wihrt werden oder wenn fiir eine von mehreren Wohnungen schon Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung ge-
wihrt wird, wenn ein Familienmitglied im Jahr der Antragstellung Vermégensteuer entrichten mulfite oder wenn
die Inanspruchnahme mifibrauchlich wire.

Wohngeld wird auch nicht gewahrt fiir Wohnraum, der von Personen wihrend der Zeit benutzt wird, in der sie vom
Familienhaushalt voriibergehend abwesend sind, ferner soweit ein Antragberechtigter, der mit Personen, die keine
Familienmitglieder sind, eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft fiihrt, bessergestellt wire als im Rahmen eines
Familienhaushalts entsprechender Gréfie.

Unter den statistisch nachgewiesenen Wohngeldempféngern kénnen, da immer nur ein Haushaltsmitglied antrag-
berechtigt ist, Haushalte verstanden werden, die Wohngeld beziehen. Sie kénnen nach der Zahl der bei der Wohn-
geldgewihrung zu beriicksichtigenden Familienmitglieder in >>> Alleinstehende und Haushalte mit mehreren
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Familienmitgliedern unterschieden werden.

Nachgewiesen wird die Zahl der Wohngeldempfanger zum Ende des jeweiligen Berichtsjahres sowie die durch-
schnittliche Zahl der Wohngeldempfanger im Laufe des jeweiligen Berichtsvierteljahres (einfaches arithmetisches
Mittel aus der Zahl der Empfanger zum Ende der drei in das jeweilige Kalendervierteljahr fallenden Monate).

Anderungen im Zeitablauf:

Die Zahl der Wohngeldempfanger ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von Rechtsvor-
schriften beeinflufit worden.

So wurden zum 1.1.1971 die gesetzlichen Bestimmungen grundlegend neu gefafit und die Leistungen wesentlich
verbessert. Es wurden hierbei u.a. die absoluten Hochstbetrédge der zuschufifahigen Miete oder Belastung einge-
fiihrt, bis einschl. 1970 wurde dagegen die anrechenbare Miete oder Belastung durch Héchstgrenzen der benétigten
Wohnfliche, die sich nach der Zahl der Familienmitglieder richtete, und durch Obergrenzen der zu beriicksichti-
genden monatlichen Miete oder Belastung je Quadratmeter Wohnfléche beschrénkt. 1971 wurden ebenfalls das
Verfahren zur Ermittlung des Einkommens und der Miete bzw. Belastung vereinfacht und der anspruchsberechtigte
Personenkreis durch die Erhéhung der Einkommensgrenzen erweitert, die grundsitzliche Gleichbehandlung aller
Wohnungsarten eingefiihrt und verschiedene Griinde fiir eine Versagung des Wohngeldes gestrichen oder be-
schrankt.

Vor 1971 hatten Mieter von Sozialwohnungen eine Sonderstellung eingenommen, da es fiir diese Wohnungen kei-
ne festen Mietobergrenzen gab, sondern die jeweilige Kostenmiete zuschufifahig war.

Von 1971 an wurden auch die Empfinger von Sozialhilfe und Kriegsopferfiirsorge in die Wohngeldférderung ein-
bezogen. Bis einschl. 1970 wurden keine pauschalen Freibetrige gewéhrt, sondern z.B. nur besondere Freibetrige
fir die Empfanger niedriger Einkommen und Pauschbetrége fiir Steuern und Versicherungsleistungen. An Stelle
dieser Regelungen trat 1971 ein allgemeiner Freibetrag in Hohe von 20 v.H. und 1974 in Hohe von 30 v.H. Dieser
Betrag wurde 1978 durch einen gestaffelten Freibetrag ersetzt, dessen Hohe 1981, 1982 und 1983 modifiziert wur-
de.

Wiederholt wurde auch die Liste der bei der Ermittlung des Jahreseinkommens auBer Betracht bleibenden Einnah-
men gedndert und erweitert. Ferner werden seit 1974 Aufwendungen zur Erfiillung gesetzlicher Unterhaltsver-
pflichtungen bis zu bestimmten Betriigen bei der Ermittlung des Jahreseinkommens abgesetzt.

1981 wurden verschiedene Anspruchsvoraussetzungen modifiziert und z.T. eingeschrénkt sowie die Wohngeldlei-
stungen erneut generell angehoben. .

Im Rahmen des Haushaltbegleitgesetzes 1983 wurden auch im Wohngeld Einschrankungen vorgenommen. U.a.
‘ wurden Vergiinstigungen fiir bestimmte Personengruppen (Freibetrige) abgebaut; aulerdem erfolgte eine Umstel-
lung des Systems der pauschalen Freibetrige.

Der Nachweis der Wohngelddaten im Statistischen Informationssystem des Bundes wird ab Berichtsjahr 1991 aus-
gesetzt. Aufgrund der Zersplitterung des wohngeldrechtlichen Berichtssystems (spitz berechnetes Wohngeld und
pauschaliertes Wohngeld - jeweils mit differenzierten Erhebungs- und Aufbereitungsmerkmalen im fritheren Bun-
desgebiet und im Beitrittsgebiet) - ergeben sich sehr unterschiedliche und komplexe Datenstrukturen deren Darstel-
lung im Zeitvergleich kaum mehr méglich ist.

Begriffsbeziehungen:

Da Wohngeld nur dem jeweils antragberechtigten Haushalts-(Familien-)Mitglied gewahrt werden kann, kénnen
Wohngeldempfinger auch als Haushalte aufgefafit werden, die Wohngeld beziehen. Jedoch bestehen zwischen
Wohngeldempfiangern und >>> Privathaushalten (Volks- und Berufszihlung 1987, Mikrozensus) sowie

>>> Haushalte (Gebiude- und Wohnungszihlung 1987) Unterschiede in der begrifflichen Abgrenzung; Zu einem
Wohngeldempfingerhaushalt zihlen neben dem Antragsteller nur solche Familienmitglieder, die gemaf den ge-
setzlichen Bestimmungen beriicksichtigt werden; in der Bevélkerungs- und Wohnungsstatistik rechnen dagegen
alle zusammenwohnenden und gemeinsam wirtschaftenden Personen zu einem Privathaushalt bzw. einer Wohnpar-
tei, ohne Riicksicht auf eine verwandtschaftliche Beziehung. U.U. kénnen daher in einem Privathaushalt mehrere
Wohngeldempfanger wohnen.

Zu beachten ist jedoch, da Wohngeld nur fiir jeweils eine Wohnung beantragt werden kann, wéhrend bei den Pri-
vathaushalten auch Wohnungen einbezogen sein konnen, die fiir die Mitglieder des Haushalts Zweitwohnsitze dar-
stellen (z.B. bei Studenten mit zweiter Unterkunft am Studienort, bei Handlungsreisenden usw.).
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Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz

1. Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

2. Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Leistungen an private Haushalte zur wirtschaftlichen Sicherung angemessenen familiengerechten Wohnens.

Das Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz trigt zusammen mit den direkten Wohnungsbauforderungsmafinahmen
wesentlich dazu bei, da8 Haushalte mit unterdurchschnittlichem Einkommen mit Wohnungen zu tragbaren Mieten
oder Kosten versorgt werden konnen. .

Wohngeld wird Mietern als Mietzuschufl und Eigentiirfiern von Wohnungen als Lastenzuschufl nach dem Wohn-
geldgesetz gezahlt, wenn die Aufwendungen fur eine angemessene Wohnung im Verhiltnis zum Haushaltsnetto-
einkommen unzumutbar hoch sind. Die Hohe des Wohngeldes bestimmt sich im Einzelfall nach Haushaltsgrofie,
Familieneinkommen und Wohnkosten, die bis zu bestimmten Hochstbetragen beriicksichtigt werden.

Die Finanzierungsmittel fiir das Wohngeld werden je zur Halfte von Bund und Landern aufgebracht. Die Verwal-
tungskosten tragen die Lander und die Gemeinden.

Wihrend im Sozialbudget die gesamten Finanzierungsmittel und die Verwaltungskosten nachgewiesen werden,
weisen die Subventionsberichte ausschlieflich den Anteil des Bundes an den Finanzierungsmitteln aus.

Zu Einzelheiten zum Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz siehe unter >>> Wohngeldanspruch,

>>> Wohngeldempfdnger, >>> MietzuschuB}, >>> MietzuschuBempféanger, >>> Lastenzuschuf und

>>> Lastenzuschuflempfénger.

Anderungen im Zeitablauf:

In den Subventionsberichten werden unter "Wohngeld und sonstige Mafinahmen" zusammenfassend Finanzhilfen
des Bundes fiir Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz, fiir die Gewahrung eines einmaligen Heizolkostenzuschusses
und fiir Aufwendungen aus Anlafl der Sturmfluten im Januar 1976 nachgewiesen.

Ein einmaliger HeizélkostenzuschuBl des Bundes wurde in der Heizperiode 1973/74 in der Zeit vom 15. Oktober
1973 bis zum 14. April 1974 und in der Heizperiode 1979/80 in der Zeit vom 1. Juni 1979 bis zum 30. April 1980
einkommensschwachen Bevdlkerungskreisen zur Milderung von Hérten, die sich durch den Preisanstieg beim Be-
zug von leichtem Heizé! zum Beheizen selbstgenutzten Wohnraums ergeben hatten, gewahrt.

Die Beteiligung des Bundes an der Entschadigung im Januar 1976 Sturmflutgeschidigter erfolgte auf der Grundla-
ge einer zwischen dem Bund und den Kiistenldndern getroffenen Verwaltungsvereinbarung. Der Bund beteiligte
sich mit zwei Dritteln an den Aufwendungen der Linder. Die hier ausgewiesenen Betrédge dienten zur Regelung
von Schiden an Wohngebiuden sowie an Hausrat und Bekleidung,

Wohnheime

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:
Von bestimmten Personen gemeinschaftlich bewohnte >>> Wohngebaude.

Wohnheime dienen priméir dem Wohnen und kénnen sowohl >>> Wohnungen als auch sonstige Wohneinheiten
enthalten. Sie besitzen Gemeinschaftseinrichtungen wie z.B. Gemeinschaftsverpflegung, Gemeinschaftsraume usw.
Zu den Wohnheimen zihlen u.a. Wohnheime fiir Schiiler, Studenten und Auszubildende, Jugendwohnheime,
Wohnheime fiir Berufstiitige, die zur Unterbringung von - in der Régel ledigen - Berufstitigen bestimmt sind, Al-
tenwohn- und Altenheime, Wohnheime fiir Behinderte deren Anlage, Ausstattung und Einrichtung den Bediirfnis-
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sen der behinderten Menschen Rechnung tragen und sonstige Wohnheime zu denen v.a. Aufnahme- und Durch-
gangslager, Fliichtlings-, Notaufnahme- und Sammellager gehoren.

2. Gebiiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:
Wohnheime dienen den Wohnbediirfnissen bestimmter Bevolkerungskreise, z.B. Studentenwohnheim, Altenwohn-
heim, Schwesternwohnheim.

Die Bewohner von Wohnheimen fiihren in der Regel einen eigenen Haushalt, d.h. der fir Anstalten typische Ge-
sichtspunkt der Betreuung tritt bei ihnen in den Hintergrund.

Wohnheime konnen aber auch Gemeinschaftseinrichtungen (Gemeinschaftsverpflegung; Gemeinschaftsraume)
besitzen.

. Als Wohnheime (im engeren Sinne) gelten nur Wohngebaude, die vollstindig entsprechend genutzt werden.

Vollstindig fiir Wohnheimzwecke genutzte "sonstige Geb4ude", also Gebiude; deren Gesamtnutzfliache weniger als
zur Hilfte fiir Wohnzwecke verwendet wird, sowie nur teilweise fiir Wohnheimzwecke genutzte Wohngebiude
werden dagegen nicht als Wohnheime bezeichnet.

Wohnparteien

Gebiude- und Wohnungsziihlung 1987

Begriffsinhalt:

Personengemeinschaften, die zusammen wohnen und eine gemeinsame Hauswirtschaft fithren (Haushalt).

Auch eine allein wirtschaftende Einzelperson, z.B. ein >>> Untermieter oder Schlafgéinger, bildet eine Wohnpartei.
Zu einer Wohnpartei rechnen auch Personen, die am Erhebungsstichtag aus beruflichen oder sonstigen Griinden

(z.B. Studium, Ableistung des Grundwehrdienstes oder einer Wehriibung) voriibergehend abwesend sind, aber
normalerweise zum Haushalt gehéren und dort wohnen.

Zur Wohnpartei gehoren ferner auch Wirtschafterinnen, Hausgehilfinnen, Kinderméadchen, Gesellen und Lehrlin-
ge, landwirtschaftliche Arbeitskrifte, Pflegekinder, Altenteiler und Wohnpartner, sofern diese Personen dort Kost
und Logis erhalten.

Nicht zu einer Wohnpartei zihlen nur besuchsweise anwesende Personen.

Nicht erfaBt sind die Wohnparteien von Angehérigen der ausldndischen Stationierungsstreitkréfte, der auslandi-
schen diplomatischen und konsularischen Vertretungen, auslandischen Missionen u.d.

Nachgewiesen werden Wohnparteien in Wohnungen - ohne die Mieter- und Eigentiimerwohnparteien in
>>> Zweitwohnungen und -wohngelegenheiten - sowie die Wohnparteien in standig bewohnten '
>>> Wohngelegenheiten.

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Wohnparteien (ohne Wohnparteien in Zweitwohnungen und -wohngelegenheiten) und

>>> Privathaushalte (Volks- und Berufszihlung 1987, Mikrozensus) bezeichnen etwa die gleichen Personenge-
meinschaften.

Zu beachten ist jedoch, daf im Nachweis der Wohnparteien keine Eigentiimer- und Mieterwohnparteien in Zweit-
wohnungen und -wohngelegenheiten enthalten sind.

Dagegen wird bei der Ermittlung der Privathaushalte in der Bevolkerungsstatistik von der sog. Bevélkerung in Pri-
vathaushalten ausgegangen, wodurch z.T. auch Privathaushalte einbezogen sein kénnen, die fir die dort wohnen-
den Personen Zweitwohnsitz darstellen (z.B. Unterkiinfte von Studenten am Studienort, von Handlungsreisenden
usw.).

Reine Wochenendwohnsitze sind weder in den Wohnparteien noch in den Privathaushalten enthalten.
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Wohnriume

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:

Riume, die fir Wohnzwecke bestimmt sind und mindestens 6 qm >>> Wohnfliche haben einschlieflich aller Kii-
chen. '

Kiichen werden unabhéngig von ihrer Fliche einbezogen. Zu den Kiichen rechnen Kochkiichen und Wohnkiichen.
Sie miissen im Bauplan als Kiichen ausgewiesen und mit den iiblichen Einrichtungen (Wasseranschluf3, Ausguf3,
Gas- und Stromzuleitungen, Dunstabzug) zum Kochen fiir hauswirtschaftliche Zwecke ausgestattet sein. Behelfs-
méBig zum Kochen eingerichtete Nebenriume oder Zimmer mit Kochgelegenheit oder behelfsmaBiger Kochecke
gelten nicht als Kiichen.

Riume, die kleiner sind als 6 qm sowie Nebenrdume (z.B. Flure, Béider, Treppen, Speisekammern) werden nicht als
Wohnriume erfafit.

1. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955: fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Zusitzliche Wohnriume auBerhalb der abgeschlossenen >>> Wohnung (z.B. Mansarden) werden nicht als Raume
der Wohnung gerechnet.

2. Fortschreibung des Wohnungsbestandes
Datennachweis: ab 1950; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

\

Begriffsinhalt:
Separate Riume auflerhalb der >>> Wohnung werden in der Zahl der Wohnraume beriicksichtigt.

Wohnungen

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:

Gesamtheit von einzelnen oder zusammen liegenden Riumen, die nach aufien abgeschlossen, zu Wohnzwecken
bestimmt sind und die Fiihrung eines eigenen Haushalts ermdglichen, gleichgiiltig, ob die Riume in
>>> Wohngebiuden oder >>> Nichtwohngebiuden liegen.

Einer der Riume muB stets eine Kiiche oder ein Raum mit Kochgelegenheit (in der Gebiude- und Wohnungszih-
lung eine baulich als solche vorgesehene Kochnische) sein.

Zu einer Wohnung gehéren ferner Wasserversorgung, Beheizbarkeit, Ausgufl und Abort, die auch auflerhalb des
Wohnungsabschlusses liegen kénnen.

Grundsitzlich hat eine Wohnung einen eigenen abschlieBbaren Zugang unmittelbar vom Freien, von einem Trep-
penhaus oder einem Vorraum.

Einfamilienhzuser zihlen als eine Wohnung, Ebenso zihlen Einzimmerappartements sowie >>> Wochenend- und
Ferienhiuser iiber 50 gm, sofern sie die oben genannten Bedingungen erfiillen, zu den Wohnungen.

Anderungen im Zeitablauf:

Ab 1978 werden in den Statistiken der Baugenehmigungen, der Baufertigstellungen und des Bauiiberhanges Wo-
chenend- und Ferienhiuser unter 50 qm ebenfalls mit einbezogen.

1.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991
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1.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Linder und Berlin-Ost ab 1991

1.3 Statistik des Bauiiberhanges
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Lander und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Erfafit werden Wohnungen, fiir die die zustindigen Behérden eine Bauerlaubnis bzw. - bei bestimmten Baumaf3-
nahmen des Bundes und der Linder - ihre Zustimmung erteilt haben bzw. Wohnungen in bezugsfertigen Gebau-
den, bei denen die Bauarbeiten weitgehend abgeschlossen sind sowie Wohnungen in >>> Gebauden, die geneh-
migt, aber noch nicht fertiggestellt sind.

Bei der Statistik der Baugenehmigungen erfolgt die zeitliche Erfassung bei der Erteilung der Baugenehmigung,
auch wenn es sich um eine vorliufige, mit Auflagen versehene oder eine Teilbaugenehmigung handelt.

Fiir die Statistik der Baufertigstellungen ist als Zeitpunkt der Fertigstellung die Ingebrauchnahme, nicht die baupo-
lizeiliche SchluBabnahme entscheidend.

Wohnungen in Gebauden, die am 31.12. eines Berichtsjahres noch nicht fertiggestelit sind, fiir die jedoch eine Ge-
nehmigung durch die zustandige Behoérde vorliegt, werden in der Statistik des Bauiiberhanges erfafit.

Begriffsbeziehungen:

Die Zahlen fiir Wohnungen in neu errichteten Gebauden und im Rahmen von BaumaBnahmen an bestehenden Ge-
béuden ergeben zusammen die Zahl an >>> fertiggestellten Wohnungen (Statistik der Baufertigstellungen).

2. Fortschreibung des Wohnungsbestandes
Datennachweis: ab 1950; fiir die neuen Lander ‘und Berlin-Ost ab 1991

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen wird der Bestand aller Wohnungen im Bundesgebiet einschlieflich der von auslidndischen Streitkraf-
ten, Botschaften und Konsulaten privatrechtlich gemieteten Wohnungen, jedoch ohne die von ihnen offiziell in An-
spruch genommenen Wohnungen.

Die Fortschreibung des Bestandes an Wohnungen erfolgt in den Zeitrdumen zwischen zwei Gebdude- und Woh-
nungszihlungen mit Hilfe der Ergebnisse der Bautitigkeitsstatistiken und den Bestandsverdnderungen bei den von
auslandischen Streitkriften in Anspruch genommenen Wohnungen. Die Fortschreibung erfolgt bis zum Vorliegen
neuer Ergebnisse aus einer Gebdude- und Wohnungszéhlung auf der Basis der Gebiude- und Wohnungszihlung
1987.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Basen der Fortschreibung in der Vergangenheit waren die Gebaude- und Wohnungszihlungen 1950, 1956
1961 1968 und 1987. :

Begriffsbeziehungen:

Die Wohnungen unterscheiden sich von den >>> Wohngelegenheiten in zweifacher Hinsicht; zum einen verfiigen

Wohngelegenheiten nicht iiber eine eigene Kiiche oder Kochnische, zum anderen gelten Wohneinheiten im Keller-
geschof und in Unterkiinften generell (d.h. unabhéngig von der Ausstattung) als Wohngelegenheiten und nicht als
Wohnungen. Wohnungen und Wohngelegenheiten ergeben also zusammen die Gesamtzahl an

>>> Wohneinheiten.

3. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden alle neu errichteten Wohnungen (einschl..der Eigenleistungen durch die >>> Eigentiimer
und ihre Angehdrigen u. dgl.) sowie werterhéhende Umbauten und Reparaturen.

Die Wohnungen sind Teil der >>> Bauten und damit Teil der >>> Anlageinvestitionen.
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4. Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Als Wohnungen gelten Wohneinheiten in Gebduden nur dann, wenn sie mit Kiiche bzw. Kochnische ausgestattet
sind. Wohneinheiten in >>> Unterkiinfien gelten dagegen auch dann nicht als Wohnungen, sondern als sonstige
Wohneinheiten, selbst wenn sie eine Kiiche oder Kochnische haben.

Wohnungsbau

1. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1962; fiir die neuen Liander und Berlin-Ost ab 1991/92

2. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

3. Index des Auftragseingangs fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1971 bis 1976

4. Index des Auftragseingangs fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977

5. Index des Auftragsbestands fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1971 bis 1976

6. Index des Auftragsbestands fiir das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977 '

Begriffsinhalt:

Errichtung von >>> Hochbauten, die iiberwiegend Wohnzwecken dienen.

Eine iiberwiegende Nutzung zu Wohnzwecken wird angenommen, wenn die Gesamtfliche eines >>> Gebaudes zu
mindestens 50% Wohnzwecken dient. In diesem Fall rechnet das gesamte Gebaude zum Wohnungsbau, auch wenn
einzelne Teile des Gebiudes fiir andere Zwecke vorgesehen sind. Auch der Umbau oder Ausbau bisher anderweitig
genutzter Riume oder Gebidude zu Wohnungen rechnet zum Wohnungsbau. Werden dagegen in einem Wohnkom-
plex nachtriglich Wohnungen in Geschéftsraume o.4. umgebaut, so zahlt der Umbau nicht zum Wohnungsbau.

Zum Wohnungsbau rechnen auch >>> Wohnbauten, die im Auftrag von Gebietskorperschaften, Sozialversiche-
rung, Organisationen ohne Erwerbszweck, von Bundesbahn, Reichsbahn, Bundespost sowie von der Bundeswehr
und von im Bundesgebiet stationierten ausldndischen Streitkréften errichtet werden.

Nachgewiesen werden, neben absoluten Werten und Mefizahlen zum Wohnungsbau, auch der >>> Index des Auf-
tragseingangs und der >>> Index des Auftragsbestands im Wohnungsbau. !

Begriffsbeziehungen:

Die Begriffe Wohnungsbau sowie >>> Wohnbauten (Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstel-
lungen, Statistik des Bauiiberhanges) und >>> Wohngebiude (Gebaude- und Wohnungszihlung 1987, Fortschrei-
bung des Wohnungsbestandes, Statistik der Baupreise) sind - von Unterschieden im Erhebungsbereich und -umfang
abgesehen - im wesentlichen vergleichbar abgegrenzt.

Wohnungsbau fiir Bundesbedienstete u.a.

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966
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Begriffsinhalt: .
Programm des Bundes zur Schaffung und Modernisierung von Wohnraum fiir Bundesbedienstete u.a.
Wie die anderen 6ffentlichen Dienstherren, so ist auch der Bund bemiiht fiir

- seine Angehérigen (Beamte, Soldaten, Angestellte und Arbeiter) von Bundeswehr und Verwaltung (ohne Bun-
desbahn und Bundespost),

- Abgeordnete des Deutschen Bundestages, Angehdrige der inlandischen Presse, Angestellte der Bundestagsfrak-
tionen,

- Bedienstete des Bundesverbandes fiir den Selbstschutz

+
am Beschiftigungsort angemessenen Wohnraum zu tragbaren Mieten oder Lasten zu schaffen, soweit keine oder
eine nicht ausreichende Wohnung zur Verfligung steht.

Infolge der gednderten Wohnraumsituation wird in solchen Orten von weiteren Férderungsmafinahmen abgesehen,
in denen der Bedarf auf dem freien Wohnungsmarkt zu tragbaren Mieten gedeckt werden kann.

In den letzten Jahren liegt der Schwerpunkt der Férderung auf der Modernisierung des alteren Wohnungsbestan-
des. Durch diese Modernisierung wird der Gebrauchswert der Wohnungen nachhaltig erh6ht und werden zugleich
die allgemeinen Wohnverhaltnisse verbessert, wodurch in vielen Féllen der Zeitraum der Belegungsbindung ver-
langert werden kann.

Das Programm trigt zur Férderung der Einsparung von Trennungsgeldern bei und fiihrt zum Teil auch zu einer
Entlastung des iiberwiegend von den Landern getragenen offentlich geforderten sozialen Wohnungsbaues.

Anderungen im Zeitablauf:

In den Jahren 1969 bis 1972 (6. Wahlperiode) ist vom Bund auch die Schaffung von Wohnraum fur Angehorige
auslindischer Missionen und fiir Bedienstete der Stiftung Wissenschaft und Politik gefordert worden.

Wohnungsbauprimien

Statistik der Bausparkassen
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:

Staatliche Wohnungsbauforderungsmittel, die Bausparern nach dem Wohnungsbau-Pramiengesetz gewéhrt werden.
Zu Einzelheiten siche Wohnungsbaupramiengesetz.

Als Bausparer gilt, wer mit einer Bausparkasse einen Vertrag schliefit, durch den er nach Leistung von Bausparein-
lagen einen Rechtsanspruch auf Gewihrung eines Bauspardarlehens erwirbt.

Wohnungsbaupridmien werden nur gewihrt, wenn der Bausparer bestimmte Einkommensgrenzen nicht iiberschrei-
tet.

Die Grundprimie betrigt z.Z. 14% des begiinstigten Sparvolumens, wobei der Umfang des jahrlich begiinstigten
Sparvolumens begrenzt ist.

Ausgewiesen werden die Wohnungsbauprimien, die im Berichtszeitraum bei den Bausparkassen eingehen.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis zum 31.12.1974 betrug die Grundpramie 25%, bis zum 31.12.1975 23%, bis 31.12.1981 18%.

Bis einschl. 1974 werden die Gutschriften, nicht die Eingéinge an Wohnungspriamien erfafit. Eingénge und Gut-
schriften fallen in der Regel zeitlich auseinander.

Wohnungs- und Garagennutzung

Preisindizes fiir die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962
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‘Begriffsinhalt:
Ausgaben privater Haushalte fiir Mietwohnungen und Garagen.
Erfafit werden folgende Arten von Wohnungen:

a) leer vermietete abgeschlossenen 3-Raum Altbauwohnung (vor dem 1.4.1924 erbaut) mit Kiiche, ohne Bad,
Ofenheizung,

b) dieselbe, jedoch mit Bad/ Dusche, aus der Zeit zwischen dem 1.4. 1924 und dem 20.6.1948,

¢) im Rahmen des &ffentlich geforderten Wohnungsbauprogramms (nach dem 20.6.1948 erstellte, leer vermietete,
abgeschlossene Neubauwohnung mit 3 Rdumen, Kiiche, Bad/ Dusche,

d) dieselbe, jedoch mit Zentralheizung,

e) freifinanzierte, leer yermietete, abgeschlossene Neubauwohnung mit 4 Riumen, Kiiche,Bad/ Dusche, Zentralhei-
zung, Balkon in einem Mehrfamilienhaus.

Als Wohnungsmiete gilt die tatsichliche Miete einschl. der Gemeindezuschlige (Umlegung von Grundsteuer
u.dgl.) und der Nebenkosten (Kanalisation, Straflenreinigung, Miillabfuhr, Kaminreinigung, Treppenbeleuchtung,
Wasserverbrauch u.dgl.).

ErfaBt werden ferner folgende Arten von Garagen:
. a) zu den unter e) aufgefiihrten Wohnungen gehérige Garagen, die vom Wohnungsmieter genutzt werden,
b) durch Garagenbetriebe gewerblich vermietete Garagen fir PKW mittlerer Grofle.

Wohnungswesen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Zusammenfassung der unter

>>> Sozialer Wohnungsbau, Modernisierung, Heizenergieeinsparung,
>>> Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz sowie

>>> Wohnungsbau fiir Bundesbedienstete u.a.

in den Subventionsberichten nachgewiesenen Finanzhilfen des Bundes.

Zu Einzelheiten siehe jeweils dort.

Wohnungswesen, Raumordnung, Stidtebauforderung

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
' Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:

Aufgabenbereich mit den Ausgaben fiir !

- Wohnungswesen -
Férderung des sozialen Wohnungsbaues und besondere Forderung nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz;,
Zuschiisse und Beteiligungen an Wohnungs- und Siedlungsgesellschaften, Darlehen und Zuschiisse im Rahmen
der Wohnungsfiirsorge fiir Verwaltungsangehérige, Aufgaben der Kleinsiedlung nach
Landesrecht, Fehlbelegungsabgabe.

- Raumordnung, Landesplanung, Vermessungswesen
“die Kataster- und Vermessungsverwaltung, die Landesplanung, Raumordnung, Stidteplanung, Orts- und Regio-
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nalplanung, Bauordnung und Bauaufsicht, Zuschiisse an Planungsgemeinschaften;

- Stidtebauforderung
stadtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmafinahmen sowie die Dorferneuerung, soweit nicht bei anderen
Aufgabenbereichen nachgewiesen.

Der eigene Wohnungsbau der Gemeinden/ Gemeindeverbande wird nicht hier, sondern beim Aufgabenbereich
>>> Allgemeines Grund- und Kapitalvermégen, Sondervermégen nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

Bis 1962 sind hier auch die Ausgaben der Gemeinden/ Gemeindeverbénde und bis 1973 die Ausgaben der Gemein-
den mit weniger als 10 000 Einwohnern und der Amter fiir die Hochbauverwaltung enthalten. Auflerdem sind hier
die Ausgaben der Gemeinden/Gemeindeverbinde fiir die Triimmerbeseitigung nachgewiesen.

In der Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben fiir die Gemeinden (mit 10 000 und mehr Einwohnern) und die
Gemeindeverbénde nur in den Jahren 1970 bis 1973 vor.

Wohnungswesen und Stiidtebau

Squentionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

In den Subventionsberichten ausgewiesene Steuervergiinstigungen fiir Wohnungswesen und Stédtebau.

Im wesentlichen Zahlen hierzu

>>> erhdhte Absetzungen fiir Wohngebiude im Rahmen der Einkommen- und Kérperschaftsteuer,

>>> erhéhte Absetzungen fiir bestimmte Energiesparmafinahmen an Gebauden im Rahmen der Einkommen- und
Korperschaftsteuer, '

>>> erhéhte Absetzungen bei kulturhistorisch wertvollen Gebauden im Rahmen der Einkommen- und
Korperschaftsteuer (seit 1979),

>>> Steuerbefreiung der Organe der staatlichen Wohnungspolitik im Rahmen der Einkommen- und
Korperschaftsteuer, der Vermdgensteuer und der Gewerbesteuer,

>>> Steuerbefreiung der gemeinniitzigen Wohnungs- und Siedlungsunternehmen im Rahmen der Einkommen- und
Korperschaftsteuer, der Verméogensteuer und der Gewerbesteuer,

>>> Befreiung des Gewerbeertrags aus der Betreuung von Wohnungsbauten und Verduflerung von Eigenheimen
usw. bei Grundstiicksverwaltungsunternehmen im Rahmen der Gewerbesteuer sowie

>>> zehnjahrige Grundsteuerbegiinstigung fiir neugeschaffene Wohnungen, die eine bestimmte Wohnfliche nicht
iiberschreiten.

Zu Einzelheiten siehe jeweils dort.

Um einen Anreiz fiir Investitionen im privaten Wohnungsbereich zur Wiederbelebung der Wirtschaft und Beschf-
tigung zu geben, wurde fiir zu Wohnzwecken selbstgenutzte Hauser, bei denen der Bauantrag nach dem

30. September 1982 gestellt oder bei denen mit den Bauarbeiten nach diesem Datum begonnen worden ist und die
_vor dem 1. Januar 1987 hergestellt oder angeschafft worden sind, der eingeschrankte Schuldzinsenabzug fiir drei
Jahre erweitert. ‘

1981 wurde aus wohnungs- und familienpolitischen Griinden eine SteuerermaBigung von je bis zu 600 DM fir das
zweite und jedes weitere Kind (Kinderkomponente) im Rahmen der Einkommensteuer eingefuhrt.
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Zahlungen von gleicher Ebene

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Finanzstatistische Grofie zur Bereinigung von Doppelzdhlungen. .

Durch die Zahlungen zwischen den einzelnen éffentlichen Haushalten ergeben sich bei der Zusammenfassung der
Ergebnisse mehrerer Kérperschaften oder Korperschaftsgruppen zu einer Darstellungsebene Doppelzihlungen. Die
finanzstatistische Bereinigung erfolgt nicht bei einzelnen Ausgaben- oder Einnahmenarten, sondern global bei den
Ausgabe- und Einnahmesummen, in dem die darin enthaltenen Zahlungen zwischen den einzelnen Korperschaften
oder Kérperschaftsgruppen - in Hohe der Zahlungseinginge - in einer Summe abgesetzt werden. Ein Ausnahme
bilden die Schuldenaufnahmen bei Sozialversicherungstrigern, der Bundesanstalt fiir Arbeit und den Trégern der
offentlichen Zusatzversorgung (Sozialversicherung), die - entsprechend der staatlichen Haushaltssystematik - als
Zahlungen von anderen Bereichen (Kreditmarkt) behandelt und daher bei der Bereinigung nicht beriicksichtigt
werden. )

Zahnirzte

Statistik der Berufe des Gesundheitswesens
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:

Berufstiitige Zahnirzte im Besitz einer Approbation oder Bestallung, sofern die Approbation bzw. Bestallung nicht
ruht, sowie Zahnérzte mit Erlaubnis zur voriibergehenden Ausiibung des zahnrztlichen Berufs. Zu Einzelheiten
siehe Gesetz iiber die Ausiibung der Zahnheilkunde.

Hierzu rechnen auch die Fachzahnirzte fiir Kieferorthopédie. Nicht einbezogen sind die Zahnpraktiker und Denti-
sten. Die Angaben iiber Zahnirzte in der Bundeswehr (Sanitétsoffiziere) sind unvollstindig,

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1966 zihlten auch die staatlich anerkannten Dentisten zu den Zahnirzten.

Zehnjihrige Grundsteuerbegiinstigung fiir neugeschaffene Woh-
nungen, die eine bestimmte Wohnfléiche nicht iiberschreiten

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:

Forderung des Wohnungsbaues und der Eigentumsbildung durch Grundsteuerbegiinstigung fiir neugeschaffene
Wohnungen, die eine bestimmte Wohnfliche nicht iiberschreiten.

Fiir Grundstiicke mit 6ffentlich geforderten oder steuerbegiinstigten Wohnungen, die bis zum 31. Dezember 1973
bezugsfertig geworden sind, darf die Grundsteuer auf die Dauer von zehn Jahren nur nach dem Steuermefibetrag
erhoben werden, der maBgebend war, bevor die begiinstigten Wohnungen geschaffen worden sind.
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Befinden sich auf einem Grundstiick aufer begiinstigten Wohnungen auch andere Wohnungen, gewerbliche oder
sonstige Riume, so ist fiir Veranlagungszeitpunkte vom 1. Januar 1974 an der Steuermefbetrag um den Betrag zu
erhohen, der auf die nichtbegiinstigten Wohnungen und Raume entfallt.

Dieser Betrag ist aufgrund des fiir die Zeit ab 1. Januar 1974 jeweils geltenden Einheitswerts in der Weise zu ermit-
teln, daB die nach dem Grundsteuergesetz jeweils mafgebende SteuermeBzahl auf den Teil des Einheitswertanteils

der Gebiude und AuBenanlagen angewendet wird, der auf die nichtbegiinstigten Wohnungen und Raume entfallt.

Fiir Grundstiicke mit 6ffentlich geforderten oder steuerbegiinstigten Wohnungen, die nach dem 31. Dezember 1973
bezugsfertig geworden sind, bemifit sich der Steuermefbetrag der Grundsteuer auf die Dauer von zehn Jahren nur
nach dem Teil des jeweils maBgebenden Einheitswerts, der auf den Grund und Boden entfillt (Bodenwertanteil).

In den Fillen der Mindestbewertung ist sinngemif zu verfahren.

Befinden sich auf dem Grundstiick auler begjinstigten Wohnungen auch andere Wohnungen, gewerbliche oder
sonstige Riume, so bemifit sich der Steuermefbetrag der Grundsteuer auf die Dauer von zehn Jahren nur nach dem
Teil des jeweils maBgebenden Einheitswertes, der sich zusammensetzt aus dem Bodenwertanteil und dem auf die
nichtbegiinstigten Wohnungen und Riume entfallenden Teil des Einheitswertanteils der Gebiude und Auflenanla-
gen.

Wird fiir ein Grundstiick bereits Grundsteuervergiinstigung fiir Wohnungen gewdhrt, die bis zum 31. Dezember
1979 bezugsfertig geworden sind und werden auf diesem Grundstiick nach dem 31. Dezember 1973 weitere be-
giinstigte Wohnungen neu geschaffen, so bestimmt sich die Grundsteuervergiinstigung fiir diese Wohnungen bis zu
dem Zeitpunkt, in dem die Vergiinstigung fiir die bis zum 31. Dezember 1973 bezugsfertig gewordenen Wohnun-
gen entfillt, nach der Grundsteuervergiinstigung fir bis zum 31. Dezember 1973 bezugsfertig gewordene Wohnun-
gen, fur den restlichen Vergiinstigungszeitraum fur danach bezugsfertig gewordene Wohnungen.

Die Grundsteuerbegiinstigung wird nur gewihrt, wenn die Wohnfléchen die nachstehenden Grenzen in der Regel
nicht mehr als 20 v.H. iiberschreiten:
- Familienheime mit nur einer Wohnung: 130 Quadratmeter

- Familienheime mit zwei Wohnungen: 200 Quadratmeter
- eigengeniitzte Eigentumswohnungen

und Kaufeigentumswohnungen: 120 Quadratmeter
- andere Wohnungen in der Regel: 90 Quadratmeter
Zeitfahrausweise

Statistik der Personenbeférderung im StraBenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:

Fahrausweise, die iiber einen lingeren Zeitraum gelten (Wochen-, Monats-, Jahreskarten) und zumindest den Cha-
rakter einer Wochenkarte haben.

In der Regel besteht fiir "Zeitfahrausweise fiir Schiiler, Studenten und andere, Auszubildende” ein Anspruch auf
Ausgleichszahlungen.

Zeitfahrausweise, die nicht Zeitfahrausweise fiir Schiiler, Studenten und andere Auszubildende sind, werden unter
" Andere Zeitfahrausweise (ohne Freifahrausweise)" nachgewiesen.

Fahrausweise, die weniger als drei Tage gelten, werden zu den >>> Einzel- und Mehrfahrtenausweisen gerechnet

Ziergeholze

Baumschulerhebung
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:

Sammelbezeichnung fiir alle Striucher und Biume, die in Baumschulen zur spateren Anpflanzung in Parks, Gér-
ten, Griinanlagen u.a. herangezogen werden.

Es werden sowohl Nadelgeholze als auch Laubgeholze erfafit und nachgewiesen. Rosen und Rosenunterlagen sind
einbezogen.

Unter "Ziergeholze (nur anzuchtmaBig abgeschlossene Bestiinde)" werden die Bestiinde an Ziergehélzen nachge-
wiesen, die in der Anzucht ein bestimmtes Stadium erreicht haben, so daB sie zum Verkauf geeignet sind
(verkaufsfertige Bgstéinde).

Neben den anzuchtmiBig abgeschlossenen oder verkaufsfertigen Bestinden werden in einigen Lindern auch die
heranwachsenden, also noch nicht verkaufsfertigen Bestéinde erfragt. Diese sind jedoch nicht Gegenstand der fiir
das Bundesgebiet zusammengestellten Veréffentlichungen.

Biume, die fiir Zwecke der Aufforstung herangezogen werden, sind nicht unter Ziergeholzen, sondern unter
>>> Forstpflanzen erfafit.

Zigaretten

Verbrauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Zum Rauchen geeignete umhiillte Tabakstringe, die keine >>> Zigarren oder Zigarillos sind.

Als Zigaretten gelten auch Erzeugnisse, die statt aus Tabak ganz oder teilweise aus anderen Stoffen bestehen, so-
fern sie die sonstigen an Zigaretten gestellten Voraussetzungen erfiillen. Zu weiteren Einzelheiten siehe Tabaksteu-
ergesetz.

Zigarren/Zigarillos

Verbrauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Zigarren oder Zigarrillos sind zum Rauchen geeignete, mit einem Deckblatt oder mit einem Deckblatt und einem
Umblatt umhiilite Tabakstringe

- ganz aus natiirlichem Tabak oder
- mit einem Deckblatt aus natiirlichem Tabak oder

- mit einem zigarrenfarbenen Deckblatt und einem Umblatt, beide aus homogenisiertem oder rekonstituiertem
Tabak (niheres siche Tabaksteuergesetz).

- mit einem zigarrenfarbenen Deckblatt aus homogenisiertem oder rekonstituiertem Tabak (niheres s. Tabaksteu-
ergesetz).

Als Zigarren oder Zigarillos gelten auch Erzeugnisse mit einem Deckblatt aus natiirlichem, homogenisiertem oder
rekonstituiertem Tabak oder mit einem Umblatt und einem Deckblatt aus homogenisiertem oder rekonstituiertem
Tabak, die im iibrigen statt aus Tabak ganz oder teilweise aus anderen Stoffen bestehen.

Zigarillos sind Zigarren mit einem Stiickgewicht von héchstens 3 g.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1979 und ab 1989 sind Zigarillos zusammen mit Zigarren nachgewiesen.
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Zinsausgaben

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Ausgabeart mit den Ausgaben, Zinsen fiir direkte Schulden, Anleihen, Kassenobligationen, Schatzanweisungen,
Schuldbuchforderungen, Ausgleichsforderungen, sonstige Kredite einschl. Disagio

an 6ffentlichen Bereich

an Bund

an Lastenausgleichsfonds

an ERP-Sondervermégen

an Linder

an Gemeinden/Gemeindeverbinde
an Zweckverbinde

an andere Bereiche

an die Sozialversicherung
an sonstigen Kreditmarkt.

In der Haushaltsansatzstatistik und der Kassenstatistik werden nur die Zinsausgaben an andere Bereiche nachge-
wiesen. '

In der Kassenstatistik sind unter den Zinsausgaben an andere Bereiche auch die Zinsen fiir innere Darlehen enthal-
ten.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Rechnungsstatistik bis 1969 wurden die Zinsausgaben an den offentlichen Bereich nicht gesondert erfafit und
sind deshalb zusammen mit den Zinsausgaben an andere Bereiche nachgewiesen. Im kommunalen Bereich gilt die-
se Zuordnung auch fiir die Rechnungsjahre 1970 bis 1973. Im staatlichen Bereich sind dagegen in den Rechnungs-
jahren 1970 bis 1973 lediglich die Zinsen an Zweckverbande als Zinsausgaben an andere Bereiche nachgewiesen.

Im staatlichen Bereich ist das Disagio in den Rechnungsjahren bis 1969 nicht als Zinsausgabe, sondern als
>>> laufender Sachaufwand nachgewiesen.

Im kommunalen Bereich umfassen die Zinsausgaben in den Rechnungsjahren bis 1973 auch die sten fiir innere
Darlehen.

Zinseinnahmen

Rechnungsstatistik -
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Einnahmeart mit Einnahmen aus Zinsen fiir die Darlehensgewihrung, aus Geldanlagen und Stiftungsvermégen,
aus Umlegungsgeschiften, aus sonstigen Forderungen

vom offentlichen Bereich
vom Bund
vom Lastenausgleichsfonds
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vom ERP-Sondervermdgen
von Landern
von Gemeinden/Gemeindeverbinde
von Zweckverbinden
von der Sozialversicherung
von anderen Bereichen

von Unternehmen, Korperschaften, Verbidnden und sonstigen Stellen im In- und Ausland.

Zinsen

Wirtschaftsrechnungen ausgewihlter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Gezahlte Zinsen auf vom Haushalt aufgenommene Kredite aller Art je Haushalt und Monat.

Hierzu rechnen Zinsen auf Warenkredite (bei Abzahlungskzufen, soweit Zinsen getrennt nachgewiesen werden),
Bank- und Sparkassenkredite, éffentliche Darlehen usw., soweit diese Kredite nicht zum Kauf von Grundstiicken

und Gebiuden oder zum Bau oder fiir Reparaturen von Gebduden verwendet werden. Zinsen auf Kredite fiir be-
triebliche (geschaftliche) Zwecke werden nicht erfafit.

Anderungen im Zeitablauf: A
Seit 1981 sind die Zinsen fir Konsumentenkredite mit den Zinsen fiir Hypothekenkredite zusammengefafit.

Zinsen, Nettopachten u.i.

Volkswirtschaftliche Gesaintrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Teil der >>> Vermégenseinkommen, die zusammen mit den >>> Einkommen aus Unternehmertitigkeit die
>>> Bruttoeinkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermégen bilden.

Die Zinsen der Unternehmen schliefien unterstellte Zinsen auf versicherungstechnische Riickstellungen zugunsten
der Versicherungsnehmer ein. Das Disagio bei der Ausgabe festverzinslicher Wertpapiere (mit Ausnahme des
Emissionsdisagios bei Geldmarktpapieren) wird nicht als Vermdgenseinkommen erfafit, sondern als Kursgewinn
angesehen; Kursgewinne bzw. -verluste werden in den Einkommen nicht beriicksichtigt. Nicht in die Zinsen einbe-
zogen sind ferner Provisionen (mit Ausnahme der Kreditprovisionen), Gebiihren u.4. Zu den von privaten Haushal-
ten und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck geleisteten Zinsen auf Konsumentenschulden sei bemerkt, dafl
hierzu nicht die Verzinsung von Krediten rechnet, die als Verbindlichkeiten des Unternehmenssektors angesehen
werden, z.B. die Verzinsung von Wohnbaukrediten. Tilgungsbetrage sind grundsitzlich aus den Zinsen ausge-
schlossen, auch wenn sie mit den Zinsen in einer Summe an den Kreditgeber gezahit werden.

Nettopachten beziehen sich im Prinzip ausschlieflich auf Land, nicht dagegen auf reproduzierbares Anlagevermo-
gen. Sie schlieBen Aufwendungen fiir die laufende Unterhaltung und die Grundsteuer nicht ein.

Zins- und Tilgungsleistungen

Statistik der Bausparkassen
Datennachweis: ab 1954
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Begriffsinhalt:
Zahlungen, die der Tilgung oder der Verzinsung von Bauspardarlehen dienen.

Bauspardarlehen sind Darlehen der Bausparkassen aufgrund von Vertragen, bei denen sich der Bausparer zur Lei-
stung von Einlagen, die Bausparkasse zur Gewédhrung von Darlehen fiir den Wohnungsbau verpflichten.

Ausgewiesen werden Zins- und Timbre, die im Berichtszeitraum an die Bausparkassen fliefien.

-~

Zolle

1. Statistik iiber den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Zélle sind Steuern, die aufgrund des Gemeinsamen Zolltarifs bzw. der Zolltarifverordnung auf eingefiihrte Waren
erhoben werden. :

Der Bund hat die ausschlieBliche Gesetzgebungs- und Ertragskompetenz iiber die Z6lle. Durch die Entwicklung des
Gemeinschaftsrechts sind jedoch starke Einschrinkungen erfolgt. Das deutsche Zollrecht wird in steigendem Um-
fang durch EWG-Verordnungen verdrangt. Die Zélle flieBen seit 1975 bzw. 1988 (EGKS-Zélle) voll den Gemein-
schaften zu. .

Der die Zollerhebung begriindende Tatbestand ist noch nicht das Verbringen einer zollpflichtigen Ware iiber die
Zollgrenze, sondern erst die Uberfiihrung der Ware in den freien Verkehr = Einfuhr im wirtschaftlichen Sinne
(Grundsatz des Gebiets- oder Wirtschaftszollsystems). Im allgemeinen setzt dies eine Zollanmeldung auf Uberfiih-
rung der gestellten Ware in den freien Verkehr voraus. Diese Anmeldung kann grundsitzlich jedermann abgeben.
Wer die Zollanmeldung abgibt - ggf. auch eine auf Uberfiihrung der Ware in einen Freigutverkehr
(Freigutverwendung, aktive Veredlung oder Umwandlung), in einen besonderen Zollverkehr (Zollgutversand, -
lagerung oder -verwendung) ist Zollanmelder. In der Zollanmeldung miissen alle fiir die Zollbehandlung mafige-
benden Merkmale und Umstéinde angegeben werden. Die Zollstelle hat das Recht, aber nicht die Pflicht, die Ware
zu beschauen. Beschaut sie nicht, so wird vermutet, dafl die Zollanmeldung zutrifft.

Bei der Uberfiihrung in den freien Verkehr wird der im Zeitpunkt der Annahme der Zollanmeldung giiltige Zollsatz
des Gemeinsamen Zolltarifs bzw. der Zolltarifverordnung angewendet. Der Zeitpunkt der Annahme der Zollanmel-
dung ist auch fiir Menge, Wert und Beschaffenheit der Ware und die Entstehung der Zollschuld mafigebend. Der
berechnete Zoll wird von dem Zollanmelder schriftlich oder miindlich angefordert (Zollbescheid). Freigegeben wird
die Ware, sobald der Zoll gezahlt oder - bis zum 16. Tag des Folgemonats - aufgeschoben worden ist; doch kann
auch vorzeitig freigegeben werden, wenn der Zollbeteiligte sicher erscheint.

Anderungen im Zeitablauf:

Die Nachkriegsentwicklung auf dem Gebiet des Zollwesens ist gekennzeichnet durch die zunehmende internationa-
le Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland und deren wirtschaftliche Integration im Rahmen der Europdi-
schen Gemeinschaften. Als Partner des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens von Genf (GATT) sowie der
Briisseler Abkommen iiber den Zollwert und das Zolltarifschema hat die Bundesrepublik 1951 die spezifischen
Zélle (nach Gewicht, MaB oder Stiick) weitgehend durch Wertzélle ersetzt. Mit dem Inkrafttreten des Internationa-
len Ubereinkommens iiber das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren (HS) zum 1. Ja-
nuar 1988 wurde das Briisseler Abkommen iiber das Zolltarifschema abgelést und ein aktualisiertes modernes Ta-
rifschema eingefiihrt. Auf der Grundlage dieses Harmonisierten Systems wurde auf Gemeinschaftsebene die Kom-
binierte Nomenklatur (KN) geschaffen. Die Zollunion im Rahmen der Européischen Gemeinschaften ist als Tari-
funion mit Inkrafttreten des Gemeinsamen Zolltarifs am 1. Juli 1968 zunichst unter den sechs urspriinglichen
EWG-Mitgliedstaaten (Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande) verwirklicht worden.
Seitdem

- wenden die EG-Mitgliedstaaten gegeniiber Drittléndern einen einheitlichen Zolltarif an,
- werden im Warenverkehr zwischen diesen Staaten Zélle nicht mehr erhoben.
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Die Zollunion ist am 1. Juli 1977 auf Grofibritannien, Danemark und Irland ausgedehnt worden. Seit dem 1. Januar
1981 ist Griechenland, seit dem 1. Januar 1986 sind Spanien und Portugal Mitglied der Gemeinschaft.

Fiir Spanien und Portugal hat die erste Stufe des Zollabbaus am 1. Marz 1986 begonnen. Die vollstindige Integra-
tion hinsichtlich der Zolle soll Ende 1995 beendet sein.

Im Warenverkehr mit den EFT A-Staaten - Island, Osterreich, Schweden, Schweiz einschl. Liechtenstein, Finnland
und Norwegen - sind seit dem 1. Juli 1977 die Zblle fur fast alle gewerblichen Waren abgeschafft. Im iibrigen ha-
ben die Europaischen Gemeinschaften mit fast allen Anrainerstaaten des Mittelmeers und mit zahlreichen Staaten
Afrikas und des karibischen und pazifischen Raumes Abkommen geschlossen, die weitgehende Zollzugestdndnisse
beinhalten. Ferner gewihren die Gemeinschaften allen Entwicklungslindern allgemeine Zollpriferenzen.

Am 16. Dezember 1991 wurden schlieBlich die sog. "Europa-Vertrige", Assoziierungsabkommen mit Polen, Un-
garn und der CSFR unterzeichnet.

, Zuchtsauenhaltungen

Landwirtschaftszihlung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Zuchtsauen halten.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die fur Rechnung eines Inhabers (des Be-
triebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfihrung unterstehen, landwirtschaftliche Erzeugnisse
hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fliche mindestens 10 % ihrer Waldflidche betrégt.

Als Zuchtsauen gelten zur Zucht bestimmte weibliche Schweine mit 50 und mehr kg Lebendgewicht einschl. der
zur Zucht bestimmten Jungsauen mit 50 und mehr kg Lebendgewicht. Eber zéhlen nicht zu den Zuchtsauen.

Als Halten von Zuchtsauen gilt das Unterbringen von Zuchtsauen in den Stéllen und auf den Fléchen eines land-
wirtschaftlichen Betriebs. Dazu gehoren auch etwaige in Pension aufgenommene Zuchtsauen.

Nicht in den Nachweis der Zuchtsauenhaltungen sind >>> Forstbetriebe einbezogen, die Zuchtsauen halten.

Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tierarten
als Tierhaltung gezahlt.

Die Begriffe Zuchtsauenhaltungen und "landwirtschaftliche Betriebe mit Zuchtsauen" (Landwirtschaftszahlung
1971) sind synonym.

Zucker

Verbrauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Zucker im Sinne des Zuckersteuergesetzes (ZuckStG) sind :

- Riibenzucker und Zucker der chemischen Zusammensetzung des Riibenzuckers,
- Invertzucker,

- Stirkezucker und Zucker der chemischen Zusammensetzung des Stirkezuckers,
- Isoglukose und Zucker der chemischen Zusammensetzung der Isoglukose, " -

- Fruchtzucker.

Natiirlicher Honig gilt nicht als Zucker im Sinne des ZuckStG.

Die Angaben iiber den Verbrauch von Zucker zur menschlichen Erndhrung enthalten jedoch nur den versteuerten
Roh- und Verbrauchszucker, wobei der Rohzucker mit 90% seiner Menge in Verbrauchszuckerwert umgerechnet
wird. Zum Zucker, der direkt oder indirekt zur menschlichen Erndhrung bestimmt ist, - dazu rechnet Zucker, der
zur Herstellung von Lebensmittel (Backwaren, SiiBwaren, Pralinen, Wein u. &.) verwendet wird - rechnet im Grun-
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de nur Riibenzucker und Zucker der chemischen Zusammensetzung des Riibenzuckers in roher oder raffinierter
Form. Die iibrigen Zuckerarten Stirkezucker, Invertzucker, Isoglukose, Fruchtzucker sowie Zuckerldsungen
(Fliissigzucker), Riibensifte, Fiillmassen und Zuckerabldufe sind zwar steuerpflichtig, werden aber nicht nachge-
wiesen.

Zucker, der zu anderen gewerblichen oder gemeinniitzigen Zwecken als zum Herstellen von Lebensmitteln verwen-
det oder als Futterzucker abgegeben wird, ist in den Verbrauchsangaben ebenfalls nicht enthalten.

Zuckersteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Dem Bund zustehende Verbrauchsteuer, die von der Zollverwaltung verwaltet wird und im wesentlichen den Ver-
brauch von >>> Zucker zu Erndhrungszwecken belastet.

Nach dem Zuckersteuergesetz werden im Erhebungsgebiet hergestellter oder eingefiihrter Riibenzucker und Zucker
der chemischen Zusammensetzung des Riibenzuckers, Invertzucker, Stiarkezucker und Zucker der chemischen Zu-
sammensetzung des Stirkezuckers, Isoglukose und Zucker von der chemischen Zusammensetzung der Isoglukose
sowie Fruchtzucker besteuert. Ebenfalls der Zuckersteuer unterliegen auch die Zuckeranteile von zuckerhaltigen
Waren (z.B. Schokolade, feine Backwaren, Marmelade und einfache Mischungen von Zucker mit anderen Stoffen),
wenn sie in das Erhebungsgebiet (Bundesgebiet einschl. Berlin (West) bzw. seit 3.10.1990 Deutschland mit Aus-
nahme der Zollausschliisse und Zollfreigebiete) eingefiihrt werden; der Steuer unterliegt insoweit der in den Waren
enthaltene Zuckeranteil (sog. Anteilbesteuerung).

Steuerschuldner ist jeweils der Hersteller des Zuckers bzw. bei der Einfuhr der Zollbeteiligte, wobei die fiir Zolle
geltenden Vorschriften sinngemaf anzuwenden sind.

Von der Steuer befreit ist Zucker, wenn er zu anderen gewerblichen oder gemeinniitzigen Zwecken als zum Herstel-
len von Lebensmitteln und Zusatzstoffen, zur Fiitterung von Tieren sowie zur Herstellung von Futtermitteln ver-
wendet wird. Dieser Zucker wird grundsitzlich vergillt. Ist die Verwendung von vergilltem Zucker nicht méglich,
so kann er auch auf Erlaubnisschein zu den zuerst genannten Zwecken steuerfrei verwendet werden. Ebenso kann
Zucker, der zur Herstellung von Waren verwendet wird, die zur Ausfuhr bestimmt sind, vom Hersteller auf Er-
laubnisschein steuerfrei bezogen werden.

Fiir eine Reihe von Waren, die unter Verwendung von versteuertem Zucker hergestellt worden sind und die nach-
weislich ausgefiihrt werden, wird die Zuckersteuer den Herstellern dieser Waren nach Mafigabe der Zuckersteuer-
vergiitungsordnung auf Antrag vergiitet. .

Die Steuersitze fiir Zucker sind unterschiedlich. Der Steuersatz fiir festen Riibenzucker, Invertzucker, Fruchtzucfcer
und fiir feste Isoglukose betrigt 6,- DM je 100 kg. Bei allen anderen Zuckern ist fiir die Hohe des Steuersatzes auch
der Reinheitsgrad von Bedeutung. So betrigt z.B. die Steuer auf Stirkezucker bei einem Reinheitsgrad von mehr
als 95 v.H. 5,40 DM, bei einem niedrigeren Reinheitsgrad 2,40 DM je 100 kg, die Steuer auf fliissigen Invertzucker
und fliissige Isoglukose bei einem Reinheitsgrad von mehr als 95 v.H. 4,20 DM je 100 kg,

Zufiihrungen an Riicklagen

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974
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Begriffsinhalt:

Ausgabeart mit den Ausgaben fiir Mittelzufiihrungen an Riicklagen, Fonds und Sticke zur Aufgabenerfiillung in
spiteren Jahren (z.B. Ausgleichs-, Betriebsmittel-, Erneuerungs-, Schuldendienst-, Biirgschaftssicherungs-, Kon-
junkturausgleichsriicklagen).

Anderungen im Zeitablauf:

In der Rechnungsstatistik bis 1973 sind hier auch die Ausgaben der Gemeinden mit weniger als 3 000 Einwohnern
fiir den Erwerb von Beteiligungen enthalten.

\

Zuginge zum Anlagevermogen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: \ ]

Anlagegiiter, um die sich das >>> Anlagevermogen infolge der Investitionstitigkeit wahrend einer Berichtsperiod
(meist eines Jahres) erhéht. Sie sind identisch mit den >>> Bruttoanlageinvestitionen der gleichen Periode.

Zulassungspflichtige Zugmaschinen

Statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhiingerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:

Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart iiberwiegend zum ziehen von Anhingerfahrzeugen und/oder Geraten geeig-
net und bestimmt sind und deren durch die Bauart bestimmte Héchstgeschwindigkeit mehr als 6 km/h betragt
einschl. der Sattelzugmaschinen.

Nicht dazu zihlen einachsige Zugmaschinen, die nur fiir land- oder forstwirtschaftliche Zwecke verwendet werden,
sowie einachsige Zugmaschinen, die von FuBgangern an Holmen gefiihrt werden.

Bei den Neuzulassungen (>>> Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhinger) werden fabrikneue
Zugmaschinen erfaBt, denen im Berichtszeitraum ein amtliches Kennzeichen zugeteilt wurde.

Der >>> Fahrzeugbestand umfafit die zugelassenen oder nur voriibergehend, d.h. bis zu einem Jahr, abgemeldeten
Zugmaschinen an einem bestimmten Stichtag,

Bei den Besitzumschreibungen (>>> Besitzumschreibungen gebrauchter Kraftfahrzeuge und -anhéinger) werden
gebrauchte zulassungspflichtige Zugmaschinen erfafit, die im Berichtszeitraum auf einen anderen Fahrzeughalter
iibergegangen sind, sofern der Standort des Fahrzeugs vor und nach dem Halterwechsel im Bundesgebiet liegt.

Zum Absatz bestimmte Produktion

Vierteljihrliche Produktionserhebung
Datennachweis: 1950 bis 1976

Vierteljihrliche Produktionserhebung
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Verkaufsfahiger, fiir den Markt vorgesehener Produktionsaussto (ohne >>> Handelsware und umgepackte Ware).
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Zur zum Absatz bestimmten Produktion zéhlen auch - und zwar zu ihren Herstellkosten bewertet - selbsthergestell-
te Erzeugnisse (z.B. Werkzeugmaschinen und -teile) fiir die Erstellung oder Reparatur von Einrichtungen des mel-
denden >>> Betriebes oder fiir einen anderen Betrieb desselben >>> Unternehmens; eigenerzeugte Produktionsmit-
tel (z.B. Formen, Maschinenwerkzeuge) sowie die zum Eigenverbrauch im meldenden Betrieb oder in einem ande-
ren Betrieb desselben Unternehmens bestimmten selbstgewonnenen Brenn-, Treib- und Schmierstoffe; fiir Deputate
verwendete selbsthergestellte Erzeugnisse.

Im allgemeinen ist die Lohnarbeit wert- und mengenmaBig in der zum Absatz bestimmten Produktion enthalten.
Bei der Warengruppe 63 = Textilien beziehen sich die Angaben auf die "Produktion fiir eigene Rechnung".

Der Wert der zum Absatz bestimmten Produktion ist unter Zugrundelegung des im Berichtszeitraum erzielten oder
im Zeitpunkt des Absatzes erzielbaren Verkaufspreises ab Werk ermittelt. Der Wert umfafBt auch die Kosten der
Verpackung, selbst wenn gesondert in Rechnung gestellt. Nicht einbezogen sind dagegen die in Rechnung gestellte
Umsatz- und Verbrauchsteuer sowie gesondert in Rechnung gestellte Frachtkosten. Rabatte sind abgezogen. Bei
Vermietung selbsthergestellter Erzeugnisse (z.B. Datenverarbeitungs- und Telefonanlagen, Waschautomaten) ist
als Schétzwert der fiir dieses Erzeugnis auf dem Markt voraussichtlich erzielbare Erlés eingesetzt.

Siehe auch unter >>> Gesamtproduktion.

Ziindwarenmonopol

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1950 bis 1983

Begriffsinhalt:
Monopol auf Ziindwaren nach dem Ziindwarenmonopolgesetz vom 29.1.1930 (RGBL. I S. 11), dessen Ertrag dem
Bund zustand.

Das Ziindwarenmonopol umfafite die Ubernahme der im Monopolgebiet hergestellten Ziindwaren von den Herstel-
lern und die unmittelbare WeiterverauBierung (Bezugsmonopol), die Einfuhr (Einfuhrmonopol) und die Ausfuhr
(Ausfuhrmonopol) von Ziindwaren.

Im wesentlichen stellte das Ziindwarenmonopol ein Zwischenhandelsmonopol dar, das durch ein Einfuhrmonopol
geschiitzt wurde. )

Ausgeiibt wurde das dem Bund zustehende Monopol von der Deutschen Ziindwaren-Monopolgesellschaft (DZMG),
die in privatrechtlicher Form organisiert war. In der DZMG waren alle zur Herstellung von Ziindwaren berechtig-
ten Unternehmer als Geselischafter zusammengeschlossen, wobei nur diejenigen Unternehmer zur Herstellung von
Ziindwaren berechtigt waren, die bei AbschluB des Anleihevertrages nach dem damals geltenden Sperrgesetz
Zindholzer herstellen durften.

Der Umfang der Produktion wurde von der DZMG festgelegt und auf die Hersteller verteilt. Dabei war die gesamte
Herstellung der DZMG zu iiberlassen, die auch alleine den Handel belieferte. '

Der Preis fiir die Hersteller (Ubernahmepreis) sowie der Abgabepreis der DZMG an den Handel (Monopolpreis) fiir
Welthlzer wurde von der Bundesregierung festgesetzt.

Am Gewinn des Monopols waren - abgesehen von einer Dividende fiir die Gesellschafter in Héhe von 8 % des
Grundkapitals - der Bund und Swedish Match AB beteiligt.

Der Bund erhielt fiir jede "Normalkiste" (600 000 Ziindhélzer), die die DZMG absetzte, einen gesetzlich festgeleg-
ten Vorwegbetrag von 13,- DM und hatte vom Restreingewinn 25 v.H. an Swedish Match AB abzufuhren.

Nach Tilgung der Anleiheschuld am 15.1.1983 ist das Ziindwarenmonopol abgeschafft worden.

Zindwarensteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1950 bis 1980
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Begriffsinhalt:

Verbrauchsteuer auf Ziindwaren, die dem Bund zustand und die von der Zollverwaltung verwaltet wurde.
Erhoben wurde die Ziindwarensteuer fiir alle im Erhebungsgebiet (Bundesgebiet einschlieflich Berlin (West) mit
Ausnahme der Zollausschliisse und Zollfreigebiete) hergestellte oder in dieses Gebiet eingefithrte Ziindwaren.

Als Ziindwaren gelten Ziindhélzer und alle sonstigen demselben Verwendungszweck wie Ziindholzer dienenden
Erzeugnisse, die mit einer durch Reibung entflammbaren Ziindmasse versehen sind oder aus einer solchen Ziind-
masse bestehen. Dazu gehoren auch die in der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr hergestellten Ziindkerzen
aus Stearin, Wachs oder dhnlichen Stoffen mit einer Ziindmasse. Der Steuersatz betrug fiir 100 Stiick Ziindwaren
1 Pfennig, .

Unter Beachtung bestimmter Verfahrensvorschriften konnten Ziindwaren unversteuert ausgefiihrt oder zu einem
Zollverkehr abgefertigt werden. Bei der Einfuhr waren die Vorschriften fiir >>> Zbile sinngeméif} anzuwenden.

Aus Griinden der Steuervereinfachung und wegen ihres geringen Ertrages ist die Ziindwarensteuer zum 1.1.1981
abgeschafft worden.

Zur Weiterverarbeitung bestimmte Produktion

Vierteljihrliche Produktionserhebung
Datennachweis: 1950 bis 1976

Vierteljihrliche Produktionserhebung
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

Produktionsaussto, soweit er zur Weiterverarbeitung im meldenden >>> Betrieb, in einem anderen Betrieb dessel-
ben Unternehmens oder von einem anderen >>> Unternehmen im Lohnauftrag bestimmt ist.

Hierzu zihlen auch die selbsterstellten Erzeugnisse, die zu einem anderen Erzeugnis weiterverarbeitet oder in ein
anderes Erzeugnis eingebaut werden.

Siehe auch unter >>> Gesamtproduktion.

Zusiitzliche Finanzierungsmittel

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis Mirz 1980

Begriffsinhalt:

Von den Boden- und Kommunalkreditinstituten aufgenommene mittel- und langfristige Darlehen sowie durchlau-
fende Kredite.

Zu den aufgenommenen mittel- und langfristigen Darlehen rechnen aufgenommene Darlehen gegen Namens-
schuldverschreibungen, also Darlehen fiir deren Sicherung den Darlehensgebern auf deren Namen laufende
Schuldverschreibungen ausgehindigt werden, sowie aufgenommene Darlehen gegen sonstige Sicherheiten und oh-
ne Sicherheiten. Zu den aufgenommenen Darlehen rechnen auch Schuldscheindarlehen.

Durchlaufende Kredite sind Ausleihungen von zweckgebundenen Mitteln, die von der offentlichen Hand oder
sonstigen Stellen dem Kreditinstitut voll zur Verfiigung gestellt werden und von diesen in eigenem Namen, aber fur
Rechnung des Treugebers gewahrt werden. Kredite, die fir fremde Rechnung und im fremden Namen gewéhrt
werden (Verwaltungskredite) zahlen hingegen nicht zu den durchlaufenden Krediten.

Zu den Boden- und Kommunalkreditinstituten zihlen alle unter das Hypothekenbankgesetz, das Pfandbriefgesetz
und das Schiffsbankgesetz fallenden Institute sowie die Landwirtschaftliche Rentenbank, die Deutsche Siedlungs-
und Landesrentenbank (bis 1965: Deutsche Landesrentenbank) und die Bayerische Landesbodenkreditanstalt (seit
1.7.1972 rechtlich-unselbstéindige Anstalt der Bayerischen Landesbank Girozentrale).
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Zusatzversorgung

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Leistungen von Versorgungseinrichtungen, die Angestellte und Arbeiter von Arbeitgebern des offentlichen Dien-
stes mit dem Ziele einer zusitzlichen Alters-, Invaliditits- oder Hinterbliebenenversorgung versichern.

Die Leistungen werden aufgrund gesetzlicher oder tarifvertraglicher Regelungen erginzend zu den Leistungen der
gesetzlichen >>> Rentenversicherung gewéhrt und richten sich grundsitzlich an der Beamtenversorgung aus. Die
Finanzierung erfolgt im wesentlichen durch Beitrége und Umlagen der Arbeitgeber.

Tréger der Zusatzversorgung im Gffentlichen Dienst sind die Versorgungsanstalt des Bundes und der Lénder, die
Versorgungsanstalten der Bundesbahn und Bundespost, Zusatzversorgungskassen der Gemeinden, der Gemeinde-
und Landschaftsverbinde sowie der Kirchen.

Zuschiisse an 6ffentliche Unternehmen zur Verbilligung von Darle-
hen zur Finanzierung des 6ffentlich geférderten Wohnungsbaues

Subventionsberichte
Datennachweis:; 1975 bis 1981

Begriffsinhalt:

Zuschiisse des Bundes an éffentliche Unternehmen, um durch eine Verbilligung von Darlehen die Férderung von
Sozialwohnungen zu ermdglichen.

Da im Jahre 1973 die Linder wegen der hohen Kapitalmarktzinsen den Bau von etwa 50 000 Sozialwohnungen
nicht wie vorgesehen fordern konnten, hat der Bund Zinsverbilligungen von Hypothekendarlehen auf effektiv
8,5 v.H. gewihrt, um die Férderung dieser Wohnungen zu ermoglichen.

Die MafBnahme wird abgewickelt, neue Zuschiisse werden nicht mehr gewihrt.

Zuschiisse fiir Investitionen, sonstige Vermogensiibertragungen an
andere Bereiche

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben fiir

- Zuschiisse an >>> Unternehmen, Korperschaften, Verbande; Vereine und dhnliche Institutionen sowie an >>>
private Haushalte im In- und Ausland, zur Finanzierung von >>> BaumaBnahmen, zum Erwerb von unbewegli-
chem Sachvermégen und anderer Investitionsausgaben.
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- sonstige Vermogensiibertragungen an die vorgenannten Bereiche (z.B. Stillegungspriamien, Abwrackpriamien,
Leistungen nach dem Bundesriickerstattungsgesetz, Hauptentschadigung des Lastenausgleichfonds, Sparprémi-
en u.d.), im kommunalen Bereich einschl. der Kreditbeschaffungskosten (Disagio) sowie der Ablésung von
Dauerlasten.

In der Haushaltsansatzstatistik und der Kassenstatistik werden die Zuschiisse fiir Investitionen und die sonstigen
Vermogensiibertragungen gesondert nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf: '
In der Rechnungsstatistik sind bis 1973 die sonstigen Vermogensiibertragungen gesondert nachgewiesen.

Die Ausgaben der Gemeinden/Gemeindeverbinde fiir Kreditbeschaffungskosten (Disagio) wurden bis zum Rech-
nungsjahr 1973 als durchlaufende Gelder behandelt und waren somit in der finanzstatistischen Ausgabensumme
nicht enthalten.

In der Rechnungsstatistik und in der Haushaltsansatzstatistik sind jeweils bis 1973 hier auch die Zuweisungen fur
Investitionen an Zweckverbinde nachgewiesen.

Zuschiisse fiir Investitionen, sonstige Vermégensiibertragungen von
anderen Bereichen

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Einnahmeart mit Einnahmen aus

- Beitrigen
Beitrige von Kérperschaften, Verbinden, >>> Unternehmen und >>> privaten Haushalten zu gemeinsam fi-
nanzierten einzelnen Investitionsvorhaben; Beitrige von Grundstiickeigentiimern und Gewerbetreibenden zur
Deckung der Herstellungskosten von Erschlieffungsanlagen usw. (z.B. ErschlieBungsbeitrage nach dem Bun-
desbaugesetz, Beitrdge zu Strafienkosten, Abgaben fiir Investitionen nach den Kommunalabgabengesetzen)

- sonstigen Zuschiisse fir Investitionen aus dem Inland und dem Ausland

- sonstigen Vermégensiibertragungen (soweit nicht fir Investitionen) von Unternehmen und Sonstigen aus dem
Inland sowie aus dem Ausland (z.B. Erbschaften des Fiskus, Beitrige der Schiffahrt zum Abwrackfonds).

Soweit bei den Gemeinden/Gemeindeverbinde neben den Zuschiissen fiir Investitionen Vermdgensiibertragungen
anfallen (z.B. Erbschaften, Schenkungen), sind diese bei den >>> laufenden Zuschiissen und Schuldendiensthilfen
von anderen Bereichen nachgewiesen.

In der Haushaltsansatzstatistik und der Kassenstatistik werden die Zuschiisse fir Investitionen und die sonstigen
Vermogensiibertragungen gesondert nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf: X

In der Haushaltsansatzstatistik bis 1973 sind hier auch die - allerdings nur relativ geringen - Zuschiisse fir Investi-
tionen von Zweckverbinden und der Sozialversicherung nachgewiesen, da diese Korperschaften erst ab 1974 fi-
nanzstatistisch erfat werden und deshalb vorher den anderen , d.h. nichtéffentlichen Bereichen zugeordnet waren.
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Zuschiisse und Darlehen an die Deutsche Bau- und Bodenbank AG
zur Verbilligung der Vor- und Zwischenfinanzierung des Baues von
Familien- und Eigentumswohnungen

Subventionsberichte
Datennachweis: 1975 bis 1985

Begriffsinhalt:
Bundesmittel zur Verbilligung der Vor- und Zwischenfinanzierung von Eigentumsmafnahmen im sozialen Woh-
nungsbau und zur Minderung der von den Bauherren zu tragenden Finanzierungskosten.

Das Zweite Wohnungsbaugesetz erméichtigte den Bundesminister fir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau, ei-
nen Betrag bis zur 100 Millionen Deutsche Mark der Deutschen Bau- und Bodenbank Aktiengesellschaft darle-
hensweise fiir Zwecke der Vor- und Zwischenfinanzierung des Baues von Familienheimen in der Form von Eigen-
heimen, Kaufeigenheimen und Kleinsiedlungen, eigengenutzten Eigentumswohnungen und Kaufeigentumswoh-
nungen im sozialen Wohnungsbau zur Verfiigung zu stellen. '

Dieser Betrag konnte durch Aufnahme von Mitteln des Geld- und Kapitalmarktes aufgestockt werden. Die Beschaf-
fung geeigneter Geld- und Kapitalmarktmittel wurde durch Gewahrung von Zinszuschiissen aus Haushaltsmitteln
des Bundes sowie durch Ubernahme von Biirgschaften und Gewihrleistungen gefordert.

Die Vor- und Zwischenfinanzierungsdarlehen wurden zu einem niedrigen und gleichbleibenden Zinssatz oder
zinslos zu gewihren. Die Darlehen sollen in einem angemessenen Zeitraum unter Beriicksichtigung der Leistungs-
fihigkeit des Darlehensnehmers zuriickgezahlt werden.

Zuschiisse zur Baulandbeschaffung und -erschlieBung

Subventionsberichte
Datennachweis: 1975 bis 1985

Begriffsinhalt:

>>> Finanzhilfen zur Zinsverbilligung von Darlehen, die von Heimstittengesellschaften und anderen geeigneten
Unternehmen zur Baulandbeschaffung und -erschlieBung namentlich fiir den Bau von Familieneigenheimen in der
Form von Eigenheimen, Kaufeigenheimen und Kleinsiedlungen, eigengenutzten Eigentumswohnungen und Kauf-
eigentumswohnungen am Kapitalmarkt aufgenommen wurden. :

Der Zinszuschuf wurde jeweils fiir eine Kreditlaufzeit bis zu fiinf Jahren bewilligt.
Die FérderungsmaBnahmen waren bis 1981 befristet und wurden bis 1986 abgewickelt.

Zusteiger von Streckenherkunftsflugplitzen

Statistik des gewerblichen Luftverkehrs aus ausgewihlten Flugplitzen
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt: . -
Fluggiste, die am Streckenherkunftsflugplatz in das betreffende Luftfahrzeug einsteigen.

Als "Streckenherkunfisflugplatz" gilt der Einsteige- bzw. Einladeflugplatz auf einer Flugstrecke, der sowohl Um-
steige- als auch Herkunfisflugplatz sein kann.

903



Zuweisungen fiir Investitionen, sonstige Vermdgensiibertragungen
an/vom oOffentlichen Bereich

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Ausgabe-/Einnahmeart mit den Ausgaben/Einnahmen fiir/aus Zuweisungen fiir Investitionen und fiir sonstige
Vermogensiibertragungen (soweit nicht fiir Investitionen)

an/vom Bund

an/vom Lastenausgleichsfonds 1
an/vom ERP-Sondervermdgen

an/von Lander(n)

an/von Gemeinden/Gemeindeverbénde

an/von Zweckverbinde(n)

an die/von der Sozialversicherung

Zuweisungen fir Investitionen sind Geldleistungen, die zur Finanzierung von >>> Baumafnahmen, zum
>>> Erwerb von unbeweglichem und beweglichem Sachvermdgen und fiir andere Investitionsausgaben (z.B. Er-
werb von Beteiligungen) bestimmt sind.

Sonstige Vermégensiibertragungen (soweit nicht fiir Investitionen) sind Geldleistungen, die zur Verbesserung der
Wirtschafts- und Produktionsstruktur beitragen, als Entschadigungen fur erlittene Vermégensschiden gezahlt bzw.
vereinnahmt werden oder zur Vermégensbildung beitragen.

Sonstige Vermogensiibertragungen an/bzw. vom éffentlichen Bereich sind bei den Gemeinden/Gemeindeverbianden
nicht nachgewiesen.

In der Haushaltsansatzstatistik und der Kassenstatistik werden die sonstigen Vermogensiibertragungen gesondert
nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:

In der Haushaltsansatzstatistik bis 1973 zdhlen die Zweckverbinde und die Sozialversicherungstriger nicht zum
6ffentlichen Bereich, sondern zu den anderen Bereichen (Vergleiche >>> Zuschiisse fiir Investitionen, sonstige
Vermogensiibertragungen von anderen Bereichen).

Zuziige

Wanderungsstatistik
Datennachweis: ab 1957

Begriffsinhalt:
Behordliche Anmeldungen von Personen, die ihre Hauptwohnung in einer Gemeinde bezogen haben.

Als Zuziige rechnen auch die Fille, in denen sich Personen lediglich in einer Gemeinde nach einer anderen im
Bundesgebiet gelegenen Gemeinde abmelden und in der bisherigen Gemeinde als >>> Fortziige erfafit werden.

Einbezogen werden nur Personen, die zur >>> Bevélkerung gehéren. Gezéhlt wird jeder Zuzug einer Person inner-
halb des Berichtszeitraums. Wohnungswechsel innerhalb einer Gemeinde (Ortsumziige) werden nicht erfafit.

904



Giste in Beherbergungsstitten u.d. und Besucher bei Verwandten und Bekannten werden nur erfafit, wenn ihr Auf-
enthalt in der betreffenden Gemeinde gemiB den jeweiligen landesrechtlichen Meldebestimmungen von lingerer
Dauer ist und sie der Meldebehorde tatséichlich gemeldet werden.

Soldaten im Grundwehrdienst und auf Wehriibung und Ersatzdienstleistende bleiben, da fiir sie keine Meldepflicht
besteht, unberiicksichtigt.

Nicht erfaft werden auch bestimmte in Anstalten untergebrachte Personen (z.B. Patienten in Krankenhdusern
usw.), Angehérige des konsularischen Dienstes und der auslindischen Stationierungsstreitkrifte, Seeleute und Bin-
nenschiffer, Zeit- und Berufssoldaten bei voriibergehender Abwesenheit vom Standort und dhnliche Sonderfille
(vgl. auch Bevélkerung).

Jede Person, die ihre Hauptwohnung von einer im Bundesgebiet gelegenen Gemeinde in eine andere verlegt, wird
in der neuen Gemeinde als Zuzug und in der bisherigen als Fortzug gezihlt (Binnenwanderung). Personen, die aus
dem Ausland in eine im Bundesgebiet gelegene Gemeinde ziehen, werden abweichend von dieser Regelung nur als
Zuzug erfafit. Wanderungen iiber die Grenzen des Bundesgebietes (einschl. Berlin (West)) werden als Bundesau-
Benwanderung bezeichnet.

Anderungen im Zeitablauf: _
Bis einschl. 1964 rechneten auch die Wanderungen zwischen Berlin (West) und dem iibrigen Bundesgebiet zur
Bundesaufienwanderung.

Bis April 1983 wurden als Zuziige auch die Falle gerechnet, in denen jemand unter Aufgabe seiner Nebenwohnung
in die Hauptwohnung zuriickkehrte bzw. unter Aufgabe seiner zweiten Nebenwohnung in die erste Nebenwohnung
zuriickkehrte.

Personen, die sich von ihrer Nebenwohnung nach "Unbekannt" abmeldeten, wurden als Zuzug in der Gemeinde
registriert, in der die Hauptwohnung lag.

Begriffsbeziehungen:
Der Unterschied zwischen der Zahl der Zuziige und der Fortziige (Wanderungsstatistik) stellt fiir jede Gemeinde
den Wanderungssaldo dar.

Bei den Binnenwanderungen stimmen die im Zielland ermittelten Zuziige mit den im Herkunftsland ermittelten
Fortziigen nicht vollstindig iiberein. Der Saldo dieser Abweichungen - dieser ist z.T. technisch bedingt, z.T. erge-
ben sich die Abweichungen durch unterschiedliche definitorische Abgrenzungen in den Landesmeldegesetzen -
wird als "Binnenwanderungsdifferenz" nachgewiesen.

Zweckverbinde

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Jihrliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

3. Statistik tiber den Personalstand des offentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:

Juristische Personen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit (Verbande und sonstige Organisationen), soweit sie
anstelle kommunaler Kérperschaften kommunale Aufgaben erfiillen und mindestens eine kommunale Gebietskor-
perschaft zum Mitglied haben. Gemeinden und Gemeindeverbande miissen zur Wahrung 6ffentlicher Interessen
und nicht lediglich als Grundstiickseigentiimer Mitglied sein.

Im einzelnen gehoren dazu alle Zweckverbinde, soweit sie dem Zweckverbandsgesetz oder entsprechenden Lan-
desgesetzen unterliegen, sowie Schulverbinde, gem. den Schulgesetzen der Lander, die der Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung dienenden Wasser- und Bodenverbande, der GroBraumverband Hannover, regionale Pla-
nungsverbinde, Planungsverbiinde nach dem Bundesbaugesetz, die Gemeindeverwaltungsverbinde in Baden-
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Wiirttemberg und die Verwaltungsgemeinschaften in Bayern, Wirtschaftsforderungsgesellschaften sowie sonstige
Organisationen mit kommunaler Aufgabenerfiillung, wie sie nach Landesrecht festgelegt sind.

Nicht zu den Zweckverbinden gehéren Sparkassenzweck- und Sparkassenschulverbénde, die Organisationen ohne
Erwerbszweck, die Verbandsgemeinden in Rheinland-Pfalz und die Samtgemeinden in Niedersachsen, die Land-
schaftsverbinde und der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk in Nordrhein-Westfalen, der Bezirksverband Rhein-
land-Pfalz, die Landeswohlfahrtsverbdnde in Hessen und Baden-Wiirttemberg sowie die sieben Bezirke in Bayern,
die Regionalverbinde in Baden- Wiirttemberg,

In den Finanzstatistiken rechnen aufierdem Verbinde mit unternehmerischer Aufgabenstellung, sofern sie ihr
Rechnungswesen nach der kaufménnischen doppelten Buchfiihrung organisieren, nicht zu den Zweckverbénden. In
der Personalstandstatistik werden diese Verbinde dagegen als Zweckverbénde einbezogen, sofern sie in rechtlich
unselbstindiger Form gefiihrt werden.

Nachgewiesen werden in der Rechnungsstatistik Ausgaben und Einnahmen nach den Jahresrechnungen, in den
Schuldenstatistiken der >>> Schuldenstand und in der Personalstandstatistik der Personalstand der Zweckverbénde.

Anderungen im Zeitablauf:

Wegen der schrittweisen Einbeziehung der Zweckverbénde in den Berichtskreis der Finanzstatistik sind die Daten-
reihen erst ab 1975 vergleichbar. Der mit Ablauf des Jahres 1978 aufgeloste Grofiraumverband Braunschweig ge-
horte bis zu diesem Zeitpunkt zu den Zweckverbdnden.

Zweigniederlassung

Arbeitsstittenzihlung 1970

Begriffsinhalt:
Jede von der >>> Hauptniederlassung eines >>> Unternehmens rédumlich getrennt liegende >>> Arbeitsstitte.

Als Hauptniederlassung wird die Arbeitsstiitte aufgefafit, von der aus das gesamte Unternehmen geleitet wird. Zwi-
schenverwaltungen gelten als Zweigniederlassung,

Als Unternehmen gilt die kleinste rechtlich selbstandige Einheit, die eigene Biicher zu fiihren und gesonderte Ab-
schliisse aufzustellen hat. Rechtlich selbstindige Tochtergesellschaften gelten als Unternehmen.

Als Arbeitsstitte gilt eine drtliche Einheit (Grundstiick oder abgegrenzte Riumlichkeit), in der am Stichtag minde-
stens eine Person oder - unter einheitlicher Leitung - mehrere Personen regelméiBig haupt- oder nebenberuflich er-
werbstitig waren.

In der Arbeitsstittenzihlung werden Unternehmensergebnisse nur fiir den erwerbswirtschaftlichen Bereich ausge-
wiesen. Zu diesem rechnen die Wirtschaftszweige Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Fischerei, Produzie-
rendes Gewerbe (Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe), Han-
del, Verkehr, Nachrichteniibermittlung, Kreditinstitute, Versicherungsgewerbe, sonstige Dienstleistungen
(Gastgewerbe, Wissenschaft und Bildung; Gesundheitswesen, Rechtsberatung), ferner die wirtschaftlichen Unter-
nehmen im Eigentum der Gebietskérperschaften einschl. der staatlichen und kommunalen Regiebetriebe und der
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost.

Fiir die Bereiche Organisationen ohne Erwerbscharakter sowie Gebietskdrperschaften und Sozialversicherung wer-
den keine Unternehmensergebnisse und entsprechend keine Zweigniederlassungen nachgewiesen.

Als Zweigniederlassungen gelten auch Niederlassungen, die anderen Zweigniederlassungen nachgeordnet sind.

Nicht zu den Zweigniederlassungen gehoren Niederlassungen ausldndischer Unternehmen im Bundesgebiet, sie
gelten als >>> Einzige Niederlassung, -

Niederlassungen deutscher Unternehmen im Ausland werden nicht erfaft, sie zihlen daher nicht zu den Zweignie-
derlassungen.

Begriffsbeziehunge.n: _

Besteht ein Unternehmen (Arbeitsstittenzihlung) nur aus einer Arbeitsstitte, so gilt diese als Einzige Niederlas-
sung, Zweigniederlassungen bestehen daher nur bei Unternehmen, die mindestens zwei Arbeitsstétten
(Hauptniederlassung und Zweigniederlassung(en)) umfassen.
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Zweitstimmen

1. Bundestagswahlstatistik .
Datennachweis: ab 1976

Begriffsinhalt:
Von >>> Wihlern bei der Bundestagswah! abgegebene Stimmen fiir die Wahl einer Landesliste.

Die abgegebenen Zweitstimmen konnen giiltig oder ungiiltig sein. Ungiiltig sind sie z.B., wenn der Stimmzettel
sich nicht in einem amtlichen Wahlumschlag befindet, wenn er fir einen anderen Wahlkreis gilt, wenn fiir die
Wahl einer Landesliste auf einem Stimmzettel keine oder mehrere Stimmen abgegeben wurden usw.

2. Reprisentative Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:
Von >>> Wihlern in den Auswahlbezirken abgegebene Stimmen ohne Briefwahler fiir die Wahl einer Landesliste.

Zweitwohneinheiten

Gebiude- und Wohnungszihlung 1987

Begriffsinhalt:

Als Zweitwohneinheiten bzw. Zweitwohnungen oder sonstige Zweitwohneinheiten gelten Wohneinheiten, die von
keinem Haushaltsmitglied als Hauptwohnung benutzt werden und nicht >>> Freizeitwohneinheiten sind.

Zwischenkredite

Statistik der Bausparkassen
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt: .

Bestand an Darlehen, die die Bausparkassen ihren Bausparern im Vorgriff auf eine spétere Zuteilung der Bauspar-
vertrige gewdhren.

Ein Bausparvertrag ist ein Vertrag, bei dem sich der Bausparer zur Leistung von Einlagen, die Bausparkasse zur
Gewihrung eines Darlehens fiir den Wohnungsbau verpflichten. Zwischen Ansparung der Einlagen und Zpteilung
des Vertrages, d.h. der effektiven Bereitstellung der Vertragssumme, liegt eine bestimmte Wartezeit. Zur Uberbriik-
kung dieser Wartezeit werden ggf. Zwischenkredite gewdhrt.

Ausgewiesen wird der Bestand an Zwischenkrediten, soweit er noch nicht durch Zuteilung abgelost ist (Stand am
Ende des Berichtszeitraums).

907



	T
	Tabaksteuer
	Tabakwaren
	Tafelwein
	Tanker
	Tankschiffe
	Tätige Inhaber
	Tätige Inhaber, Mithelfende Familienangehörige
	Tätige Personen
	Tätige Personen im Schienenverkehr
	Tätige Personen im Straßenpersonenverkehr
	Tätige Personen in der Binnenschiffahrt
	Tatsächliche Sozialbeiträge
	Tatsächliche geleistete Arbeitsstunden
	Technologie- und Innovationsförderung, Hilfen für bestimmte Industriebereiche
	Teesteuer
	Teilnehmer an Abschlussprüfungen
	Teilnehmer an Zwischenprüfungen
	Teilstücke
	Teilzeitbeschäftigte
	Telexanschlüsse
	Terms of Trade
	Textilien
	Textil- und Nähmaschinen, Maschinen für die Leder-, und Lederwarenherstellung
	Theologie
	Theologische Hochschulen
	Tiefbau
	Tiefbauaufträge der öffentlichen Hand
	Tiefbauten
	Tierische Produkte
	Tilgungen
	Tilgungsausgaben an Öffentlichen Bereich
	Topf- und Ballenpflanzen
	Totgeborene
	Träger der Zusatzversorgung
	Triebfahrzeuge (Einsatzbestand am Jahresende)
	Trinkwein
	Trockenfrachtschiffe
	Trockenladungsschiffe
	U
	Übernachtungsumsatz
	Überstundenentgelt
	Übertragungen
	Übertragungen der Gebietskörperschaften
	Überwiegend benutztes Verkehrsmittel
	Übrige Ausgaben
	Umlauf (Neugeschäft)
	Umlaufvermögen
	Umsatz
	Umsatz im Straßenpersonenverkehr
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuerpflichtige
	Umsatzsteuer (Vorauszahlungssoll)
	Unbezalht mithelfende Familienangehörige
	Unfälle mit nur Sachschaden mit einer Schadenshöhe von 3 000 DM und mehr bei mindestens einem der Beteiligten
	Unfälle mit Personenschaden
	Unfälle mit schwere Sachschaden
	Unfallfahrt
	Unfallbeteiligte
	Unfalltyp
	Unfallursachen
	Unfallversicherung
	Ungültige Stimmen
	Universitäten
	Unregelmäßige Zahlungen
	Unterkünfte
	Untermieter (-haushalte)
	Unternehmen
	Unternehmen (einschl. freie Berufe)
	Unternehmen, Selbstständige und Organisationen ohne Erwerbscharakter
	Unterricht und Kindergartenbesuch
	Unterstellte Entgelte für Bankdienstleistungen
	Unterstellte Sozialbeiträge
	Unverteilte Gewinne der Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit
	V
	Vaginale Hysterotomie
	Vakuumaspiration
	Veränderung (+/-) der Vermögens- und Finanzkonten (Ersparnis)
	Veranlage Einkommensteuer
	Veranschlagte Kosten des Bauwerkes
	Verarbeitende Industrie
	Verarbeitendes Gewerbe
	Veräußerung von Beteiligungen
	Veräußerung von Sachvermögen
	Verbrauchsgüter
	Verbrauchsgüterindustrien
	Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
	Verbrauchsländer
	Verbrauchsmengen
	Verbrauchs- und Gebrauchsgüter
	Veredlungsbetriebe
	Verfügbare Plätze
	Verfügbares Einkommen
	Vergnügungsteuer
	Vergünstigungen im Wohnungswesen
	Verkaufserlöse
	Verkehr
	Verkehr innerhalb des Bundesgebietes
	Verkehr mit Mietomnibussen
	Verkerhseinnahmen
	Verkehrsfläche
	Verkehrs- und Nachrichtenwesen
	Verletzte Personen
	Verlorene Arbeitstage
	Verluste
	Verlustfälle
	Vermehrungs- und Anzuchtflächen
	Vermögensbildung
	Vermögeneinkommen
	Vermögensteuer
	Vermögensteuerpflichtige (natürliche Personen)
	Vermögensteuerpflichtige (nichtnatürliche Personen)
	Vermögensteuerschuld
	Vermögensübertragungen
	Vermögenswirksame Leistung des Arbeitgebers
	Verpackungsmaschinen
	Verpflegungsumsatz
	Versandhandelsunternehmen
	Versand nach dem Ausland
	Versicherungsteuer
	Versicherungsunternehmen
	Versorgungswerke
	Verteiligung
	Verteidigungsaufwand
	Verunglückte Personen
	Verwaltung
	Veterinärmedizin
	Volkseinkommen
	Volks-/Hauptschulabschluß, Mittlere Reife (oder gleichwertige Schulbildung)
	Volksschule, Hauptschule
	Volkswirtschaft
	Vollzeitbeschäftigte
	Vorbeugung
	Vorerzeugnisse
	Vorleistungen (= Käufe von Güter für die laufende Produktion)
	Vorräte
	Vorratsbestände
	Vorratsveränderung
	Vorratsvermögen
	Vorschulische Einrichtungen (ohne Kindergärten)
	W
	Wagenkilometer
	Wagenladungsverkehr
	Wahlberechtigte
	Wahlen zum Europaparlament in der Bundesrepublik Deutschland
	Wähler
	Wahlkreis-Sitze
	Wahlkreis-und Landeslsitensitze
	Wahl zum  Deutschen Bundestag
	Waldfläche
	Warenausfuhr
	Wareneinfuhr
	Wareneingang
	Warenhausunternehmen
	Wasserfläche
	Wasserversorgung des Gebäudes
	Wasserwirtschaftliche Tiefbauten
	Wechselproteste
	Wechselsteuer
	Wegeland und Eisenbahnen
	Weiden mit Almen, Hutungen, Streuwiesen
	Weißmost
	Weiterentwicklung des Wohnungs- und Städtebaues durch Studien und Untersuchungen sowie durch Modell-, Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben
	Werkfernverkehr
	Wiedergutmachung
	Wiesen und Mähweiden
	Wirtschaftliche Gliederung
	Wirtschaftlicher Umsatz
	Wirtschaftsbau
	Wirtschaftsfläche
	Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften
	Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
	Wirtschaftsunternehmen
	Wirtschaftsunternehmen, Allgemeines Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
	Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der Hochschulen
	Wohnbaudarlehen
	Wohnbauten
	Wohnberechtigte Bevölkerung
	Wohneinheit
	Wohnen
	Wohnfläche
	Wohngebäude
	Wohngebäude nur mit 1 oder 2 Freizeitwohneinheiten
	Wohngebäude mit Eigentumswohnungen
	Wohngebiet
	Wohngeldanspruch
	Wohngeldempfänger
	Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz
	Wohnheime
	Wohnparteien
	Wohnräume
	Wohnungen
	Wohnungsbau
	Wohnungsbau für Bundesbedienstete u.a.
	Wohnungsbauprämien
	Wohnungs- und Garagennutzung
	Wohnungswesen
	Wohnungswesen, Raomordnung, Städteauförderung
	Wohnungswesen und Städtebau
	Z
	Zahlungen von gleicher Ebene
	Zahnärzte
	Zehnjährige Grundsteuerbegünstigungen für neugeschaffene Wohnungen, die eine bestimmte Wohnfläche nicht überschreiten
	Zeitfahrausweise
	Ziergehölze
	Zigaretten
	Zigarren/Zigarillos
	Zinausgaben
	Zinseinnahmen
	Zinsen
	Zinsen, Nettopachten u.ä.
	Zins- und Tilgungsleistungen
	Zölle
	Zuchtsauenhaltungen
	Zucker
	Zuckersteuer
	Zuführungen an Rücklagen
	Zugänge zum Anlagevermögen
	Zulassungspflichtige Zugmaschinen
	Zum Absatz bestimmte Produktion
	Zündwarenmonopol
	Zündwarensteuer
	Zur Weitereverarbeitung bestimmte Produktion
	Zusätzliche Finanzierungsmittel
	Zusatzversorgung
	Zuschüsse an öffentliche Unternehmen zur Verbilligung von Darlehen zur Finanzierung des öffentlich geförderten Wohnungsbaues
	Zuschüsse für Investitionen, sonstige Vermögensübertragungen an andere Bereiche
	Zuschüsse für Investitionen, sonstige Vermögensübertragungen von andere Bereichen
	Zuschüsse und Darlehen an die Deutsche Bau- und Bodenbank AG zur Verbilligung der Vor- und Zwischenfinanzierung des Baues von Familien- und Eigentumswohnungen
	Zuschüsse zur Baulandbeschaffung und -erschließung
	Zusteiger von Streckenherkunftsflugplätzen
	Zuweisungen für Investitionen, sonstige Vermögensübertragungen an/vom öffentlichen Bereich
	Zuzüge
	Zweckverbände
	Zweigniederlassung
	Zweitstimmen
	Zweitwohneinheiten
	Zwischenkredite

